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Kapitel 1
Einleitung
Willkommen in Europa:1 mit dieser sarkastischen Schlagzeile betitelte die Zeit am 24.
September 2009 einen Artikel über die Situation der Migranten an den Südgrenzen der
Europäischen Union.2 Der Artikel verdeutlicht, wie wenig das Verhalten der Europäi-
schen Union bzw. das durch europäische Gesetze und Weisungen gelenkte Verhalten der
europäischen Grenzbeamten mit Willkommen heißen zu tun hat, sondern dass vielmehr
das Gegenteil gilt. In den Sommermonaten steigt jedes Jahr die Anzahl der Migranten,
die versuchen über den Seeweg die Europäische Union (EU) zu erreichen. Gleichzeitig
verschärfen die verantwortlichen Grenzbeamten, ausgestattet mit neuesten technischen
Instrumenten, ihre Kontrollen, während Schleuser kleinere Boote bauen, um den Kontrol-
len zu entgehen. Damit erhöhen die Schleuser jedoch das Risiko der Flüchtlinge auf der
Überfahrt zu sterben.
Die Aussicht der Flüchtlinge auf einen erfolgreichen Migrationsversuch an der Südgrenze
hat sich in den letzten Jahren kontinuierlich verschlechtert. Seit den Flüchtlingskatastro-
phen 2005, bei denen eine große Anzahl an Flüchtlingen versuchte, die Grenzzäune zu den
spanischen Enklaven auf dem afrikanischen Kontinent zu überwinden und viele dabei ums
Leben kamen, häuften sich die Meldungen von überfüllten oder gestrandeten Booten auf
dem Weg nach Europa.3 Über die Anzahl der Todesfälle gibt es kaum verlässliche Zahlen.
Es ist aber anzunehmen, dass sie weit über den erfassten Personen in den Pressemittei-
lungen liegt.4
1 Untertitel: Die EU-Staaten tun alles, um Flüchtlinge abzuschrecken: Man lässt sie ertrinken, schiebt sie
ab oder pfercht sie in dreckige Lager. Chronologie eines Dramas, das sich jährlich vor unseren Küsten
abspielt.
2 Vgl. Böhm (2009), DIE ZEIT, 24.09.2009, S. 13 f.
3 Eine Zusammenstellung von einschlägigen Pressemitteilungen ist im Anhang zu finden, Vgl. (A.1).
4 Für eine Darstellung der erfassten Todesfälle im Mittelmeer, die im Zusammenhang mit illegaler Mi-
gration stehen, siehe Abbildung 2.3.
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Aufgrund der Tatsache, dass innerhalb Europas keine Grenzkontrollen stattfinden, ist
es den illegalen Migranten möglich, sich auf alle Mitgliedsländer der EU zu verteilen und
sich dort mit Personen zu mischen, die sich illegal im einem Land aufhalten, die z.B. nach
Ablauf ihres Visums nicht wieder ausgereist sind (sogenannte overstayers). Die absolute
Größe der illegalen Bevölkerung in der EU wird auf zwischen 1,9 und 3,8 Mio. Personen
geschätzt.5 In jedem Land der EU leben illegale Personen, womit auch Probleme, die aus
der illegalen Bevölkerung resultieren, in allen europäischen Mitgliedsländern präsent sind.6
Das Thema Immigration steht auf europäischer Ebene immer wieder auf der politischen
Agenda. Dabei standen lange die negativen Auswirkungen von unerwünschter Zuwande-
rung im Vordergrund, so dass hauptsächlich nach Vermeidungsstrategien gesucht wurde,
mit denen kurzfristige Wirkungen auf die illegale Immigration erzielt werden konnten.
Häufig stand bei der Diskussion die illegale Immigration an den Außengrenzen der EU
im Mittelpunkt sowie die durch sie ausgelösten ökonomischen Einflüsse, die EU-Bürgern
schaden können.7 Der bisher umgesetzte Ansatz der europäischen Länder bzw. der Eu-
ropäischen Union mit illegalen Flüchtlingsströmen umzugehen, war es, die Grenzen zu
schließen und die Grenzkontrollen zu verschärfen. Diese Politik hat jedoch nicht zu einer
Abnahme des illegalen Zustroms nach Europa geführt, nur die Routen haben sich ge-
ändert. Die Wege der Flüchtlinge sind länger, beschwerlicher und gefährlicher geworden.
Die anfänglich kurze Strecke über das Mittelmeer an der Meerenge von Gibraltar wurde
durch Verschärfung der Kontrollen mit verbesserten technischen Instrumenten auf spani-
scher Seite geschlossen. Nach und nach verlagerte sich die Hauptroute daraufhin in den
östlichen Mittelmeerraum. Aus der Sicht eines Immigranten ist der Weg nach Europa in
kleinen, überfüllten Booten sehr gefährlich, es besteht immer die Gefahr das Zielgebiet
nicht zu erreichen und ums Leben zu kommen. Dazu kommt, dass die illegalen Immigran-
ten sehr hohe Beträge an Menschenschmuggler und Schleuser entrichten müssen.8
Lösungsansätze zur Verbesserung der Situation der Migranten wurden in diesem Zu-
sammenhang selten besprochen. Lange Zeit stand auf europäischer Ebene vornehmlich
die Vermeidung von Migration durch verschärfte Maßnahmen an den Außengrenzen im
Mittelpunkt. Daneben wurde wenig zur Veränderung der Bedingungen in den Herkunfts-
5 Vgl. Vogel (2009), S. 4.
6 Illegale Einwanderer können nur illegal arbeiten. Dies geschieht meist zu sehr geringen Löhnen (zu
denen Einheimische nicht arbeiten würden), und die Arbeitgeber zahlen auch keine Abgabe für diese
Tätigkeiten. Vgl. Straubhaar (2007), S. 5 ff.
7 Eine Übersicht über die Einflüsse durch illegale Zuwanderung im Zielland gibt Anhang (A.2)
8 Der Preis für eine illegale Wanderung aus Afrika nach Europa kostet zwischen 1.000e - 16.000e, dies
ist abhängig von der Route und der Distanz. Es kommt häufig ein Preis pro Person zwischen 10.000e
- 15.000e zusammen. Vgl. Munro (2009), S. 8 f.; Office on Drugs and Crime, United Nations (2006),
S. 23 ff.
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ländern unternommen, um z.B. Push-Faktoren, also Migrationsanreize für Personen in
den Herkunftsländern, zu verringern. In der Zielregion Europa wurden die legalen Ein-
reisebedingungen erschwert und die Rechte der legal und illegal angekommenen Personen
beschnitten. Dies ist u.a. in der Entwicklung der Asylbedingungen in Europa zu erken-
nen.9 Es wurde selten untersucht, warum der illegale Zustrom nach Europa existiert, und
vernachlässigt, dass eine Verschärfung der Grenzkontrollen an den Voraussetzungen und
Bedingungen kaum etwas ändert.
Im Zuge dieser Entwicklungen haben sowohl die Europäische Kommission als auch die eu-
ropäischen Mitgliedsländer auf nationaler Ebene ihren Fokus zunehmend auf das Thema
illegale Einwanderung gerichtet. Nachdem sie festgestellt haben, dass die Vermeidungs-
strategie nicht zum gewünschten Ergebnis der Verringerung von illegaler Migration führt,
versucht die EU nun neue Wege zu finden mit dem Problem umzugehen. Einige aktuel-
le Politikvorschläge beinhalten das Element der temporären Migration nach Europa, um
dadurch einen legalen Weg der Immigration zu ermöglichen.10 Das zentrale Element der
temporären Migration ist der zeitlich begrenzte, aber legale Aufenthalt der Migranten. Im
Unterschied zur zeitlichen Beschränkung würde man bei dauerhaftem Bleiben von per-
manenter Migration sprechen.
Die umsetzbare Ausgestaltung legaler temporärer Migration ist das zentrale Thema dieser
Arbeit. Durch temporäre Migration kommt es zu einem dauerhaften Anstieg der Anzahl
an legalen Arbeitskräften in der EU. Da die Migranten nur für einen befristeten Zeitraum
kommen dürfen, danach in ihr Heimatland zurückkehren und von neuen temporären Mi-
granten abgelöst werden, ist der Anstieg der Zahl der Arbeitskräfte konstant und kann
kontrolliert werden. Mit Hilfe dieser Rotation der Arbeitskräfte kann ein dauerhaftes
Bleiben vermieden werden.11 Aufgrund der Ausgestaltung dieser neuen legalen Migrati-
onsmöglichkeit besteht für migrationswillige Personen, die aus Arbeitsgründen in die EU
wollen, dann eine Alternative zur illegalen Migration. Die EU-Kommission verspricht sich
dadurch eine Abnahme der illegalen Migrationsversuche.
Nachdem das Thema Illegale Immigration regelmäßig auf den Tagesordnungen gestan-
den hat, aber kaum konkrete Ergebnisse auf europäischer Ebene erzielt werden konnten,
kann die Verabschiedung des europäischen Pakts für Einwanderung und Asyl im Oktober
2008 als Meilenstein in der europäischen Asyl- und Migrationspolitik gesehen werden. Im
Pakt für Einwanderung und Asyl wird als zentrales Element die zirkuläre Migration von
9 Vgl. Hatton (2009), S. F183 f., F197 ff.
10 Für die genaue Entwicklung hin zum Pakt für Einwanderung und Asyl und die Bedingungen der Blue
Card siehe Abschnitt 2.6 und Abschnitt 2.7.
11Vgl. Winters et al. (2003), Schiff (2004).
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Arbeitskräften betont, durch die ein Teil des Migrationsdrucks von den Außengrenzen
der EU genommen werden soll. Geplant ist in dem Pakt ein neues Zuwanderungskonzept,
mit dem die legale Zuwanderung zur Aufnahme einer Beschäftigung in der EU für einen
befristeten Zeitraum möglich wird. Dazu wird einem Migranten zeitlich begrenzt erlaubt,
in einem EU-Mitgliedsland zu arbeiten und zu leben. Nach seiner Rückkehr kann er durch
sein hinzugewonnenes Know-How und die erworbenen finanziellen Mittel sein Herkunfts-
land unterstützen. Für die Anwendung des Konzeptes sollen Abkommen mit den einzelnen
Herkunftsländern geschlossen werden. Die genaue Ausgestaltung dieses Konzeptes steht
allerdings noch aus.12
Als erster konkreter Ansatz nach Beschluss des Europäischen Pakts für Einwanderung
und Asyl wurde die Einführung der Blue Card beschlossen.13 Nachdem lange um die
Umsetzung gerungen wurde, da nicht alle Länder von der Notwendigkeit der Blue Card
überzeugt waren, stellt sie ein weiteres Migrationsinstrument zur legalen Einreise in die
EU dar. Mit der Einführung der Blue Card möchte die EU ihre Wettbewerbsfähigkeit
gegenüber anderen Industrienationen um hochqualifizierte Zuwanderer stärkten. Die Blue
Card soll die Attraktivität der Europäischen Union für hochqualifizierte Migranten erhö-
hen. Durch sie soll ein Zustrom von hochqualifizierten Arbeitskräften ausgelöst und einem
Arbeitskräftemangel in einigen Branchen entgegengewirkt werden.14
Diese beiden europäischen Konzeptentwürfe im Bereich Migration - temporäre Migra-
tion und selektive Zuwanderung von hochqualifizierten Kräften - bilden die Motivation
für die ökonomische Analyse in dieser Arbeit. Aufbauend auf bestehenden Migrations-
theorien wird ein analytisches Modell entwickelt, mit dem sich die Funktionsweise der
temporären Migration abbilden und gleichzeitig die Probleme dieses Ansatzes aufzeigen
lassen. Die Anreizstruktur für die Migranten, nach einer vorgegebenen Zeit wieder auszu-
reisen, spielt eine zentrale Rolle bei der Ausgestaltung des Konzepts. Das Modell geht von
einkommensmaximierenden Migranten aus, die im Zielland auf dem legalen oder illegalen
Arbeitsmarkt agieren können. Aufbauend auf einer Ausgangssituation mit ausschließlich
illegaler Migration wird gezeigt, welche Bedingungen für temporäre Migration erfüllt sein
müssen, damit das Politikziel temporärer Aufenthalt erreicht wird. Aus dem Modell
lassen sich unmittelbar Empfehlungen für eine Ausgestaltung der Politikinstrumente ab-
leiten. Das vorgestellte Modell erweitert die Perspektive bestehender Migrationstheorien
12Vgl. Rat der Europäischen Union (2009e), S. 41.
13Vgl. Rat der Europäischen Union (2009d).
14 Zur Begründung des Arbeitskräftemangels vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaft (2008c),
S. 8. Branchen mit erhöhter Arbeitskräftenachfrage werden in Zukunft z.B. sein: Marketing, Logistik,
Vertrieb, IT-Systemadministration und bei einfachen Tätigkeiten: Sicherheitspersonal, Haushaltshilfen
und Reinigungspersonal. Kommission der Europäischen Gemeinschaft (2008c), S. 9.
KAPITEL 1. EINLEITUNG 5
dadurch, dass die Kapitalbeschränkung der Migranten im Heimatland in Kombination
mit den Wirkungen von monetären Ausreiseanreizen betrachtet wird.
Das entwickelte Modell wird anschließend um einen Selektionsansatz für hochqualifizier-
te Arbeitskräfte erweitert. Dabei wird die Idee der Blue Card, Fachkräftemangel durch
Anwerbung von hochqualifizierten Arbeitskräften zu begegnen, aufgegriffen und in das
Modell zur temporären Migration implementiert. Dies führt zu einer gemeinsamen Be-
trachtung der Bereiche temporäre Migration und Zuwanderung von hochqualifizierten
Arbeitskräften. Die ökonomische Analyse ermöglicht es auch hier zu identifizieren, welche
Kombination von Politikinstrumenten zu der politisch gewünschten Lösung führen kann.
Die vorliegende Arbeit gliedert sich wie folgt: An die Einleitung schließt sich ein the-
matisches Grundlagenkapitel an (Kapitel 2). In diesem Kapitel werden die Entwicklungen
und Zusammenhänge, die entscheidend für die europäischen Entscheidungen waren, dar-
gestellt. Zu Beginn, in Abschnitt 2.1, wird die Entwicklung der Zuwanderung an der
südlichen Außengrenze der EU skizziert, um aufzuzeigen, was die EU mit ihren bishe-
rigen Politikmaßnahmen dort erreicht hat. Es wird dabei auch auf die Auswirkungen
der illegalen Migration auf alle europäischen Mitgliedsländer eingegangen. Aufgrund der
Personenfreizügigkeit innerhalb der EU können sich die illegalen Migranten auf alle EU-
Mitgliedsstaaten verteilen. Damit wird klar, warum die illegale Migration ein europäisches
und nicht ein nationalstaatliches Problem darstellt. Zur Verdeutlichung werden die Be-
stände an illegaler Bevölkerung in den EU-Mitgliedsländern betrachtet. Für die politischen
Entscheidungen auf europäischer Ebene sind nicht nur die aktuellen Ereignisse und Be-
schlüsse relevant, sondern ebenfalls die Entwicklungen in der Vergangenheit, welche die
schwierigen europäischen Entscheidungsprozesse verdeutlichen. Der Startpunkt für eine
gemeinsame europäische Asyl- und Migrationspolitik, der Zusammenbruch des Ostblocks
und die Immigrationshintergründe der unterschiedlichen Zonen der EU wird in Abschnitt
2.2 dargestellt. Den Immigrationserfahrungen schließt sich eine kurze historische Betrach-
tung der bekanntesten Gastarbeiterprogramme in Abschnitt 2.3 an. Die Erfahrungen, die
in bisherigen Gastarbeiterprogrammen gemacht wurden, können beim Aufbau des neuen
Konzeptes einer zeitlich befristeten Arbeitsmöglichkeit weiterhelfen. Nach einer Betrach-
tung des Gastarbeiterprogramms in der Bundesrepublik Deutschland und des Bracero
Programms in den USA schließt der Abschnitt mit einem Ausblick über aktuelle Arbeits-
kräfteprogramme. Da in der Diskussion um temporäre Zuwanderung häufig die Kritik-
punkte an den alten Gastarbeiterprogrammen angebracht werden, ist die Betrachtung der
Ausgangssituationen damals und heute wichtig. Neuere Arbeitskräfteprogramme werden
auch auf europäischer Ebene diskutiert. Um diese Diskussion einordnen zu können, schließt
sich in Abschnitt 2.4 die Entwicklung der europäischen EU-Asyl- und Migrationspolitik
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an. Es wird die Entwicklung ausgehend vom Schengener Abkommen über die Verträge
von Maastricht, Amsterdam und Nizza hin zum Vertrag von Lissabon skizziert. Zum Ab-
schluss, in Abschnitt 2.5, werden die zentralen aktuellen EU-Kommissionsmitteilungen in
Bezug auf zirkuläre Migration beleuchtet. Die beiden aktuellen Entwicklungen, der weiter
oben schon erwähnte Meilenstein des Europäischen Pakts für Einwanderung und Asyl und
die Blue Card, werden darauf aufbauend in Abschnitt 2.6 und Abschnitt 2.7 dargestellt.
Es wird die den Beschlüssen vorangegangene Entwicklung präsentiert und ihre zentralen
Punkte vorgestellt.
Im dritten Kapitel werden die ökonomischen Grundlagen erläutert, in die die entwickelten
Modelle der vorliegenden Arbeit eingeordnet werden. Im ersten Teil 3.1 werden die existie-
renden Migrationstheorien vorgestellt. In der Darstellung wird der Schwerpunkt auf die
mikroökonomischen Theorien gelegt. Dieser Teil schließt mit einem Überblick über unter-
schiedliche Ansätze der Rückkehrmigration. Im zweiten Teil des Kapitels, Abschnitt 3.2,
wird die Entwicklung der wissenschaftlichen Diskussion um selektive Migrationspolitik
kurz erläutert. Im Mittelpunkt der Auseinandersetzung stand zunächst die Befürchtung
der Herkunftsländer von Migranten eines Brain Drains, bevor die Diskussion um aktu-
ellere Ansätze wie Brain Gain und Brain Circulation erweitert und bereichert wurde.
Diese Erkenntnisse werden bei der Einordnung des Modells aus Kapitel 5 weiterhelfen.
Die Betrachtung des Meilensteins Europäischer Pakt für Einwanderung und Asyl, der
den Ausgangspunkt für die erste Modellentwicklung in dieser Arbeit darstellt, stellt das
Konzept der temporären Migration als Lösungsansatz für die EU im Umgang mit illega-
ler Migration vor. In Kapitel 4 wird dann ein eigenes Modell zur temporären Migration
entwickelt. Es untersucht eine mögliche Umsetzung der Idee der temporären Migration.
Zu Beginn des Kapitels wird eine Einordnung in die relevante Literatur zur illegalen Mi-
gration vorgenommen (Abschnitt 4.1). Dieser wissenschaftlichen Literatur zum Thema
folgend wird ab Abschnitt 4.2 eine Möglichkeit zur Umsetzung der temporären Migration
modelliert. Um temporäre Migration umzusetzen, wird ein Visum ausgegeben, das einen
zeitlich begrenzten Arbeitsaufenthalt für Migranten ermöglicht. Die illegalen Arbeitskräfte
im visumausgebenden Staat, die in der Ausgangssituation existieren, sollen durch Visum-
inhaber substituiert werden. Der Aufbau des Visums ist folgendermaßen gegliedert: Die
Migranten zahlen für das Visum eine Gebühr, damit erhalten sie die Erlaubnis, für eine
Periode im Zielland zu leben und zu arbeiten. Während der Arbeitszeit zahlen sie Ein-
kommensteuern und bei fristgerechter Ausreise aus dem Zielland erhalten sie eine Prämie.
Die potentiellen Migranten sind einkommensmaximierende Arbeitskräfte; sie tragen für
die Migration in das Zielland Kapitalkosten, die ihnen in ihrem Heimatland für einen
Kredit entstehen.
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An die Motivation und die Beschreibung des temporären Migrationsmodells schließt sich
in Abschnitt 4.3 die Darstellung der Benchmarksituation im Zielland (das visumausgeben-
de Land) an. In dieser Ausgangssituation ist nur illegale Migration möglich, es existieren
keine legalen Möglichkeiten. Im Abschnitt 4.4 werden die Bedingungen an das Visum
erläutert und die daraus resultierenden Nebenbedingungen hergeleitet. In Abschnitt 4.5
wird für verschiedene Zusammensetzungen der Migrantengruppe die Wirkungsweise des
Visums untersucht, die Ausgestaltung der Visuminstrumente hergeleitet und die Wohl-
fahrtswirkungen betrachtet. Diese Analyse erfolgt zuerst unter der Annahme einer homo-
genen Migrantengruppe. Hierbei wird die zentrale Bedeutung der Kapitalzusatzkosten der
Migranten für Kapitalaufnahme im Süden deutlich. Aus diesem Grund wird anschließend
eine heterogene Migrantengruppe bzgl. dieser Kosten betrachtet. Bei symmetrischer In-
formationsverteilung zwischen dem visumausgebenden Staat und den Migranten können
verschiedene Visumverträge für unterschiedliche Migrantentypen ausgegeben werden. Da-
mit kann der Staat sein Risiko eines Wohlfahrtverlustes minimieren. Bei asymmetrischer
Informationsverteilung ist eine Selektion der Gruppen möglich, jedoch ohne entscheidende
Vertragsunterschiede implementieren zu können. Daher muss sich der einheitliche Visums-
vertrag an Personen mit hohen Kreditkosten orientieren. Der Abschnitt zur temporären
Migration schließt mit der Zusammenfassung der Modellergebnisse und zeigt politische
Handlungsmöglichkeiten für die EU auf (Abschnitt 4.6).
Ein weiterer zentraler Diskussionspunkt im Bezug auf Migration auf europäischer Ebene
ist die selektive Zuwanderung von hochqualifizierten Arbeitskräften.15 Die Ausgestaltung
der Blue Card, durch die diese selektive Zuwanderung erreicht werden soll, wird in
Abschnitt 2.7 dargestellt. In Kapitel 5 wird dieser Ansatz wieder aufgegriffen und die
Rahmenbedingungen beleuchtet. Es werden die schon vorhandenen Kritikpunkte an der
Blue Card kurz erläutert und darauf aufbauend eine Einschätzung über den potentiellen
Erfolg abgegeben. Dann wird die Betrachtung auf Anwerbung von hochqualifizierten Ar-
beitskräften allgemein erweitert, d.h. ohne die strengen Vorgaben der EU. Dafür wird das
Grundmodell aus Kapitel 4 mit dem Ziel des temporären Aufenthalts von Arbeitskräf-
15Die wissenschaftliche Literatur befasst sich unter den Stichworten Selektion und Migration meist
mit der Zusammensetzung von Migrantengruppen, d.h. Wandern die hochqualifizierten oder die ge-
ringqualifizierten Arbeitskräfte und warum kommt es zu den beobachtbaren Zusammensetzungen. Die
Ergebnisse in diesem Bereich der Migrationsforschung sind nicht eindeutig. Es gibt Studien, die auf den
einfachen Selektionsansatz von Roy (1951) zurückgehen, die eher eine negative Selektion finden, d.h.
es wandern eher die geringqualifizierten Arbeitskräfte aus. Vgl. Yashiv (2004). Andere Studien finden
eine positive Selektion, d.h. es wandern eher die hochqualifizierten Kräfte, dazu siehe z.B. für die USA
und andere OECD-Staaten Carrington und Detragiache (1998), Borjas et al. (1992), Chiquiar und
Hanson (2005) oder Hunt (2000). Der theoretischen Modellhintergrund stammt von Barry Chiswick,
er entwickelte auf Grundlage des Modells von Roy (1951) ein Migrationsmodell mit Humankapital zu
Erklärung der Zusammensetzung der Gruppe. Vgl. Chiswick (1999), Chiswick (2000).
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ten erweitert auf zwei unterschiedliche Arbeitskräftetypen. Die gemeinsame Betrachtung
der Politikziele der temporären legalen Zuwanderungsmöglichkeit im Allgemeinen und
der permanenten Zuwanderung von hochqualifizierten Arbeitskräften im Speziellen folgt
dann in Abschnitt 5.2. Dafür wird zuerst die Benchmarksituation im visumausgebenden
Land aufgezeigt, um dann die Auswirkungen eines Visums mit Selektionsmechanismus
zu untersuchen. Es ergeben sich erste interessante Ergebnisse schon durch die einfache
Einführung eines Visums mit Selektionsziel ohne zusätzlichen Ausreiseanreiz, wobei die
Politikziele nicht erreicht werden können. Daher wird das Visum dann genau um den
Ausreiseanreiz aus dem Grundmodell erweitert. Dies führt zu einem positiven Ergebnis
für den visumausgebenden Staat in Bezug auf beide Politikziele. Ein Hauptkritikpunkt
an vielen Modellen mit Migrationspolitikvorschlägen ist, dass sie wichtige Eigenschaften
der Realität vernachlässigen. Häufig werden dabei die existierenden Sozialsysteme oder
-leistungen in den Zielländern genannt.16 Daher wird das Modell dann um ein Sozialsy-
stem in Form eines Ersatzlohns bei Arbeitslosigkeit erweitert. Dies ändert jedoch nichts an
den wesentlichen Aussagen des Modells. Die Zusammenfassung der Ergebnisse des Visums
mit Selektionsfunktion und mögliche Implikationen für die europäische Politik runden mit
dem Abschnitt 5.3 die Betrachtung ab.
Die vorliegende Arbeit schließt mit dem Kapitel 6, in dem die gewonnenen Ergebnisse
zusammengetragen und Implikationen für die europäische Politik abgeleitet werden.
16Vgl. Ruhs (2003).
Kapitel 2
Hintergründe der europäischen
Migrationspolitik
In diesem Kapitel werden die wichtigsten Zusammenhänge, die dem dann folgenden theo-
retischen Modell zu Grunde liegen, erläutert. Der Abschnitt 2.1 stellt die Entwicklungen
der illegalen Migration im Süden der Europäischen Union dar. Mit den bisher ergriffenen
Maßnahmen konnte nicht das gewünschte Ziel der Eindämmung illegaler Immigration
erreicht werden. Vielmehr ist eine Verlagerung der Migrationsrouten und damit des Pro-
blems eingetreten. Vor diesem Hintergrund kann die bisherige europäische Politik zur Ver-
hinderung von illegaler Migration nicht als erfolgreich bezeichnet werden. In Abschnitt
2.2 werden dann länger zurückliegende Ereignisse, die die Asyl- und Migrationspolitik
der EU maßgeblich bestimmt haben, betrachtet, ebenso wie die Migrationserfahrung un-
terschiedlicher europäischer Regionen und die Entwicklung der Asylanträge. Dies bildet
den Hintergrund für die Entwicklung der Asyl- und Migrationspolitik auf europäischer
Ebene. Diese unterschiedlichen Interessen der Mitgliedstaaten haben maßgeblich die Ta-
gungen, Entscheidungen, Programme und Beschlüsse der Europäischen Union bzw. der
Europäischen Kommission bestimmt. Um die aktuellen Beschlüsse der EU bzgl. Migrati-
on einordnen zu können, wird in Abschnitt 2.3 eine kurze Darstellung der bekanntesten
Gastarbeiterprogramme aus der Vergangenheit, dem deutschen Gastarbeiterprogramm
und dem amerikanischen Bracero-Programm, vorgenommen. Neuere Vorschläge in Bezug
auf die europäische Migrationsproblematik wollen temporäre Arbeitsprogramme wieder
auflegen, daher werden die Probleme der Gastarbeiterprogramme aus der Vergangen-
heit beleuchtet. Bevor sich konkret mit den neuen europäischen Entwürfen für temporäre
Arbeitsprogramme beschäftigt wird, sollen zuerst die relevanten Entscheidungen und Be-
schlüsse, die die Basis für die europäische Asyl- und Migrationspolitik bilden, in Abschnitt
9
KAPITEL 2. HINTERGRÜNDE DER EUROPÄISCHEN MIGRATIONSPOLITIK 10
2.4 chronologisch erläutert werden.17 Die Darstellung endet mit der Darstellung der neuen
europäischen Beschlüsse, dem europäischen Pakt für Einwanderung und Asyl, Abschnitt
2.6, und der europäischen Blue Card, Abschnitt 2.7. Als wichtiges Element wird im
Pakt für Einwanderung und Asyl die zirkuläre Migration für Immigranten nach Euro-
pa genannt, dies geschieht jedoch nur ungenau und wenig konkret umrissen. An diesem
Punkt soll das erste Modell aus der vorliegenden Arbeit anknüpfen. Dies geschieht in
Abschnitt 4. Das erste neue europäische Politikinstrument, welches sich aus dem Pakt
für Einwanderung und Asyl ergeben hat, ist die Blue Card. Ihre Entwicklung und ih-
re zentralen Punkte folgt in Abschnitt 2.7. Das Thema der gewünschten Zuwanderung
von hochqualifizierten Arbeitskräften, das Ziel der Blue Card, wird in Kapitel 5 wieder
aufgegriffen.
2.1 Zuwanderung in Südeuropa
Für mehr als 15 Jahre war die Straße von Gibraltar der Weg, um Europa vom afrikanischen
Kontinent aus zu erreichen. Anfang dieses Jahrtausends begann die spanische Regierung
auf Druck der heimischen Bevölkerung und der europäischen Kommission, die illegale
Zuwanderung durch zusätzliches Personal und erhöhte Kontrollfrequenzen sowie durch
Modernisierung ihrer technischen Ausrüstung vermehrt auf dieser Route zu bekämpfen.
Sie führten SIVE (span. Sistema Integrado de Vigilancia Exterior = engl. Integral Sy-
stem of Exterior Surveillance) ein. Hierbei handelt es sich um Radarstationen die kleine
Boote schon beim Verlassen des afrikanischen Kontinents entdecken können.18
Als Konsequenz dieser Maßnahmen sanken einerseits die Zahlen der illegalen Migration
an der Südküste von Spanien,19 auf der anderen Seite aber stiegen die Immigrationsver-
suche in die spanischen Enklaven Ceuta und Melilla stark an.20 Vermehrt wurde über
die Geschehnisse und Flüchtlingsbedingungen in den Enklaven in der europäischen Presse
berichtet.21 Die EU reagierte auf diese Entwicklung mit der Errichtung eines Hochsicher-
heitszauns an den Grenzen der Enklaven. Die schon bestehenden Zäune wurden erhöht und
zusätzliche Anlagen mit Bewegungsmeldern und Flutlichtanlagen errichtet. Somit sollte
das Betreten von europäischem Boden erschwert werden. Dieses Ziel wurde erreicht; die
17Es werden nur die Entwicklungen und Beschlüsse auf europäischer Ebene betrachtet. Es existieren
ebenfalls Unterschiede in nationalstaatlichen Bestimmungen und Regelungen, sie sind jedoch für jedes
europäisches Land schon umfangreich und damit würde es für alle europäischen Mitgliedstaaten den
Rahmen der vorliegenden Arbeit sprengen.
18Vgl. González-Enríquez (2009), S. 8.
19 ebd.
20Vgl. o.V. (2006b), S. 4.
21 Für Pressemeldungen siehe Anhang (A.1).
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Zuwanderungszahlen in die Enklaven gingen zurück, jedoch kam es erneut zu einer Ver-
lagerung der Route an die afrikanische Westküste.22 Die illegalen Migranten versuchten
in kleinen Fischerbooten von Mauretanien, später dem Senegal, die Kanarischen Inseln
zu erreichen. Diese Route ist ca. 1200 - 1500 km lang und dauert in den kleinen Booten
ungefähr sechs bis neun Tage. Das Risiko auf der Überfahrt ums Leben zu kommen oder
das Ziel überhaupt nicht zu erreichen stieg mit dieser Routenverlagerung stark an.23 Ab
2006 wurden die Seewege auf die Kanarischen Inseln verstärkt kontrolliert.24 Dies bewirk-
te eine erneute Verlagerung der Route. Die Entwicklung der Zahlen zu den aufgegriffenen
illegalen Migranten an den Grenzen oder auf See zeigt Abbildung (2.1). Anhand dieser
Grafik lässt sich auch die Verlagerung der Routen verfolgen.
Whereas the 2002 estimate relies on low quality estimates for Member States encompassing 
about two thirds of the EU population, there were medium quality estimates for Member 
States encompassing more than half of the EU population in 2008. We would suggest that we 
could call an aggregate country estimate on the European level a medium quality estimate, if 
based on medium quality estimates for countries covering at least 70 percent of the regular EU 
population, unless there are indications that there are considerable irregular foreign resident 
populations in the countries with the remaining 30 percent of the regular EU population. Fig-
ure 3 shows estimates for individual Member States in 2008. The colour of the country indi-
cates whether a low quality (orange) or medium quality (yellow) estimate was available.  
 
To understand the development, it is necessary to look at inflows into and outflows from the 
irregular foreign resident population. The public perception of flows is dominated by one par-
ticular flow – the irregular inflow over land or sea borders. Therefore, it is first of all neces-
sary to be aware of the full picture of flows. It is important to note that increasing or decreas-
ing stocks of irregular migrants reflect net changes in flows. 
We differentiate between demographic, geographic and status-related flows. 
Demographic flows concern the birth and death in an irregula  residence statu . We hardly 
know anything about the quantitative importance of these incidents. While their quantitative 
relevance seems to be low, they are causing considerable human rights concerns. 
Geographic flows are the most visible flows: Boat people try to reach the Southern shores of 
the European Union, and land borders are used by groups on foot and persons hidden in 
trucks. Border guard apprehensions are used as indicators of the changing relevance of this 
inflow. While apprehensions are not only influenced by changing inflows, but also by chang-
ing and shifting enforcement practices, enforcement intensity in general has not declined. Data 
collection according to European standards may improve the quality of published data in the 
future, but so far not all country experts had a sufficient basis for a differentiated picture, and 
published data have not achieved full comparability.   
 
Figure 3: Apprehensions at selected European borders 
Source: ICMPD compilation of border police data from different sources 
 
There is even less information on geographical outflows, concerning irregular migrants leav-
ing the country where they are staying illegaly and moving to another EU country or going 
outside Europe. The lacking awareness of the relevance of outflows may lead to an overesti-
mation of the relevance of irregular migration. The best we can say is that geographical in-
flows and outflows seem to have declined steadily in the new millennium in many states, with 
many ups and downs and without a clear trend in Southern European states (see Figure 3). 
Status-related flows are the third big type of flows: people do not move over borders, they 
move between legal and irregular status within the territory of a European Union state. The 
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Abbildung 2.1: Aufgriffe von Illegalen Migranten an der südlichen EU-Grenze25
Vermehrte Zuwanderung erfahren Lampedusa und die Republik Malta, die seit Mai 2004
zur Europäischen Union gehört.26 2008 haben vor allem Italien und auch Griechenland
einen Anstieg an illegaler Zuwanderung erfahren. Im Jahr 2007 hatte Italien einen Zu-
wachs von 13% bei Aufgriffen von illegalen Immigranten zu verzeichnen. Griechenland
meldete für dasselbe Jahr sogar einen Zuwachs von 170%.27 Für 2007 bestätigt sich die-
se Entwicklung. Die Ströme an illegalen Immigranten im westlichen Mittelmeer gingen
zurück. Dies wird häufig als Erfolg der erhöhten Kontrollen gemeldet, jedoch wird die
Entwicklung im östlichen Mittelmeer dabei nicht erwähnt. In Italien und Griechenland
stiegen 2008 die Zahlen für illegale Zuwanderer weiter an. Die kanarischen Inseln und
22Vgl. Arteaga (2007), S. 1.
23Vgl. Vignati (2009), S. 11. Nach Schätzungen von spanischen Agenturen kommt jeder sechste Migrant
auf dem Weg nach Europa um. Für weitere empirische Schätzverfahren zu Beständen von illegalen Mi-
granten oder illegalen Migrationsbestände in Ländern vgl. Tapinos (2000); Jandl (2004); Jandl (2008).
24Vgl. dazu die beiden FRONTEX Programme HERA I und HERA II, FRONTEX (o Jc).
25Vgl. Vogel (2009), S. 6.
26Hier gab es ein Anstieg der illegalen Zuwanderung bis 2008. Vgl. Munro (2009), S. 14.
27Vgl. FRONTEX (2008), S. 16. Für die Entwicklung in der gesamten EU siehe Abbildung Illegale
Grenzübertritte nach Mitgliedstaaten im Jahr 2007, S. 17.
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das spanische Festland meldeten einen Rückgang der illegalen Zuwanderung um ca. 25%,
die Inseln Lampedusa und Malta hingegen berichteten eine Verdopplung der illegalen
Immigration, auch der Zustrom von illegalen Personen auf die griechischen Inseln (haupt-
sächlich Lesbos, Chios, Samos, Patmos, Leros und Kos) hat sich mehr als verdoppelt.28
Die Abbildung (2.2) zeigt im Süden von Europa die aktuellen Einfallstore der illegalen
Migration auf.
Abbildung 2.2: Aktuelle Migrationsbrennpunkte29
Dies sind die momentanen30 Brennpunkte der illegalen Migrationsrouten. In der Abbil-
dung (2.3) werden die Zahlen von toten Flüchtlingen im Mittelmeer, die mit einem ille-
galen Migrationsversuch in Verbindung gebracht werden konnten, dargestellt. Es ist zu
erkennen, dass vor allem im Sommer oder Herbst die Anzahl der Todesfälle ansteigt,
während in den Wintermonaten die Werte eher geringer ausfallen. Dies hängt damit zu-
sammen, dass Migranten eher bei ruhigeren Bedingungen auf dem Meer in den sonnigen
Monaten die Überfahrt zu den Kanarischen Inseln oder übers Mittelmeer unternehmen als
in den stürmischen Wintermonaten.31 Einen Ausreißer stellt für diese Beobachtung das
Jahr 2005 dar, in dem die Zahlen insgesamt eher niedrig ausfallen. Allerdings wurden in
diesem Jahr viele illegale Immigrationsversuche an den spanischen Enklaven auf dem afri-
kanischen Kontinent beobachtet. Die Migrationsroute ging damit nicht übers Mittelmeer.
Die Spitze im Jahr 2006 stellt die große Flüchtlingswelle auf die Kanarischen Inseln dar.
Ab diesem Zeitpunkt wurden die Kontrollen auch auf dem Atlantik erhöht. Dies führte
28Vgl. FRONTEX (2009), S. 12.
29Vgl. Deutsche Welle (o J). Es sind abgebildet die aktuellen illegalen Einwanderungswege über das
Mittelmeer für 2008 mit ihren Veränderungen zum Vorjahr.
30Winter 2009/2010.
31Vgl. Strauch (o J), Böhm (2009), S. 13.
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in den folgenden Jahren zu einer Reduktion der Todesfälle, da schon die Boote auf ihrem
Weg aufgegriffen und an die Ausgangsstelle zurück eskortiert wurden. Der starke Anstieg
2009 ist auf das Sinken von zwei ungewöhnlich großen und vollen Booten von Libyen nach
Italien zurückzuführen. Dies geschah im März 2009.
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Abbildung 2.3: Todesfälle im Mittelmeer (Winter 2002 - Frühling 2009)32
Jedoch sieht sich die EU bereits seit längerer Zeit einem massiven Migrationsdruck auf
illegalem Weg über das Mittelmeer ausgesetzt. Es existieren Beobachtungen seit 1993,
diese sind in der folgenden Abbildung (2.4) dargestellt. Es ist ein langfristig ansteigender
Trend der Todesfälle zu erkennen.
Es ist zu beachten, dass nicht alle illegalen Migranten in einer Statistik erfasst werden.
Nicht allen Migranten, die versuchen auf illegalem Wege übers Mittelmeer in die EU zu
kommen, gelingt dies. Ein Teil wird aufgegriffen und an den Startpunkt der Seereise zu-
rückgebracht, dann tauchen sie als Detections in einer Statistik auf. Ein Teil stirbt auf
dem Weg nach Europa. Sie kommen mit ihren Boot nicht an, da es z.B. auf dem Weg zu
den Kanarischen Inseln die Inselgruppe verfehlt und das Boot auf den Atlantik heraus-
treibt. Diese Personen werden nirgendwo statistisch erfasst. Von denjenigen, die tot das
europäische Festland erreichen, werden in der Statistik die Todesfälle erfasst, die direkt
mit einem illegalen Immigrationsversuch in die EU in Verbindung gebracht werden kön-
nen. Diese Zahlen liegen der Abbildung (2.3) zu Grunde. Anhand der Abbildung (2.4)
lässt sich nachvollziehen, dass die illegalen Versuche, über das Mittelmeer nach Europa zu
kommen, kein neues Phänomen sind, jedoch ist die Anzahl der Todesfälle in den letzten
Jahren stark gestiegen und damit verbunden (wahrscheinlich) auch die Anzahl der illega-
32Eigene Darstellung, Daten: UNITED for Intercultural Action (2009) basierend auf einer Erhebung von
UNITED for Intercultural Action. Die Anzahl der einzelnen Jahreszeiten ergibt sich aus der Summe
folgender Monate: Winter ≡ Dezember, Januar, Februar; Frühling ≡ März, April, Mai; Sommer ≡
Juni, Juli, August; Herbst ≡ September, Oktober, November.
33Eigene Darstellung, Daten: UNITED for Intercultural Action (2009). Für 2009 umfassen die Daten nur
die Monate Januar bis April.
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Year Todesfälle Anmerkung
1993 25
1994 122
1995 180
1996 459
1997 348
1998 229
1999 505
2000 654
2001 444
2002 822
2003 1301
2004 938
2005 696
2006 2851
2007 2123
2008 1064
2009 1049 (bis April)
25
122
180
459
348
229
505
654
444
822
1301
938
696
2851
2123
1064
1049 
1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009
Todesfälle Linear (Todesfälle)
Abbildung 2.4: Entwicklung der Todesfälle im Mittelmeer (1993 - 2009)33
len erfolgreichen Migranten.
Aufgrund der ansteigenden Anzahl an illegalen Migranten und der Existenz des freien
Personenverkehrs innerhalb der EU, d.h. ohne starke Grenzkontrollen, rückte das Pro-
blemfeld Illegale Immigration und die daraus resultierende Illegale Bevölkerung in der
EU immer stärker in den Fokus von Betrachtungen. Durch den freien Personenverkehr
können illegale Migranten das Land, in dem sie angekommen sind, ohne große Angst vor
Entdeckung an den innereuropäischen Grenzen, verlassen und sich in einem anderen eu-
ropäischen Land ansiedeln. Dort werden sie Bestandteil der illegalen Bevölkerung und
vermischen sich mit den anderen Illegalen in dem Land, z.B. den Overstayern.34 In der
folgenden Abbildung (2.5) wird der Bestand an illegalen Personen in den Europäischen
Ländern aufgezeigt. Es werden für jedes Land ein minimaler und ein maximaler Wert
angegeben.
34Overstaying ist definiert durch Einreise auf dem legalen Wege über ein Visum (Tourist oder Student
etc.) und keine Ausreise nach der vorgeschriebenen Zeit, sondern ein länger andauernder Aufenthalt
im Zielland. Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaft (2008a), S. 1 f.
35Vgl. Vogel (2009), S. 5. Für die genaueren Daten: Anhang (A.3). Betrachtet man die Validität, Ver-
lässlichkeit und Dokumentation der Daten lassen sie sich in drei Qualitätsklassen eingeordnet: Hohe,
mittlere und geringe Qualität. Vgl. Vogel und Kovacheva (2008), S. 7.
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Figure 2: Composition of the European estimate 2008  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Source: HWWI compilation of estimates from different data sources  
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Abbildung 2.5: Europas Bestände an illegalen Personen35
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Es ist zu erkennen, dass in jedem europäischen Land eine illegale Bevölkerung existiert,
die absoluten Bestände sich jedoch stark unterscheiden. Bei den maximalen Beständen
schwanken die Werte zwischen ca. 2.000 illegalen Personen in Luxemburg, Lettland und
Slowenien und 863.000 illegalen Personen im Vereinigten Königreich. In Relation zur ein-
heimischen Bevölkerung ist die Verteilung weitaus weniger unterschiedlich. Dort schwan-
ken die Relationswerte dann zwischen 0, 09% in Dänemark und 3, 21% in Spanien und
Portugal. Die Verteilung in allen europäischen Ländern lässt sich in Abbildung (2.6) er-
kennen: Der Anteil der illegalen Bevölkerung in Relation zur heimischen Bevölkerung
in den europäischen Ländern ist in Abbildung (2.6) abgebildet. Die Minimal- bzw. Ma-
ximalschätzung für die Bestände ergeben die Grenzen der Balken. Es ist, neben dem
unterschiedlichen Anteil, den die illegale Bevölkerung in den einzelnen Ländern bildet, zu
erkennen, dass das Schätzintervall zwischen den Ländern variiert.
Abbildung 2.6: Anteil der illegalen Bevölkerung in Relation zur heimischen Bevölkerung
in EU-Ländern37
Das Problem der Existenz einer illegalen Bevölkerung besteht demnach in allen europäi-
schen Mitgliedsstaaten. Der Bestand schwankt zwischen den Ländern; die ökonomischen
Effekte sind für die Mitgliedsländer jedoch vergleichbar.38 Bei der illegalen Grenzüber-
schreitung als solcher wird zunächst kein ökonomischer Schaden verursacht; allerdings
wird dabei die Staatssouveränität des betroffenen Einwanderungslandes unterlaufen. Die
ökonomischen Effekte der illegalen Beschäftigung von illegalen Personen in der EU werden
bekämpft, da sie sich negativ auf die einheimische Bevölkerung auswirken.39
37Eigene Darstellung anhand der Daten aus Anhang (A.3).
38Vgl. Abbildung (A.1) aus dem Anhang (A.2).
39Vgl. Europäisches Parlament (2009).
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Das Tätigkeitsfeld der Illegalen liegt bei Hilfsarbeiten im Baugewerbe, in Restaurants
oder Speditionsgewerbe.40 Die Bekämpfung der Beschäftigung von illegalen Personen ist
ein neuer Ansatz der EU mit den Problem, die sich aus illegaler Zuwanderung ergeben,
umzugehen.41 Durch eine Verstärkung der Kontrollen in den Unternehmen und erhöhten
Strafen gegen Arbeitgeber soll die Anzahl der illegalen Beschäftigten in den Unternehmen
sinken. Dadurch sinken die Beschäftigungschancen für illegale Migranten und demzufolge
kann die EU hoffen, dass die Anziehungskraft Europas als Arbeitsplatz für Illegale sinkt.
Neben der Bekämpfung der illegalen Beschäftigung ist es ein Anliegen der EU, die illegalen
Migrationsströme besser kontrollieren und steuern zu können. Dazu liegen neue Ansätze
vor. Um diese neueren Entwicklungen auf europäischer Ebene einordnen zu können, folgt
in Abschnitt 2.2 eine Darstellung der Ausgangssituation der gemeinsamen europäischen
Asyl- und Migrationspolitik. Welche Ereignisse dafür ausschlaggebend waren, dass die
Europäische Union ihre nationalen Bestimmungen einander angleichen wollte, wird erläu-
tert. Dies ist wichtig, um die unterschiedlichen Interessen, unter denen die Entscheidungen
getroffen wurden, zu verstehen. Diese unterschiedlichen Interessen sind häufig Grund da-
für, dass der Einigungsprozess auf europäischer Ebene zu einem gemeinsamen Konzept
schwerfällig ist und lange dauert. Die Ergebnisse sind meistens nur kleine Erfolge d.h.
Minimalstandards. Daher wird in Abschnitt 2.2 ein Überblick über die verschiedenen Im-
migrationserfahrungen in unterschiedlichen europäischen Regionen gegeben. Dadurch soll
verdeutlicht werden, dass die Ausgangssituation und der Umgang mit Migration in den
Regionen eine unterschiedliche Prägung erfahren hat.
2.2 Immigrationserfahrungen in der EU
Immigration42 und Asyl43 sind aktuelle politische Bereiche, die weit oben auf den Ta-
gesordnungen der Europäischen Union stehen. Zwischen den EU Ländern bestehen große
Unterschiede in der Erfahrung mit Immigration. Die Abbildung (2.1) gibt einen Einblick
über die Wanderungssalden in verschiedenen europäischen Regionen. Für Zuwanderung
aus der Region steht (+) und für Abwanderung (−).
40Vgl. Eichenhofer (1999), S. 12.
41Vgl. Europäisches Parlament (2009).
42Migration ist definiert als ein Prozess, bei dem eine räumliche Bewegung von Menschen stattfindet,
wobei eine politische Grenze überschritten und ein Wechsel des Wohnsitzes durchgeführt wird. Vgl.
Düvell (2006), S. 5.
43Asyl ist definiert als eine Form von Schutz, der Menschen gewährt wird, die in ihrem Heimatland nicht
mehr sicher sind. Vgl. Rüthers et al. (2009a).
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1950-59 1960-69 1970-79 1980-89 1990-93 insgesamt
Mittel-
und Osteuropa -4,0 -1,9 -1,1 -2,3 -2,3 -11,6
UdSSR/GUS +0,1 +0,1 -0,4 -0,4 -1,4 -2,0
Skandinavien -0,1 +0,1 +0,2 +0,2 +0,2 +0,7
Südeuropa -2,9 -3,1 +0,6 +1,6 +0,7 -3,1
Westeuropa +4,3 +5,1 +2,5 +2,5 +3,9 +18,2
Europa insgesamt -2,7 +0,3 +1,9 +1,6 +1,1 +2,2
Tabelle 2.1: Migrationssalden der Hauptregionen Europas in Millionen (1950 - 1993)44
Als es Anfang der 1990er Jahre zum Kollaps des kommunistischen Systems kam und damit
die politische Spaltung in Europa beendet wurde, kam es zu einer großen Migrationswelle
von Ost- nach Westeuropa.45 Zwischen 1989 und 1992 wanderten mehr als 4 Mio. Men-
schen aus Mittel- und Osteuropa in Richtung Westen. Hinzu kamen die Kriegsflüchtlinge
aus dem ehemaligen Jugoslawien. Es waren ca. 700.000 Menschen die in dieser Zeit in
einem westlichen Land aufgrund des Balkankriegs Zuflucht suchten.46 Die daraus resul-
tierenden Flüchtlings- und Asylbewerberströme führten in den nördlichen Staaten von
Europa zur Sorge, dass große Bevölkerungsbewegungen vom Osten in den Westen zu er-
warten seien. Zunächst reagierten sie noch unabhängig und unkoordiniert voneinander auf
die Flüchtlingswelle aus Osteuropa. Die Diskussion in diesen Ländern war stark auf das
Thema Asyl fokussiert und hat insgesamt zu einer sehr restriktiven Asylpolitik geführt.
Sie führten in ihre bestehenden Verfahren restriktive Maßnahmen zur Abschreckung ein.
Es wurden Maßnahmen ausgebaut, die die Personen am physischen Betreten des Lan-
des hindern und als Abschreckung gegen einen weiteren Einreiseversuch dienen sollten.
Weitestgehend wurden die Aufenthaltszeiten der Asylbewerber verkürzt, wenn sie sich
auf europäischen Territorium befanden.47 Ebenso wurden verschiedene Visumsregeln für
bestimmte Drittstaaten erlassen. Nach Gründung der EU folgte auf diesem Gebiet relativ
zügig eine Vereinheitlichung. Es wurden ebenfalls hohe Strafen für Transportunternehmen
eingeführt, die Ausländer ohne gültigen Aufenthaltstitel in die Staaten brachten. An Flug-
häfen wurden sog. Internationale Zonen eingerichtet, in denen internationales und nicht
nationales Recht gilt. Damit erreichten die Personen ohne gültige Papiere nicht sofort das
Staatsgebiet der einzelnen Staaten.48
44Entnommen aus Fassmann und Münz (1996), S. 29.
45Unter Westeuropa sind folgende Länder zu verstehen: Belgien, die Bundesrepublik Deutschland, Frank-
reich, Italien, Luxemburg, die Niederlande, Dänemark, Irland und das Vereinigte Königreich. In der
Abbildung (2.1) ist zu erkennen, dass Westeuropa schon seit den 50er Jahren Zuwanderungsregion war.
46Vgl. Fassmann und Münz (1996), S. 13 f.
47Vgl. Gibney und Hansen (2003), S. 5.
48Vgl. Gibney und Hansen (2003), S. 6.
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Durch gezielte Maßnahmen sollte die Einreise in die EU für potenzielle Asylbewerber er-
schwert werden. Die EU versucht, durch Verschlechterung der sogenannten Pull-Faktoren49
die Anreize zu senken in die EU zu immigrieren:50 Es wurde der Zugang für Asylbewer-
ber zum europäischen Arbeitsmarkt beschränkt (diese Reglungen wurde im Laufe der
Zeit innerhalb der EU harmonisiert), desweiteren wurden für sie die sozialen Leistungen
gekürzt. Es erfolgte die Unterbringung in extra eingerichteten Unterkunftslagern, die au-
ßerhalb von Ballungszentren und existierenden Netzwerken lagen. Ebenso versuchte die
EU die Rückkehr der Asylanten zu fördern, z. B. durch geförderte Besuche im Heimatland.
Dies geschah durch Anreize an die Asylanten selber und durch Wiederaufnahmeverträ-
ge mit den Herkunftsländern.51 Dieser Zustrom an Asylbewerbern aus Osteuropa brachte
die Notwendigkeit eines einheitlichen Asylsystems zum Vorschein. Jedoch konnten sich die
europäischen Mitgliedsländer in vielen Regelungen nur auf einen Minimalstandard einigen.
Eine andere Entwicklung gilt für südlichen europäischen Länder, wie Italien, Spanien,
Griechenland und Portugal.52 Sie waren einst Auswanderungsländer, deren Bevölkerung
traditionell ihre Arbeit in den Norden angeboten hat. Die Richtungsänderung in den Wan-
derungssalden Südeuropas kann man in der Abbildung (2.1) erkennen. Zuletzt wurden sie
Netto-Einwanderungsländer und haben wachsend mit Problemen zu kämpfen, die im Zu-
sammenhang mit der großen Anzahl von ansässigen Migranten unterschiedlicher Kultur
und Herkunft sich ergeben. Zuvor haben die Länder illegale Immigration stillschweigend
toleriert, da ein Teil ihrer Volkswirtschaft auf dieser informellen Arbeit beruhte.53 Seit
1990 stieg die Brisanz und Wichtigkeit der illegalen Immigration in Spanien und Italien.
Diese Länder antworteten auf ihre Probleme mit einer Serie von Amnestien für illegale
Immigranten, kombiniert mit Maßnahmen, die die öffentlichen Ordnung und Sicherheit
stärken sollen. Ebenso wurden die Kontrollen erhöht und strenger gestaltet, um neuer
illegaler Migration vorzubeugen.54 Spanien kündigte z.B. eine dreimonatige Amnestie im
Februar 2005 an, um die Untergrundökonomie ans Licht zu bringen. Im Rahmen dieses
Programms wurden 700.000 Arbeits- und Aufenthaltsgenehmigungen ausgegeben.55 Aber
diese Amnestie hing zusammen mit weiteren Regierungsversprechen die illegale Arbeit
und die illegalen Immigranten zu bekämpfen.56 Trotz solcher Androhungen von nationa-
49 Für eine ausführliche Darstellung des Push-Pull-Modells siehe Abschnitt 3.1.
50Vgl. Gibney und Hansen (2003), S. 8.
51Vgl. Gibney und Hansen (2003), S. 11.
52 Für die Entwicklung der Wanderungssalden s. Zeile Südeuropa in der Tabelle (2.1). Für eine detail-
lierte Betrachtung im Fall Spanien vgl. Fischer (2006), S. 81 f.
53Vgl. Milborn (2006), S. 9 f., S. 65 ff.; für Spanien vgl. Hogart (2000) und González-Enríquez (2009), S.
7 f. Für eine allgemeinere Betrachtung OECD (2000), S. 59.
54 Für Spanien vgl. González-Enríquez (2009), S. 11, S. 14 ff. Für Italien vgl. Fasani (2008), S. 13, S. 18
f.
55Vgl. Fischer (2006), S. 166.
56Maßnahmen wie z.B. Verschärfung der Grenzkontrollen und dem Vorgehen bei Abschiebungen, ver-
KAPITEL 2. HINTERGRÜNDE DER EUROPÄISCHEN MIGRATIONSPOLITIK 20
len Regierungen, sind große Ströme vom illegalen Migranten zu beobachten.57
Die dritte Gruppe von Ländern, die gemeinsame Migrationserfahrungen teilen sind die
neueren Demokratien Zentral- und Osteuropas. Sie wurden im Mai 2004 Teil der EU.
Es war für die Arbeiter dieser Länder keine Migration erlaubt bis zum Zusammenbruch
des Kommunismus 1989; es existierten jedoch Wanderungsbewegungen in Richtung We-
sten.58 Nach 1989 fand keine Massenmigration in den Westen aus diesen Ländern statt.
Nach einer Stabilisierungsphase bauten Länder wie Polen, Ungarn, Slowenien oder die
Tschechische Republik ihr eigenes Immigrationskontrollsystem auf, bevor sie 2004 der EU
beitraten. Die neuen Demokratien hatten Gesetze zur Immigrationsregulierung zu ent-
wickeln. Diese mussten im Einklang mit den EU-Richtlinien stehen, bevor sie Mitglied
werden konnten. Daher entsprechen sie den EU-Richtlinien und Anforderungen. Während
diese Länder Netto-Sender-Länder in Bezug auf Migration bleiben, haben sie nun mit ei-
ner großen Anzahl von Asylbewerbern umzugehen. Diese stammen vor allem aus Russland
und dort insbesondere aus Tschetschenien. Sie haben außerdem mit neuen Problemen zu
kämpfen, wie illegaler Immigration. Ein heikles Thema vor der EU-Osterweiterung war
Arbeitsmigration aus diesen Ländern in alte EU-Länder. Nach 2004 führten viele alte
EU-Staaten Übergangsregelungen ein, die die Arbeitsmigration aus diesen Ländern regu-
lierte. Die Ausnahmen bildeten Irland, Schweden und das Vereinigte Königreich, sie sahen
Zuwanderung aus den neuen EU-Ländern als Möglichkeit, davon zu profitieren.59
2.3 Gastarbeiterprogramme
Im neuen Jahrtausend tauchten in der EU und der USA vermehrt wieder Vorschläge auf
temporäre Arbeitsprogramme zu gestalten. Im Jahr 2000 wurde in Deutschland z. B.
die Green Card zur Anwerbung von hochqualifizierten IT-Spezialisten eingeführt. Aus-
gehend von Beschwerden von Unternehmensverbänden aus dem IT-Bereich über einen
Fachkräftemangel in ihrer Branche und den daraus resultierenden Wettbewerbsnachteil
im internationalen Vergleich, wurde das Programm Verordnung über die Arbeitsgenehmi-
gung für hochqualifizierte ausländische Fachkräfte der Informations- und Kommunikati-
onstechnologie entworfen und umgesetzt mit dem Ziel, ausländischen Fachkräften (Nicht-
EU/EEA(European Economic Area)-Bürger) im IT-Bereich einen unbürokratischen Ein-
stärkte Kontrollen des Arbeitsmarktes. Vgl. Fischer (2006), S. 168, González-Enríquez (2009), S. 14
ff.
57Vgl. Fischer (2006), S. 173 f.
58 Für die Entwicklung der Wanderungssalden s. Zeile UdSSR/GUS und Mittel-/Osteuropa in der
Tabelle (2.1). Die jetzigen EU-Mitgliedsländer sind Teil der Datenreihen.
59 Für eine Ausführliche Betrachtung der Auswirkungen auf Schweden und Irland vgl. Doyle et al. (2006)
und für Irland und das Vereinigte Königreich vgl. Barrell et al. (2007).
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reiseweg zur Arbeit nach Deutschland zu ermöglichen. Die deutsche Green Card stellte eine
befristete Arbeitserlaubnis für fünf Jahre dar und wird nur erteilt, wenn dem Antragsteller
eine Stelle von einem deutschen Unternehmen angeboten wurde. Weitere Voraussetzungen
an den Bewerber waren ein abgeschlossener Universitäts- oder Fachhochschulabschluss im
IT-Bereich oder ein Mindesteinkommen vom deutschen Arbeitgeber von 51.000e im Jahr.
Ebenso war es für ausländische Studierende möglich, sich direkt nach ihrem Studienende
auf solch eine Green Card zu bewerben. Auf der Grundlage der Green Card konnten die
Fachkräfte auch ihre Familien mit nach Deutschland bringen. Ein wichtiges Merkmal der
Green Card war die schnelle Bearbeitungsdauer von ca. einer Woche (andere Genehmi-
gungen ließen häufig mehrere Monate auf ihre Bewilligung warten).60 In den USA wurde
im Comprehensive Immigration Reform Act im Jahr 2007 wieder über die Einführung
von Gastarbeiterprogrammen nachgedacht und auf der EU-Ebene entwickelte die EU-
Kommission ein Konzept der zirkulären Migration.61
Im Folgenden werden die beiden bekannten Gastarbeiterprogramme der Bundesrepublik
Deutschland und der USA betrachtet und hinterfragt, was aus ihnen für zukünftige Pro-
gramme gelernt werden kann.
2.3.1 Gastarbeiterprogramm der Bundesrepublik Deutschland
In den 50er Jahren wollte die Bundesregierung mit dem Gastarbeiterprogramm das Ar-
beitsangebotsproblem in den Griff bekommen.62 Im Dezember 1955 unterzeichneten Deutsch-
land und Italien die ersten Anwerbeverträge. Bis 1961 war auch der Zufluss an Flüchtlin-
gen aus der DDR auf den Arbeitsmarkt groß,63 nach dem abrupten Ende wurden noch
weitere Anwerbeverträge mit anderen Mittelmeerländern abgeschlossen. Die Ausweitung
des Programms in den 60er Jahren hatte eine Vielzahl von Gründen, u.a.:64
60Vgl. Kolb (2005). Über die erste Nutzung der Green Card geht es in IW (2001) S. 4 f., Schreyer und
Gebhardt (2003), S. 7 f.
61 S. Europäische Kommission (2007b) und Europäische Kommission (2007c). Für eine genauere Darstel-
lung der Entwicklung siehe Abschnitt 2.5.
62Es existiere 1955 zwar eine durchschnittliche Arbeitslosigkeit von 5,1 % in der Bundesrepublik Deutsch-
land, jedoch schwankte diese regional stark. Bei Männern betrug sie im Herbst 1955 lediglich 1,8%,
so dass von einer nahezu Vollbeschäftigung bei den mobilen Arbeitskräften gesprochen werden kann.
Es war in den kommenden Monaten mit einem Arbeitskräftemangel zu rechnen, da weiter starkes
Wirtschaftswachstum prognostiziert wurde. Vgl. Herbert (2001), S. 202.
63Bis zum Bau der Mauer 1961. Bis dahin flohen ca. 3 Millionen Menschen aus der Sowjetischen Besat-
zungszone in die Bundesrepublik Deutschland. Vgl. Stapelfeldt (1998), S. 50; Bade (1992), S. 402.
64Vgl. Herbert (2001), S. 208.
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• Wirtschaftswunderzeit, die Nachfrage nach Arbeit stieg aufgrund des hohen öko-
nomischen Wachstums sprunghaft an.
• Die Gründung der Bundeswehr reduzierte in erheblichem Maße das männliche Ar-
beitsangebot.
• Der Bau der Berliner Mauer verhinderte den weiteren Zustrom an Arbeitskräften
aus Ostdeutschland.
• Mehr Menschen besuchten weiterführende Schulen und Universitäten, damit stieg
das Arbeitseintrittsalter.
• Durch die demografische Entwicklung ging bereits in den 60er Jahren die arbeitende
Bevölkerung zwischen 15 - 65 Jahren zurück.
• Das Arbeitsangebot der Frauen ging in den 1960er Jahren zurück.
• Die Wochenarbeitszeit wurde von durchschnittlich 48 Stunden in den 1950er Jahren
auf 40 Stunden in den 60er Jahren reduziert.
Das Gastarbeiterprogramm der Bundesrepublik Deutschland war als temporäres Pro-
gramm gedacht. In ihm sollten die neuen Arbeitskräfte zwischen Deutschland und ihrem
Heimatland rotieren. Die zeitliche Begrenzung der Aufenthaltsdauer war Bestandteil des
Programms, jedoch hatten die Beteiligten z.T. entgegengesetzte Interessen und Vorstel-
lungen von diesem Programm. Die Arbeitgeber wollten günstige, motivierte Arbeitskräfte,
die sie in Zeiten einer Rezession einfach entlassen konnten. Gastarbeiter wurden in den
Arbeitsbereichen benötigt, in denen heimische Arbeiter nicht in ausreichender Anzahl zur
Verfügung standen oder zu hohe Kosten verursachen.
Das Empfängerland (Deutschland) hatte nach dem Ende des zweiten Weltkrieges mit
großen Migrationsströmen zu kämpfen und arbeitete in den 60er Jahren immer noch
an einem geeigneten Integrationskonzept für alle Gruppen, wie z. B. Vertriebene. Da-
her war neue dauerhafte Migration mit langfristiger Niederlassung in der Bundesrepublik
Deutschland nicht gewünscht. Außerdem wurden die zeitlich befristeten Arbeitsverträge
der Gastarbeiter als Puffer gesehen um die heimischen Arbeitskräfte bei einer Rezession
zu schützen und die Arbeitslosenquote niedrig zu halten, z.B. im Zeitraum 1966 - 1967.65
65 In den Rezessionsjahren 1966/67 konnte die ansteigende Arbeitslosigkeit unter heimischen Arbeitskräf-
ten mit Hilfe auslaufender Gastarbeiterverträgen z.T. abgefedert werden. Herbert (2001), S. 222 f. Die
Rezession wurde schnell überwunden, schon 1968 stieg die Nachfrage nach ausländischen Arbeitskräften
schon wieder an. Vgl. Herbert (2001), S. 223 f.
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Die Sendeländer stellten die treibende Kraft im Abschluss der Anwerbeverträge dar. Sie
sahen darin eine Möglichkeit in ihrem eigenen Land die Entwicklung und Modernisierung
voran zu Treiben. Zudem sahen sie darin eine Möglichkeit ihre Schulden durch Remit-
tances zu reduzieren.66
Die Arbeiter wollten ihren Lebensstandard im Herkunftsland erhöhen. Dies wollten sie
durch Ersparnisse während der Gastarbeiterzeit erreichen. Viele Gastarbeiter handelten
genau nach dem gewünschten Schema der BRD: Sie kamen nach Deutschland, arbeite-
ten hier für eine begrenzte Zeit und kehrten dann in ihr Heimatland zurück. Ein Teil
der Gastarbeiter kehrte nicht zurück. Anhand der Abbildung (2.2) lässt sich der Rück-
kehrzeitpunkt der Gastarbeiter in der Bundesrepublik Deutschland erkennen und in der
letzten Spalte der Anteil der Arbeiter feststellen, der in Deutschland blieb. Für mehr als
15 Jahre blieben 16, 4% aller Gastarbeiter,67 d.h. 83, 6% der angeworbenen Gastarbeiter
kehrten früher oder später wieder in ihr Heimatland zurück.68
Staats- Insgesamt Davon Aufenthaltsdauer von . . . bis unter . . . Jahren
angehörigkeit in 1000
in % unter 1 1 bis 10 10 bis 15 15 und mehr
Türkei 1580,7 52,2 954,1 474,6 99,7
100,0 3,3 60,4 30,0 6,3
Jugoslawien 631,7 12,6 231,1 327,4 60,5
100,0 2,0 36,6 51,8 9,6
Italien 601,6 21,1 242,9 187,9 149,7
100,0 3,5 40,7 31,2 24,7
Griechenland 300,8 6,9 87,6 126,6 79,7
100,0 2,3 29,1 42,1 26,5
Spanien 137,5 2,5 43,4 66,4 51,3
100,0 1,4 25,0 38,3 35,3
Insgesamt 4666,9 209,1 2244,9 1449,9 762,6
100,0 4,5 48,2 31,1 16,4
Tabelle 2.2: Aufenthaltsdauer ausländischer Personen nach Staatsangehörigkeit aus dem
Jahr 198170
66Remittances sind monetäre Rücküberweisungen von Migranten in ihre Heimatländer über formelle
(durch eine Bank) oder informelle (durch private Personen) Kanäle. Vgl. Ambrosius, Fritz, und Stiegler
(2008). Für die Bedeutung der Remittances in einzelnen Ländern siehe Anhang (A.4), dort wird der
Anteil der Remittances am BIP dargestellt, für die Länder in denen dieser Anteil über 5 % liegt. Für
die Entwicklung im Vergleich zur Entwicklungshilfe siehe Abbildung (A.5) im Anhang. Für Daten vgl.
Ratha und Xu (2008).
67Hier ist von einem dauerhaften Bleiben weiterhin auszugehen.
68Vgl. Abbildung (2.2), 2. Spalte von rechts. Für eine Grafik über aktuelle Aufenthaltszeiten der auslän-
dischen Bevölkerung in Deutschland s. Anhang (A.5).
KAPITEL 2. HINTERGRÜNDE DER EUROPÄISCHEN MIGRATIONSPOLITIK 24
Diejenigen Gastarbeiter, die in Deutschland blieben, wurden sesshaft und ließen ihre Fa-
milien nachkommen. Sie wollten ihr Leben in Deutschland weiter gestalten und verbessern.
Dazu passte die Entwicklung auf Arbeitgeberseite. Hier wurde festgestellt, dass es Vor-
teile mit sich bringt, wenn man eingearbeitete Arbeitskräfte behält. Immer wieder neue
Arbeitskräfte brachten zusätzliche Kosten und Risiken mit sich. Sie einigten sich mit der
Bundesanstalt für Arbeit auf eine neue Prozedur, in ihr konnten vereinfacht Verwandte
und Freunde der ursprünglichen Gastarbeiter angeworben werden. Diese persönliche Nähe
zwischen den Arbeitskräften sollte die Sozialisation und Integration beschleunigen.71 Auf
Grundlage der Unternehmensinteressen erlaubt die deutsche Regierung die Verlängerung
von Aufenthalts- und Arbeitsgenehmigungen. Ebenso wurden Maßnahmen zur Integrati-
on vorgenommen, sowie die Familienzusammenführung erlaubt.
1973 kam es nach der Ölkrise zum Anwerbestopp. Durch diese Entwicklung haben viele
Gastarbeiter, die eigentlich in ihr Heimatland zurückkehren wollten, ihre Pläne über-
dacht. Durch den Anwerbestopp hätten sie nach einer Ausreise aus der Bundesrepublik
Deutschland nicht wieder einreisen können. Sie hätten ihren Aufenthaltstitel verloren;
somit entschieden sich viele Gastarbeiter fürs Bleiben und ließen ihre Familien nachkom-
men. Somit sank nach dem Anwerbestopp die Anzahl der Ausländer in Deutschland nicht,
sondern stieg weiter an.72
2.3.2 Bracero Programm der USA
Im Frühjahr 1942 wurde auf Druck der kalifonischen Bauern eine Studie über die land-
wirtschaftliche Arbeit durchgeführt und die Ergebnisse mündeten in offiziellen Bracero
Abkommen (offiziell Mexican Farm Labor Program Agreement)73 für temporäre Migra-
tion von mexikanischen Landarbeitern in die USA.74 Aus den Interventionen der USA
in den Zweiten Weltkrieg resultierte die Befürchtung, dass es auf dem heimischen Ar-
beitsmarkt zu einem Mangel an Arbeitskräften kommen würde. Denn die aufkommenden
kriegsbezogenen Industrien benötigten zunehmend Personal, welches insbesondere aus der
Landwirtschaft angeworben wurde.75 Das Bracero Programm war ein bilaterales Gastar-
beiterabkommen zwischen den USA und Mexiko. Es war sektoral auf die Landwirtschaft
beschränkt. Bis heute stellt es das größte Gastarbeiterprogramm in der Geschichte der
70Aus Herbert (2001), S. 226; Daten vom Statistischen Bundesamt, Bevölkerung und Erwerbstätigkeit,
Fachserie 1,2, Ausländer 1982.
71Vgl. Eryilmaz und Jasmin (1998), S. 74 ff.
72Vgl. Bauer (1998), S. 176. Für eine Entwicklung der ausländischen Bevölkerung siehe Anhang (A.6).
73Der Name Bracero kommt von spanischen el brazo = der Arm und für jemanden steht der mit
seinen Armen arbeitet.
74Vgl. Official Bracero Agreement 1942.
75Vgl. Kim (2004), S. 13.
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USA dar.76 Es waren insgesamt 4,6 Millionen Mexikaner, die im Rahmen des Bracero-
Programms in den USA arbeiteten. Im Rahmen des Bracero-Programms wurden an me-
xikanische Arbeitskräfte temporäre Arbeits- und Aufenthaltserlaubnisse erteilt. Dahinter
stand die Idee, dass diese Arbeitskräfte saisonal der Beschäftigung in der Landwirtschaft
nachgehen und nach ihrer Beendigung wieder nach Mexiko zurückkehren. Das Programm
beinhaltete Rechte auf einen Mindestlohn, ausreichende Arbeits- und Lebensverhältnis-
se sowie eine bezahlte Rückreise für die mexikanischen Arbeitskräfte. Die mexikanische
Regierung erhoffte sich durch das Abkommen einen erhöhten Devisenzufluss und einen Ge-
winn an Know-How.77 Das Programm wurde 1964 formell beendet, wurde es informell
ohne weitere Regulierungen bis 1967 fortgeführt.78 Die Abbildung (2.7) gibt die offiziellen
Bracero-Zahlen in den USA von 1942 - 1967 wieder.
Mexikanische Migranten in den USA
Jahr Braceros
1942   4203
1943 52098
1944 62170
1945 49454
1946 32043
1947 19632
1948 35345
1949 107000
1950 67500
1951 192000
1952 197100
1953 201380
1954 309033
1955 398605
1956 445197
1957 436049
1958 432857
1959 437643
1960 315846
1961 291420
1962 194978
1963 186865
1964 177736
1965 20286
1966 8647
1967 7703
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Abbildung 2.7: Braceros in den USA von 1942 - 196779
Die Anzahl der illegalen Einwanderer wird auf die dreifache Zahl geschätzt.80 1951 wurde
ein neues Bracero-Programm aufgelegt. Das Programm wurde strikter institutionalisiert.
Die Verlängerung geschah auf Druck der amerikanischen Landwirte, die bevorzugt me-
xikanische Kontraktarbeiter einstellten, da diese die unbeliebten z.T. körperlich enorm
anstrengenden Arbeiten verrichteten und zu geringeren Löhnen als US-Amerikaner arbei-
teten. Zudem wuchs die kalifornische Landwirtschaft in dieser Zeit zur größten des Landes
an und benötigte dazu eine große Anzahl an Arbeitskräften.81 Nach einigen Erweiterun-
76Vgl. Massey und Liang (1989), S. 200.
77Vgl. Wiley (2008), S. 3.
78 Für genaue Daten der Braceros s. http://www.farmworkers.org/migrdata.html.
79Eigene Darstellung; Daten von http://www.farmworkers.org/migrdata.html.
80Vgl. Calavita (1992), Anhang A.
81Vgl. University of California (2006).
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gen und Verlängerungen lief das Programm 1964 nach 22 Jahren aus.82
Das Ende des Bracero-Programms beendete aber nicht die Einreise von vielen Tausen-
den Landarbeitern, die versuchten, weiterhin in den USA zu arbeiten, nun als Illegale.
Die Einschränkungen im Bracero-Programm und das Ende 1964 waren der Beginn einer
großen illegalen Einwanderungswelle in die USA, die bis heute anhält.83 Schon während
des offiziellen Programms kamen zunehmend illegale Migranten aus Mexiko. Diese arbei-
teten zu geringeren Löhnen als die offiziellen Braceros und ersparte den bürokratischen
Aufwand.84 Zu dieser Zeit unternahm die amerikanische Regierung wenig für die Ein-
dämmung der illegalen Migration und auch die festgelegten Mindestlöhne und Arbeits-
verhältnisse im Bracero-Programm wurden oft nicht eingehalten. Diese Ausbeutung und
Missachtung wurde von offizieller Seite stillschweigend geduldet.85
Nach Beendigung des Bracero-Programms trat die erwartete Knappheit an Landarbei-
tern nicht ein. Aus der Zirkularität der Migranten zwischen Mexiko und der USA wurde
z.T. Ansiedlung der illegalen Migranten in den USA, da sie Angst hatten, dass, wenn sie
gehen, sie nicht wiederkommen können.86 Viele mexikanische Gastarbeiter, die einmal in
den USA gearbeitet haben, kehrten wiederholt in die USA zurück. Die Kosten der Migra-
tion sanken für sie durch die gemachten Erfahrungen aus vorherigen Aufenthalten. Durch
die Migrationsbewegung wurden Netzwerkeffekte für Familienmitglieder und Verwandte
verstärkt, dies gilt sowohl für den legalen wie den illegalen Weg. Der Wunsch nach per-
manenter Ansiedlung in den USA nimmt mit Anzahl der Aufenthalte in den USA zu und
viele Mexikaner blieben schließlich langfristig in den Staaten. Somit wurde aus temporärer
eine permanente Migration.87
2.3.3 Ansätze neuer Arbeitskräfte-Programme
Das Ziel von Gastarbeiterprogrammen ist es zeitlich begrenzt den Pool der Arbeitskräfte
zu erweitern, jedoch ohne permanenten Aufenthalt der Personen.88 Nach einigen Jahren
wird von den Arbeitskräften erwartet, dass sie in ihr Heimatland zurückkehren. In der
wissenschaftlichen Literatur werden die Umsetzung und die Auswirkungen von Gastarbei-
terprogrammen analysiert. Martin (2003) und Ruhs (2003) betrachten einige Gastarbei-
terprogramme und geben aufgrund ihrer Analyse einige Politikempfehlungen. Amin und
82 Für Daten vgl. Craig (1971).
83Vgl. Massey und Liang (1989), S. 3.
84Vgl. Wiley (2008), S. 4.
85Vgl. Tiedeman (1999).
86Vgl. Newland et al. (2008), S. 4.
87Vgl. Massey und Liang (1989), S. 2.
88Vgl. Martin (2003), S. 1.
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Mattoo (2006) prüfen die Effekte von Gastarbeiterprogrammen auf Größe und Zusammen-
setzung der Migrationsgruppe. In ihrem Aufsatz analysieren sie jedoch nicht die genaue
Ausgestaltung der Immigrationsprogramme oder Rückkehranreize in diesen temporären
Programmen. Schiff (2004) zeigt die optimale Immigrationspolitik mit dem Schwerpunkt
auf permanente Migration, Gastarbeiterprogrammen und dem GATS Mode IV-Ansatz89
auf.90
Die beiden oben beschriebenen Programme gelten als misslungen, da sie ungewollte Ne-
beneffekte hervorgerufen haben: permanente und illegale Immigration. Die Wiederauflage
der alten Konzepte würde, nach Ansicht einiger Autoren, wieder die gleichen Probleme
hervorrufen.91 Trotzdem wird auf europäischer Ebene und in den USA erneut über tempo-
räre Migration als mögliche Lösung nachgedacht. Der Aspekt des befristeten Aufenthalts
mit eingeplanter Rückkehr soll schon am Anfang in Verträgen betont und festgelegt wer-
den und auch konsistent durchgesetzt werden. In den bilateralen Abkommen mit den
Herkunftsländern werden die Zirkularität der Migration und der temporäre Aufenthalt
betont. Es soll die Rückkehr der Migranten, an der alle Beteiligten, d. h. Ziel- und Her-
kunftsland sowie Migrant, interessiert sein sollten, sicher gestellt werden.92
Nach den Katastrophen 2005 in den spanischen Enklaven tauchte immer wieder der Vor-
schlag der zirkulären Migration zur Lenkung von illegalen Strömen auf der Europäischen
Agenda auf. Auf einem Zusammentreffen der Innenminister der sechs größten EU Mit-
gliedsstaaten (22 - 23. Oktober 2006) unterbreiteten der deutsche und französische In-
nenminister einen Vorschlag für eine gemeinsame europäische Migrationspolitik. Dieser
Vorschlag beinhaltete auch das Politikkonzept der zirkulären Migration für temporäre
Zuwanderung.93 Ähnlich Vorschläge wurden zuvor schon von der Global Commission on
Internal Migration (GCIM) gemacht.94 Ebenso ist das Konzept der zirkulären Migration
89GATS brachte im Dienstleistungssektor weitgehend Liberalisierung, d. h. jedes Land der WTO konnte
frei über den Zugang zu Dienstleistungsbranchen entschieden. Mode 4 des GATS-Abkommens regelt
den grenzüberschreitenden Verkehr von Personen, die Dienstleistungen erbringen. Dies ist z. B. die
Möglichkeit firmeninterne Fachkräfte (temporär) in ausländischen Tochterunternehmen einzusetzen.
Vgl. Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (o J).
90Einen neuen Ansatz wirft Hatton (2007) auf. Er fragt, ob die möglichen Gewinne, die durch interna-
tionale Migration möglich wären, realisiert würden bei internationalen Kooperationen, ähnlich zu den
Kooperationen der WTO im Warenhandel.
91Vgl. Martin (2003), S. 27 ff.
92Vgl. o.V. (2008b), S. 2.
93Dies war Teil des Arbeitsprogramms für die deutsche EU-Präsidentschaft Bundesministerium des In-
nern (2007) und siehe die Deutsch-französische Initiative für eine neue europäische Migrationspolitik
o.V. (2006a). Ebenso kamen ähnliche Vorschläge von Bundesministerium des Innern (2007) und Com-
mission of the European Communities (2005).
94Vgl. Global Commission on International Migration (2005).
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auch Bestandteil eines EU-Kommissionsvorschlags von 2005.95 Nach längeren Diskussio-
nen wurde das Konzept 2008 in den Pakt für Einwanderung und Asyl übernommen. Der
nächste Abschnitt bildet die Entwicklung der europäischen Asyl- und Migrationspolitik
hin zum Pakt für Einwanderung und Asyl ab.
Bei der Betrachtung und Bewertung neuerer Arbeitskräfteprogramme darf nicht vernach-
lässigt werden, die aktuellen ökonomischen Bedingungen in den Zielländern zu berück-
sichtigen. Dadurch wird ein Vergleich der unterschiedlichen Ausgangssituationen für ein
Gastarbeiterprogramm damals und heute sichtbar. Die aktuelle Situation in Europa, in
der das Konzept der zirkulären Migration umgesetzt werden soll, unterscheidet sich in
einigen Punkten von der Situation in den 60er Jahren.
In der momentanen Situation hat Europa mit einem Anstieg der illegalen Migration zu
kämpfen und der damit verbundenen illegalen Beschäftigung. In einigen Branchen exi-
stiert eine wachsende Anzahl an Saisonarbeitern, z. B. in der Landwirtschaft. Hierbei
handelt es sich bereits um temporäre Arbeitskräfte. In der einheimischen Bevölkerung
besteht vor allem bei ungelernten Kräften eine hohe Arbeitslosigkeit. Der Arbeitsmarkt
gerät aufgrund der demografischen Entwicklung unter Druck: die Bevölkerung wird insge-
samt älter, wobei die Anzahl der aktiven Arbeitskräfte sinkt. Dies droht zum Problem für
die sozialen Sicherungssysteme werden. Während bei geringqualifizierten Arbeitskräften
Arbeitslosigkeit besteht, steigt die Nachfrage nach hochqualifizierten Kräften stetig und
kann teilweise gar nicht gedeckt werden. Um dem entgegenzusteuern existiert nicht nur
in Europa, sondern weltweit, ein Wettbewerb um hochqualifizierte Kräfte. Dieser Aspekt
wird in Kapitel 5 noch ausführlicher behandelt. Insgesamt bleibt festzuhalten, dass sich die
Ausgangssituation für ein temporäres Arbeitskräfteprogramm ganz anders darstellt als in
den sechziger Jahren. Diese Ausgangslage muss bei der Ausgestaltung neuer Programme
berücksichtigt werden.
• Ein Anstieg an illegaler Immigration und illegaler Beschäftigung;
• Wachsende Anzahl an Saisonarbeitern;
• Hohe Arbeitslosenquote unter unqualifizierten Arbeitskräften;
• Die Gesellschaft der EU-Staaten wird insgesamt älter und das Arbeitsangebot sinkt;
• Ansteigende Nachfrage nach qualifizierten Arbeitskräften;
• Internationaler Wettbewerb um qualifizierte Arbeitskräfte, d.h. ansteigende Nach-
frage nach diesen Kräften.
95Temporäre Programme wurden auch in den USA diskutiert, um dort die illegale Immigration in den
Griff zu bekommen. Vgl. Rosenblum (2005).
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2.4 Entwicklungen in der EU-Migrationspolitik
Die Bekämpfung der illegalen Migration und der illegale Aufenthalt von Personen in einem
Land sind schon länger Diskussionspunkte auf europäischer Ebene und werden immer häu-
figer Bestandteil von Mitteilungen der EU-Kommission und ihrer geplanten Programme.96
In diesem Zusammenhang wird über die Gestaltung eines temporären Arbeitsprogramms
nachgedacht. Vier Wege müssen unterschieden werden, die dazu führen in einem Land
den Status Illegal zu erhalten:97
1. legale Einreise mit befristetem Aufenthaltstitel, verbunden mit einem längerer Auf-
enthalt als erlaubt (Overstayer)
2. eigenständige illegale Einreise (ohne externe Hilfe)
3. Einwanderung über Schlepperorganisationen (selbst den Weg so bestimmt)
4. Menschenhandel (den Weg nicht selber bestimmt)
Beliebte Zielländer sind Spanien und Italien.98 Die Gründe für die Entscheidung, sich il-
legal lebend in einem anderen Land als dem Heimatland aufzuhalten, können wirtschaft-
licher oder humanitärer Natur sein.99
Neben dem Weg nach Ablauf des Visums nicht wieder das Land zu verlassen ist ein
ebenfalls häufig gewählter Weg um sich längerfristig in der EU aufzuhalten, das Stellen
eines Asylantrages. Es gibt Bedingungen, die erfüllt sein müssen, um den Asylantrag be-
willigt zu bekommen. Sollte dieser bewilligt werden, dann werden die Personen zu legalen
Aufenthaltsberechtigten in der EU. Wird der Antrag hingegen abgelehnt, dann bleibt den
abgelehnten Bewerbern eine gewisse Zeitspanne, in der sie selbstständig das Land ver-
lassen können. Diese Zeit wird z.T. dazu genutzt, in die Illegalität abzutauchen.100 Die
Trennung von berechtigten Flüchtlingen und Verfolgten, die erfolgreich einen Asylantrag
stellen können und von illegalen Migranten, die nur auf der Suche nach einer illegalen
Arbeit sind, ist nicht einfach möglich. Dies trifft auf die Flüchtlingsbewegungen im Süden
Europas zu, der eine Teil ist auf der Flucht und sucht Schutz, der andere Teil sucht Arbeit.
96 S. Europäische Kommission (2002), Europäische Kommission (2005b), Europäische Kommission
(2005c), Europäische Kommission (2007b). Für eine detaillierte Darstellung s. Abschnitt 2.5.
97Vgl. Bade (2001) S. 31, vgl. auch Abbildung (A.1) im Anhang (A.2).
98Vgl. OECD (2000), S. 59, Brücker et al. (2002), S. 15 und Abschnitt 2.2.
99Vgl. Worbs (2005), S. 5.
100Vgl. Hatton (2009), S. 189 f.
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Die weiter oben erwähnten vier Möglichkeiten den Status Illegal in einem Land zu
erhalten müssen von der EU auch unterschiedlich betrachtet werden. Der Fokus der vor-
liegenden Arbeit richtet sich auf die Gruppen 2 und 3, die sich freiwillig für einen illegalen
Grenzüberschritt entscheiden und diesen mit oder ohne Hilfe vollziehen.101 Die Modelle
der vorliegenden Arbeit werden sich mit der Gruppe der Migranten beschäftigen, die il-
legal die Grenze überqueren, um dann aus rein wirtschaftlichen Gründen illegaler Arbeit
nachzugehen.
Aber wie die vorgestellt Abgrenzung verdeutlicht, sind die unterschiedlichen Wege eng
miteinander verknüpft und können nicht getrennt voneinander betrachtet werden. Der
Weg nach Europa ist für Verfolgte wie Arbeitsmigranten derselbe, ein illegaler. Asylan-
träge können erst in Europa gestellt werden, daher fördert dies die illegalen Ströme. Um
die Ströme zu verstehen, sind sowohl die europäische Asyl- als auch die Migrationspoli-
tik relevant. Daher werden nun im Folgenden die relevanten Entwicklungen in Bezug auf
Asyl- und Migrationspolitik auf EU-Ebene vorgestellt.
Die ersten Grundlagen zu einer international gültigen Asylpolitik wurden im Dezem-
ber 1948 auf der Generalversammlung der Vereinten Nationen gelegt. Seit diesem Treffen
gilt Asyl als ein Menschenrecht.102 Wenig später, im Jahr 1950 gründeten die Verein-
ten Nationen das Office of the UN High Commissioner for Refugees (UNHCR), deren
Hauptaufgabe in der Unterstützung von Flüchtlingen weltweit liegt. 1951 entstand unter
Leitung des UNHCR die Genfer Flüchtlingskonvention (GFK). Seit diesem Zeitpunkt ist
geregelt, wer als Flüchtling gilt und wer nicht. Dies bildet einen zentralen Punkt der eu-
ropäischen Asylpolitik.103
Auf dem europäischen Kontinent gingen die Staaten zu Beginn ihres gemeinsamen Weges
sehr unterschiedlich mit Zuwanderung um. Es wurde nach und nach versucht diese Ge-
setze einander anzugleichen. Dieser Prozess wird im Folgenden skizziert.
Schon zu Beginn der 1950er Jahre fing man an, den Europäischen Integrationsprozess
voranzubringen.104 Die ersten grundlegenden Verträge für die heutige Europäische Union
sind die Römischen Vertrage vom 25.3.1957. In ihnen wurden die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft (EWG) und die Europäische Atomgemeinschaft (EURATOM) von
101Im Verlauf der Arbeit wird klar werden, dass mit den Modellansätzen auch die Gruppe der Overstayers
minimiert wird, nur ist das nicht das primäre Ziel der Ansätze.
102S. Vereinte Nationen (1948).
103Vgl. Hagen (2006), S. 22; UNHCR (1951).
104Europäischer Integrationsprozess ≡ Europäische Einigung in sozialen, wirtschaftlichen und politischen
Bereichen.
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der Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg, Belgien und den Nie-
derlanden gegründet. Ziel der EWG war ein gemeinsamer Markt und eine gemeinsame
Wirtschaftspolitik.105 Aus der EWG gingen 1967 zusammen mit der Montanunion und
der EURATOM die Europäischen Gemeinschaften hervor. Im Jahr 1973 traten Dänemark,
Irland und Großbritannien den Gemeinschaften bei. Im Zuge der Gründung der EU am
7.2.1992 wurde aus der EWG die Europäische Gemeinschaft (EG) und bildete zusammen
mit der Montanunion und EURATOM einen wesentlichen Bestandteil der EU. Ziel war
es, sich nicht nur in wirtschaftspolitischer Hinsicht annähern, sondern auch auf anderen
Gebieten, z.B. in der Asyl- und Migrationspolitik.106 Seit der Gründung der EU Anfang
der 90er Jahre traten immer mehr Staaten dem Staatenverbund bei, zurzeit liegt die Mit-
gliederzahl bei 27.107
Seit Beginn der EU wurden für eine gemeinsame Asylpolitik verschiedene Verträge und
Arbeitsprogramme verabschiedet, die zu einer Harmonisierung des Asylrechts beitragen
sollten. Das Ziel war klar definiert: Es solle ein einheitliches europäisches Asylrechtssystem
geschaffen werden, so dass in allen Ländern der EU die gleichen Bedingungen für Asylbe-
werber und anerkannte Flüchtlinge geschaffen werden. Schon vor Gründung der EU wurde
vom Europarat 1950 die europäische Menschenrechtskonvention erarbeitet. Dies ist das
erste wichtige asylrelevante Dokument. Auf dieses Dokument bauen die folgenden asylpoli-
tischen Verträge, wie das Schengener Abkommen oder der Vertrag von Maastricht, auf.108
Für einen Zeitstrahl zu den wichtigsten Abkommen und Programmen siehe Anhang (A.7).
Die wichtigsten europäischen Verträge und Stationen werden im Folgenden kurz erläu-
tert.
2.4.1 Schengener Abkommen
Das Schengener Abkommen wurde am 14.6.1985 von der Bundesrepublik Deutschland,
Frankreich, Belgien, Luxemburg und den Niederlanden unterzeichnet. Es wurde verein-
bart, auf Kontrollen von Personen an den gemeinsamen Grenzen zu verzichten. Dieses
Abkommen wird als Basis für den Harmonisierungsprozess des Asylrechts innerhalb der
EU gesehen.109 Im Laufe der Zeit traten weitere Länder dem Schengen Raum bei. Fol-
gende Staaten wenden die Bestimmungen des Schengen-Abkommens vollständig an (sog.
105Vgl. EWG-Vertrag (1957), Art. 2.
106Vgl. Europäischer Rat (1992), Art. K 1.
107Stand: Februar 2010.
108Vgl. Hagen (2006), S. 30 f.
109Vgl. Achermann et al. (1985), S. 79.
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Schengen-Vollanwenderstaaten)110:
1995 Belgien, Deutschland, Frankreich, Griechenland, Italien, Luxemburg, Niederlande,
Portugal, Spanien
1997 Österreich
2000 Dänemark, Finnland, Island, Norwegen, Schweden
2007 Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn
2008/2009 Schweiz
In Bulgarien, Rumänien und Zypern wird das Schengen-Abkommen bisher nur teilweise
angewendet.
Durch den Wegfall der internen gemeinsamen Grenzen wurde eine verstärkte Kontrolle
der externen Grenzen beschlossen und durchgeführt.111 Der Wegfall der internen Grenz-
kontrollen hatte auch Auswirkungen auf die Asylpolitiken der einzelnen Staaten. Die
Notwendigkeit von gemeinsamen Regeln wurde deutlich, da ein Asylshopping begann:
Personen, deren Asylantrag in einem Schengenland abgelehnt wurde, zogen weiter in ein
anderes Schengenland und stellten dort einen neuen Antrag.112 Ebenso musste dem Phä-
nomen des Refugee-in-orbit entgegengearbeitet werden: Personen, die in mehreren euro-
päischen Staaten einen Asylantrag gestellt hatten begegneten dem Phänomen, dass sich
keiner der Staaten für den Antrag verantwortlich fühlten und sie von einem ins andere
Land abgeschoben wurden. So kam es zu den ersten gemeinsamen asylrechtlichen Bestim-
mungen.113 Es wurde vertraglich festgelegt, dass immer nur ein Land für die Bearbeitung
eines Asylantrags zuständig ist. Dies ist das Land in dem der Asylantragssteller den
Schengen Raum legal oder illegal betreten hat.114 Es ergab sich hierbei jedoch noch keine
einheitliche Art des Asylverfahrens, dieses blieb weiterhin in Verantwortung der einzelnen
Staaten.115
2.4.2 Vertrag von Maastricht
Nach Verhandlungen 1991 in Maastricht wurde der dazugehörige Vertrag von allen Be-
teiligten am 7.2.1992 unterzeichnet und trat nach längerem Verfahren 1993 in Kraft. Der
Vertrag von Maastricht wird auch der Vertrag der Europäischen Union genannt. Er gilt als
Gründungsvertrag für die Europäische Union. Die EU wird dabei übergeordnete Instanz
für die Europäische Gemeinschaft, die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik und die
110Vgl. Auswärtiges Amt (2009).
111Vgl. Europäischer Rat (2007), Nr. 18.
112Vgl. Geddes (2003), S. 133.
113Vgl. Jahn et al. (2006), S. 7.
114SDÜ (1985) Art. 30.
115Vgl. Hagen (2006), S. 37.
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Zusammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres. Die Europäische Union ersetzt nicht die
Europäischen Gemeinschaften,116 sondern fügt diese mit den neuen Politikfeldern unter
ein gemeinsames Dach.117 Das Verhalten innerhalb der EU basiert auf den EU-Verträgen
und dem Drei-Säulen Aufbau.118
Ein Ziel im Vertrag von Maastricht war es die nationalstaatlichen asylrechtlichen Be-
stimmungen der Mitgliedstaaten anzugleichen, da die Regelungen in den Mitgliedstaaten
stark untereinander differenzierten und eine Zusammenarbeit erschwerten.119 Man wollte
ein einheitliches Asylverfahren in allen Mitgliedsstaaten erreichen.120 Ebenso wurde die
Harmonisierung der Visumbedingungen vorangetrieben.121 Der Vertrag von Maastricht
kann auf europäischer Ebene als erster Schritt gesehen werden eine gemeinsame harmo-
nisierte Asyl- und Immigrationspolitik voranzutreiben. Der Vertrag beinhaltet für einige
migrations- und asylpolitische Aufgaben zwischenstaatliche Kooperationsverfahren vor,
die Festlegung des genauen Umfangs dieser Kooperationen bleibt bei den Mitgliedstaa-
ten. Im Vertrag von Maastricht wird erstmals eine bessere gegenseitige Absprache ver-
pflichtend festgelegt sowie die regelmäßige Konsultation der anderen Mitgliedstaaten.122
Er bildet die Basis für die Harmonisierung der Asylpolitik und Immigrationspolitik.123
2.4.3 Vertrag von Amsterdam
Mit diesem Vertrag wurde 1997 der Vertrag von Maastricht überarbeitet. Der Vertrag
von Amsterdam kann als Grundstein für den Raum der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts angesehen werden. Es gab z.T. Änderungen in der Säulenzugehörigkeit für Poli-
tikfelder. U.a. wurde die Zusammenarbeit im Bereich der Einwanderungs- und Asylpolitik
unter supranationale Kontrolle gesetzt (Überführung in die erste Säule), damit bildet dies
den Rahmen für ein gemeinsames Asylrecht.124 Außerdem wurde die uneingeschränkte
Anwendung der GFK125 in asylpolitischen Angelegenheiten beschlossen.126
Im Vertrag von Amsterdam wurden in Bezug auf die Asylpolitik folgende Punkte verab-
schiedet:127
116S. Europäischer Rat (1992) Art. 47 EU-Vertrag.
117S. Europäischer Rat (1992) Art. 2 EU-Vertrag.
118Zwischen den EU-Säulen gibt es unterschiedliche Abstimmungsverfahren.
119Vgl. Europäischer Rat (1992), Erklärung zur Asylfrage; Angenendt (1999).
120Vgl. Hagen (2006), S. 51 ff.
121Vgl. Rassmussen (1997), S. 160.
122Vgl. Angenendt (2008), S. 40.
123Vgl. Genchev (2005), S. 26.
124Vgl. Haase und Jugl (2007); Craig und de Búrca (1998), S. 707 ff.
125Vgl. UNHCR (1951)
126Vgl. Hagen (2006), S. 60.
127Vgl. Europäischer Rat (1997).
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• Kriterium zur Festlegung des zuständigen Staates
• Mindeststandards für die Aufnahmebedingungen von Asylbewerbern
• Mindestnormen für den Flüchtlingsstatus in der EU
• Angleichung von Asylverfahren
• Förderung der gleichmäßigen Verteilung der Last durch Asylbewerber auf alle Mit-
gliedsstaaten
Das Tampere-Programm
Aufbauend auf den Vertrag von Amsterdam wurde 1999 das Tampere-Programm ent-
wickelt, um die Umsetzung der beschlossenen Maßnahmen zu konkretisieren. Es beschäf-
tigt sich mit drei asylpolitischen Bereichen: die Zusammenarbeit mit den Herkunftslän-
dern, die Entwicklung eines gemeinsamen europäischen Asylsystems und die Steuerung
vom Migrations- und Flüchtlingsbewegungen.128 Das Tampere-Programm ist eine Fünf-
jahresagenda. In ihr werden die asylpolitischen Punkte des Vertrags von Amsterdam in-
haltlich wieder aufgegriffen und in umsetzbare Maßnahmen übersetzt.129 Es wurden fol-
gende Punkte festgehalten, die in den nächsten fünf Jahren erreicht werden sollten:
• Festlegung von Mindestnormen für asylrechtliche Bestimmungen (kurzfristig)
• Entwicklung eines gemeinsamen unionsweiten Asylsystems (langfristig)
• Erlassung einer genaueren Definition des Flüchtlingsbegriffs
• Entwicklung eines Verfahrens zur Festlegung des für einen Asylantrag zuständigen
Landes
• Bildung von Finanzreserven für eventuelle Massenzuströme
• Aufbau von Partnerschaften mit besonders flüchtlingsreichen Drittländern, um die
Entwicklung des Landes zu fördern, die illegale Migration einzudämmen und Schlep-
perunternehmen entgegen zu wirken
• Förderung von freiwilliger Rückkehr von Asylanten
• Verbesserung der Außengrenzenkontrollen, d. h. Verstärkung der Kontrollen, Aus-
bau der technischen Möglichkeiten und Koordinierung der Grenzschutzbehörden
untereinander
128Vgl. Europäischer Rat (1999).
129Vgl. Europäischer Rat (1999), Abschnitt A.
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Das Fazit aus dem Tampere-Programm war, dass nationale Gesetze und Instrumente auf
europäischer Ebene einander angeglichen werden müssen. In der ersten Phase der Asyl-
rechtsharmonisierung, nach der Tagung von Tampere wurden innerhalb der fünf Jahre vier
Richtlinien und eine Verordnung erlassen, um gemeinsame Mindestbedingungen innerhalb
der Asylpolitik zu erreichen. Zur finanziellen Unterstützung wurde 2000 der Europäische
Flüchtlingsfond (EFF) beschlossen.
Europäischer Flüchtlingsfond (EFF)
Schon im Jahr 2000 wurde der Europäische Flüchtlingsfond in Leben gerufen. Er soll
die unterschiedliche Belastung in der EU durch Asylbewerber ausgleichen und die Mit-
gliedsländer der EU bei der Aufnahme von Asylbewerbern, Flüchtlingen und Vertriebenen
finanziell unterstützen.130 Der EFF läuft von 2000 - 2004. Dänemark nimmt als einziges
Mitgliedsland der EU nicht am EFF teil. Der EFF fördert finanziell die Verbesserung der
Aufnahmebedingungen von Asylbewerbern und ihren Zugang zum Asylverfahren,131 die
Integration von dauerhaft bleibenden Personen132 und die Unterstützung der Rückkehr
von Personen.133 Ebenso fließt die finanzielle Unterstützung des EFF in Sofortmaßnahmen
bei großen Flüchtlingswellen in betroffene EU-Mitgliedsländer.134
Massenzustromsrichtlinie
Die EG-Richtlinie über Mindestnormen für die Gewährung vorübergehenden Schutzes im
Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen und Maßnahmen zur Förderung einer aus-
gewogenen Verteilung der Belastungen, die mit der Aufnahme dieser Personen und den
Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf die Mitgliedstaaten wurde 2001 erlassen
und musste bis Ende 2002 in nationales Recht umgewandelt werden. In ihr werden die
Dauer und Art des vorübergehenden Schutzes von Vertriebenen geregelt.135 Es werden die
Pflichten der Mitgliedsstaaten festgehalten und die Rückkehrbedingungen der Vertriebe-
nen. Ebenso werden Maßnahmen für die Zeit nach Ablauf des Schutzes getroffen. Dies ist
130Vgl. Rat der Europäischen Union (2000a), Europäische Kommission - Generaldirektion Justiz und
Inneres (2004), S. 1.
131Die finanzielle Unterstützung kann angefordert werden für den Aufbau von Infrastrukturen bzgl. Unter-
künften für Asylbewerber, medizinische Versorgung, oder Hilfe bei Antrags- oder Rechtsformalitäten.
Vgl. Rat der Europäischen Union (2000a), Art. 4(2).
132Darunter fällt z.B. die soziale Unterstützung bei der Wohnungssuche, finanzielle Mittel für den Un-
terhalt und medizinische Versorgung der Personen. Vgl. Rat der Europäischen Union (2000a), Art.
4(3).
133Hierbei geht es um die Bereitstellung von Information und die Beratung über freiwillige Rückkehrpro-
gramme, die Darstellung der aktuellen Situation in den Herkunftsländern sowie die Unterstützung bei
Ausbildung und Wiedereingliederung. Vgl. Rat der Europäischen Union (2000a), Art. 4(4).
134Vgl. Rat der Europäischen Union (2000a), Art. 6. Der EEF wurde im Dezember 2004 für die Jahre
2005 - 2010 verlängert.
135Bei Bürgerkrieg erhalten die Menschen vorübergehenden Schutz innerhalb der EU. Vgl. Haase und Jugl
(2007).
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ein Schritt hin zu einheitlichen Bedingungen, jedoch bleibt innerhalb der Formulierungen
noch Spielraum für unterschiedliche Ausgestaltung übrig.136
Aufnahmerichtlinie
Die EG-Richtlinie zur Festlegung von Mindestnormen für die Aufnahme von Asylbewer-
bern in den Mitgliedstaaten trat 2003 in Kraft und war bis Anfang 2005 in nationales
Recht umzusetzen. In ihr werden die Lebensbedingungen von Asylbewerbern innerhalb
der EU geregelt. Es werden Bestimmungen über den Wohnsitz der Bewerber gemacht
und auch über ihre Mobilität innerhalb der EU. Es werden Mindestanforderungen der
medizinischen Versorgung festgelegt und auch Regeln die den Zugang zum Arbeitsmarkt
und zu Bildung aufgestellt, ebenso geht es auch um finanzielle Unterstützung von Seite
der Staaten. Es bleibt weiterhin vieles im Ermessensspielraum der Mitgliedsstaaten, diese
Spielräume werden bis heute von internationalen Organisationen kritisiert.137
Dublin-II-Verordnung
Die Dublin II Verordnung (Verordnung zur Festlegung von Kriterien und Verfahren zur
Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines Asylantrags zuständig ist, den
ein Staatsangehöriger eines dritten Landes in einem Mitgliedstaat gestellt hat) ist eben-
falls im Jahr 2003 in Kraft getreten. In ihr wird geregelt, dass immer nur ein Mitgliedsstaat
für einen Asylantrag zuständig ist und dies i.d.R. das Land ist, über das der Asylantrags-
steller eingereist ist. Hier macht es keinen Unterschied ob dies legal oder illegal erfolgt ist.
Stellen Familienangehörige ebenfalls einen Asylantrag, dann sind sie in demselben Land
zu stellen, d.h. es ist nur ein Land zuständig.138 Um dem Asylshopping zu begegnen
wurde die elektronische Datenbank EURODAC eingeführt, in ihr werden Fingerabdrücke
von Asylbewerbern gespeichert.139 Durch diese Verordnung sind vermehrt die Länder mit
EU-Außengrenzen, vor allem mit Ost- und Süd-Außengrenzen, von einem Asylbewer-
beransturm betroffen. Aufgrund ihrer Infrastruktur sind einige südliche Länder mit der
Situation überfordert.
Qualifikationsrichtlinie
Die EG-Richtlinie über Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von Dritt-
staatsangehörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig
internationalen Schutz benötigen, und über den Inhalt des zu gewährenden Schutzes
wurde im Jahr 2004 erlassen und musste bis Oktober 2006 in nationales Recht umge-
setzt werden. Diese Richtlinie beinhaltet die Bedingungen, die für die Anerkennung des
136S. Rat der Europäischen Union (2001).
137Vgl. Rat der Europäischen Union (2003a).
138Vgl. Rat der Europäischen Union (2003b).
139Vgl. Rat der Europäischen Union (2000b).
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Flüchtlingsstatus bei einem Drittstaatenangehörigen erfüllt sein müssen, aber auch unter
welchen Voraussetzungen ihm dieser Status verwehrt bzw. aberkannt werden kann. Eben-
so beinhaltet die Richtlinie Mindestnormen für Personen, denen subsidiärer Schutz140
gewährt wird. Diese Richtlinie war ein großer Schritt hin zu einheitlichen Bedingungen in
den Mitgliedsstaaten bzgl. des Flüchtlingsstatus.141
Verfahrensrichtlinie
Die EG-Richtlinie über Mindestnormen für Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Zuer-
kennung und Aberkennung der Flüchtlingseigenschaften wurde Ende 2005 erlassen und
war bis Dezember 2007 in nationales Recht umzusetzen. Diese Richtlinie regelt die Grund-
sätze und Garantien, die mit den Asylverfahren zusammenhängen, ebenso den Ablauf der
Prüfung und das Vorgehen bei Aberkennung. Nach Antragstellung erhalten Asylbewerber
einige Rechte und Pflichten, diese variieren in den europäischen Mitgliedsländern. Kritisch
wird gesehen, dass nun ein beschleunigtes Asylverfahren in Kraft tritt.142
2.4.4 Vertrag von Nizza
Der Vertrag von Nizza, im Dezember 2000 angenommen, im Februar 2001 unterzeich-
net und im Februar 2003 in Kraft getreten, ist ein wichtiger Schritt für die nächsten
EU-Erweiterungen. Er beinhaltet neue Regelungen zur Reform der europäischen Institu-
tionen und ihrer Beschlussfassung. Im Vertrag von Nizza geht es um die Begrenzung der
Größe der Kommission und um ihre Zusammensetzung. Es wurde eine Ausweitung der
qualifizierten Mehrheit bei Abstimmungen beschlossen, ebenso wie eine neue Stimmenge-
wichtung im Rat und flexiblere Möglichkeiten zur Gestaltung der Zusammenarbeit. Das
Voranbringen der institutionellen Reform ist der Kernpunkt des Vertrags von Nizza. Im
Bezug auf Asyl- oder Migrationspolitik wurden hier keine Neuerungen besprochen oder
beschlossen.143
Das Haager Programm
Nach Ablauf des Tampere-Programms wurde das Haager Programm als neue Aktions-
agenda aufgelegt. Das Haager Programm ist ebenfalls wieder eine Fünf-Jahres-Agenda.
Mit dieser Agenda wurde die Harmonisierung des Asylrechts weiter vorangetrieben.144
Schwerpunkt ist die Unterbindung der illegalen Zuwanderung in die Europäische Union
140Bei Menschenrechtsverletzungen und/oder humanitären Gründen erhalten Menschen subsidiären
Schutz innerhalb der EU. Vgl. Haase und Jugl (2007)
141Vgl. Rat der Europäischen Union (2004b).
142Vgl. Rat der Europäischen Union (2005).
143Vgl. Konferenz der Vertreter der europäischen Regierungen der Mitgliedstaaten (2001).
144Vgl. Europäische Kommission (2005a).
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durch folgende Maßnahmen.145
• Anstreben von Partnerschaften mit Drittstaaten. Dabei Unterstützung beim Auf-
bau von Grenzkontrollen auf dem Territorium der Drittstaaten, im Umgang mit
Flüchtlingen
• Ausbau der Kontrollen der Außengrenzen, Aufbau einer europäischen Grenzschutz-
truppe
• Schaffung von legalen Zuwanderungsmöglichkeiten
• Festsetzen von einheitliche Normen für Rückkehrverfahren
• Solidarität in der EU stärken und gegenseitige Verantwortung erhöhen durch Koor-
dination des finanziellen Rahmens
Ziel ist es, diese Kriterien bis 2010 umzusetzen. In Bezug auf legale Zuwanderungsmög-
lichkeiten wurden zwei Konzepte, temporäre Arbeitsvisa im Rahmen des Europäischen
Pakts für Einwanderung und Asyl sowie die europäische Blue Card, vorgeschlagen und
erarbeitet. Eine genaue Darstellung ist in Abschnitt 2.6 und 2.7 zu finden. Beide Konzepte
stellen die Motivation für die entwickelten Modelle der vorliegenden Arbeit dar. Für die
finanziell unterschiedliche Belastung der Mitgliedsländer durch Asylbewerber und Flücht-
linge wurde die Verlängerung des Europäischen Flüchtlingsfonds (EFF) von 2005 - 2010
beschlossen.146
Rückführungsrichtlinie
Die EG-Richtlinie über gemeinsame Normen und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur
Rückführung sich illegal aufhaltender Drittstaatenangehöriger wurde im Juni 2008 er-
lassen. Sie ist am 13.01.2009 in Kraft getreten und die Mitgliedstaaten haben von Januar
2009 an 24 Monate Zeit die Richtlinie in nationales Recht umzusetzen. Die Richtlinie ist
an der Schnittstelle zwischen Asylpolitik und Migrationspolitik angesiedelt. Die Rückfüh-
rungsrichtlinie die für illegale Einwanderer gilt jedoch nicht für Asylbewerber, beinhaltet
ein zweistufiges Vorgehen im Umgang mit dem Migranten. Sie schafft einheitliche Rege-
lungen für die Abschiebung von illegalen Drittstaatenangehörigen in der EU. Erhalten
illegale Personen gültigen Aufenthaltstitel in einem Mitgliedsland, dann muss ihnen nun
eine Frist von sieben bis 30 Tagen gewährt werden, das Land selbständig zu verlassen.
Reisen sie nicht freiwillig aus, dann können sie für bis zu sechs Monaten in Abschiebehaft
genommen werden.147 Erweist sich ein Migrant während des Verfahrens als besonders un-
kooperativ oder es liegt eine Vorstrafe gegen ihn vor, dann kann die Abschiebehaft auf 18
145Vgl. Haase und Jugl (2007).
146Vgl. Rat der Europäischen Union (2004a).
147Vgl. Europäisches Parlament und Rat (2008), Art. 7 und 8.
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Monate verlängert werden. Nach der Abschiebung ist die Person für fünf Jahre mit einem
Wiedereinreiseverbot belegt.148
2.4.5 Vertrag von Lissabon
Aufbauend auf den Vertrag von Amsterdam, in dem eine gemeinsame Asyl- und Einwan-
derungspolitik beschlossen wurde, sollte mit dem Vertrag von Lissabon in diesen Bereichen
einheitliche Standards und Mindestnormen geschaffen werden.149 Er sollte eigentlich zum
1.1.2009 in Kraft treten, nur nachdem erst die Iren ihre Zustimmung per Volksentscheid
verweigerten, schließlich aber in einem zweiten Referendum doch zustimmten150 und auch
die Zustimmung von Tschechien vorlag, konnte der Vertrag von Lissabon am 1.12.2009 in
Kraft treten. Im Vertrag von Lissabon wird zum ersten Mal auf die finanzielle Belastung
der Länder durch Asylbewerber und Flüchtlinge eingegangen. Es sollen die Verantwortlich-
keiten für Asylverfahren unter den Mitgliedstaaten aufgeteilt werden und die finanzielle
Belastung verteilt werden.151 Die finanzielle Belastung soll zunächst bis 2013 durch eine
Möglichkeit des Europäischen Flüchtlingsfond (EEF) geleistet werden.152
Stockholmer Programm
Das Stockholmer Programm eine Art Leitlinie für die künftige Politikrichtung in der EU.
Es ist der Nachfolger der Programme von Tampere und Den Haag. Das Stockholmer
Programm wurde im Juli 2009 während der schwedischen Ratspräsidentschaft entworfen
und im Dezember 2009 beschlossen.153 Das Programm beinhaltet vier Schwerpunkte:154
• Förderung der Rechte der EU-Bürger
• Förderung der Grundrechte und -freiheiten
• Verstärkung der justiziellen Zusammenarbeit
• Erhöhung des Schutzes der Bürger
Eine der politischen Prioritäten des Programms stellt die Migrationspolitik dar.155 Es soll
eine umfassende europäische Migrationspolitik geschaffen werden, welche eine gelenkte
legale Migration fördert, durch die alle Beteiligten profitieren können. Gleichzeitig soll
148Vgl. Europäisches Parlament und Rat (2008), Art. 11.
149Vgl. Baddenhausen und Gey (2008), S. 2.
150Vgl. Süddeutsche Zeitung (2009).
151Vgl. Baddenhausen und Gey (2008), S. 3.
152Die Mitgliedsländer bekommen für jeden neuangesiedelten Asylbewerber 4.000e aus dem EEF. Vgl.
Europäische Kommission (2009a), Kommission der Europäischen Gemeinschaft (2009b).
153Vgl. Europäische Kommission (2009b).
154Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaft (2009a).
155Vgl. Rat der Europäischen Union (2009e), S. 5.
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die illegale Einwanderung weiter bekämpft werden.156 Um diese Ziele zu erreichen, sollen
die Kompetenzen der FRONTEX-Agentur157 ausgeweitet werden, damit diese besser auf
verändernde Migrationsströme reagieren kann.158 Die Grenzüberwachungssysteme sollen
ausgebaut und modernisiert werden. Zusätzlich soll der Nutzen einer gemeinsamen Euro-
päischen Grenztruppe überprüft werden.159
Der Europäische Rat fordert im Stockholmer Programm eine Flexibilisierung der zu-
wanderungspolitischen Maßnahmen, insbesondere mit Blick auf die Bedürfnisse des Ar-
beitsmarktes der Einzelstaaten. Diese sollen schneller auf die Arbeitsmarktbedürfnisse
reagieren können und die Zuwanderung beeinflussen können. Weiterhin wird die Zusam-
menarbeit der EU mit Drittstaaten im Programm hervorgehoben und der Ausbau von
Mobilitätspartnerschaften gefordert. Durch diese könne man die Migration regulieren,
Brain Drain in den Drittstaaten vermeiden und gleichzeitig den Einwanderungsstrom bes-
ser kontrollieren. Die Bedeutsamkeit der zirkulären Migration für die EU wird dadurch
ersichtlich, dass der Rat der EU-Kommission darum bittet Vorschläge auszuarbeiten, wie
man das Konzept der zirkulären Migration weiter verfolgen und intensivieren könnte.160
Weiter wird im Programm eine Angleichung der Rechte und Pflichten für sich legal im
Hoheitsgebiet der EU aufhaltende Drittstaatenangehörige wie die der EU-Bürger gefor-
dert.161
Es wurden in den letzten Abschnitten die wichtigsten asyl- und migrationspolitischen
Verträge und Handlungsprogramme vorgestellt. Im Zuge der gemeinsamen Entwicklung
von Zuwanderungskonzepten für die Europäische Union wurden mehrere Mitteilungen der
Europäischen Kommission erlassen. Diese sollen mit dem speziellen Augenmerk auf das
Konzept der zirkulären Migration im Folgenden dargestellt werden um die Entwicklung
hin zum europäischen Pakt für Einwanderung und Asyl sowie zur europäischen Blue
Card nachverfolgen zu können.
156Vgl. Europäischer Rat (2009).
157FRONTEX ist die europäische Agentur für die operative Zusammenarbeit an den Außengrenzen der
Mitgliedstaaten der EU, FRONTEX wurde 2004 gegründet. Die Hauptaufgaben sind: Unterstützung
bei der Ausbildung von Grenzsoldaten; Kontrolle von Umsetzung zum Grenzschutz; Hilfestellung bei
Abschiebung; Unterstützung bei Massenzuströmen; Risikoanalysen; Zusammenarbeit mit Drittländern;
Austausch von Informationen zur Bekämpfung von Kriminalität. Vgl. FRONTEX (o Ja) und FRON-
TEX (o Jb).
158Vgl. Rat der Europäischen Union (2009e), S. 5.
159Vgl. Rat der Europäischen Union (2009e), S. 56.
160Vgl. Rat der Europäischen Union (2009e), S. 41.
161Vgl. o.V. (2009b).
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2.5 Europa und das Konzept der zirkulären Migration
In diesem Abschnitt werden die zentralen Mitteilungen der Europäischen Kommission
dargestellt, die den Sachverhalt der zirkulären Migration betreffen. Mitteilungen sind ei-
ne Art Diskussionspapier der Europäischen Kommission ohne rechtliche Verpflichtungen,
sie enthalten stattdessen Empfehlungen. In den folgenden Mitteilungen geht es um Migra-
tion und Entwicklung, das Hauptaugenmerk richtet sich auf das Konzept der zirkulären
Migration. Dies wird in der letzten Mitteilung vorgestellt. Um das Konzept der zirkulären
Migration zu verstehen, wird eine Definition vorangestellt und dann die Einbindung des
Konzeptes in die europäische Politik dargestellt.
Die Europäische Kommission definiert zirkuläre Migration als einen zeitlich befristeten
Aufenthalt von Drittstaatenangehörigen auf ihrem Territorium. In ihrer Mitteilung über
zirkuläre Migration und Mobilitätspartnerschaften nennt die EU-Kommission eine mittel-
fristige Aufenthaltsdauer von drei bis fünf Jahren. In dieser Mitteilung wird die zirkuläre
Migration in zwei Richtungen vorgestellt. Neben der temporären Erlaubnis für Dritt-
staatenangehörige sich in der EU aufzuhalten bekommen auch Drittstaatenangehörige,
die permanent in der EU leben, vereinfachte Möglichkeiten temporär in ihr Heimatland
zurückzukehren, ohne die Aufenthaltserlaubnis für die EU zu verlieren. Durch diese Maß-
nahme soll eine Weiterentwicklung der Herkunftsländer gefördert werden. Es soll einfacher
sein in den Heimatländer zu investieren bzw. sein Wissen dort weiterzugeben.162
Im Sommer 2007 fand auf Initiative der EU-Kommission das Global Forum for Migration
and Development statt. Auf dieser Tagung wurde analysiert, inwieweit Zirkularität um-
setzbar ist bzw. welche Voraussetzungen dafür erfüllt sein müssen. Man kam zu folgenden
Ergebnissen:163
• Einrichten von flexiblen (mehrjährige und für mehrfachen Eintritt) Visa, mit der
Möglichkeit einer permanenten Aufenthaltserlaubnis und Staatsbürgerschaft für ei-
nige Migranten;
• Eintritt und Aufenthalt soll nicht an einen Arbeitgeber gebunden sein. Es soll die
Betonung auf positiven Anreizen zur Rückkehr gelegt werden, nicht auf die Bestra-
fung, um vom Aufenthalt abzuschrecken;
• Aufbau von positiven Verbindungen zwischen Unternehmen und Institutionen in
Herkunfts- und Zielland, so dass sich der Migrant zwischen ihnen frei bewegen kann;
Aufbau von bilateralen oder multinationalen Informationsnetzwerken;
162Vgl. Europäische Kommission (2007b).
163Vgl. Newland (2007) S. 3 f.
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• Aktive Teilnahme und Gestaltung durch die Privatwirtschaft;
• Eine kontinuierliche Begleitung des Programms durch Monitoring und Evaluierung,
um sicher zu stellen, dass die gewünschten Ziele erreicht werden.
Eine präzise Formulierung von zirkulärer Migration fällt äußerst schwer. Es existiert bei
Forschern und Institutionen keine einheitliche Definition.164 Als gemeinsame Basis lässt
sich festhalten, dass für die Aufnahmeländer Migration als ein zeitlich begrenztes Auslei-
hen von Arbeitskräften und für die Herkunftsländer eine zeitweise Verzicht und Ausleihe
ihrer Arbeitskräfte bedeutet.165 Alle Definitionen haben gemeinsam, dass sie von einem
temporären Aufenthalt reden, dieser soll Personen aus Entwicklungsländern gewährt
werden. Diese Personen sollen nach einer vorher vereinbarten Aufenthaltsdauer wieder
in ihre Heimatländer zurückkehren. Ihnen soll eventuell die Möglichkeit eingeräumt wer-
den, wieder in die Zielländer einzureisen, die Nutzung der Chance der Wiederkehr würde
aus temporärer Migration zirkuläre Migration machen und Brain Circulation fördern.166
Die zirkuläre Migration ist nicht nur positiv zu bewerten, mit ihr sind auch Nachteile
verbunden. Die Vor- und Nachteile für die Länder werden im Folgenden kurz beleuchtet.
Für das Empfängerland bedeutet das Zulassen von zirkulärer Migration, dass durch mobi-
le und flexible Arbeitskräfte auf dem Arbeitsmarkt auf zyklische oder strukturelle Brüche
reagiert werden kann. Aber aufgrund der kurzen und befristeten Aufenthaltsdauer der
Arbeitskräfte haben diese kein Interesse in spezifisches Humankapital zu investieren und
die Arbeitgeber haben kein Interesse die Integration der Arbeitskräfte in der Gesellschaft
zu fördern. Zirkuläre Migration ist positiv für Arbeitsplätze und -kräfte mit geringer Qua-
lifikationsanforderung (z.B. für Erntehelfer etc.), ist jedoch wenig sinnvoll bei Tätigkeiten
für hochqualifizierte Arbeitskräfte. Die Problematik der Integration stellt sich bei beiden
Qualifikationsstufen.
164Circular Migration is the fluid movement of people between countries, including temporary or more
permanent movement which, when it occurs voluntarily and is linked to the labor needs of countries
of origin and destination, can be beneficial to all involved. Diese Definition wird vorgeschlagen vom
Team, das den Roundtable 1.4 des Treffen im Juli vom Global Forum on Migration and Development
vorbereitet hat. Newland und Agunias (2007).
165Vgl. Venturini (2008), S. 2.
166Brain Circulation bedeutet einen Brain Gain für beide beteiligten Länder, sowohl für das Ziel- wie
auch das Herkunftsland; nur zeitlich versetzt. Zu Beginn einer solcher Zirkulationswelle wandern die
Migranten mit ihrem Wissen in die Zielländer und dort entsteht der Effekt des Brain Gain. Bei der
Rückkehr der ausgewanderten Kräfte in ihre Herkunftsländer erfahren diese den Effekt. Es spiegelt
sich in den Herkunftsländern in neuen Unternehmensgründungen, zusätzlichen Investitionen und dem
Transfer von Wissen und Technologie wieder. Auch die nun bestehenden Verbindungen zu Diasporas
in den ehemaligen Zielländern können die Weiterentwicklung der Herkunftsländer nur stützen. Vgl.
Hunger (2009), S. 3.
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Für das Herkunftsland der Migranten ist zirkuläre Migration als Weiterbildungsabschnitt
für die Migranten zu verstehen. Diese erlernen im Ausland neue Fähigkeiten und bringen
diese mit in ihr Herkunftsland zurück, um dieses Wissen dort einzusetzen. Von zirkulären
Migranten kann das Herkunftsland höhere Remittances167 erwarten als von permanen-
ten Migranten.168 Mithilfe der Remittances kann die ökonomische Weiterentwicklung des
Herkunftslandes vorangetrieben werden. Bei der Rückkehr aus dem Ausland ist es mög-
lich, dass die Emigranten nicht sofort eine geeignete Arbeitsstelle für ihr neues Wissen
finden, dadurch kann es z.T. erst zu verzögertem Einsatz des neuen Wissens kommen
und die Arbeitslosenquote im Land steigt an. Insgesamt ist zirkuläre Migration für das
Herkunftsland der Migranten positiv zu werten, da es die ökonomische Entwicklung mit
zusätzlichem Humankapital und zusätzlichen finanziellen Mitteln unterstützt.
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass zirkuläre Migration in den Empfängerlän-
dern ein Mittel sein kann, um durch flexible Anpassungen den Arbeitsmarkt besser be-
dienen zu können. Für das Herkunftsland ist der Nutzen geringer einzuschätzen, da die
Migranten bei Tätigkeiten mit geringen Qualifikationsanforderungen kaum Humankapi-
tal im Ausland bilden. Jedoch erhalten die Herkunftsländer durch die Remittances der
Arbeiter zusätzliche finanzielle Mittel, sie erhöhen die Konsummöglichkeiten der Zurück-
gebliebenen.
Es existieren unterschiedliche Auffassungen bzgl. der Zirkularität, dem zentralen Merk-
mal.169 Für einen Teil der Wissenschaftler wandern Migranten immer nur zirkulär,170 für
die Europäische Kommission muss es erst einen legalen Rahmen für Hin- und Rückmi-
gration geben. Einige Nationalstaaten sehen die Wiederholten Einreise noch als wich-
tiges Element an. Das Konzept einiger Wissenschaftler geht noch darüber hinaus, sie
fordern zudem Mobilitätsmöglichkeiten innerhalb der EU während des Aufenthaltes.171
Hier wird deutlich, wie unterschiedlich ein einzelner Aspekt des Konzeptes aufgefasst wer-
den kann.172
Daher ist es sinnvoll, dass die Europäische Kommission zunächst eine gemeinsame Defi-
nition findet, um darauf aufbauend das europäische Konzept zu erarbeiten. Im Folgenden
167Zur Definition s. Ratha (2003), S. 177. Für eine Übersicht und Einordnung s. Hertlein und Vadean
(2006).
168Vgl. Glytsos (1997); Bauer und Sinning (2005).
169Vgl. Erzan (2008), S. 2.
170Zirkulär bedeutet eine Art Pendelbewegung, Migranten wandern für einen kurzen Aufenthalt wiederholt
oder regelmäßig zwischen ihrem Heimatland und einem (oder mehreren) Aufnahmeländern hin und her.
Vgl. Angenendt (2009).
171Vgl. Fargues (2008) und Cassarino (2008).
172Vgl. Fassmann (2008), S. 23.
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soll das Konzept der Europäischen Kommission und der Weg dorthin dargestellt werden.
Dies geschieht anhand der relevanten Kommissionsmittelungen.
2.5.1 Einbeziehung von Migrationsbelangen in die Beziehung der
Europäischen Union zu Drittländern
Im Dezember 2002 wurde von der EU-Kommission eine Mitteilung erlassen, dass die
Migrationsbelange mit in die Kooperation der EU mit Drittstaaten einbezogen werden
sollen. Dazu sollte die Beziehung zwischen Migration und Entwicklung untersucht werden
und mögliche Initiativen vorgeschlagen werden. In der Mitteilung heißt es Internationale
Migration kann sowohl zur wirtschaftlichen Entwicklung der Industrieländer beitragen,
als auch positive Auswirkungen auf die Herkunftsländer/Entwicklungsländer haben.173
Für die wirtschaftliche Entwicklung in den Herkunftsländern spielen in den Augen der
EU-Kommission die Remittances eine zentrale Rolle. Sie entwickeln sich von kleinen Fa-
milienunterstützungen zu Firmenaufbaudarlehen.174
Die Kommission legt in ihrer Mitteilung Wert darauf, dass ein Brain Drain vermieden
wird. Das soll durch die Umsetzung des Konzepts der zirkulären Migration erreicht wer-
den. Die EU-Kommission sieht in der Rückkehr der Migranten ein Zufluss an hohem
Finanz-, Human- und Sozialkapital in die Herkunftsländer.175 Daher soll die Rückkehr der
Migranten als Schlüssel bzw. Bindeglied zwischen Migration und Entwicklung im Heimat-
land dienen. Die Herkunftsländer sollen zusätzlich durch attraktive Rahmenbedingungen
für Investitionen diese Entwicklung unterstützen.
Es wird angenommen, dass durch intensivere Entwicklungspolitik die Migrationsströme
in die EU kontrolliert werden können und zurückgehen.176 Daher werden spezielle Ent-
wicklungsprogramme der Mitgliedstaaten der EU in den Herkunftsländern umgesetzt.177
2.5.2 Migration und Entwicklung - konkrete Leitlinien
Es dauerte relativ lange, bis wieder konkreter über das Projekt zirkuläre Migration gespro-
chen wurde. Im Jahr 2005 wurde eine Mitteilung an den Rat des Europäischen Parlaments,
173Europäische Kommission (2002), S. 15.
174Vgl. Europäische Kommission (2002), S. 15 f.
175Vgl. Europäische Kommission (2002), S. 17.
176Das war auch Thema auf dem Europäischen Rat in Sevilla am 21./22.6.2002. Vgl. Rat der Europäischen
Union (2002).
177Solche Programme existieren für einzelne Ländergruppen, z.B. MEDA für den Mittelmeerraum; TA-
CIS für Osteuropa und Zentralasien und CARDS für die westlichen Balkanländer. Vgl. Europäische
Kommission (2002), S. 19 ff.
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den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen ver-
abschiedet unter dem Titel Migration und Entwicklung - konkrete Leitlinien. Dort wurde
zum ersten Mal die zirkuläre Migration als entwicklungspolitisches Konzept vorgeschla-
gen. Auch hier wird wieder auf das hohe entwicklungspolitische Potential verwiesen, dass
sich aus der Rückkehr ergibt. Die Rückkehr soll z.B. durch Maßnahmen, wie Kurzvisa
zum Aufenthalt im Heimatland, erreicht werden.178 Die genaue Umsetzung solcher Visa
bleibt unklar.
Dieser Mitteilung setzt sich auch mit dem Thema Brain Drain auseinander. Es werden
verschiedene Maßnahmen zur Eindämmung des Effekts getroffen. In der Mitteilung wer-
den Maßnahmen erklärt, wie z.B. Steuerung von Einstellungen oder die Förderung von
institutionellen Partnerschaften. Darunter soll auch ein Verhaltenskodex fallen, der darauf
abzielt, die konkrete Anwerbung von Berufsgruppen zu verbieten, falls dem Herkunfts-
land dadurch Nachteile entstünden.179 Es sollen auch Kooperationen von Hochschulen,
Forschungseinrichtungen oder Krankenhäusern aus beiden Regionen gefördert werden.
Dadurch sollen Netzwerke aufgebaut werden, die es ermöglichen, dass sowohl während
des Aufenthalts im Gastland Kontakt zu Kollegen im Heimatland gehalten werden kann,
als auch nach der Rückkehr mit den Kollegen aus dem Gastland.
In dieser Mitteilung nennt die EU-Kommission vier konkrete Schritte, damit die Migra-
tion Teil der Entwicklung im Heimatland wird. Alle Schritte stehen im Zusammenhang
mit zirkulärer Migration.
1. Stärkung der zirkulären Migration und Erleichterung der Rückkehr in das Herkunfts-
land
Insgesamt soll es mittelfristig eine Aufenthaltsdauer von drei bis fünf Jahren geben.
Ein Hauptaugenmerk der EU-Kommission liegt auf dem Wissenstransfer zwischen
den Ländern als entwicklungspolitisches Instrument. Ein wichtiger Bestandteil des
Konzepts sind die Rückkehrabkommen. Hierbei geht es nicht um die Rückführung
illegaler Immigranten, sondern um die geplante Rückkehr und Eingliederung der
Teilnehmer am zirkulären Migrationsprojekt in seine Herkunftsgesellschaft.180
2. Überweisungen in die Herkunftsländer - Remittances
Remittances sind ein Vielfaches der offiziellen Entwicklungshilfe, die den Entwick-
lungsländern zukommt.181 Sie sind eine effektive Unterstützung der Daheimgebliebe-
178Vgl. Europäische Kommission (2005b), S. 7 ff.
179Vgl. Europäische Kommission (2005b), S. 9 f.
180Vgl. Europäische Kommission (2005b), S. 28.
181Vgl. o.V. (2008a), S. 3.
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nen.182 Um dies zu fördern, möchte die EU-Kommission kostengünstigere, schnellere
und sicherere Transfermöglichkeiten schaffen.183 Ebenso soll Transparenz bezüglich
der Überweisungsbedingungen in Drittstaaten innerhalb der EU-Mitgliedsländer ge-
schaffen werden. In den Heimatländern soll der Zugang zu Finanzinstituten gestärkt
werden und die Beratung über Investitionsmöglichkeiten ausgebaut werden, um In-
vestitionen in den Aufbau der Länder zu stärken.184 Da die Remittances positiv mit
der persönlichen Beziehung zu den Personen im Heimatland zusammenhängt, weist
die EU-Kommission darauf hin, dass diese abnehmen würden, wenn man Familien-
zusammenführung unterstützt.185 Temporäre Migranten überweisen einen größeren
Anteil ihres Einkommen im Gastland in ihr Heimatland zurück.186 Um den posi-
tiven Effekt der Remittances in den Entwicklungsländern zu unterstützen, will die
Kommission gute Investitionsbedingungen schaffen und dies durch die Entwicklung
einer Good Governance-Ethik vorantreiben.187 Ebenso möchte die EU-Kommission
die Finanzierung von Hometown Associations188 voranbringen.
3. Stärkung der Rolle der Diaspora in den Mitgliedstaaten
Die Personen, die in der Diaspora189 leben, sollen gefördert werden in ihr Heimatland
zu investieren und somit als entwicklungspolitische Akteure auftreten. Neben der
Lokalisierung von Diasporagemeinden in der EU möchte die EU-Kommission die
Gründung von Schirmorganisationen bzw. Institutionalisierung fördern zur besseren
Strukturierung der Unterstützung.190
4. Begrenzung der negativen Auswirkung des Brain Drain in Entwicklungsländern
Die Entwicklungsländer sollen seitens der EU dabei unterstützt werden, eine Be-
darfsanalyse ihrer Arbeitsmärkte durchzuführen. Ebenso soll auf der europäischen
Seite ein Mechanismus entwickelt werden, um die Anwerbung von Arbeitskräften
182Für eine Größeneinschätzung der Remittances s. Anhang (A.8). Dass diese Beziehung zum Heimatland
existiert und durch Rücküberweisungen gestützt wird zeigt Wang (1986).
183Vgl. Europäische Kommission (2005b), Annex 2, S. 16 ff.
184Vgl. Europäische Kommission (2005b), Annex 2, S. 20.
185Vgl. Europäische Kommission (2005b), Annex 3, S. 21.
186Für eine empirische Betrachtung und Untersuchung dieses Zusammenhangs und Ergebnisses siehe u. a.
Adams (1991), Glytsos (1997), Bauer und Sinning (2005), World Bank (2006), Rapoport und Docquie
(2006), Mathias (2007), Pinger (2007), Dustmann und Mestres (2009).
187Vgl. Europäische Kommission (2005b), Annex 3, S. 21.
188Dies sind Vereinigungen von Emigranten, die aus solidarischen Motiven in die Entwicklung ihres Hei-
matlandes investieren.
189Diaspora (...) consist of groups of individuals engaged in the economies and societies of both their
destination and their source countries. They can be formal or informal in nature. Members of diaspora
networks often have a comparative advantage in the provision of many goods and services over the
native born in destination countries and their compatriots who have remained back home: diaspora
networks, for example, can profitably forge trade and investment links between their home and host
countries and can help new migrants adapt and use local services. OECD (2007), S. 93.
190Vgl. Europäische Kommission (2005b), Annex 4, S. 24.
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zu koordinieren. Das Konzept der zirkulären Migration von Arbeitskräften soll die
Remittances als entwicklungsrelevantes Instrument verstärken. Um die Zirkularität
der Migration zu fördern, sollen Belohnungen für Teilnehmer entwickelt werden,
damit sie das Konzept erfüllen. Die Rückkehr ist (implizit) im Konzept der zirku-
lären Migration enthalten. Nicht nur durch finanzielle Anreize, sondern auch durch
Unterstützung bei der Umsetzung des gewonnenen Potentials im Heimatland soll
geholfen werden.191
2.5.3 Strategischer Plan zur legalen Zuwanderung
Die Dringlichkeit von legaler Zuwanderung auf EU-Ebene aufgrund der demografischen
Entwicklung192 in den Mitgliedsländern wird in der Mitteilung vom 21.12.2005 betont.
In dieser Mitteilung steht der europäische Arbeitsmarkt im Vordergrund. Dabei geht es
vor allem darum, Migration so zu steuern, dass die Arbeitsmarktbedingungen sowie deren
Änderung mit der Arbeitszuwanderung innerhalb der EU optimal zusammenpassen.193
Ebenso soll die irreguläre Migration in die EU und damit das ebenfalls illegale Arbei-
ten auf dem Schwarzmarkt bekämpft werden. Die zirkuläre Migration wird als geeignetes
Instrument für beide Kernpunkte der Mitteilung gesehen, sodass die Arbeitsmarktbedin-
gungen sowie deren Änderung mit der Arbeitszuwanderung innerhalb der EU optimal
zusammenpassen.194 Ebenso soll die irreguläre Migration in die EU und damit das eben-
falls illegale Arbeiten auf dem Schwarzmarkt bekämpft werden.
Es werden vier Maßnahmen zur Umsetzung des Konzepts vorgestellt:195
1. Zulassung von Hochqualifizierten: Für hochqualifizierte Personen soll es ein ver-
einfachtes und EU-weit gültiges Modell zur Erteilung von Langzeitvisa mit Mehr-
facheinreisegenehmigungen geben.
2. Gewährung von Freizügigkeit innerhalb der EU: Freie Mobilität innerhalb der EU
soll möglich sein.
3. Die Langzeitvisa mit Mehrfacheinreisegenehmigung sollen auch für Saisonarbeiter
in der EU gültig sein.
4. Durch die Möglichkeit zur Ausbildung in der EU soll Brain Circulation, also der
Wissensaustausch zwischen der EU und den Herkunftsländern gefördert werden.
191Vgl. Europäische Kommission (2005b), Annex 5, S. 27.
192Das bedeutet hier die Überalterung der Erwerbsgesellschaft und der Rückgang der Geburtenrate.
193Vgl. Europäische Kommission (2005c), S. 3.
194Vgl. Europäische Kommission (2005c), S. 3.
195Vgl. Europäische Kommission (2005c), S. 8.
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2.5.4 Zirkuläre Migration undMobilitätspartnerschaften zwischen
der Europäischen Union und Drittstaaten
Im Mai 2007 gab die EU-Kommission eine Mitteilung bekannt unter dem Titel: Zirkuläre
Migration und Mobilitätspartnerschaften zwischen der Europäischen Union und Dritt-
staaten. Auch in dieser Mitteilung stehen die EU-Bedürfnisse (auf den Arbeitsmärkten)
im Vordergrund. Darin wird betont, dass mit der zirkulären Migration ein Konzept vor-
geschlagen wird, das als wirksames Instrument zur Steuerung von legalen Migranten und
Bekämpfung von illegalen Migranten eingesetzt werden kann. Es wird hervorgehoben, dass
damit nicht nur den Arbeitsmarkt in der EU bedient werden kann, sondern auch entwick-
lungspolitische Impulse in die Herkunftsländer gesendet werden. Auf diese Weise können
nicht nur die positiven Effekte der Migration genutzt, sondern auch die Entwicklungslän-
der in den Wissenstransfer integriert werden, um die negativen Effekte des Brain Drains
einzudämmen.196
Neben der zirkulären Migration soll es mit den Herkunftsländern auch Mobilitätspartner-
schaften geben. Auch mit diesem Modell, in deren Rahmen den Personen aus Drittstaaten
der Zugang zur EU erleichtert werden soll, möchte man die Migrationsströme regulieren
und kontrollieren und die illegale Migration bekämpfen.197 Die Mobilitätspartnerschaften
werden wie folgt umrissen: Sie werden auf die Spezifität des Drittlandes zugeschnitten,
sowie auf die Ziele dieses Landes, die Ziele der EU und das Engagement, zu dem das
Land in Bezug auf die Bekämpfung der illegalen Migration und die Erleichterung der
Wiedereingliederung der Rückkehrer, einschließlich der Anstrengungen zur Beschaffung
von Arbeitsplätzen für die Rückkehrer, bereit ist.198
Es können mit den Drittstaaten, die folgende Bedingungen erfüllen, Mobilitätspartner-
schaften abgeschlossen werden: Es muss eine gute Zusammenarbeit bzgl. der Bekämpfung
von illegaler Migration existieren und wirksame Rücknahmeverfahren müssen bestehen.199
Auf Antrag des Drittlandes können innerhalb der Mobilitätspartnerschaften Maßnahmen
zur Eindämmung des Effekts des Brain-Drains einfließen.200 Reintegration ist im Rahmen
der Mobilitätspartnerschaften ein zentraler Punkt, der nicht vernachlässigt werden darf.
Die EU hat mit der Idee der Mobilitätspartnerschaften Pilotprojekte zur Förderung der
zirkulären Migration zwischen der EU und Drittstaaten geschaffen. Diese werden im näch-
196Vgl. Europäische Kommission (2007b), S. 2.
197Vgl. Europäische Kommission (2007b), S. 3.
198Europäische Kommission (2007b), S. 4.
199Vgl. Europäische Kommission (2007b), S. 3.
200Vgl. Europäische Kommission (2007b), S. 7.
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sten Abschnitt dargestellt. Die Mobilitätspartnerschaften bilden einen flexiblen und recht-
lich nicht bindenden Rahmen für den verstärkten Dialog und intensivierte Zusammenar-
beit zwischen der EU und einem Drittland.201
Im Jahr 2007 führte die EU erste Verhandlungen mit der Inselgruppe Kap Verde und der
Republik Moldawien über eine Mobilitätspartnerschaft, die im Frühjahr 2008 abgeschlos-
sen wurden.202 Mit Georgien wurden Ende November des Jahres 2009 Verhandlungen
über eine Mobilitätspartnerschaft erfolgreich beendet.203
Bei den Mobilitätspartnerschaften geht es um eine Art Migrationsmanagement, das
sowohl den Drittstaaten als auch den EU-Staaten Vorteile bringt.204 Die Drittstaaten
verpflichten sich mit der Unterzeichnung der Verträge zu den Mobilitätspartnerschaften
auf die Rückübernahme ihrer Staatsangehörigen, zur Verbesserung ihrer Grenzkontrollen
und zu einer stärkeren Bekämpfung von illegaler Migration.205 Im Gegenzug dazu er-
höht die EU die Mobilitätsmöglichkeiten von Hochqualifizierten in den Entsendeländern
sowie die Möglichkeit der Migration in die EU, z.B. durch eine Vereinfachung von Visa-
bedingungen. Des Weiteren soll die Überweisung von Remittances der Migranten in ihre
Heimatländer erleichtert werden. Diese können einen beachtlichen Anteil am Kapitalfluss
in die Drittstaaten darstellen.206 Außerdem wird eine gemeinsame Antragsstelle für Visa
für Kurzaufenthalte eingerichtet, welche gleichzeitigt als Zentrum für Informationen, In-
tegration und Schutz von Migranten und Rückkehrern dienen soll.207 Das Besondere der
Partnerschaften ist das Ziel die Migration für die Entwicklung der Entsende- und Emp-
fängerländer nutzbar zu machen, d.h. eine Brain Circulation zu erzeugen.208 Es existiert
noch keine Auswertung der Pilotprojektstudien.
201Vgl. o.V. (2008c), S. 1.
202Vgl. o.V. (2008b); o.V. (2008c), S. 1. Kap Verde und Moldawien gelten als geeignete Pilotprojektpartner,
da beide Staaten bereits über bilaterale Abkommen mit EU-Staaten verfügen und sich bereits einige
ihrer Staatsbürger in der EU aufhalten und leben. Bei Kap Verde ist das besondere, dass es fast ebenso
viele Einwohner zählt, wie es im Ausland befindliche Landsleute gibt (je ca. 500.000). Vgl. de Queiroz
(2008).
203Vgl. o.V. (2009c), S. 1.
204Vgl. o.V. (2008b), S. 1.
205Vgl. Bendel (2009), S. 20.
206Vgl. Bendel (2009), S. 20 und Abbildung im Anhang (A.4).
207Vgl. o.V. (2008b), S. 2.
208Vgl. Weiss (2008), S. 2.
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Die Kommission äußert sich nicht zu der Frage der Einhaltung der Zirkularität bzw. der
(nur) temporären Aufenthaltsdauer der Arbeitskräfte. Sie ist auf der Suche nach Vorschlä-
gen für die konkrete Umsetzung.209 An diesem Punkt setzt das Modell zur temporären
Migration aus dem noch folgenden Kapitel 4 an. Das Konzept ist jedoch zentraler Be-
standteil des europäischen Paktes für Einwanderung und Asyl, der im nächsten Abschnitt
2.6 vorgestellt wird.
2.6 Europäischer Pakt zu Einwanderung und Asyl
Die EU befindet sich weiterhin auf dem Weg zu einem europaweit gültigen Asylrecht und
einem einheitliche Umgang mit Zuwanderung. Ein wichtiger Schritt in diese Richtung ist
der 2008 erlassene Europäische Pakt zu Einwanderung und Asyl. Dieser Pakt beschäftigt
sich ausschließlich mit einwanderungs- und asylrechtlichen Fragen innerhalb der EU.210
Auf dem EU-Gipfel am 15. und 16. Oktober 2008 in Paris wurde der Europäische Pakt
zu Einwanderung und Asyl von allen 27 EU-Mitgliedstaaten, vertreten durch ihre Staats-
und Regierungsoberhäupter, angenommen. Der Europäische Pakt für Einwanderung und
Asyl soll einen Beitrag zur Harmonisierung der Asylpolitiken innerhalb der Europäischen
Union leisten.211 Er ist ein Schritt in Richtung gemeinsamer EU-Asylpolitik. Dieser Pakt
stellt zum ersten Mal einen Vertrag dar, der sich ausschließlich mit der Asyl- und Ein-
wanderungspolitik beschäftigt und nicht lediglich ein Unterpunkt in einem Vertragswerk
ist. Der Pakt beinhaltet fünf Hauptschwerpunkte:212
(i) Steuerung der legalen Einwanderung nach Europa
(ii) Unterbindung der illegalen Zuwanderung in die EU
(iii) Grenzkontrollen
(iv) Schaffung eines einheitlichen Asylsystems
(v) Aufbau von Partnerschaften mit den Herkunftsländern der Zuwanderer
Migration nach Europa bzw. der Migrationsdruck auf Europa wird als Herausforderung
für die kommenden Jahre gesehen.213 Die Zuwanderung wird mit negativen und positiven
Auswirkungen verbunden. Sie bietet eine Chance für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Austauschmöglichkeiten in den Ländern und Bereichen, die auf Zuwanderung angewiesen
sind. Negative Auswirkungen werden auf die Sozialsysteme befürchtet, diese Wirkungen
werden vor allem durch illegale Zuwanderer ausgelöst.214 Im Folgenden werden die fünf
209Vgl. Rat der Europäischen Union (2009e), S. 41.
210Vgl. Rat der Europäischen Union (2008).
211Vgl. Rat der Europäischen Union (2008).
212Vgl. Hortefeux (2008).
213Vgl. Inhalt des Stockholmer Programms, Kommission der Europäischen Gemeinschaft (2009a), S. 4.
214Vgl. Rat der Europäischen Union (2008), S. 2.
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Hauptaspekte des Pakts vertiefend betrachtet.
Strukturierung der legalen Einwanderung unter Berücksichtigung der Prio-
ritäten, Erfordernisse und Aufnahmekapazitäten jedes Mitgliedsstaates sowie
die Förderung der Integration
Hier werden Maßnahmen vorgestellt, wie die EU für hochqualifizierte Arbeitskräfte attrak-
tiver gestaltet werden kann. Jedes Land kann selbst die Bedingungen für die Zuwanderung
festlegen, d.h. die Voraussetzungen bestimmen und die Anzahl festlegen.215 Es wird die
Einführung einer Blue Card als Aufenthalts- und Arbeitsgenehmigung erwähnt.216
Innerhalb der Asylpolitik sollen die Rechte und Pflichten der Asylanten harmonisiert wer-
den. Ihnen soll einheitlich der Zugang zu Bildung, Arbeit und Sicherheit gewährt werden.
Sie sollen die Identität des Gastlandes und auch die herrschenden Grundwerte respektie-
ren.217 Familienzusammenführung sollen einheitlich geregelt werden. Dabei soll die Inte-
grationsfähigkeit der Migranten und die Kapazitäten der Aufnahmeländer berücksichtigt
werden.
Bekämpfung der illegalen Einwanderung, insbesondere durch die Rückführung
illegaler Einwanderer in das Herkunfts- oder Transitland
In diesem Abschnitt geht es um den Umgang mit Personen, die sich ohne gültigen Aufent-
haltstitel in der EU aufhalten. Diese Personen müssen in ihr Heimatland zurückkehren,
dies möglichst freiwillig. Gegebenenfalls soll in Einzelfällen eine Legalisierung der Perso-
nen aus humanitären oder wirtschaftlichen Gründen möglich sein.218 Fortschritte sollen
sowohl durch eine enge Zusammenarbeit der europäischen Mitgliedstaaten untereinander
erreicht werden, als auch durch eine Zusammenarbeit mit den Herkunftsländern. Durch
diese Maßnahmen soll die illegale Migration schon im Herkunftsland der Migranten be-
kämpft werden, so dass durch Hilfe die Personen erst gar nicht auswandern.219 Harte
Strafen sollen für Arbeitgeber der EU aufgestellt werden, die illegale Immigranten be-
schäftigen.220
Effektivere Grenzkontrollen
Ebenfalls sollen zur Vermeidung von illegaler Zuwanderung in die EU und der großen
Anzahl von Todesfällen an der europäischen Grenze die Kontrollen der Außengrenzen
215Vgl. Rat der Europäischen Union (2008), S. 5.
216Die Einführung einer europäischen Blue Card wurde im Mai 2009 vom EU-Ministerrat beschlossen.
217Vgl. Rat der Europäischen Union (2008), S. 6.
218Vgl. Rat der Europäischen Union (2008), S. 7.
219Vgl. Rat der Europäischen Union (2008), S. 7 f.
220Vgl. Rat der Europäischen Union (2008), S. 8.
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erhöht werden. Jeder Staat ist für seinen Teil der europäischen Außengrenzen verantwort-
lich.221 Da dies eine extrem unterschiedliche Belastung für die Mitgliedstaaten darstellt
und nicht alle Staaten unter Flüchtlingsströmen leiden, wird hier die Solidarität unter den
Mitgliedstaaten hervorgehoben und die gegenseitige Hilfe. Die Stärkung von FRONTEX
wird durch weitere finanzielle Unterstützung vorangetrieben, ebenfalls bekommt FRON-
TEX einen größeren Spielraum bei Entscheidungen. Die Schaffung einer europäischen
Grenzschutzpolizei wird in Aussicht gestellt. Zur weiteren Sicherung der Grenzen und
Bekämpfung der illegalen Zuwanderung wird die Einführung eines Visuminformations-
systems beschlossen, welches auf biometrische Daten zurückgreift. Ab 2012 werden Visa
auch nur noch mit biometrischen Daten ausgegeben.
Entwicklung eines europäischen Asylsystems
Hier geht es um die Schaffung eines einheitlichen Asylsystems innerhalb der EU. Bis 2012
bestehen zwischen den einzelnen Mitgliedsstaaten große Unterschiede in der Asylpolitik.
Es soll eine eigene Agentur geschaffen werden, die sich konkret mit der Angleichung der
Asylverfahren beschäftigt. Die Gewährung von Schutz für Flüchtlinge soll aber weiter-
hin in der Zuständigkeit der einzelnen Staaten bleiben. Da es eine unterschiedlich starke
Belastung der EU-Mitgliedstaaten durch Flüchtlingsströme gibt, wird auch hier die gegen-
seitige Hilfe geregelt. Es soll Unterstützung durch Entsendung von Beamten in die stark
belasteten Länder geben.222 Die Flüchtlinge und die daraus sich ergebenden Asylbewerber
sollen auf die EU-Mitgliedsländer verteilt werden. Dazu wurde ein finanzieller Anreiz im
Europäischen Flüchtlingsfond (EEF) geschaffen.223
Schaffung einer globalen Partnerschaft mit den Herkunfts- und Transitländern
durch die Förderung von Synergien zwischen Migration und Entwicklung
Migration wird hier als positives Ereignis sowohl für das Herkunfts- als auch für das
Aufnahmeland verstanden. Dies soll durch eine enge Zusammenarbeit der Länder er-
reicht werden. Zuwanderung soll legal ermöglicht werden, soweit dies die Bedingungen
im Aufnahmeland zulassen. Der Migrant kann dann durch die neu erworbene Berufser-
fahrung und durch die erwirtschafteten finanziellen Mittel zu der Entwicklung in seinem
Herkunftsland beitragen. Die Migranten sollen Hilfestellung bei Durchführung ihrer Rück-
überweisungen erhalten.224 Zur Umsetzung dieser Effekte wird das Konzept der zirkulären
Migration empfohlen, so dass die Migranten nach einer bestimmten Zeit in ihr Heimat-
land zurückkehren. Für die bessere Umsetzung sollen hier Abkommen zwischen möglichen
221Vgl. Rat der Europäischen Union (2008), S. 9.
222Vgl. Rat der Europäischen Union (2008), S. 12.
223Vgl. Europäische Kommission (2009a), Kommission der Europäischen Gemeinschaft (2009b).
224Vgl. Rat der Europäischen Union (2008), S. 14.
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Herkunftsländern geschlossen werden. Dies soll auch die illegale Zuwanderung in die EU
verringern.225
Das Element der temporären Migration bzw. ein mögliche Umsetzung ist Gegenstand des
theoretischen Modells in Kapitel 4. Es wird eine mögliche Umsetzung mit den Auswirkun-
gen für das ausgebende Land betrachtet. Im Modell wird ein monetärer Anreiz gesetzt
und über diesen Mechanismus wird temporäre Migration überhaupt erst umsetzbar.
2.7 Europäische Blue Card
Als erste Reaktion auf den europäischen Pakt zu Einwanderung und Asyl wurde über die
Einführung einer Blue Card für die Europäische Union beraten. Die Europäische Union
befürchtet in Zukunft auf Ebene der hochqualifizierten Arbeitskräfte einen Arbeitskräf-
temangel.226 Daher möchte sie die Einwanderung in die EU attraktiver gestalten und die
Migration der hochqualifizierten Kräfte in die USA, Kanada oder Australien verhindern,
dies kann nur über ein Konzept erfolgen, dass die EU wettbewerbsfähig zu anderen Indu-
striestaaten macht. Durch die unterschiedlichen nationalen Regelungen für Zuwanderung
wird die EU für hochqualifizierte Arbeitskräfte als unattraktiv angesehen.227
Am 25. Mai 2009 stimmt der zuständige EU-Ministerrat in Brüssel der Einführung der
EU-Blue Card zu. Dies stellt einen weiteren Schritt in der europäischen Harmonisierung
der Regelungen zur Wirtschaftsmigration dar.228 Die Blue Card stellt eine Kombination
aus Aufenthalts- und Arbeitsgenehmigung für Personen aus Drittstaaten dar, die in die
EU einreisen und dort arbeiten wollen. Es sollen auch Arbeitskräfte, die sich schon in der
EU befinden, ein Recht auf Beantragung der Blue Card haben um besser sozial abge-
sichert zu sein.229 Die Gültigkeit der Blue Card variiert: sie kann zwischen einem und
vier Jahren liegen und kann auf Antrag erneuert werden. Die einzelnen Mitgliedstaaten
benennen vor Ausgabe der Blue Card die Standard-Gültigkeit in ihrem Land. Sollte
die Dauer des Arbeitsvertrags weniger als die Standard-Gültigkeit in dem Land betragen,
so wird die Blue Card für den Zeitraum des Arbeitsvertrags plus drei Monate ausge-
stellt.230 Den nationalen Regierungen der EU bleiben nun zwei Jahre Zeit, diese Richtlinie
225Vgl. Rat der Europäischen Union (2008), S. 13.
226Dieser wird aufgrund der demografischen Entwicklung in Europa erwartet. Die demografische Entwick-
lung in Deutschland ist gut dargestellt in Eisenmenger et al. (2006), Statistisches Bundesamt (2009).
Für Europa vgl. Fotakis (2003), Tivig et al. (2008).
227Vgl. Europäisches Parlament (2008b).
228S. Rat der Europäischen Union (2009a).
229Vgl. Europäische Kommission (2007a), S. 4.
230Vgl. Rat der Europäischen Union (2009c), S. 28.
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in nationales Recht umzusetzen.231
Das Konzept der Blue Card wurde erstmals im September 2007 vom EU-Kommissar
für Justiz, Freiheit und Sicherheit, Franco Frattini,232 auf europäischer Ebene ins Ge-
spräch gebracht. Der damalige Vorschlag orientiert sich vor allem am US-amerikanischen
Vorbild der Green Card.233 Ausgangspunkt für diesen Vorschlag war und ist der stetig
zunehmende Mangel an hochqualifizierten Arbeitskräften in der EU und einer stetigen
Alterung der Bevölkerung. Die EU muss, wenn sie wettbewerbsfähig gegenüber anderen
Industrienationen bleiben möchte, etwas gegen diesen prognostizierten Mangel unterneh-
men.
Es wird prognostiziert, dass in zwanzig Jahren EU-weit rund 20 Millionen Arbeitskräf-
te fehlen und im Jahre 2050 nur noch zwei Arbeitskräfte auf einen Rentner kommen.
Die Beschäftigungsquote wird in der EU steigen, jedoch wird es voraussichtlich immer
schwieriger werden, die Nachfrage nach hochqualifizierten Arbeitskräften zu bedienen.234
Somit wird die Diskrepanz zwischen Angebot an und Nachfrage nach gut ausgebildeten
Arbeitskräften in der EU im Laufe der Zeit weiter ansteigen. Neben der Verbesserung
der nationalen Bildungssysteme, um das Bildungsniveau der einheimischen Bevölkerung
zu erhöhen, muss auch die Zuwanderung von hochqualifizierten Arbeitskräften gefördert
werden. Die Lücke an Arbeitskräften kann kurzfristig nicht durch verbesserte Bildungs-
systeme der europäischen Mitgliedstaaten geschlossen werden, sondern eben nur durch
Zuwanderung aus Drittstaaten.235 Die niedrigen Geburtenraten in den Mitgliedsstaaten
der EU verschärfen dieses Problem zusätzlich. Es wird sich ein Engpass auf dem Arbeits-
markt ergeben.236
Eine selektive Zuwanderungspolitik von Fachkräften soll in der EU den Mangel an gut
ausgebildeten Arbeitskräften mindern bzw. beheben. Um ein möglichst zügig umsetzbares
Verfahren ist die EU bemüht, dabei blickt sie auf die Beispiele der USA, Kanada, Au-
stralien, Neuseeland oder der Schweiz. Diese Länder sind wesentlich erfolgreicher in der
Anwerbung hochqualifizierter Arbeitskräfte als die EU. In Australien sind es 9,9 % der
hochqualifizierten Arbeitskräfte, die aus Drittstaaten kommen, in Kanada sind es 7,3 %
und den USA 3,5 %. In der Europäische Union sind es lediglich 0,9 %.237 Im direkten
Vergleich mit den USA kann man sagen, dass geringqualifizierte Arbeitskräfte in die EU
231Vgl. Rat der Europäischen Union (2009c), S. 2, Rat der Europäischen Union (2009a).
232Zur Person s. Frattini (2007).
233Vgl. Europäisches Parlament (2007).
234Vgl. Barroso (2007), Europäisches Parlament (2008a), o. V. (2008).
235Vgl. Schavan et al. (2008), S. 3 ff.
236Vgl. Costelloe (2009), S. 1.
237Diese Daten stammen aus dem Jahr 2007. Vgl. Europäische Kommission (2007a), S. 4; Frattini (2007).
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wandern und hochqualifizierte in die USA.238 Verstärkt wird dieser Effekt durch Abwan-
derung von hochqualifizierten Arbeitskräften aus der EU in die USA oder Kanada. Will
die EU die Ziele der Lissabon-Strategie erreichen239 und die größte und dynamischste
Wissensregion der Welt werden, so muss die EU vermehrt hochqualifizierte Personen in
die EU locken und seine eigenen Fachkräfte halten.240
Jedes einzelne Mitgliedsland der EU hat eigene Gesetze zur Einwanderung und andere Be-
dingungen. Diese Situation wird als häufig als Grund gegen eine Einwanderung in die EU
angesehen. Daher wird, wie auch schon in kleinen Schritten begonnen, die Harmonisierung
der Zuwanderungsbedingungen angestrebt. Dies soll hochqualifizierten Arbeitskräften die
Entscheidung zur Einwanderung in die EU attraktiver werden lassen.241
Auf dem Weg zum gemeinsamen Konzept der Blue Card war man sich schnell einig,
dass es ein einheitliches Verfahren für Zuwanderung aus Drittstaaten geben müsse. Jedoch
wollen die einzelnen Mitgliedsstaaten die Zuständigkeit für die nationale Einwanderungs-
und Arbeitsmarktpolitik nicht an die übergeordnete Instanz EU abtreten. Sie möchten
weiterhin die Zulassungsbedingungen für ihre nationale Arbeitsmärkte selber regeln.242
Sie befürchten, dass sie die Kontrolle über Zuwanderung in ihr Land verlieren.243
Ein weiter Diskussionspunkt waren die Kriterien, die für das Erteilen des Blue Card-
Visums erfüllt werden müssen. Es wurde sich auf europäischer Ebene auf folgende Vor-
aussetzungen geeinigt:244
(i) Der Kandidat muss ein gültigen Arbeitsvertrag oder ein verbindliches Arbeitsplatz-
angebot für eine hochqualifizierte Beschäftigung für mindestens ein Jahr haben;
(ii) Er muss nachweisen, dass er für diesen hochqualifizierten Job geeignet ist;
(iii) Er muss ein Visum vorlegen können;
(iv) Er muss seinen Versicherungsschutz nachweisen;
(v) Er darf keine Bedrohung für das Zielland darstellen.
23885 % aller internationaler Migranten mit geringer Qualifikation wandern in die EU ein und lediglich
5 % in die USA. Dagegen sind es nur 5 % der hochqualifizierten Migranten, die den Weg in die EU
wählen, und 55 % den in die USA. Vgl. Cerna (2008).
239Für die Ziele, die Ansätze und die Entwicklung vgl. Europäische Kommission (2000).
240Vgl. Angenendt und Parkes (2008), S. 2; Costelloe (2009), S. 2; o. V. (2008).
241Vgl. Wilke (2009).
242Vgl. Europäische Kommission (2007a), S. 4 f.
243Vgl. Angenendt und Parkes (2008), S. 1.
244Vgl. Rat der Europäischen Union (2009b), Art. 5 (1).
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Im Gesetzestext ist den einzelnen Mitgliedsländern ein großer Spielraum bei der Auslegung
der Regelungen überlassen worden.245 Bis Mitte 2011 haben die einzelnen Mitgliedsstaa-
ten nun Zeit ihre Umsetzung der Blue Card in nationales Recht umzusetzen. Durch die
Kriterien des fixen Arbeitsvertrags, des Bildungsabschlusses und des Mindesteinkommens
am neuen Arbeitsplatz soll verhindert werden, dass zu geringqualifizierte Arbeitskräfte in
den Arbeitsmarkt der EU gelangen.246
Einen zusätzlichen Anreiz zur Einwanderung in die EU verspricht sich die Kommissi-
on durch nun weitreichende soziale Rechte. Die Inhaber einer Blue Card haben während
einer vorübergehenden Arbeitslosigkeit das Recht auf Gleichberechtigung im Bereich der
sozialen Sicherheit, sofern sie die nach einzelstaatlichen Recht geltenden Voraussetzungen
für die Inanspruchnahme der betreffenden Leistungen erfüllen.247 Die Gleichbehandlung
bezieht sich auf die Bereiche Arbeitsbedingungen, Vereinigungsfreiheit, allgemeine und
berufliche Bildung, Anerkennung von Berufsqualifikationen, Zugang zu Waren und Dienst-
leistungen einschließlich zur Erlangung von Wohnraum sowie die Dienste der Arbeitsäm-
ter.248 Durch die Blue Card werden die Immigranten bezüglich der Sozialversicherung,
Sicherheit, Gesundheitsschutz sowie Steuervorteilen den EU-Bürgern gleichgestellt. Diese
Vorteile sollen auch für die Arbeitskräfte gelten, die sich bereits in der EU befinden und
die Blue Card beantragen. Ihre Soziale und rechtliche Lage verbessert sich dadurch.249
Um die Mobilität der Blue Card Inhaber zwischen der EU und ihren Herkunftsländern
zu erhöhen (im Sinne der zirkulären Migration), dürfen die Hochqualifizierten über einen
längeren Zeitraum dem Hoheitsgebiet der Union fernbleiben, ohne dass die Gültigkeit ih-
rer Blue Card berührt wird.250
Langfristig ist eine Rückkehr der Arbeitskräfte in ihre Heimat geplant. Durch den tem-
porären Aufenthalt sollen die Personen weiteres Know-How und Erfahrungen (Human-
kapital) hinzugewinnen, welche sie dann in ihrem Heimatland weiter einsetzen können.
So soll es langfristig nicht zu einem Brain Drain in den Drittstaaten, sondern zu einem
Brain Gain kommen. Es sollen beide Regionen, EU und Drittstaaten, vom temporären
Aufenthalt der Personen in der EU profitieren.251
245Vgl. o.V. (2009a).
246Vgl. Collett (2008), Europäisches Parlament (2008b), Rat der Europäischen Union (2009b), S. 6 f.
247Vgl. Rat der Europäischen Union (2009d), S. 11.
248Vgl. Rat der Europäischen Union (2009d) S. 38 f.
249Vgl. Barroso (2007); Europäische Kommission (2007a), S. 4 f., Rat der Europäischen Union (2009d),
S.11.
250Vgl. Rat der Europäischen Union (2009d), S. 13 f.
251Vgl. Europäische Kommission (2007a), S. 4.
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Da es nicht gelungen ist einheitliche Standards für die Blue Card zu implementieren,
da die verschiedenen Länder unterschiedliche Anforderungen an ihre Arbeitskräfte setzen,
wird die Blue Card künftig parallel zu den bisherigen Einreiseregelungen der Mitglied-
staaten existieren. Die Blue Card hat an Attraktivität zum ursprünglichen Vorschlag
von EU-Kommissar Franco Frattini verloren, da man sie in jedem EU-Mitgliedsstaat neu
beantragen muss.252 Daher kann von Vereinfachung und Harmonisierung der Einreisebe-
stimmungen in der EU nicht gesprochen werden.
Mit der Blue Card wurde ein neues europäisches Zuwanderungsinstrument für hoch-
qualifizierte Arbeitskräfte geschaffen, aber erst nach der tatsächlichen Einführung wird
man die Erfolgschancen erkennen können.253
2.8 Zusammenfassung
In diesem Kapitel wurden die wichtigsten inhaltlichen Hintergründe für die modelltheo-
retische Betrachtung in den Kapiteln 4 und 5 zusammengetragen. Die beiden Modelle,
die in der vorliegenden Arbeit entwickelt werden, haben einen unmittelbaren Bezug zur
europäischen Politik bzw. zu dort vorgeschlagenen Konzepten. Konkret beschäftigen sich
die beiden Modelle mit den zuletzt vorgestellten Ideen der temporären Migration und der
selektiven Zuwanderung von hochqualifizierten Arbeitskräften. Eine gesonderte Betrach-
tung der Hintergründe erscheint deshalb sinnvoll, denn dabei handelt es sich um recht
komplexe oder länger zurückliegende Zusammenhänge. Die aktuellen europäischen Vor-
schläge zur Migrationspolitik sind nur vor dem Hintergrund der momentanen Situation
illegaler Zuwanderung in die EU und der dortigen intensiven Auseinandersetzung damit
zu verstehen, weshalb zunächst die illegale Immigrationsproblematik in Südeuropa im
ersten Abschnitt 2.1 dargestellt wird. Trotz wiederholter Kontrollverschärfungen an den
südlichen Grenzen Europas konnten die illegalen Einwanderungsströme nicht signifikant
verringert werden.
Genauso wenig können die genannten Konzepte losgelöst von den Migrationserfahrungen
der einzelnen Mitgliedsstaaten und der Historie der europäischen Migrationspolitik gese-
hen werden. Die Migrationserfahrung fällt in den einzelnen europäischen Mitgliedsländern
unterschiedlich aus. Die Erfahrung einiger europäische Mitgliedsländer besteht nur aus
Zuwanderungsströmen und dem Umgang damit, andere Länder waren Mitte des letzten
Jahrhundert Auswanderungsländer und haben sich dann zu Einwanderungsländern ent-
252Vgl. Wilke (2009).
253Das Thema der Zuwanderung von hochqualifizierten Arbeitskräften wird in Kapitel 5 wieder aufgegrif-
fen.
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wickelt und wiederum andere osteuropäische Länder haben sich vor 1990 gar nicht in Rich-
tung Western orientiert, so dass auch keine Wanderung existierte. Diese Entwicklungen
sind in Abschnitt 2.2 dargestellt. Vor diesem Hintergrund ist auch zu beachten, dass die
europäischen Länder sich nach ihrem Zusammenschluss in der Europäischen (Wirtschafts-
)Gemeinschaft lange nicht auf eine Harmonisierung ihrer Zuwanderungsbedingungen ei-
nigen konnten. Beschlüsse der Europäischen Kommission müssen, wenn sie sich auf die
Migrationspolitik beziehen, einstimmig fallen, d.h. hier müssen die unterschiedlichen Er-
fahrungen und die unterschiedlichen Interessen der Mitgliedsländer in Einklang gebracht
werden. Dies ist eine Erklärung für die langsame Anpassung der Zuwanderungsregeln und
die langwierigen Prozesse der Entwicklung neuer Immigrationsinstrumente, dargestellt in
Abschnitt 2.4. Erst vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass die Diskussion über die
neuen Zuwanderungskonzepte Zirkuläre Migration und Blue Card eine ganz neue Per-
spektive in der europäischen Migrationspolitik eröffnet hat, wie in den Abschnitten 2.6
und 2.7 beschrieben wird. Diese Pläne stehen im Widerspruch mit der lange verfolgten
Linie der Vermeidung von Zuwanderung und stellen daher einen neuen Umgang dar. Das
neue Konzept soll europaweit umgesetzt werden. Dies ist als Meilenstein auf dem weiteren
Weg der europäischen Migrationspolitik und ihrer Instrumente zu werten.
Aufbauend auf die in diesem Kapitel erarbeiteten inhaltlichen Grundlagen folgen im kom-
menden Kapitel 3 die ökonomischen Grundlagen.
Kapitel 3
Ökonomische Theoriegrundlagen
Die in dieser Arbeit entwickelten Modelle stellen Weiterentwicklungen bestehender theore-
tischer Modelle dar und bauen auf grundlegenden Migrationsmodellen auf. Ebenso werden
Konzepte aus anderen Disziplinen in die Migrationsmodellwelt übertragen. Die Darstel-
lung der direkt verwandten Modelle erfolgt in den Abschnitten 4.1 und 5.1, genau vor den
entwickelten Modellen der vorliegenden Arbeit in 4.2 und 5.2. Um die Modelle jedoch in
einen weiteren ökonomischen Rahmen einordnen zu können, werden hier zuerst die grund-
legenden Migrationsmodelle in Abschnitt 3.1, die Basis für Migrationsmodelle allgemein
und die ökonomischen Theorien zur Wanderung von Hochqualifizierten Arbeitskräften in
Abschnitt 3.2 dargestellt. Der zweite Teil soll zum Verständnis der Brain Drain/Brain
Gain-Diskussion beitragen, diese wird auch auf europäischer Ebene im Zusammenhang
mit den neuen Migrationskonzepten immer wieder aufgegriffen.
Die in dieser Arbeit entwickelten Modelle stellen Weiterentwicklungen bestehender theore-
tischer Ansätze dar und bauen auf grundlegenden Migrationsmodellen auf. Ebenso werden
Konzepte aus anderen Disziplinen in die Migrationsmodellwelt übertragen. Die Darstel-
lung der direkt verwandten Ansätze erfolgt in den Abschnitten 4.1 und 5.1, genau vor
den entwickelten Modellen der vorliegenden Arbeit, die in 4.2 und 5.2 folgen. Das folgen-
de Kapitel 3 soll die Einordnung in einen weiteren ökonomischen Rahmen ermöglichen.
Im ersten Teil werden die grundlegenden Migrationsmodelle in Abschnitt 3.1 erläutert.
Die Darstellung der ökonomischen Theorien zur Wanderung von Hochqualifizierten Ar-
beitskräften folgt in Abschnitt 3.2. Der zweite Teil des Kapitels soll zum Verständnis der
Brain Drain/Brain Gain-Diskussion beitragen, diese wird auch auf europäischer Ebene
im Zusammenhang mit den neuen Migrationskonzepten immer wieder aufgegriffen.
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3.1 Migrationstheorien
In diesem Abschnitt werden Migrationstheorien und -modelle vorgestellt, die die Wissen-
schaft im Bezug auf Migration geprägt haben. Es sind weitgehend ökonomische Modelle,
die die Entscheidung zur Migration und den daraus resultierenden Nutzen für Individuen
und Länder erklären. Innerhalb dieser Modelle ist es möglich, die Auswirkungen von Än-
derungen der ökonomischen Parameter zu untersuchen.
Bei den entwickelten Modellen der vorliegenden Arbeit handelt es sich um mikroöko-
nomische Modelle, daher wird der Schwerpunkt in diesem Kapitel auf der Darstellung
mikroökonomischer Migrationstheorien liegen. Neben der mikroökonomischen Betrach-
tung existiert auch die makroökonomische Sicht der Migration. Aus dieser Disziplin wird
ein zentrales Modell, das relevant für die Überlegungen der Europäischen Kommission
ist, vorgestellt.254 Dem schließt sich ein kurzer Überblick über die Theorien zur Rückkehr
von Migranten an, da die Rückehrentscheidung des Migranten im Modell zur temporären
Migration eine zentrale Rolle spielt.255
Migrationstheorien haben sich über einen langen Zeitraum entwickelt und sind nicht erst
ein Phänomen der neueren Zeit. Bereits im 18. Jahrhundert stellte Adam Smith die ersten
Überlegungen zur Erklärung von Migrationsbewegungen an.256 Er sah die Ursachen für
Migrationsbewegungen in geographischen Unterschieden zwischen Arbeitsangebot und -
nachfrage und sprach sich für freie Arbeitskräftewanderung aus.257 Als Grundlage der
späteren Migrationsforschung gelten die Werke von Ernest Georg Ravenstein:258 The
laws of migration. E. G. Ravenstein stellte erste Hypothesen auf und erklärte Motive für
Migration.259 Auf diese Grundlagen aufbauend entwickelten sich die modernen Migrati-
onstheorien.
254Von der Darstellung weiterer makroökonomischer Modelle wird Abstand genommen, da sie für die
vorliegende Arbeit nicht relevant sind. Einen kurzen Überblick über alternative Erklärungsansätze für
Migration gibt der Anhang (A.9). Sie können als soziologische Migrationstheorien angesehen werden,
denn sie bilden Migration mehr als soziologischen Prozess denn als einen ökonomischen Prozess ab.
255Die Darstellung der Theorien ist in keinem der Punkte allumfassend und beschränkt sich nur auf die
wichtigsten und relevanten Theorien.
256Vgl. Smith (1776).
257Vgl. Lebhart (2002), S. 7.
258Ravenstein (1885), Ravenstein (1889).
259Die Hypothesen von Ravenstein lassen sich wie folgt zusammenfassen:(i) Die Mehrheit wandert nur
über kurze Distanzen, keine langen Strecken, und orientiert sich in Richtung urbaner Zentren. (ii) Die-
se Wanderung löst Verlagerungs- und Entwicklungsprozesse in beiden Regionen aus, den Herkunfts-
und Empfängerregionen. (iii) Die Prozesse der Abgabe und Aufnahme von Migranten bedingen sich
gegenseitig, jeder Strom erzeugt einen Gegenstrom. (iv) Es entwickeln sich Migrationsketten. (v)Migra-
tionsketten führen zur Auswanderung in Richtung von Handels- und Industriezentren. (vi) Ländliche
Bevölkerung wandert eher als die Bewohner einer Stadt. (vii) Männer wandern eher als Frauen. Vgl.
Faist (1997a), S. 65.
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Migration ist definiert als: Wanderungsbewegungen von Menschen zwischen Staaten, die
zu einem längerfristigen oder dauernden Wechsel des ständigen Aufenthaltsortes der daran
beteiligten Personen führen.260 Eine Wanderungsbewegung kann durch unterschiedliche
Charakteristika beschrieben werden, siehe dazu Abbildung (3.1). Die Bewegung kann in-
terregional oder international ausgeprägt sein, ebenso gibt es die Unterscheidung zwischen
temporärer und permanenter Migration sowie zwischen legaler und illegaler Bewegung.
Ebenso spielt das Merkmal freiwillige oder unfreiwillige Migration261 eine Rolle.262
interregional ⇔ international
temporär ⇔ permanent
legal ⇔ illegal
freiwillig ⇔ unfreiwillig
Abbildung 3.1: Charakteristika der Migration263
Die Migration von Personen ist Bestandteil verschiedener Wissenschaftsdisziplinen, z.B.
der Wirtschaftswissenschaft, der Soziologie, der Politologie, der Psychologie, der Ge-
schichtswissenschaft, der Pädagogik, der Demographie, der Kulturantrophologie, der Eth-
nologie und der Kriminologie.264 Bis heute gibt es keine allgemein gültige Theorie, die
Migrationsbewegungen erklärt und beschreibt. Jede Disziplin setzt einen eigenen Fokus
auf das Geschehen und untersucht es mit einem anderen Schwerpunkt bzw. Blickwinkel.
Die Übergänge zwischen den Disziplinen sind fließend. Innerhalb der Soziologie bezeich-
net Migration den Wechsel des Hauptwohnsitzes einer Person. Die Gründe hierfür liegen
in der Unsicherheit und/oder Unzufriedenheit der Individuen in ihrer Heimat mit ihrer
Rolle und ihrer Stellung in der Gesellschaft.265 In den psychologischen Theorieansätzen
wird Wanderung als ein Phänomen angesehen, welches das Ergebnis einer Vielzahl von
individuellen Entscheidungen ist. Das Hauptaugenmerk wird in dieser Wissenschaft auf
die individuelle Entscheidung gelegt.266 Im Rahmen geographischer Theorien bilden die
geographischen Distanzen zwischen Ländern die Erklärungsgrundlage von Migrationsbe-
wegungen. Innerhalb der politologischen Theorie werden vor allem gewaltsame politi-
sche Auseinandersetzungen als Ursache für Migration gesehen. Aber auch Unterschiede in
260Rüthers et al. (2009b).
261Hier werden die Migranten durch äußere Einflüsse gezwungen ihr Land zu verlassen, z.B. Kriege,
politische Verfolgung, existenzielle Notlage oder Umweltkatastrophen Vgl. Angenendt (1997), S. 14 ff.;
Nuscheler (2004), S. 52 f.; Schweitzer (1978), S. 8 f.
262Vgl. del Río (2008), S. 105.
263Eigene Darstellung.
264Vgl. Pflugbeil (2005), S. 13; Dresel (2005), S. 34 f.
265Vgl. Dresel (2005), S. 34.
266Vgl. ebd.
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den Ordnungssystemen zwischen den Ländern können Wanderungen auslösen.267 In der
ökonomischen Theorie wird Migration durch individuelle Entscheidungen anhand einer
Vorstellung über die mögliche Situation im Zielland analysiert. Es wird im Allgemeinen
von einem rational handelnden Individuum ausgegangen, das seinen Nutzen maximieren
möchte; innerhalb der Ökonomie steht die räumliche (optimale) Allokation des Faktors
Arbeit im Vordergrund.268 Dies geschieht entweder aufgrund der Income Differention Hy-
pothese269 oder der Job Vacancies Hypothese.270
In dieser Arbeit steht die ökonomische Betrachtung im Vordergrund. Ein potentieller
Migrant entscheidet über den Einsatzort seiner Arbeitskraft auf Grundlage verschiedener
Einflussfaktoren und Anreize. Entscheidungsgründe, die in anderen Disziplinen von Be-
deutung sind, werden nur am Rande betrachtet.
Die folgende Abbildung (3.2) bietet einen Überblick über die verschiedenen Wissenschafts-
disziplinen, in denen Migration Untersuchungsgegenstand ist. Tabelle (3.2) stellt neben
einer Zuordnung zu den Disziplinen den Migrationstypen dar und die Operationalisie-
rungsebene des Modells. Weiter gibt sie auch Auskunft über den betrachteten Entschei-
dungsträger in den Modellen.
Im Folgenden werden die zentralen ökonomischen Theorien kurz erläutert. Innerhalb der
Ökonomie wird diejenige Migration untersucht, die aus wirtschaftlichen Gründen ge-
schieht. Darüber hinaus wird betrachtet, welche ökonomischen Veränderungen sich daraus
ergeben.272 Migrationstheorien setzen auf verschiedenen Ebenen an: der Mikro-, Makro-
und Meso-Ebene. Die Mikro-Ebene setzt beim einzelnen Individuum an und es werden die
individuellen Bestimmungsgründe für jeden Migranten untersucht. Die Betrachtung auf
Makro-Ebene orientiert sich an aggregierten ökonomischen Größen. Hier werden die Grün-
de für die Wanderung in den unterschiedlichen Ausprägungen von volkswirtschaftlichen
Größen zwischen Herkunfts- und Zielland gesucht273 bzw. es werden die Wanderungs-
ströme untersucht, die sich aus der Summe der individuellen Migrationsentscheidungen
ergeben.274 Die Theorien der Meso-Ebene verbinden die Theorien der Mikro- und Makro-
Ebene. Ein Beispiel stellen die Migrationsnetzwerke dar, sie bilden ein Verbindungsglied
267Vgl. ebd.
268Vgl. del Río (2008), S. 105.
269Der Faktor Arbeit wandert dorthin, wo die Faktorvergütung am höchsten ist.
270Der Faktor Arbeit wandert dorthin, wo freie Arbeitsplätze verfügbar sind. Vgl. Greenwood (1975), S.
418 ff.; Dresel (2005), S. 35.
271Entnommen aus Lebhart (2002), S. 36.
272Vgl. Hebler (2002), S. 154.
273Vgl. Haug (2000), S. 2.
274Vgl. Steinmann (1996), S. 41.
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Ansätze Theorie Migrationstyp Operationali- Entscheidungs-
sierungsebenen träger
Ökonomie Neoklassik interregional Makro Staaten
international Mikro Individuen
Neue Ökonomische interregional Mikro Familie
Migrationstheorie international
Segmentierter international Makro Staaten
Arbeitsmarkt
Ökonomie der international Mikro Familie und
Familien- Gemeinschaften
migration
Weltsystem international Makro Staaten
Soziologie Push-/Pull- interregional Mikro Individuum
Modelle international
Netzwerke interregional Mikro Individuen/
international Makro Familien
Politik Politik- international Makro Staaten in Bezieh-
wissenschaft ung zum Individu-
um
System Systemische international Mikro Staat/
Ansätze Makro Individuum
Abbildung 3.2: Operationalisierungsebenen der Migrationstheorien271
zwischen den individuellen Akteuren und den makroökonomischen Bedingungen.275
Die grundlegenden Ideen der mikroökonomischen Theorien gehen auf die Autoren zurück,
die in Abbildung (3.3) aufgeführt sind. Diese werden in den folgenden Abschnitten genauer
vorgestellt.
Referenzmodell Entscheidungsträger
Neoklassische Migrationstheorie
Neoklassischer Ansatz Lewis (1954) Individuum
Humankapitaltheorie Sjaastad (1962) Individuum
Todaro (1969)
Harris und Todaro (1970)
Optionswert des Wartens Burda (1993) Individuum
O'Connell (1993)
Siebert (1993)
Migrationsnetzwerke Hugo (1981) Individuum
Massey und Espana (1987)
Neue Ökonomische Migrationstheorie
Familienmigration Stark (1991b) Haushalt, Familie
Asymmetrische Information Stark (1991a) Individuum
Abbildung 3.3: Klassifikation der mikroökonomischen Migrationstheorien276
275Vgl. Haug (2000), S. 28. Eine ausführliche Darstellung der unterschiedlichen Migrationstheorien liefern
die Aufsätze der folgenden Autoren: Bauer und Zimmermann (1995), Haug (2000), Massey (1993),
Massey und Espinosa (1997), Parnreiter (2000), Steinmann (1996) und Straubhaar (1988).
276Eigene Darstellung, in Anlehnung an Dresel (2005), S. 38; Steinmann (1996), S. 37.
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Neoklassischer Ansatz
Der neoklassische Ansatz geht zurück auf Smith (1776) und Ravenstein (1889). Die zen-
trale Annahme ist, dass die Personen (potentielle Migranten) ihren Nutzen aus Wan-
dern oder Nicht-Wandern in Abhängigkeit einer Budgetbedingung maximieren.277 Hicks
(1963) schreibt: differences in net economic advantages, (...) are the main causes of mi-
gration.278 Es werden rational handelnde Individuen betrachtet, die rationale Entschei-
dungen treffen, um ihren ökonomischen Nutzen zu maximieren.
Im Basismodell, welches auf Lewis (1954) zurückgeht, ist die Lohndifferenz zwischen
Herkunfts- und Zielland die Motivation für die Migration. Die Lohndifferenz ergibt sich
durch unterschiedliche Angebots- und Nachfragesituationen in den Ländern.279 Ebenfalls
grundlegende Arbeiten in diesem Bereich stammen von Ranis und Fei (1961), Harris und
Todaro (1970) und Todaro (1976). Die Faktorwanderung erfolgt solange, bis die Kosten
der Wanderung nicht mehr durch die Lohnunterschiede gedeckt werden. Es gibt sonst
keine Motivation zur Migration.280 Eine Möglichkeit der Staatsregierungen, Migrations-
ströme zu kontrollieren, ist es, die Arbeitsmärkte in Herkunfts- oder Empfängerländern
zu beeinflussen oder zu regulieren.281
Das Basismodell wurde in verschiedenster Weise erweitert. Um die Stadt-Land Migra-
tion in Entwicklungsländern zu erklären, ließen die Aufsätze von Todaro (1968), Todaro
(1969) und Harris und Todaro (1970) die Annahme der Vollbeschäftigung fallen und füg-
ten stattdessen eine Wahrscheinlichkeit für Beschäftigung in Empfängerregionen hinzu.282
Mit dieser Modellabwandlung ist es möglich die Stadt-Land Migration zu erklären, ob-
wohl häufig die Städte geprägt durch einen Mangel an Beschäftigungsmöglichkeiten sind.
Die Chance einen gut bezahlten Job in der Stadt zu finden führt zur Wanderung, auch
wenn sie meist in Arbeitslosigkeit endet. Im Gegensatz zur ursprünglichen neoklassischen
Theorie ist Migration hier durch die erwarteten Löhne motiviert, nicht durch die tat-
sächlichen. Dieses sog. Harris-Todaro-Modell wurde ebenfalls mehrfach erweitert, um es
der Realität anzupassen: Bhagwati und Srinivasan (1974) führten Lohn- und Produkti-
onssubventionen ein. Cordon und Findlay (1975) betrachteten Kapitalmobilität zwischen
ländlichen und städtischen Regionen, Fields (1975) benutzt als Anpassungsmechanismus
277Vgl. Bauer und Zimmermann (1999), S. 3.
278Hicks (1963), S. 76.
279International migration, like its internal counterpart, is caused by geographic differences in the supply
of and demand for labor Massey (1993), S. 433. Vgl. Bauer und Zimmermann (1999), S. 13.
280Vgl. Belke und Hebler (2002), S. 124 f.; Bauer und Zimmermann (1999), S. 13; Kösters et al. (2001),
S. 50 ff.; Steinmann (1996), S. 38; Parnreiter (2000), S. 27 f.
281Vgl. Massey (1993), S. 434.
282Einen guten Überblick über diese Modellart und die empirische Überprüfung liefert Todaro (1980).
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die Beschäftigungsmenge anstatt des Lohns auf dem städtischen Arbeitsmarkt. Stiglitz
(1974) betrachtet das Modell mit endogener Lohnbestimmung und Calvo (1978) führt
Gewerkschaften in das Modell ein. All diese Erweiterungen ändern nichts an der Grund-
aussage des ursprünglichen Modells.
Humankapitaltheorie
Die Humankapitaltheorie, auch bekannt als neoklassischer Humankapitalansatz, basiert
auf den Aufsätzen von Sjaastad (1962), Todaro (1969) und Harris und Todaro (1970) und
ist eine Weiterentwicklung der neoklassischen Migrationstheorie.283 Die Entscheidung zur
Migration wird hier als Investitionsentscheidung des Individuums gesehen, als Investition
in sein Humankapital. Es wird die Annahme des vollkommenen Arbeitsmarktes aufgege-
ben und Arbeitslosigkeit wird möglich. Im ersten Schritt wird bei der Humankapitaltheorie
die mikroökonomische Migrationsentscheidung eines Individuums (potentieller Migrant)
unter Unsicherheit geprüft. Der potentielle Migrant entscheidet sich für die Wanderung,
wenn die zukünftigen erwarteten Erträge größer ausfallen als die anfallenden Kosten der
Wanderung. Weiter ist die hauptsächlich entscheidende Größe hierbei die Lohndifferenz
zwischen den Regionen, die abhängig ist von der Wahrscheinlichkeit, eine Arbeit zu fin-
den, von der Qualifikation des Individuums und vom Alter, da das Alter bei Migration
die mögliche maximale Aufenthaltsdauer bestimmt. Innerhalb der Humankapitaltheorie
werden die Kosten der Migration in direkte und indirekte Kosten aufgegliedert. Unter
den direkten Kosten versteht man z.B. die Such- und Informationskosten, jedoch auch
die Reisekosten, das entgangene Einkommen während der Migration und die unterschied-
lichen Lebenshaltungskosten im Herkunfts- und Zielland.284 Die indirekten Kosten sind
hingegen nicht direkt in Geldeinheiten angegeben, darunter versteht man z.B. soziale und
psychische Kosten der Trennung von Familie und Freunden.285
Jeder potentielle Migrant bewertet die Erträge und Kosten der Migration abhängig von
persönlichen Merkmalen, wie Alter, Geschlecht und Bildung und Entfernung. Nach dem
Humankapitalmodell sinkt die Wahrscheinlichkeit einer Migration mit zunehmendem Al-
ter, da der erwartete Lebensnutzen für ältere Individuen kleiner ausfällt. Personen mit
einer höheren Bildung neigen mit höher Wahrscheinlichkeit zur Migration, da höhere Bil-
dung zu einer besseren Sammlung und Verarbeitung von Informationen führt und somit
die Kosten und Risiken der Migration reduziert. Ebenso nehmen die Kosten und Risiken
der Migration mit Reduzierung der Entfernung ab, denn bei kleineren Distanzen beste-
283Weitere Arbeiten in diesem Bereich stammen von Todaro (1976), (1987) und (1989).
284Es sind Bestandteile, die direkt in Geldeinheiten angegeben werden können. Für einen Überblick über
relevante Größen vgl. Milne (1991).
285Vgl. Belke und Hebler (2002), S. 125; Bauer und Zimmermann (1999), S. 15; Sinn et al. (2001), S. 24
ff.; Steinmann (1996), S. 39.
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hen bessere Informationsmöglichkeiten über die Arbeitsmarktverhältnisse im Zielland der
Migration.286
Die wesentliche Weiterentwicklung des Humankapitalansatzes gegenüber der Neoklassik
liegt in der Berücksichtigung individueller sozioökonomischer Eigenschaften.287 In der Hu-
mankapitaltheorie können Individuen innerhalb eines Landes unterschiedliche Neigung zur
Migration haben, da dies abhängt von individuell verschiedenen Humankapitalcharakte-
ristika. Die Immigranten können vor allem durch Maßnahmen kontrolliert werden, die die
erwarteten Löhne in den Herkunfts- oder Aufnahmeländern beeinflussen, z.B. über eine
Beeinflussung der Beschäftigungswahrscheinlichkeiten oder durch Erhöhung der psycho-
logischen und materiellen Kosten.288
Der Hauptkritikpunkt an den Ansätzen der Neoklassik liegt darin, dass in den Modellen
politische, soziale und kulturelle Faktoren und Änderungen, die die Migration beeinflus-
sen, kaum bis gar keinen Einfluss auf die Migrationsentscheidung haben. Dieser Mangel
wurde in den neueren Ansätzen der Migrationstheorie berücksichtigt.
Optionswert des Wartens
Eine bedeutende Erweiterung des Humankapitalansatzes ist die Theorie des Options-
wertes des Wartens.289 Dieser Ansatz wurde maßgeblich analysiert in den Arbeiten von
Burda (1993), (1995), Siebert (1993) und Bauer und Zimmermann (1995). Die Theo-
rie des Optionswertes des Wartens berücksichtigt, dass die Migrationsentscheidung ein
dynamisches Entscheidungsproblem unter Unsicherheit ist. Entsprechend zur Anlageent-
scheidung auf den Finanzmärkten, wird hier dem Warten auf die Migrationsbewegung ein
positiver Optionswert zugeordnet, da durch die zeitliche Verschiebung der Migration die
Informationsunsicherheiten der Migration gesenkt werden können.290 Innerhalb der Opti-
onswerttheorie ist es möglich, dass der zukünftige erwartete Ertrag größer ausfällt als die
erwarteten Kosten, jedoch keine Migration stattfindet. Dies tritt auf, wenn vorliegende
Informationen unvollständig sind und daher mit Unsicherheit verbunden werden und eine
Verbesserung der Informationssituation erwartet wird.291 Da die Informationsunsicher-
heit Einfluss auf die Entscheidungsgröße, den Optionswert hat, ist es möglich, dass trotz
286Vgl. Bauer und Zimmermann (1999), S. 15.
287Vgl. Bauer und Zimmermann (1999), S. 16. Empirical studies should take into consideration the so-
cioeconomic characteristics of migrants.. Einen guten Überblick über mögliche Charakteristika bringen
Greenwood (1985), Greenwood (1997), Greenwood und Hunt (1985), Cadwallader (1992), und Cushing
und Jacques (2004).
288Vgl. Massey (1993), S. 435 f.
289Vgl. Sinn et al. (2001), S. 27; Siebert (1993), S. 231.
290Vgl. Siebert (1993), S. 213; Straubhaar (1998), S. 147.
291Vgl. Belke und Hebler (2002), S. 127.
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großer Lohnunterschiede zwischen Ländern es nicht zu großen Wanderungsbewegungen
kommt. Mit diesem Theorieansatz kann, trotz bestehender Lohnunterschiede, das Aus-
bleiben von Migration erklärt werden. Je höher die Zukunft mit Unsicherheit bewertet
wird, desto höher fällt der Optionswert aus, daher steigt die Wahrscheinlichkeit, nicht zu
wandern mit einem positiven Optionswert des Wartens. Die Theorie ist dazu geeignet,
auch ausbleibende Migrationsbewegungen zu beschreiben.292
Migrationsnetzwerke
Eine Weiterentwicklung der mikroökonomischen Migrationstheorie ist die Beachtung von
Netzwerken innerhalb von Migrantengruppen. Sie haben einen wesentlichen Einfluss auf
die Dynamik einer Migrationsbewegung.293 Durch soziale und Informationsnetzwerke kön-
nen Kosten und Risiken der Migration gesenkt werden. Durch Reduktion der Kosten und
Risiken entsteht ein höherer Nettonutzen aus der Migration. Damit kann die Situation
entstehen, dass sich Personen, die sich erst gegen eine Migration entschieden haben und
im Heimatland geblieben sind, dann doch für eine Migration entscheiden. Die Lohnent-
wicklung in den beiden Ländern muss aber weiterhin in die Betrachtung mit einbezogen
werden. Ebenso ist die Rolle der Familie wichtig und kann in dieser Modellwelt berück-
sichtigt werden. Migration betrifft alle Familienangehörige und nicht nur Arbeitskräfte.
Familienmitglieder können gleichzeitig oder nacheinander übersiedeln, wobei in der Regel
zuerst ein ökonomisch aktives Familienmitglied abwandert und andere später nachfol-
gen.294 Netzwerke können als eine Form von sozialem Kapital angesehen werden, aus dem
Menschen sowohl Informationen als auch materielle oder psychologische Unterstützung
erhalten können, um für sie die Migration selbst zu nutzen sowie den Anpassungsprozess
zu erleichtern. Durch einen sukzessiven Aufbau von Netzwerken im Zielland reduzieren
sich für jeden weiteren potentiellen Migranten die Migrationskosten, z. B. können die
Such- und Informationskosten durch direkte Befragung gesenkt werden. Auch die sozialen
und psychologischen Kosten werden gesenkt, da evtl. schon eine eigene ethnische Ge-
sellschaft im Zielland existiert.295 Ebenso erwarten die potentiellen Migranten von ihren
Netzwerken auch Unterstützung bei der Eingewöhnung und Integration im Zielland, z. B.
Unterstützung bei der Arbeitsplatzsuche. Somit sinkt das erwartete Risiko, das mit Mi-
gration verbunden ist. Dies führt zu einem erwarteten höheren Ertrag der Migration.296
Die Betonung des wachsenden Netzwerks und die damit zusammenhängende Reduktion
der Kosten und Risiken ergeben in diesem Modell einen schwächeren Zusammenhang zwi-
292Vgl. Belke und Hebler (2002), S. 127; Siebert (2001), S. 5; Straubhaar (1998), S. 147.
293Für einen Überblick s. Hugo (1981), Massey (1990b), Massey (1990a), Massey und Espana (1987) oder
Bauer (1995), Bauer und Gang (1998).
294Vgl. Gurak und Caces (1992), S. 152.
295Vgl. Belke und Hebler (2002), S. 126 zit. nach Bauer und Zimmermann (1999), S. 18 f.; Straubhaar
(1998), S. 148; Parnreiter (2000), S. 36 ff; Möller (2002), S. 39.
296Vgl. Bauer und Zimmermann (1999), S. 19.
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schen Lohndifferenzen, Beschäftigungsmöglichkeiten und der Migrationsentscheidung als
im neoklassischen Modell. Ebenso ist eine Neuerung, dass die Migrationsentscheidung heu-
te die Migrationsentscheidung von anderen Personen in folgenden Perioden beeinflusst.
Die Theorie der Migrationsnetzwerke steht auf einer Ebene zwischen dem klassischen
Mikro-Level der individuellen Entscheidungsfindung und dem klassischen Makro-Level
der strukturellen Determinanten.297
Für Regierungen stellt die Kontrolle von Migrationsströmen in dieser Theorie ein großes
Problem dar, denn der Prozess der Netzwerkbildung liegt außerhalb ihrer Kontrolle, d.h.
außerhalb ihres Einflussbereichs, und verhält sich unabhängig von politischen Aktionen.
Es kann bei Migrationsnetzwerken durch Beziehungen zwischen den Personen die Situati-
on entstehen, dass sich der Migrationsprozess fortsetzt, obwohl die ursprüngliche Ursache
nicht mehr besteht. Politische Programme, die als Ziel die Familienzusammenführung
von Migranten haben, wirken einer Regulierung von Migrationsströmen entgegen, da sie
einigen Netzwerkmitgliedern besondere Rechte einräumen und damit den Aufbau von
Netzwerken stützen.298
Neue ökonomische Migrationstheorie - Familienmigration
Schon Ende der siebziger Jahre machte Jacob Mincer (1978) darauf aufmerksam, dass die
Migrationsentscheidung nicht nur vom Migranten selber abhängt, sondern auch von seiner
Familie und seinem Umfeld. Die Haushaltsgröße und die Anzahl der arbeitenden Familien-
mitglieder bestimmen die Kosten und Nutzen der Migration. Die Familienmitglieder, die
sich nicht aus eigenem ökonomischem Antrieb zum Wandern entscheiden, haben häufig
mit geringerem Einkommen und schlechten Arbeitsmöglichkeiten im Zielland zu kämpfen.
Eine Familie wird nur migrieren, wenn der Gewinn der ganzen Familie positiv ausfällt.
Die Entwicklung dieser Idee erfolgt in dem Aufsatz von Stark und Bloom (1985). Als
Grundlagenaufsatz der neuen ökonomischen Migrationstheorie gilt Stark (1991b). A key
insight of this new approach is that migration decisions are not made by isolated indivi-
dual actors, but by larger units of related people - ... - in which people act collectively not
only to maximize expected income, but also to minimize risks and to loosen constraints
associated with a variety of market failures...299 Hier wird Migration als Risikodiversifi-
kation aufgefasst. Innerhalb dieser Theorie steht die Familie als Entscheidungsträger für
oder gegen die Wanderung, eine Entscheidung wird als kollektive Gruppenentscheidung
gefällt.300 Es wird nicht das individuelle Einkommen maximiert, sondern das Haushalt-
297Vgl. Faist (1997b).
298Vgl. Massey (1993), S. 449 f.
299Massey (1993), S. 436. Weitere grundlegende Aufsätze in diesem Bereich stammen von Stark und
Levhari (1982), Stark (1984), Katz und Stark (1986), Lauby und Stark (1988) und Taylor (1986).
300Vgl. Steinmann (1996), S. 39.
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seinkommen. Der individuelle Nutzen kann dem Haushaltsnutzen widersprechen.301
Grundlegende Annahme der neuen ökonomischen Migrationstheorie ist, dass bei positiver
Migrationsentscheidung nur ein Teil der Familie auswandert und ein Teil im Heimatland
verbleibt. Diese Strategie soll zur Minimierung des Einkommensrisikos beitragen.302 Eine
Neuerung durch die neue ökonomische Migrationstheorie ist, dass mögliche Einkommens-
differenzen zwischen zwei Regionen nicht die notwendige Voraussetzung für eine Migration
darstellen müssen.303 Es ist hier für eine Familie möglich, ihr Einkommen durch Remit-
tances von Familienmitgliedern abzusichern. Mit dieser Art von Modell ist es möglich,
Migrationsflüsse und Kapitalflüsse ohne Lohnunterschiede zu erklären. Es werden jedoch
nur die Einkommensmöglichkeiten betrachtet; andere externe Faktoren, die die Migration
beeinflussen können, werden nicht explizit betrachtet.
Die Regulierung von Migrationsströmen in diesem Modell ist vielschichtig. Auf der einen
Seite beeinflussen regulatorische Eingriffe die Entscheidung des Migranten und haben da-
mit Einfluss auf die Migrationsströme. Das Ändern von Sozialprogrammen oder Arbeits-
losenabsicherung kann signifikant die internationalen Migrationsströme beeinflussen. Auf
der anderen Seite können staatliche Regelungen oder ökonomische Veränderungen, die die
Einkommensverteilung des Landes verändern, ebenfalls internationale Migrationsströme
beeinflussen.304
Asymmetrische Information über Migrantenfähigkeiten
1991 stellt Oded Stark (1991b) fest, dass die Informationsverteilung einen wichtigen Ein-
fluss auf die Ergebnisse der Modelle zur Migration hat. Es ist realistisch anzunehmen,
dass zu Beginn eines Arbeitsverhältnisses die Arbeitnehmer, d. h. die Migranten, über
vollständige Information bzgl. ihrer Fähigkeiten verfügen, während der Arbeitgeber nur
ein unvollständiges Bild über diese haben. Dann liegt eine Situation asymmetrischer In-
formationsverteilung vor. In so einer Situation ist es effizient für den Arbeitgeber, den
Durchschnittslohn zu zahlen, da er (aus seiner Sicht) damit genau für die erwartete ge-
leistete Arbeit bezahlt. Damit werden geringqualifizierte Migranten über und hochquali-
fizierte Migranten unter ihrem Grenzprodukt entlohnt.
Im Fall von asymmetrischen Informationen hinsichtlich der Fähigkeiten von Migranten
ergeben sich zwei Ereignisse: Zum einen wird sich ein positiver Erwartungslohn für gering-
qualifizierte Migranten einstellen, damit ergibt sich für sie ein Anreiz zur Migration. Zum
301Vgl. Mincer (1978), S. 753 f., Sandell (1977), S. 408.
302Vgl. Bauer und Zimmermann (1999), S. 18; Steinmann (1996), S. 40.
303Vgl. Steinmann (1996), S. 40.
304Vgl. Massey (1993), S. 439 f.
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anderen ergibt sich ein positiver Migrationsanreiz für die hochqualifizierten Migranten, da
nach Überwindung der asymmetrischen Information und Herstellung einer Situation mit
symmetrischer Informationsverteilung für sie ein höherer Lohn im Zielland als im Hei-
matland zu erwarten ist. Damit ergibt sich ein Wanderungsanreiz für beide Gruppen. Die
Wanderungsentscheidung der Migranten ist demnach unabhängig von ihren Fähigkeiten
bei asymmetrischer Information.
Langfristig ist es realistisch anzunehmen, dass die Arbeitgeber die Fähigkeiten ihrer Ar-
beitnehmer einschätzen lernen und sie dann entsprechend ihrer Produktivität entlohnen.
Dies führt zu einem Anstieg in Qualität und Quantität des Migrationsstroms. Ein An-
stieg der Löhne in der Zukunft führt zu einem Anstieg an Migrationsbereitschaft bei
hochqualifizierten Arbeitskräften, und damit kurzfristig zu einem Lohnanstieg für die
geringqualifizierten Arbeitskräfte, die im Land bleiben. Ein Wechsel in der Zusammenset-
zung der Fähigkeiten der Migranten kann auch beobachtet werden, wenn der Arbeitgeber
Anstrengungen unternimmt mehr Informationen über das Leistungsniveau der Migranten
zu erhalten. Alternativ können Migranten in Signale, wie Zertifikate, investieren.
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass asymmetrische Information zu einem un-
klaren Bild führt: Das Ergebnis hängt davon ab, wie die Anfangsanreize für Arbeiter mit
unterschiedlichem Qualifikationsniveau aussehen, dem Zeithorizont, den Investitionen der
Arbeitgeber in Informationengenerierung genauso wie der Investition der Migranten in
Signale über ihre wahren Fähigkeiten.
Wie in der Einleitung zum Kapitel erwähnt, analysiert die makroökonomische Theorie
der Migration die Auswirkungen der Summe der mikroökonomischen Entscheidungen. Es
werden makroökonomische Größen betrachtet und untersucht, ob die Migration davon
abhängig ist/war. Diese Determinanten können ökonomische, demographische oder poli-
tische Faktoren sein.305 In diesem Bereich wird nur ein sehr einfaches Modell vorgestellt:
Das Modell der Push- und Pull-Faktoren.306 Push-Faktoren fördern die Migration und
gehen vom Herkunftsland aus, Pull-Faktoren begünstigen auch die Migration, sie gehen
hingegen vom Zielland aus.307 Die Grundidee des Push- und Pull-Modells geht auf Roy
1951 und Lee 1966 zurück. Die Push- und Pull-Faktoren, die relevant sind für die Migrati-
on, wurden über die Jahre immer weiterentwickelt Ebenfalls wurde die Liste der Größen,
die berücksichtigt werden sollten, immer umfangreicher. Die Abbildung (3.4) zeigt die
Faktoren der modernen makroökonomischen Migrationstheorie.
305Vgl. Steinmann (1996), S. 41.
306Dieses Modell ist relevant im Bezug auf die Überlegungen der Europäischen Kommission.
307Vgl. Fischer (1999), S. 123; Steinmann (1996), S. 42.
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Push-Faktoren Pull-Faktoren
niedriger Lebensstandard hoher Lebensstandard
hohe Arbeitslosigkeit geringe Arbeitslosigkeit
insb. unter Jugendlichen
bzw. eigener Bildungsschicht
rasches Bevölkerungswachstum alternde und schrumpfende Bevölkerung
fehlende oder geringe soziale Sicherung gute soziale Sicherungssysteme
hohe Besteuerung geringe Besteuerung
Mangel an Wohnraum niedrige Mieten für guten Wohnraum
geringe Umweltqualität hohe Umweltqualität
schlechte Infrastruktur gute Infrastruktur
Diskriminierung gute Beschäftigungsmöglichkeiten für Zuwanderer
(abh. von der Qualifikation potentieller Einwanderer)
Subjektive Entfremdung bestehende Netzwerke von Ausländern
(abh. von der Herkunft der potentiellen Einwanderer)
Abbildung 3.4: Push- und Pull-Faktoren der modernen makroökonomischen Migrations-
theorie309
In vielen Politikvorschlägen, wie mit Migration umzugehen sei, wird der Zusammenhang
zwischen Migration und Entwicklung (vor allem im Herkunftsland) hervorgehoben. Diese
Vorschläge von internationalen Organisationen oder Staaten betonen die Notwendigkeit
von Rückkehrmigration. Es werden in der Theorie und Praxis unterschiedliche Typen
von Migranten unterschieden: ökonomisch motivierte Migranten, Flüchtlinge und Asylbe-
werber. Daher ist es sinnvoll zu untersuchen welcher Typ zurückkehrt und zu welchem
Zeitpunkt die Rückkehr erfolgt.
Die folgende Übersicht ist auf die Theorien beschränkt, die dafür ausgelegt sind das Aus-
maß und die Dynamik von Rückkehrmigration zu erklären.
Neoklassik
Beim Ansatz der Neoklassik steht die Lohndifferenz zwischen Herkunfts- und Zielland im
Vordergrund und die Erwartung des Migranten, einen höheren Lohn zu erhalten.310 Rück-
kehrmigration wird in diesem Zusammenhang als fehlgeschlagene Migration gesehen, die
nicht zum gewünschten Ziel geführt hat. Die Migranten werden als Personen gesehen, die
die Migrationskosten falsch eingeschätzt haben oder nicht den erwarteten Lohn erhalten
haben.311
309Vgl. Hönekopp und Werner (1999), S. 3; Belke und Hebler (2002), S. 128; Nuscheler (2004), S. 102; del
Río (2008), S. 107.
310Vgl. Todaro (1969), S. 140.
311Vgl. Cassarino (2004), S. 255.
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Neue Ökonomie der Arbeitsmigration
Im Ansatz der Neuen Ökonomie der Arbeitsmigration kommt Rückkehrmigration als mög-
liche, kalkulierte Strategie vor. Die Rückkehr tritt ein, wenn ein bestimmtes, vorher fest-
gelegtes Ziel erreicht ist. Ist das gewählte Ziel erreicht, wird die Rückkehr als erfolgreiche
Migration bewertet. Die neue Ökonomie der Arbeitsmigration geht über die reine Betrach-
tung der Lohndifferenzen hinaus.312 Die Rückkehr ist von vornherein vorgesehen, dies hat
Einfluss auf das Verhalten der Migranten im Zielland, z.B. auf das Integrationsverhalten,
sowie auch auf berufliche Anstrengung.313
Strukturansatz
Im Gegensatz zu den beiden ersten Theorien wird beim Strukturansatz auch das Umfeld
in die Betrachtung einbezogen. Hier ist die Rückkehrentscheidung nicht alleine von der
individuellen Entscheidung des Migranten abhängig, sondern auch vom sozialen und in-
stitutionellen Umfeld der Person. In diesem Zusammenhang können Rückkehrer in vier
Kategorien unterschieden werden: Rückkehr aufgrund von Misserfolg, Rückkehr aufgrund
von Konservatismus, Rückkehr im Rentenalter und Rückkehr für Innovation.314 Der letzte
Typ kehrt in sein Heimatland zurück, um dort etwas mit neuem Wissen motiviert aufzu-
bauen. Diese Art der Rückkehr fördert die Entwicklung im Herkunftsland. Der Struktur-
ansatz geht in seiner Betrachtung über die beiden vorherigen hinaus, er betrachtet auch
den Einfluss des Rückkehrers auf die Herkunftsgesellschaft.315
Transnationalismus
Der Transnationalismus versucht die Pendelbewegungen zwischen zwei Ländern mittels
sozialen und ökonomischen Bindungen in Herkunfts- und Gastland zu erklären.316 Hier
stellt die Rückkehr nicht das Ende einer Migration dar, sondern einen Zwischenschritt, d.
h. hier existiert zirkuläre Migration. Rückkehr tritt ein, wenn genügend finanzielle Mittel
gesammelt wurden, um die Personen im Heimatland zu unterstützen und wenn das Leben
im Heimatland höher präferiert wird. Innerhalb dieser Theorie bereiten Migranten ihre
Integration nach der Rückkehr durch regelmäßige Aufenthalte im Heimatland vor.317
312Vgl. Stark (1991b), S. 11.
313Vgl. Cassarino (2004), S. 256 f.
314Vgl. Cerase (1974), S. 251 ff.
315Vgl. Cassarino (2004), S. 257 ff.
316Vgl. Portes et al. (1999), S. 219.
317Vgl. Cassarino (2004), S. 261 ff.
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3.2 Theorie zur Wanderung von hochqualifizierten Ar-
beitskräften
Die meisten Personen, die sich mit selektiver Migrationspolitik auseinandergesetzt haben,
werden sagen, dass dieser Ansatz zu einem Brain Drain in den Herkunftsländern führt.
Mit Brain Drain wird die Abwanderung von gut ausgebildeten Personen bezeichnet.
Diese Abwanderung hat Auswirkungen auf die Herkunfts- und Zielländer der Migranten.
Daher werden in diesem Abschnitt 3.2 die Hintergründe und Entwicklungen der Unter-
suchungen zu Brain Drain kurz erläutert, damit die in den Abschnitten 2.6 und 2.7
vorgestellten EU-Pläne besser eingeordnet werden können.
Es wurde schon in der Entwicklungsphase zur europäischen Blue Card erwähnt, dass
die Europäische Union keinen Brain Drain in den Entwicklungs- und Schwellenländern
hervorrufen möchte, sondern eine Win-Win-Situation für alle Beteiligten. In den betrof-
fenen Entwicklungs- und Schwellenländern soll ein ökonomischer Gewinn durch Brain
Gain entstehen. Vor allem in den letzten Jahren wurden neuere ökonomische Ansät-
ze entwickelt, die für die Herkunftsländer nicht allein den Humankapitalverlust (Brain
Drain) sehen und für die Aufnahmeländer nicht nur den Gewinn (Brain Gain), sondern
sie sehen die Chance, die sich aus einem Hin- und Herwandern von Arbeitskräften ergeben
kann, im Nutzen aus Brain Circulation. Es steht im Vordergrund, dass ausgewanderte
hochqualifizierte Arbeitskräfte in ihre Heimatländer zurückkehren können und sollen, um
dort mit ihrem neuen Wissen und dem erarbeiteten Kapital den Entwicklungsprozess des
Herkunftslandes zu unterstützen. Was genau hinter diesen Begriffen steckt und woher sie
kommen soll in diesem Abschnitt geklärt werden.
Der Begriff Brain Drain wurde nicht im Zusammenhang mit Entwicklungsländern erst-
malig aufgeworfen, sondern nach dem zweitenWeltkrieg, um die Auswanderung von Briten
in die USA zu beschreiben. D.h., das Phänomen, das heute nur noch im Zusammenhang
mit Entwicklungsländern thematisiert wird, stammt aus der Arbeitskräftewanderung zwi-
schen Industrieländern. Anfang der 60er Jahre wurde in England eine Studie über die-
ses Abwanderungsphänomen veröffentlicht.318 Erst danach wurde dieser Begriff in den
Zusammenhang mit Entwicklungsländern übertragen. Einige internationale Konferenzen
setzten sich mit dem Ausmaß der Abwanderung von hochqualifizierten Arbeitskräften
auseinander.319 Ein Teil der Wissenschaftler sah in der aktiven Abwerbung von hochqua-
318Vgl. Hillmann und Rudolph (1996), S. 2; Great Britain. Committee on Manpower Resources for Science
and Technology. Working Group on Migration (1967).
319Vgl. Adams (1968).
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lifizierten Arbeitskräften aus Entwicklungsländern einen Beweis für weitere Ausbeutung
der Länder, im Anschluss an die Ausbeutung der Länder während der Kolonialzeit.320 Die
Industrieländer warben hochqualifizierte Arbeitskräfte ab, ohne sich an den Ausbildungs-
kosten zu beteiligen. Gleichzeitig stellt die Abwerbung eine Schwächung des Humanka-
pitalpotentials für die Entwicklungsländer dar. Einige Wissenschaftler sahen darin auch
eine Verschärfung der Abhängigkeit der Entwicklungsländer von den Industrieländern.321
Es wurde diskutiert, ob es sinnvoll sein könnte, die Wanderung von Hochqualifizierten in
Industrieländer zu regulieren, um dadurch die Entwicklungsländer zu schützen oder durch
Kompensationszahlungen für die Ausbildung zu entschädigen. In diesem Zusammenhang
wurde eine sog. Brain Drain-Steuer vorgeschlagen,322 die entweder von den Aufnahme-
ländern oder den Migranten selber zu zahlen sei, sobald sie dies mit ihrem Einkommen
im Industrieland könnten. Dieser Vorschlag konnte sich aber nicht durchsetzen.
Andere Wissenschaftler sahen in der Wanderung von hochqualifizierten Arbeitskräften
nicht nur negative Aspekte. Die Neoklassik wertet die Abwanderung unter dem Gesichts-
punkt des freien Arbeitsmarktes, so dass in der Abwanderung eine Voraussetzung für
optimale Allokation des Faktors gesehen wird, da die Arbeitskräfte dorthin wandern, wo
ihre Arbeitskraft optimal eingesetzt werden kann. Dort wird eine Hinderung der freien
Wanderung eher als Wohlfahrtsminderung angesehen.323 In diesem Theoriezweig werden
auch nicht nur die anlockenden Pull-Faktoren der Industrieländer betrachtet, sondern
auch die Push-Bedingungen in den Herkunftsländern beleuchtet. Als Grund für die Ab-
wanderung wird häufig die fehlende Perspektive im Herkunftsland gesehen und so kann
die Abwanderung z.T. als Entlastung des Arbeitsmarktes in diesem Land verstanden wer-
den.324 Ansätze moderner Wirtschaftstheorien, der neuen Wachstumstheorie, bewerten
die Abwanderungen von hochqualifizierten Arbeitskräften eindeutig negativ, da sie dies
als Abwanderung von Humankapital sehen. Im Bereich der neuen Wachstumstheorie wird
zwischen der Höhe und der Qualität des Humankapitals (einem endogenem Faktor) und
dem Wirtschaftswachstum ein direkter (positiver) Zusammenhang gesehen. D.h. das Ab-
wandern von Humankapital führt zu einem geringeren Wirtschaftswachstum. Im Grenz-
fall führt dieser Effekt zu Stagnation des Wirtschaftwachstums. Als Beispiel dafür wird
der Zusammenbruch des Medizinsektors in einigen afrikanischen Ländern angeführt.325
Als Gegenstrategie wird hier die Steigerung der Attraktivität der Arbeitsplätze im Her-
kunftsland gesehen. In diesem Zusammenhang wird immer wieder auf die zentrale Rolle
320Vgl. Ghosh (1982).
321Vgl. Galeano (1988).
322Vgl. Bhagwati (1976), (1976), (1983).
323Vgl. Ethier (1987).
324Vgl. Mountford (1997).
325Vgl. Körner (1999).
KAPITEL 3. ÖKONOMISCHE THEORIEGRUNDLAGEN 75
der Remittances verwiesen. Durch Remittances können in Herkunftsländern zusätzliche
Investitionen getätigt werden, z. B. in neuere Technologien o. ä. Dadurch können Ar-
beitsplätze langfristig wieder interessant werden und die Migranten kehren daher in ihr
Heimatland zurück. Dies wäre ein Brain Gain für das Entwicklungsland und eine Um-
kehrung des Brain Drains.
Schon in den 70er Jahren wurde von Migrationsforschern darauf hingewiesen, dass man die
Wanderungsströme der Arbeitskräfte noch nicht abschließend beurteilen solle und könne.
Es wäre dabei nicht ausgeschlossen, dass diese Arbeitskräfte nach einer gewissen Zeitpe-
riode wieder in ihr Heimatland zurückkehren würden. Damit würde für die Heimatländer
aus dem Brain Drain ein Brain Gain. Daraus entstand der Begriff Brain circulation
bzw. Brain exchange. In diesem Zusammenhang sehen viele Forscher einen positiven Ef-
fekt auf die Herkunftsländer durch sog. Diaspora-Gemeinden in den Zielländern, da diese
Diaspora-Gemeinden die Austauschmöglichkeiten mit dem Heimatland erhöhen.326 oder in
der Rückkehr von Migranten. Ebenso wird der Aufbau von Wissenschaftsnetzwerken, vir-
tuell übers Internet oder real durch Austauschprogramme, als positiver Input gewertet.327
Bei diesen positiven Effekten des Brain Circulation möchte die Europäische Union mit
ihrem Konzept der Blue Card ansetzen. Es soll nicht nur die Auswahl von Arbeitskräften
nach den Bedürfnissen der EU befriedigen, sondern es werden aktiv auch die positiven
Aspekte für die Herkunftsländer gefördert.
3.3 Zusammenfassung
In diesem Kapitel wurden die relevanten Grundlagentheorien zur Migration vorgestellt.
Angefangen haben die wissenschaftlichen Überlegungen zur Migration mit den Regeln von
Ravenstein. Darauf bauen in vielen Wissenschaftszweigen einfache bis komplexe Modelle
zur Analyse und Erklärung von Migrationsbewegungen auf. In der vorliegenden Arbeit
werden Modelle entwickelt, die der mikroökonomischen Betrachtung zuzuordnen sind, da-
her lag der Schwerpunkt der Darstellung auf den mikroökonomischen Modellen.
Ziel dieser Arbeit ist es, für die internationale Migration eine Lösung zu finden, in der
Migration temporär stattfindet, die Personen auf legalem Weg kommen und freiwillig wie-
der ausreisen. Es wird eine mikroökonomische motivierte Entscheidung der Migranten im
Modell der vorliegenden Arbeit betrachtet. Es werden monetäre und nicht-monetäre Ko-
326Vgl. Meyer (2001), Weitzenegger (2008).
327Vgl. Brown (2000).
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sten der Migration unterschieden und in der Entscheidung der Migranten berücksichtigt.
Des Weiteren wurde im Abschnitt 3.2 die Diskussion zum Thema Wanderung von hoch-
qualifizierten Arbeitskräften beschrieben. Es existiert nur für kurze Zeiträume eine eindeu-
tige Zuordnung von Wanderungsbewegungen in Ländern zum Brain Drain oder Brain
Gain. Mit Brain Drain wird der Effekt in Abwanderungsregionen bezeichnet, in denen
Humankapital wie ausgebildete Arbeitskräfte abwandern, und der Effekt Brain Gain
tritt in den Zuwanderungsregionen durch erhöhtes Humankapital ein. Wie die Diskussion
gezeigt hat, ist es von zentraler Bedeutung die langfristigen Wirkungen zu betrachten. In
diesem Zusammenhang können sich Effekte auch umkehren und in einem Land, in dem
zuerst der Effekt Brain Drain vorherrschte, tritt nach einiger Zeit Brain Gain ein. Dar-
aus ergibt sich Brain Circulation für alle beteiligten Länder. Diesen Effekt möchte die
Europäische Kommission mit ihren neuen Ansätzen in der Migrationspolitik erreichen.328
328Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaft (2008b). In diesem Kapitel ist nicht die Literatur
enthalten, die direkt mit den entwickelten Modellen der vorliegenden Arbeit zusammenhängen. Die-
se Literatur wird erst unmittelbar vor den entwickelten Modellen erläutert, um die Parallelen und
Unterschiede herauszuarbeiten.
Kapitel 4
Temporäre Migration
In Abschnitt 2.6 wurde der Europäische Pakt für Einwanderung und Asyl vorgestellt.
Dabei wurde festgestellt, dass die zirkuläre Migration ein zentraler Bestandteil ist. Die-
ser europäische Hintergrund bildet die Motivation für die kommende modelltheoretische
Betrachtung. Im Stockholmer Programm - ein offenes und sicheres Europa329 wird aus-
drücklich nach einer Umsetzungsmöglichkeit für das Konzept gesucht,330 in diesem Kapitel
wird eine Möglichkeit analysiert. Wenn man das Konzept der zirkulären Migration genauer
betrachtet, dann erkennt man, dass sich die zirkuläre Migrationsbewegung aus wiederhol-
ter temporärer Migration zusammensetzt. Mit temporärer Migration beschäftigt sich das
entwickelte Modell ab Abschnitt 4.2. Das Modell beschäftigt sich mit der Frage, wie muss
ein Visumprogramm ausgestaltet sein, damit die Immigration nur temporär erfolgt und
die Migranten freiwillig ausreisen. Zuvor werden im Abschnitt 4.1 kurz die wichtigsten und
am nächsten verwandten Modelle aus dem Bereich illegale Migration dargestellt. Diese
Literatur bildet die Grundlage für das Modell ab Abschnitt 4.2.
Das Modell beginnt mit der Darstellung der Ausgangssituation, einer Situation ohne legale
Migrationswege, siehe Abschnitt 4.3. Daran schließen sich in Abschnitt 4.4 die Herleitung
der Bedingungen an die Instrumente, die der Staat im Norden zur Ausgestaltung des
Visums zur Verfügung hat, an. In Abschnitt 4.5 werden für unterschiedliche Gruppen-
zusammensetzungen der Migranten die genauen Ausgestaltungsformen der Instrumente
hergeleitet. Diese Untersuchung unterscheidet zwischen einer homogene Migrantengrup-
pe, Abschnitt 4.5.1 und einer heterogene Migrantengruppe, Abschnitt 4.5.2. Dabei wird
im Fall der heterogenen Gruppe noch zwischen symmetrischer, Abschnitt 4.5.2.1, und
asymmetrischer Informationsverteilung, Abschnitt 4.5.2.2, unterschieden. Der Abschnitt
329Dies ist das neue europäische Arbeitsprogramm, Nachfolger des Programms von Tampere und des
Programms von Den Haag. Vgl. Rat der Europäischen Union (2009e).
330Vgl. Rat der Europäischen Union (2009e), S. 41.
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4.6 schließt mit der Zusammenfassung der Ergebnisse und einem Ausblick auf mögliche
Erweiterungen und Anwendungen.
4.1 Theorie der illegalen Immigration
Der Effekt von legaler Zuwanderung wird kontrovers diskutiert. Einige Studien belegen
die positive Wirkung von legaler Immigration auf die heimische Bevölkerung, andere Stu-
dien finden einen negativen Einfluss.331 Es existiert in der Literatur jedoch die einheitliche
Meinung, dass illegale Immigration sich eher schädlich auf die Zuwanderungsregion aus-
wirkt. Die illegalen Immigranten zahlen als Arbeitskräfte keine Einkommensteuern und
keine Sozialabgaben, denn sie können nur illegal arbeiten.332
Viele Artikel setzten sich mit den Möglichkeiten des Ziellandes auseinander, welche dieses
zur Kontrolle illegaler Immigration hat. Es existieren hiernach unterschiedliche Instrumen-
te, um die Anzahl der illegalen Migranten zu begrenzen bzw. zu kontrollieren. Es geht
meistens um die Verteilung von Ressourcen auf unterschiedliche Kontrollinstrumente. Die-
se Instrumente sind z. B. Grenzkontrollen, um den Eintritt der Migranten überhaupt zu
verhindern oder nationale Unternehmenskontrollen, wobei die entdeckten illegalen Immi-
granten aus dem Land ausgewiesen werden. Der erste Artikel in diesem Zusammenhang
stammt von Ethier.333 Er untersucht den Einfluss von Kontrollinstrumenten des Ziellandes
von illegaler Migration, Grenzkontrollen und Unternehmenskontrollen, auf den Zustrom
an illegalen Migranten.334
Das Modell von Ethier (1986b) wurde von Bond und Chen (1987) bzw. Yoshida (1993) in
ein Modell mit zwei Ländern mit Kapitalmobilität erweitert. Bond und Chen (1987) leiten
für das Zielland von illegaler Immigration das optimale Kontrollniveau her, unter Beach-
tung der Wohlfahrt in diesem Land. Yoshida (1993) betrachtet als Modellerweiterung die
Auswirkungen auf das arbeitexportierende Land, das von den Migranten verlassen wird,
und auf die globale Wohlfahrt. Djajic (1997) betrachtet einen dynamischen Modellansatz,
in dem zwischen Bestand und Strömen von illegaler Migration unterschieden werden kann.
Er untersucht den Einfluss von Kontrollausgaben auf die tatsächliche Anzahl der Migran-
331Die legale Zuwanderung setzt einen anderen Schwerpunkt in den Studien und wird daher hier nur am
Rande erwähnt, für Ergebnisse siehe die grundlegenden Arbeiten von z.B.Berry und Soligo (1969),
Rivera-Bati (1982) oder Borjas (1995).
332Vgl. Djajic (1997). Für den Einfluss der illegalen Beschäftigung auf legale Arbeitskräfte, Unternehmen,
Mitgliedsstaaten, die EU und Drittstaaten s. Anhang (A.2).
333Im Jahr 1986 kamen von W. Ethier zwei Veröffentlichungen heraus: Ethier (1986b): Illegal Immigration:
the host-country problem und Ethier (1986a): Illegal immigration.
334Weitere grundlegende Betrachtungen stammen z.B. von Chiswick (1988); Zimmermann (1995); Djajic
(1999); Guzman et al. (2008).
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ten und auf die Arbeitslosenquoten in beiden Ländern. Die meisten Ansätze vertreten die
Perspektive des Ziellandes der Migranten, wie sie auch in der vorliegenden Arbeit verfolgt
wird.335
Ebenfalls kann man die Entwicklungshilfe auch als Instrument gegen illegale Immigration
auffassen, die zum Abbau der Einkommensunterschiede und der Push-Faktoren beitragen
soll.336 Campos und Lien (1995) sprechen sich für die Unterstützung der Heimatländer aus,
um deren politische Stabilität zu sichern und dadurch den Zufluss an illegaler Migration
zu steuern. Lecker (2000) betrachtet den Fall von Strafen für die Herkunftsländer, wenn
aus ihnen illegale Migranten stammen. In den Aufsätzen von Myers und Papageorgiou
(2000) sowie Kahana und Lecker (2005) wird die Idee vorgestellt, dass direkte finanzielle
Transfers an Familien in den Herkunftsländern illegaler Migration einen großen Teil der
Wohlfahrtsunterschiede abfedern und dadurch den Zufluss an illegaler Migration senken.
Es existiert auch Literatur, die dagegen spricht und argumentiert, dass Entwicklungshilfe
keinen Einfluss auf die Migrationsanreize hat.337
Die bis hierhin genannte Literatur beschäftigt sich mit der Beeinflussung von illegalen
Immigrationsströmen. Sie untersucht, wie die illegale Immigration durch Kontrollinstru-
mente verändert bzw. kontrolliert werden kann. In der vorliegenden Arbeit geht es in
Kapitel 4 auch um die Kontrollmöglichkeiten bzw. die Steuerung von illegalen Immigra-
tionsströmen. Es wird untersucht, ob ein temporäres Visumprogramm dazu geeignet ist
Migrationsströme in ihrer Aufenthaltszeit zu kontrollieren und welche Bedingungen dabei
zu beachten sind. Daher wird im folgenden Absatz die Literatur zur temporären Program-
men bzw. Gastarbeiterprogrammen betrachtet.
Nach der Vorstellung der relevanten Literatur zum Modell der temporären Migration
aus Abschnitt 4.2 werden nun zwei mit der vorliegenden Arbeit eng verwandte Aufsät-
ze detailliert erläutert. Dies sind die Aufsätze von Ethier (1986b) Illegal Immigration:
the host-country problem sowie Epstein, Hillman und Weiss (1999) Creating illegal im-
migrants. Nach den Darstellungen folgt eine Abgrenzung zum Modell der vorliegenden
Arbeit.
335Für die Sichtweise des Herkunftslandes vgl. Yoshida (1993) oder auch Bandyopadhyay und Bandyo-
padhyay (1998). Bandyopadhyay und Bandyopadhyay (1998) betrachten die Determinanten für illegale
Migration aus einem Herkunftsland mit einem Drei-Sektoren-Modell. Sie untersuchen den Einfluss auf
die Determinanten durch Instrumente zur Kontrolle von illegaler Immigration eines Ziellandes und die
Auswirkungen von Kapitalmobilität in solch einem Modellaufbau.
336Vgl. Todaro und Maruszko (1987); Faini und Venturini (1993); Gaytan-Fregoso und Lahiri (2000).
337Vgl. z.B. Russel und Teitelbaum (1992).
KAPITEL 4. TEMPORÄRE MIGRATION 80
Einer der ersten Autoren, der sich mit dem Kampf gegen illegale Migration auseinan-
dersetzt, ist Ethier (1986b). Er betrachtet als Erster den Fluss von illegalen Faktoren, der
über die reine Betrachtung von illegalem Handel mit Rohstoffen hinausgeht. In seinem
Aufsatz Illegal Immigration: The Host-Country Problem338 analysiert er die Situation,
wenn durch Grenzkontrollen und Unternehmenskontrollen von Seiten des Ziellandes gegen
den illegalen Zustrom von Arbeitsmigranten vorgegangen wird. In seiner Argumentation
sind drei Eigenschaften wichtig, um die Art der Migration zu charakterisieren: (i) ist die
Migration permanent oder temporär geplant?, (ii) welche Art von Arbeitskräften sind be-
teiligt, hochqualifizierte oder geringqualifizierte? und (iii) erfolgt die Migration legal oder
illegal. Sein Aufsatz bezieht sich auf permanente illegale Migration von unqualifizierten
Arbeitskräften.
Im Folgenden sollen kurz die Instrumente des Aufsatzes von Ethier (1986b) dargestellt
werden. Das Ziel des Nordens, Zuwanderungsregion von illegaler Migration aus dem Sü-
den, ist es, möglichst kostengünstig den illegalen Zufluss von Migranten und damit von
illegalen Arbeitskräften zu stoppen. Die illegalen Migranten (I) konkurrieren im Zielland
zusammen mit der einheimischen unqualifizierten Bevölkerung (L) auf dem Arbeitsmarkt.
Im Zielland wird mit zwei Arten von Arbeitskräften, qualifizierten (S) und unqualifizier-
ten (U) Arbeitern, ein Gut Q produziert. Diese Produktion ist abgebildet durch die neo-
klassische Produktionsfunktion Q = S · f(u), wobei gilt u = U
S
. Bei der einheimischen
Bevölkerung gibt es qualifizierte und unqualifizierte Arbeitskräfte. Die illegalen Arbeits-
kräfte können nur als unqualifizierte Arbeitskräfte eingesetzt werden.
Vor diesem Modellhintergrund untersucht Ethier (1986b) das Ziel der Eindämmung der
illegalen Zuwanderung und die Auswirkungen auf die Löhne der unterschiedlich qualifi-
zierten Arbeitskräfte. Für diese Eindämmung verfügt das Zielland über zwei Politikin-
strumente: (a) Grenzkontrollen und (b) Unternehmenskontrollen.
(a) : Grenzkontrollen:
Es soll der illegale Zustrom an Migranten direkt an der Grenze durch Kontrollen verhin-
dert werden. Bei diesem Instrument steht der illegale Eintritt in das Land im Vordergrund.
Es wird das Instrument definiert mit g(E) ≡ C
M
, der Erfolgswahrscheinlichkeit der Grenz-
kontrollen.339 Dabei sind E die Kosten für die Grenzkontrollen, C steht für die Anzahl
der an der Grenze gefassten und abgewiesenen Migranten und M ist die Anzahl der
Migrationsversuche. Dieses Kontrollinstrument hat einen direkten Einfluss auf die Migra-
tionsentscheidung des potentiellen Migranten. Dieser vergleicht den Alternativlohn (Lohn
338S. Ethier (1986b).
339Für die Funktion g(·) gilt: g(0) = 0, g‘ > 0, g“ < 0, g < 1.
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im Heimatland) w∗ mit dem erwarteten Lohn w˜ im Zielland. Der erwartete Lohn der po-
tentiellen Migranten im Süden ergibt sich aus Gleichung (4.1).340 Der potentielle Migrant
wird in seine Entscheidung einfließen lassen die sichere Einkommensmöglichkeit w∗ im
Süden, und die Möglichkeit illegal zu migrieren. Die illegale Migration ist nicht sicher er-
folgreich, daher setzt sich seine Erwartung zusammen aus der Möglichkeit im Norden den
erwarteten Lohn w˜ zu verdienen und der Möglichkeit an der Grenze aufgegriffen zu werden
und eine Strafe k zahlen zu müssen. Als Bedingung für die Migrationsentscheidung ergibt
sich auf der linken Seite die Summe aus dem Lohn im Herkunftsland w∗ abzüglich einer
Strafe k, multipliziert mit der Wahrscheinlichkeit an der Grenze festgenommen zu werden
und dem erwarteten Lohn w˜ im Zielland gewichtet mit der Gegenwahrscheinlichkeit nicht
entdeckt zu werden beim Grenzüberschritt. Dies setzt der Migrant gleich seinem Lohn im
Herkunftsland, d.h. der Situation, die illegale Migration nicht zu versuchen.
(w∗ − k)g(E) + w˜(1− g(E)) = w∗ (4.1)
Daraus ergibt sich als minimaler erwarteter Lohn w˜ für den potentiellen Migranten, damit
er wandert:
w˜ = w∗ − g(E)
1− g(E)k = w(E)
Der erwartete Lohn ist direkt und nur von E positiv abhängig. Je höher die Wahrschein-
lichkeit ist an der Grenze gefasst zu werden, desto höher muss der erwartete Lohn sein.
Daher kann der Staat im Norden durch die eingesetzten Ressourcen E für die Grenz-
kontrollen w˜ direkt steuern. Der Reservationslohn w˜ steigt, wenn der Ressourceneinsatz
für die Grenzkontrollen erhöht werden. Es existiert bei den unqualifizierten Kräften ein
rigider Marktlohn,341 der oberhalb des markträumenden Lohnes liegt. Neben den unqua-
lifizierten Arbeitskräften existieren noch heimische qualifizierte Arbeitskräfte. Sie werden
nach ihrem Grenzprodukt entlohnt und finanzieren durch eine Einkommensteuer auf ih-
ren Lohn die Grenzkontrollen. Aus dieser Konstruktion ergibt sich, dass eine Erhöhung
der Grenzkontrollen zwar die Zuwanderung senkt, dies jedoch immer teurer wird und vor
allem den qualifizierten Arbeitskräften schadet, da ihr Arbeitseinkommen sinkt.342
Zu (b) : Unternehmenskontrollen
Das zweite Politikinstrument, das im Aufsatz von Ethier (1986b) vorgestellt wird, um
illegale Migration unattraktiv werden zu lassen, sind zufällige Firmenkontrollen zur Auf-
340Es wird Risikoneutralität unterstellt und es gilt, dass bei Gleichheit der alternativen Möglichkeiten sich
für die Migration entschieden wird. Vgl. Ethier (1986b), S. 58.
341Vgl. Ethier (1986b), S. 58.
342Im Weiteren seines Aufsatzes betrachtet Ethier (1986b) den Einfluss der Instrumente auf das Volks-
einkommen und welche Umverteilung durch sie hervorrufen werden. Da dies nicht weiter relevant für
die vorliegende Arbeit ist, wird auf das Originalpaper verwiesen. Vgl. Ethier (1986b), S. 59 ff.
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deckung illegaler Beschäftigung. Die Kontrollfunktion h(·) gibt die Erfolgswahrscheinlich-
keit wieder, bei einer Inspektion illegale Beschäftigte J zu finden.343 Dieses Instrument
beeinflusst die Einkommensmöglichkeiten der Migranten im Zielland und damit auch ihre
Migrationsentscheidung. Den Staat kosten die Unternehmenskontrollen D, diese werden
durch eine Einkommensteuer auf den Lohn der qualifizierten Arbeitskräfte finanziert.
Ethier (1986b) betrachtet zwei unterschiedliche Fälle: im ersten Fall können die Unter-
nehmen die illegalen Immigranten von den heimischen unqualifizierten Arbeitskräften
unterscheiden; im zweiten Fall können sie dies nicht. Die Unternehmen können im er-
sten Fall (mit Unterscheidungsmöglichkeit) die Gruppe der heimischen unqualifizierten
Arbeiter von den illegalen Immigranten trennen, dann schaden Firmenkontrollen den il-
legalen Migranten als potentielle Arbeitskräfte relativ zu den heimischen unqualifizier-
ten Arbeitern, da die Unternehmen sie nicht einstellen werden.344 Im zweiten Fall (keine
Unterscheidungsmöglichkeit) werden die heimischen unqualifizierten Arbeitskräfte durch
Firmeninspektionen relativ zu den heimischen qualifizierten Arbeitskräften geschädigt.
Die Einstellung eines unqualifizierten Arbeiters, unabhängig von seiner Herkunft, wird
von den Unternehmen mit einem Risiko der Entdeckung eines illegalen Migranten ver-
bunden und der daraus resultierenden Strafe k∗. Dadurch ergeben sich erwartete Kosten
von k∗ · h(D) · I
U
für die Unternehmen.345 Damit sinkt die Chance, dass die Unternehmen
einen Unqualifizierten einstellen, auch für heimische unqualifizierte Kräfte.
Die Möglichkeit, beide Kontrollinstrumente gegen illegale Migranten einsetzen zu können,
führt dazu, dass der kontrollierende Staat ein gewünschtes Migrationsniveau zu geringeren
Kosten erreichen kann als nur mit einem Instrument.346
Ethier (1986b) betrachtet die möglichen Wege, illegale Migration zu vermeiden durch
Grenz- oder/und Unternehmenskontrollen, legale Migration sieht er in seinem Modell
nicht vor. Er betrachtet z.B. keine legale Migration mittels eines Visums in Kombina-
tion mit seinen Kontrollmechanismen. Da es in der vorliegenden Arbeit vor allem um
die Ausgestaltung eines temporären Visums geht, werden die Kontrollmechanismen zur
Eindämmung der illegalen Migrationsströme nicht explizit modelliert. Sie sind implizit in
343Es gilt h(D) ≡ JI , mit h‘(·) > 0, h“(·) < 0, h(0) = 0 und h(·) < 1.
344In seiner weiteren Betrachtung geht Ethier (1986b) darauf ein, welche Einflüsse eine Änderung der
Kontrollen auf das Einkommen der beiden heimischen Arbeitergruppen haben. Diese Betrachtung wird
in der vorliegenden Arbeit nicht weiter verfolgt, da diese Untersuchung im Modell der temporären
Migration nicht möglich ist. Daher wird hier verwiesen auf Ethier (1986b), S. 64 ff.
345Die erwarteten Kosten, die mit der Einstellung eines Unqualifizierten verbunden werden setzen sich
zusammen aus der Strafe bei Unternehmenskontrollen k∗ multipliziert mit der Wahrscheinlichkeit, dass
die Beschäftigung eines illegalen Migranten aufgedeckt wird, multipliziert mit dem Anteil der illegal
Beschäftigten an der Gesamtanzahl der unqualifizierten Beschäftigten.
346Für weitere Ausführungen s. Ethier (1986b), 67 ff.
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den (nicht-monetären) Kosten der Migranten enthalten.347 Diese Kosten bestimmen die
Anzahl der illegalen Migranten in der Ausgangssituation. Die Grenzkontrollen, die bei
Ethier (1986b) mit dem Einsatz von Ressourcen ihre Aufdeckungswahrscheinlichkeit än-
dern können, sind im Modell zur temporären Migration, ab Abschnitt 4.2, auch implizit
dargestellt. Die Migranten können im Modell der vorliegenden Arbeit nicht mit Sicherheit
annehmen, dass sie das Zielland erreichen und ihr Migrationsversuch erfolgreich ist. Der
Einfluss der Grenzkontrollen ist im Risiko, auf der Reise als illegaler entdeckt zu werden,
abgebildet. Dieses Risiko ist Bestandteil der nicht-monetären Kosten. Durch eine Variati-
on der Entdeckungswahrscheinlichkeit wären die nicht-monetären Kosten der Migranten
beeinflussbar und damit der Reservationslohn, der mindestens für einen Migrationsversuch
erfüllt sein muss. Dieser Einfluss von Grenzkontrolldichte und Reservationslohn existiert
auch bei Ethier (1986b). Diese Größe wird im Modell zur temporären Migration der vor-
liegenden Arbeit als exogen gegeben angenommen.
Ähnlich zur vorliegenden Arbeit geht es im Aufsatz von Epstein, Hillman undWeiss (1999)
Creating illegal immigrants auch um temporäre Immigrationsprogramme zur Behebung
eines Arbeitskräftemangels. In dieser Arbeit tragen die Arbeitgeber die Verantwortung da-
für, dass die Migranten wieder in ihr Herkunftsland zurückkehren. Sie haben beim Staat
eine Bürgschaft zu hinterlegen und diese bekommen sie nicht zurück, wenn der auslän-
dische Arbeiter nicht innerhalb einer Frist das Land verlässt. Die Bürgschaft hat somit
unter Umständen die Wirkung einer Strafgebühr.348 Der Ansatz des Papers geht von ei-
ner Situation aus, in der Personen, die später in der Illegalität agieren, zunächst legal das
Zielland betreten haben und dann die legale Aufenthaltsdauer überschreiten und bleiben.
Im Modell sind drei Agenten vertreten: die Migranten, die als Arbeitskräfte angewor-
ben werden, die Unternehmen, die ausschließlich legale Arbeitskräfte beschäftigen und
die Unternehmen, die auch illegale Arbeitskräfte anstellen. Alle Agenten sind risikoneu-
tral. Es existieren zwei Politikinstrumente: die Höhe der Bürgschaft, die die Unternehmen
zu hinterlegen haben, und die Dauer des legalen Aufenthalts, den die Migranten zugestan-
den wird. Es wird untersucht, wie sich eine Variation der Instrumente auf die Löhne im
illegalen und legalen Sektor auswirken und wie sich dadurch der Anreiz zum Abtauchen
in die Illegalität ändert.
Die Migranten werden durch eine Lohndifferenz zwischen Heimatland und Zielland an-
gezogen. Migration wird nur durch einen legalen Arbeitsvertrag zwischen den Ländern
347Für einen Ansatz, der zeigt, wie direkte und indirekte Kosten die Migrationsentscheidung beeinflussen,
s. Sjaastad (1962).
348Solche Bürgschaftsprogramme existieren in Griechenland, Israel und z.B. Singapur. Vgl. Schiff (2004),
S. 3.
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möglich. Vor der Migration herrscht Unsicherheit bezüglich der Weiterbeschäftigung in
der Illegalität und des dort gezahlten Lohnes. Der maximale Gesamtaufenthalt eines Mi-
granten beträgt drei Perioden, davon kann er maximal zwei legal arbeiten.349 Legale Ar-
beitskräfte bekommen am Ende jeder Periode ein Arbeitsangebot aus dem illegalen Sek-
tor mit der Wahrscheinlichkeit p.350 Das Angebot wird zufällig aus einer Lohnverteilung
W I ∈ [W I(1 + δ)n−1,W I(1 + δ)n−1] gezogen. Die Variable δ gibt die Humankapitalak-
kumulation im legalen Arbeitssektor wieder, dies ist in der Illegalität nicht möglich. Die
Variable n gibt die Perioden an, die die Person legal gearbeitet hat.
Der Migrant muss sich am Ende jeder Periode neu entscheiden das Angebot zur ille-
galen Beschäftigung anzunehmen oder abzulehnen. In der letzten Periode wird er immer
annehmen. Nimmt der Migrant in einer der Perioden eine illegale Beschäftigung an, dann
verliert der Arbeitgeber seine Bürgschaft. Der Migrant maximiert bei seiner Entscheidung
sein zu erwartendes Einkommen aus dem eventuell kommenden Angebot aus der Illegali-
tät und dem sicheren Einkommen durch legale Arbeit. Die Unsicherheit, ob der Migrant
wieder ausreist oder nicht, ist abhängig von der Unsicherheit, ob er überhaupt ein Angebot
aus der Illegalität bekommt. Die Unternehmen möchten ihre zu erwartenden Kosten über
zwei Perioden minimieren. Die Größe, die sie frei wählen können, ist ihr gezahlter Lohn
in Periode 2. Durch einen höheren Lohn in Periode 2 kann das Unternehmen verhindern,
dass der Migrant schon nach der ersten Periode in die Illegalität abtaucht. Jedoch hat das
Unternehmen im Basismodell keine Möglichkeiten, das Abtauchen in die Illegalität nach
der zweiten Periode zu verhindern und kann nur hoffen, dass der Migrant kein Angebot
aus der Illegalität erhält.
Im Basismodell ist es durch eine längere Aufenthaltsdauer im legalen, durch die Erhö-
hung der Bürgschaft und durch einen Anstieg des Reservationslohns möglich, den Anteil
der Rückkehrer zu erhöhen. Die Ergebnisse sind hervorgerufen durch die Humankapi-
talakkumulation im legalen Sektor und einen höheren Lohn in der zweiten Periode. Die
Arbeitgeber sind nicht in der Lage, einen adäquaten Ausreiseanreiz für alle Migranten zu
setzen. Temporäre Migration führt hier dazu, dass die Migranten länger als die Gültig-
keitsdauer ihrer Visa bleiben.
Eine Möglichkeit zur Verbesserung des Rückkehrverhaltens sehen Epstein, Hillman und
Weiss (1999) darin, dass die Unternehmen ihre Lohnzahlungen an die Arbeitskräfte auf-
schieben, bis die Migranten aus dem Land ausgereist sind. Der dadurch erzielte Effekt
ist, dass die Bürgschaft und damit der monetäre Anreiz zur Ausreise nun auf den Mi-
349Für eine Untersuchung zur optimalen Aufenthaltsdauer s. Dustmann und Kirchkamp (2001).
350Diese Wahrscheinlichkeit ist abhängig von der Anzahl der Firmen die illegale Arbeitskräfte einstellen.
KAPITEL 4. TEMPORÄRE MIGRATION 85
granten übertragen wird. Ein Migrant wird nun nur noch ein Angebot aus der Illegalität
annehmen, wenn der dort gezahlte Lohn höher ausfällt als sein Reservationslohn und sein
Zugewinn an Humankapital im legalen Sektor. Das bedeutet, dass der Lohn in der Ille-
galität den durch die illegale Beschäftigung entstehenden Schaden kompensieren muss.
Jedoch sehen Epstein et al. (1999) das Moral Hazard Problem nun auf Seiten der Unter-
nehmen, die bei opportunistischem Verhalten die Zahlungen einbehalten und durch dieses
Verhalten das Abtauchen der Migranten in die Illegalität eher fördern als verhindern.
Als Alternative zum Handeln der Unternehmen wird dann die Einführung einer Einkom-
mensteuer t diskutiert. Diese soll der Migrant zurück erhalten, wenn er das Land verlässt.
Durch dieses Verhalten wird das Moral Hazard Problem umgangen, jedoch ändert die
Steuer die Kostenstruktur der Unternehmen. Diese müssen diese Steuer für alle Arbeits-
kräfte zahlen und nun nicht mehr nur die Strafe für die Migranten, die nicht zurückkehren.
Dadurch kann es dazu kommen, dass die Unternehmen nun weniger Arbeitskräfte einstel-
len möchten als zur Beseitigung des Arbeitskräftemangels notwendig wäre.
Epstein, Hillman und Weiss (1999) untersuchen, inwieweit ein Gastarbeitersystem so
gestaltet werden kann, dass die Migranten nur temporär im Zielland bleiben. Zwei In-
strumente stehen dem Staat dafür zur Verfügung: eine Bürgschaft, die er von den Unter-
nehmen verlangt, und die Aufenthaltsdauer, die legale Arbeitszeit für die Migranten. Die
Unternehmen können über die Lohnhöhe und über den Zahlungszeitpunkt entscheiden.
Die Ergebnisse werden getrieben durch die Humankapitalakkumulationsmöglichkeit in der
legalen Arbeitswelt und die Lohnzahlung. Eine aufgeschobene Lohnzahlung hat in diesem
Modell die gewünschte Wirkung, das Rückkehrverhalten zu verbessern, wird jedoch als zu
teuer und unrealistisch eingestuft. Genau hier setzt das Modell der vorliegenden Arbeit
zur temporären Migration an. Es untersucht mit einem etwas anderen Aufbau auch die
mögliche Umsetzung von temporärer Migration und zeigt, dass die richtige Ausgestaltung
des Anreizsystems für die Migranten ein besseres Rückkehrverhalten hervorbringen kann.
Im Gegensatz zu Epstein et al. (1999), bei denen die Arbeitgeber als Intermediär zwi-
schen Migranten und Staat agieren, wird in der vorliegenden Arbeit angenommen, dass
der Staat direkt mit den Migranten verhandelt. In diesem Fall kann die Regierung einen
hinreichend großen Rückkehranreiz setzen. Dies wird durch einen Betrag gestaltet, der
nur bei Ausreise gezahlt wird und der hinreichend groß ist. Offen bleibt noch die Frage,
ob dieses Schema wohlfahrtssteigernd ist. Unsicherheiten treten bei Epstein et al. (1999)
durch den Markt der illegalen Beschäftigung auf. In der vorliegenden Arbeit steht der Ka-
pitalmarktzugang der Migranten im Vordergrund. Dieser Aspekt wird bei Epstein et al.
(1999) nicht weiter berücksichtigt.
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Mit der Entscheidung der Unternehmer, ob legale oder illegale Arbeitskräfte beschäftigt
werden, setzen sich Epstein und Heizler (2007) auseinander. Sie betrachten den Nutzen
und die Risiken aus illegaler Beschäftigung für die Unternehmen, d.h. den Nutzen aus
geringeren Lohnkosten für Illegale im Vergleich zu legalen Arbeitskräften und dem Ko-
stenrisiko einer Strafe bei Aufdeckung der illegalen Beschäftigung. Auch die Auswirkungen
eines Minimumlohns für legale Beschäftigte werden im Modell diskutiert. In Ansatz von
Epstein und Heizler (2007) steht die Entscheidung der Unternehmer im Mittelpunkt. Im
Modell der vorliegenden Arbeit wird vereinfachend angenommen, dass Unternehmen so-
wohl legale als auch illegale Kräfte einstellen.
Nachdem nun die relevante und verwandte Literatur zum Thema illegale Migration vor-
gestellt wurde, wird ab Abschnitt 4.2 das darauf aufbauende neu entwickelte Modell dar-
gestellt.
4.2 Modell der temporären Migration
Die Problematik der illegalen Migration in den letzten Jahren hat auf europäischer Ebene
zur verstärkten Auseinandersetzung mit diesem Thema geführt. Das daraufhin entwickel-
te bzw. vorgeschlagene Konzept der temporären (zirkulären) Migration351 wurde dann
längere Zeit diskutiert, bis es im Pakt für Einwanderung und Asyl verankert wurde und
nun Bestandteil des Stockholmer Programms ist. Jedoch wird weiter offen gelassen, wie
die genaue Umsetzung erfolgen soll.352
Im Vergleich zu permanenter legaler Zuwanderung ist temporäre Zuwanderung für die
Aufnahmeländer einfacher zu akzeptieren, da temporäre Migration Wohlfahrtsmigration
oder Integrationsprobleme vermeidet.353 Das Aufnahmeland verhindert außerdem durch
temporäre Migration, dass es zu Verschiebungen in den politischen Mehrheiten innerhalb
des Landes kommt, da Personen mit einem zeitlich befristeten Aufenthaltstitel keinen
Zugang zu Wahlen und somit keinen Einfluss auf deren Ausgang haben.
Um sicher zu stellen, dass temporäre Migration nicht zu permanenter Migration wird,
haben die Regierungen der Aufnahmeländer den Migranten Anreize zu setzen, so dass
351Die Wiederholung von temporärer Migration von einer Person stellt zirkuläre Migration dar.
352Im folgenden Modell wird nur die Umsetzung des Konzeptes untersucht und keine optimale Zuwande-
rungsmöglichkeit gesucht oder das Modell moralisch bewertet - s. Epstein et al. (1999). Die Schlüsse,
die aus der Vergangenheit gezogen werden sollten, werden in Kapitel 2.3.3 erläutert.
353Vgl. Winters et al. (2003), S. 1140.
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diese nach einer begrenzten Zeit freiwillig wieder ausreisen. Dann können sie ihre Po-
litik unabhängig von anderen Akteuren, wie z. B. Herkunftsländern, gestalten.354 Un-
terschiedliche Mechanismen sind in der akademischen Literatur und der Politikdebatte
vorgeschlagen worden.355 Möglichkeiten sind z.B. dass der Staat die gezahlten Sozialab-
gaben eines Rückkehrers zurückerstatten kann, wenn der Migrant in sein Herkunftsland
zurückkehrt. Ebenso kann der Staat (finanzielle oder nicht-finanzielle) Unterstützung für
Rückkehrer anbiete, damit sich diese im Heimatland eine Existenz aufbauen kann. Es
ist ebenfalls denkbar, dass der Staat spezielle Sparprogramme für Migranten anbietet
oder eine Zahlung direkt an die Rückkehr des Migranten koppelt.356 Ein pragmatischer
Vorschlag aus der wissenschaftlichen Literatur betrachtet die Nebenbedingung, dass die
Anzahl der ausländischen Personen, die sich im Land befinden - erst illegal, dann mit
dem Arbeitsprogramm legal - konstant bleibt. Diesen Ansatz wählt auch Jandl in seinem
Aufsatz The Development-Visa Scheme.357 Dort wird folgender konkreter Aufbau für
ein solches temporäres Visum vorgeschlagen: Die Migrationswilligen zahlen eine Gebühr
v für ihr Visum, um auf diesem Wege legal in das Zielland zu kommen. Diese wird dann
in drei Töpfe aufgeteilt: ein Drittel der Gebühr wird den Migranten bei Rückkehr in ihr
Heimatland zurückgezahlt, ein Drittel wird für das Gesundheitssystem im Gastland zu-
rückbehalten, falls der Migrant dieses in Anspruch nehmen sollte358 und ein Drittel geht
als Entwicklungshilfezahlung direkt in das Heimatland des Migranten zurück.
Die Grundidee dieses Visumsaufbaus wird in das im Anschluss erläuterte Modell die-
ser Arbeit übertragen. Mit dem Modell wird untersucht, wie ein Visumprogramm mit den
Instrumenten Gebühr v und Ausreisebond359 b gestaltet sein muss, um den temporären
Aufenthalt der Migranten zu sichern. Für einen temporären Aufenthalt ohne anschlie-
ßendes Bleiben der Migranten in der Illegalität ist ihre freiwillige Ausreise wichtig. Diese
modelltheoretische Untersuchung belässt die Anzahl der Migranten, die sich im Zuwande-
rungsland aufhalten, konstant; zuerst sind es illegale und nach Ausgabe des Visums legale
Personen. Es wird allerdings eine einfachere Aufteilung der Gebühr v vorgenommen, die
ein Migrant für sein Visum zahlt. Ein Migrant erhält bei fristgerechter Ausreise einen
354Für ein Zusammenspiel von Ziel- und Herkunftsland s. Schiff (2004).
355Vgl. Brücker et al. (2002), Commission of the European Communities (2005), Commission of the
European Communities (2007), Jandl (2005), Rosenblum (2005), Martin (2003), und Ruhs (2006).
356Einige Autoren, wie z. B. Martin und Titelbaum (2001), bewerten diese temporären Vorschläge kri-
tisch. Sie erinnern an Erfahrungen in der Vergangenheit mit temporären Arbeitsprogrammen, wie das
Bracero-Programm in Amerika oder das Gastarbeiter-Modell in Deutschland. Für eine genauere Ana-
lyse der temporären Programme in der Vergangenheit s. Ruhs (2003) und Abschnitt 2.3.
357S. Jandl (2005).
358Sollte er das Gesundheitssystem des Gastlandes nicht in Anspruch nehmen, dann wird ihm dieses
Drittel auch zurückgezahlt.
359Der Bond ist ein Zahlungsversprechen der Regierung in Norden, der bei fristgerechter Ausreise an die
Migranten ausgezahlt wird.
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Geldbetrag b ausgezahlt. Das Gastland kann auf den Lohn des Migranten während seines
Aufenthalts eine Steuer t erheben. Aus Sicht eines potentiellen Migranten bedeutet dies,
dass er vor der Reise den Betrag v zahlt, während seiner Arbeitsperiode die Steuer t, und
nach der Ausreise b erhält. Seine Einnahmensituation ist in Abbildung (4.1) dargestellt.
−v : Visumsgebühr um eine Periode im Norden zu arbeiten
−t : zu zahlende Einkommensteuer im Norden
+b : Rückerstattungsbond, bei fristgerechter Ausreise
Abbildung 4.1: Visumsaufbau im Modell360
Im Modell wird untersucht, wie die Elemente Gebühr v, Steuer t und Bond b ausge-
staltet werden müssen, damit Migration nur temporär ausfällt. Das Phänomen des Visa-
Overstayings soll nicht auftreten.361 Die Bevölkerung im Süden (die potentiellen Migran-
ten) hat nur imperfekten Zugang zum Kapitalmarkt. D. h., die Gebühr v für das Visum
verursacht zusätzlich Kapitalkosten beim Immigranten. Um die Unvollkommenheit des
Kapitalmarktes im Süden zu modellieren, wird die Funktion g(·) eingeführt. Diese stellt
die Kapitalzusatzkosten für einen Migranten dar. Jeder Migrant hat für eine Wanderung
einen monetären Betrag m zu zahlen; im Fall von illegaler Migration z. B. für Schleu-
ser oder im Fall von legaler Migration für das Visum. Diesen Betrag m muss sich ein
Migrant leihen und dadurch fallen zusätzliche Kosten an, m · g(m), die Kapitalzusatz-
kosten.362 Die gesamten monetären Kosten für einen Migranten sind nun gegeben durch
m˜ = m + m · g(m) = m(1 + g(m)). Über den Verlauf der Kapitalzusatzkosten werden
folgende Annahmen getroffen: g(0) = 0, g′(m) > 0 ∀m>0 und g′′(m) > 0. Die Abbildung
(4.2) zeigt den Verlauf der Kapitalzusatzkostenfunktion g(·).
Es wird ein einfaches Modell über zwei Perioden betrachtet. Es existieren zwei Länder,
Süden und Norden, und zwischen den Ländern herrscht internationale Migration. In der
Ausgangssituation ist keine legale Migration zwischen den Ländern möglich; die beste-
hende Migration ist illegal. Bei illegaler Migration haben die Individuen aus dem Süden
monetäre und nicht-monetäre Kosten für Migration in den Norden zu tragen, zusätzlich
leiden sie unter dem Aufenthalt im Norden. Diese Kosten und die Lohndifferenz zwischen
360Eigene Darstellung.
361Dieser Effekt wird von Epstein et al. (1999) betrachtet, s. Abschnitt 4.1.
362Verschiedene Typen der Finanzierungskosten können sein: Suchkosten um einen Geldgeber zu finden,
Vertragskosten, Insolvenzkosten oder Kosten für Missverständnisse zwischen Geldgeber und Darle-
hensnehmer. Für eine mikroökonomische Fundierung solcher Kostenfunktionen und Anwendungen im
Gebiet Corporate Investment und Finanzierungspolitiken siehe Froot et al. (1993) und Froot und Stein
(1998).
363Eigene Darstellung.
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Abbildung 4.2: Kapitalzusatzkosten g(·)363
den beiden Ländern bestimmen die Anzahl der illegalen Migranten.
Die Regierung des Nordens erwägt in dieser Situation die Ausgabe eines Visums zur Auf-
nahme von Arbeit im Norden. Dieses Visum soll für einen zeitlich befristeten Zeitraum
gültig sein.364 Nach Einführung des temporären Visums ist es Migranten aus dem Süden
möglich den Norden auf legalem Wege zu erreichen. Das temporäre Visum ist gültig für
eine Periode, und der Staat im Norden kann die Anzahl der legalen Migranten durch die
Anzahl der ausgegebenen Visa kontrollieren. In diesem Modell ist die Anzahl der ausge-
gebenen Visa gleich der Anzahl der illegalen Immigranten in der Ausgangssituation, so
dass die absolute Anzahl der Immigranten im Land unverändert bleibt. Im Modell wird
untersucht, wie die Variablen des beschriebenen temporären Visum-Konzepts aussehen
müssten, um die gewünschte Wirkung zu erreichen. Weitergehend wird untersucht, ob
dieses Konzept positive Wohlfahrtseffekte auf das visumsausgebende Land hat. Für das
Zielland der Migranten, das visumsausgebende Land, wird untersucht, ob ein solches Pro-
gramm erstellt werden kann, ohne den Staatshaushalt des Landes zu belasten.
Ziel dieses Modells ist es, für die internationale Migration eine Lösung zu finden, in der
Migration temporär stattfindet, die Personen auf legalem Weg kommen und freiwillig
wieder ausreisen. Im Modell werden monetäre und nicht-monetäre Kosten der Migrati-
on unterschieden. Die Elemente von Ethier (1986b) finden sich im Modell wieder. Die
Grenzkontrollen, die Ethier (1986b) explizit modelliert, und die die Entscheidung der Mi-
granten beeinflussen, sind im Modell in den nicht-monetären Kosten enthalten. Auch die
nationalen Unternehmenskontrollen zur Aufdeckung von illegaler Beschäftigung sind im-
plizit enthalten. Es wird angenommen, dass die Produktivität der Migranten durch den
364Es geht in diesem Modell nicht um eine Bewertung des Ansatzes, ob er die optimale Lösung darstellt.
Es soll untersucht werden, ob der weiter oben beschriebene Ansatz mit Gebühr, Steuern und Bond zum
gewünschten Ergebnis führt und ob es umsetzbar ist.
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Status der Illegalität gemindert wird. Alternativ könnte dies auch als direkte Strafe bei
Entdeckung der Unternehmen modelliert werden, ohne etwas an den Ergebnissen zu än-
dern. Ethier (1986b) analysiert ausführlich die Auswirkungen der Zuwanderung und der
Kosten für die Kontrollinstrumente auf das Volkseinkommen und ihre Verteilungswirkun-
gen. Dies ist im Modell zur temporären Migration in dieser Arbeit nicht wieder zu finden.
Es wird vielmehr angenommen, dass die Löhne der Bevölkerung unverändert bleiben, da
die Anzahl der Migranten in den beiden zu vergleichenden Zuständen konstant gehalten
wird.365
Nachdem nun die Basisannahmen des Modell erläutert wurden, kann direkt mit der Dar-
stellung der Ausgangssituation, einer Situation ohne legale Migrationswege, begonnen
werden, siehe Abschnitt 4.3.
4.3 Illegale Immigration ohne Visum
In der Ausgangssituation hat sich zwischen Norden und Süden folgende Situation einge-
stellt: Im Norden wird ein höherer Lohn gezahlt als im Süden, w > w∗. Daher besteht
bei Personen aus dem Süden der Anreiz in den Norden zu wandern, um dort ein höheres
Einkommen zu erzielen. Der Planungshorizont des Modells beträgt zwei Perioden, es exi-
stiert keine Diskontierung. Wie in Wildasin (1991) wird ein einfacher Wettbewerbsmarkt
auf dem Arbeitsmarkt betrachtet; auf diesem sind die Immigranten und die heimischen
Arbeitskräfte perfekte Substitute, und der Lohn ergibt sich aus dem Grenzprodukt der
Arbeit. Der Reallohn der Immigranten ist gleich ihrer marginalen Produktivität, d. h.
w = FL(L). Die Produktionsfunktion in jeder Periode lautet Q = F (L) im Norden und
Q∗ = F ∗(L∗) im Süden. Die Größen L und L∗ stehen für die Anzahl der Arbeitskräfte
im jeweiligen Land. Die marginale Produktivität ist positiv und nimmt mit der Anzahl
der Individuen ab: FL > 0 und FLL < 0 sowie F ∗L∗ > 0 und F
∗
L∗L∗ < 0. Das Arbeitsan-
gebot in beiden Ländern (L, L∗) setzt sich zusammen aus einheimischen Arbeitskräften
(N , N∗)und der Immigranten I. Für den Norden tilgt L = N + I und für den Süden
dementsprechend L∗ = N∗− I. Aus der Bedingung für den Reservationslohn der Migran-
ten wr = F ∗L∗ und dem Lohn im Norden w lässt sich die Anzahl der illegalen Immigranten
im Gleichgewicht bestimmen. In (4.3) ist die gleichgewichtige Anzahl an illegalen Migran-
ten abgebildet. Sie ergibt sich aus dem Schnittpunkt des Reservationslohns der illegalen
Migranten und dem Grenzprodukt der Arbeit in Abhängigkeit von I im Norden. Für den
Süden bedeutet die Abwanderung der Migranten, dass die Entlohnung der verbleibenden
Arbeitskräfte steigt.
365Hier wird dem Ansatz von Jandl (2005) gefolgt.
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Weiterhin muss ein potentieller Migrant in seine Kalkulation monetäre und nicht-monetäre
Kosten berücksichtigen, die auf dem Weg in den Norden anfallen. In der Variablen m, den
monetären Kosten, werden alle direkten Geldzahlungen zusammengefasst, die der Migrant
auf seinem Weg leisten muss, z. B. für falsche Papiere, für Schleuser etc. Im Zusammen-
hang mit dem monetären Kosten m hat ein Migrant noch die Kapitalzusatzkosten in
seiner Entscheidung zu berücksichtigen, m˜ = m + m · g(m). Mit der Größe n, den nicht-
monetären Kosten, sind die Risiken der Reise wiedergegeben, das ist z. B. die Gefahr,
dass das Boot auf der Überfahrt sinkt oder das Ziel nicht erreicht, und die Gefahr auf der
Überfahrt entdeckt und abgeschoben zu werden. Die Größe c gibt die Kosten wieder, die
dem Migranten im Norden entstehen durch sein Leben in der Illegalität in einem fremden
Land. Darunter fallen z. B. das Leiden, von der Familie getrennt zu sein, oder die per-
manente Angst, entdeckt und abgeschoben zu werden. Die Kosten c können entweder auf
der Seite des Migranten anfallen (d.h. als Kosten des Versteckens) oder auf der Seite der
Arbeitgeber (d. h. als geringere marginale Produktivität eines illegalen Migranten oder als
erwartete Strafe für das Anstellen von illegalen Arbeitskräften). Im letzteren Fall reduzie-
ren die Arbeitgeber den Lohn für die Immigranten um genau die Höhe dieser Kosten.366
Für einen illegalen Immigranten, der das Land in der ersten Periode illegal betritt und die
nächsten beiden Perioden im Land bleibt betragen die Migrationskosten pro Periode m˜
2
+n
2
.
Ein Migrant muss nun abwägen, in welcher Strategie für ihn der höhere Nutzen liegt,
im Emigrieren oder Bleiben. Er wird emigrieren, wenn gilt:367
w − c− m(1 + g(m)) + n
2
≥ w∗ (4.2)
⇔ w − c− m˜+ n
2
≥ w∗ (4.3)
Der potentielle Migrant wägt nach Gleichung (4.3) ab, ob der Lohn im Norden abzüglich
aller anfallenden Kosten, bezogen auf zwei Perioden, größer oder gleich seinem Lohn im
Süden ist. Ist dies der Fall, wird er auswandern. Um den Einfluss der Gruppe I, den
Personen die zwischen dem Süden und Norden wandern, auf die Löhne zu verdeutlichen
kann man schreiben:
F ∗L∗(N
∗ − I) = FL(N + I)− c− m˜+ n
2
. (4.4)
366Es wird risikoneutrales Verhalten angenommen, daher wird das Risiko, das mit illegaler Migration
verbunden ist, vernachlässigt. Die Auswirkungen von Risikoaversion im Modell von Ethier (1986b)
wird im Paper von Woodland und Yoshida (2006) betrachtet.
367Es gilt, dass ein Migrant bei illegaler Migration für zwei Perioden auswandert.
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Durch die Wanderung einer Immigrantengruppe I sinkt der Lohn im Norden, während der
Lohn im Süden steigt. Da diese Anpassungen in der Ausgangssituation bereits geschehen
sind, wird der Lohn durch das Visum nicht verändert. Abbildung (4.3) beschreibt das
Gleichgewicht in der Ausgangssituation unter Berücksichtigung aller relevanten Migrati-
onskosten. Dies ergibt sich aus Bedingung (4.4).
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Abbildung 4.3: Gleichgewichtige Migrationsmenge bei Berücksichtigung aller Kosten368
Im Gleichgewicht beträgt die Anzahl der illegalen Migranten I∗. Ohne zusätzliche Kosten,
monetäre und nicht monetäre, wäre die Anzahl der illegalen Immigranten höher als mit
diesen Kosten.
Die gleichgewichtige Anzahl der illegalen Migranten besteht nur aus Personen, die in
der ersten Periode wandern. In der zweiten Periode kommen keine neuen hinzu. Die ille-
gale Migration in Periode 1 hängt von den Arbeitsausstattungen im Norden und Süden,
N und N∗, von den Kosten des illegalen Aufenthalts c und den Immigrationskosten m˜
und n ab. In Periode 2 hat kein Immigrant einen Anreiz das Land wieder zu verlassen,
da die Kosten der illegalen Immigration noch nicht vollständig gedeckt sind. Es entsteht
auch keine zusätzliche illegale Immigration, da nur noch eine Arbeitsperiode verbleibt.
Der dazugehörige Reservationslohn wäre deutlich höher.
4.4 Bedingungen an das Visum
Aufbauend auf der Annahme, dass das Visum die Anzahl der ausländischen Arbeitskräfte
auf dem Arbeitsmarkt unverändert lassen soll, kommt es zur ersten Nebenbedingung, die
368Eigene Darstellung. Vergleich der Situationen ohne Migration und mit Migration. Wenn I > 0 ist, dann
existiert Migration.
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das Visum erfüllen soll:
= Anzahl der Illegalen ohne Visum
= Anzahl der ausgegebenen Visa
I = I∗ (4.5)
Im Zustand ohne Visum ergibt sich die Nachfrage nach illegalen Arbeitern aus dem
Schnittpunkt des Reservationslohn der illegalen Migranten wr = F ∗w∗ mit der Arbeits-
nachfragekurve FL unter Berücksichtigung aller Migrationskosten und Lohnanpassungen,
siehe Abbildung (4.3). Genau diese Anzahl soll nach Einführung des Visums durch Visu-
minhaber gefüllt werden. Dadurch ergeben sich auf dem Arbeitsmarkt keine Effekte durch
Änderungen der Anzahl an Arbeitskräften.
Ausgehend von dieser Situation prüft der Norden, ob es sinnvoll ist, ein temporäres Visum
an die potentiellen Migranten auszugeben, das sicherstellen soll, dass die Migranten in ihr
Heimatland zurückkehren. Im Folgenden wird untersucht, ob die Ausgabe eines tempo-
rären Visums mit freiwilliger Rückkehr möglich ist, ohne dass sich der Norden schlechter
stellt als mit illegaler Immigration. Die Zielfunktion des Nordens stellt das Budget des
Staatshaushaltes des Nordens dar, das von der Ausgabe des Visums beeinflusst wird.369
Um diese Frage zu beantworten, müssen zuerst die Bedingungen und Eigenschaften eines
solchen Visum-Schemas hergeleitet und bestimmt werden.
Unter der Annahme, dass die illegalen Immigranten durch legale Immigranten ersetzt wer-
den, Bedingung (4.5), und einer unveränderten Produktionsfunktion, hat die Einführung
des Visums keinen Effekt auf die Firmen im Norden. Für die Firmen bleiben die Kosten
für Löhne und die Anzahl der Immigranten, die bei ihnen angestellt sind, unverändert.
Ebenso bleiben die Löhne der heimischen Arbeitskräfte durch diese Politik unberührt.
Daher wird der Staatshaushalt als Wohlfahrtsmaß im Norden herangezogen.370 Es wird
angenommen, dass der Staat seine Einnahmen für ein gegebenes Immigrationsniveau I∗
maximieren möchte (bzw. die Kosten für die Visumausgabe minimieren möchte). Solange
die Nettoeinkünfte durch das Visum positiv ausfallen, ist die Einführung eines solchen
Visums wohlfahrtssteigernd im Vergleich zur Benchmark Situation mit illegaler Immigra-
369Es wurde schon erwähnt, dass es mehrere Gründe gibt warum die Regierung nur temporäre und keine
permanenten Visa ausgeben möchte. Wie bei Epstein et al. (1999) fließen diese Gründe nicht explizit
mit ins Modell ein und werden bewertet, sondern es wird sich nur mit der Umsetzung eines solchen
Visums beschäftigt.
370Weiter unten wird klar werden, dass auch der Nutzen der Immigranten ebenso unverändert bleibt im
Vergleich zur Benchmark Situation bei homogenen Migranten.
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tion.371
Mit der Möglichkeit des temporären Visums hat ein Migrant verschiedene Entscheidungen
zu treffen. Zu Beginn der ersten Periode muss sich ein Immigrant entscheiden zwischen
den Alternativen im Süden zu bleiben, illegal zu immigrieren, oder legal in den Norden
zu immigrieren mit einem Visum. Wenn er mit einem Visum in den Norden eingereist
ist, muss er sich auf dem Arbeitsmarkt entscheiden zwischen dem offiziellen Sektor, in
dem er Einkommensteuern zahlen muss, und dem illegalen Sektor. Wenn er sich für die
illegale Arbeit entscheidet, verliert er seinen Anspruch auf den Ausreisebond. Wenn der
Migrant legal arbeitet, muss er sich nach der ersten Periode wieder zwischen zwei Mög-
lichkeiten entscheiden, in den Süden zurück zu kehren um die Bondzahlung zu erhalten
oder sein Aufenthalt zu überziehen (overstay) und in den illegalen Status zu wechseln.
Dabei verliert er die Bondauszahlung und kann nur noch illegal arbeiten. Im folgenden
Entscheidungsbaum (4.4) sind die dazugehörigen Auszahlungen in der jeweiligen Situation
aufgeführt.
τ = 0

HHHHHH
w∗
w∗
bleiben emigrieren
WEG

HHHHHH
illegal
−m˜− n
illegal
w − c
overstay
w − c
legal
−v
ARBEIT

HHHHHH
illegal
w − c
overstay
w − c
legal
w − t
τ = 1

HHHHHH
overstay
w − c Rückkehrw∗ + b
unerwünscht unerwünscht unerwünscht ZIEL
Abbildung 4.4: Entscheidungen des Migranten372
371Eine einfache Erweiterung des Modells wäre es, explizite Kosten im Norden, die durch illegale Migra-
tion verursacht werden, zu berücksichtigen. Solche Auswirkungen stellen ein zusätzliches Motiv für die
Einführung eines temporären Visums dar, um durch das Visum die illegale durch legale Migration zu
ersetzen und damit den verursachten Schaden durch illegale Migration zu minimieren. Eine weitere
Erweiterung wäre es mit einer allgemeineren Produktionsfunktion zu beginnen oder mehrere Sektoren
zu unterschieden um dadurch den Fall betrachten zu können, in dem verschiedene Typen von Immi-
granten existieren und diese imperfekte Substitute zur heimischen Bevölkerung sind. Vgl. z.B. Djajic
(1997).
372Eigene Darstellung. Für den Begriff overstay gibt es keinen gängigen deutschen Ausdruck. Daher wird
hier weiterhin der englische Begriff verwendet. Overstay steht für das Verhalten eines Migrant, der
auf legalem Wege über ein Visum in das Land einreist, jedoch nach Ablauf der Aufenthaltszeit nicht
wieder ausreist sondern im Land bleibt.
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Die Regierung hat die Einreisegebühr v, die Einkommensteuer t und den Ausreisebond b
so zu wählen, dass der Immigrant das Visum wählt, im legalen Sektor arbeitet und das
Land nach einer Periode wieder verlässt. Diese Größen beeinflussen den Staatshaushalt
des Nordens, mit ihnen stellt der Norden seine Zielfunktion auf: v+t−b; die entstehenden
Kosten durch das Visum sollen minimiert werden. Es ergeben sich für ein funktionierendes
Visum folgende Nebenbedingungen:
(i) Mengenbeschränkung
Die Anzahl der Visumempfänger soll gleich der Anzahl der ursprünglichen illegalen
Migranten im Norden sein.
I = I∗ (4.6)
(ii) Anreizverträglichkeitsbedingung 1
Die Visumempfänger sollen freiwillig wieder nach einer Periode auswandern. Der
Bond muss größer ausfallen als der Lohnunterschied zwischen illegaler Arbeit im
Norden und Arbeit im Süden. Anders ausgedrückt muss das Einkommen aus Aus-
wanderung, Bond plus Lohn im Süden, muss mindestens so hoch ausfallen wie der
illegale Lohn im Norden.
b ≥ w − c− w∗ (4.7)
(iii) Anreizverträglichkeitsbedingung 2
Die Visumempfänger sollen nicht das Visum als Einreisemöglichkeit nutzen und
dann in der Illegalität verschwinden und illegal arbeiten. Das bedeutet aber auch,
dass das Einkommen des Migranten im legalen Sektor mit fristgerechter Ausreise
nicht kleiner sein darf als das Einkommen, das er im illegalen Sektor erlangen kann.
w − t+ b+ w∗ ≥ 2(w − c)
Daraus ergibt sich für den Bond b folgende Bedingung:
b ≥ w − 2c+ t− w∗ (4.8)
(iv) Teilnahmebedingung
Es soll neben der Visumzuwanderung keine illegale Immigration geben. Das bedeu-
tet, dass die Gebühr für das Visum die monetären und nicht-monetären Kosten
der illegalen Wanderung nicht übersteigen darf. Durch diese Bedingung wird die
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Teilnahme der Migranten am Programm sichergestellt. Es gilt v˜ = v(1 + g(v)).
w − t− v˜ + b+ w∗ ≥ 2w − 2c− m˜− n
Unter Verwendung der Gleichung (4.3) kann man die rechte Seite der Ungleichung
auch umschreiben in 2w∗. Für die Teilnahmebedingung ergibt sich dann folgende
Bedingung:
w − t− v˜ + b ≥ w∗ (4.9)
(v) Existenzminimum
Es soll sichergestellt werden, dass den Migranten trotz Besteuerung ihres Einkom-
mens mindestens ein Existenzminimum bleibt. Per Annahme wird das Existenzmi-
nimum auf das Lohnniveau im Süden festgelegt.
w − t ≥ w∗ (4.10)
Ohne Verlust der Allgemeingültigkeit kann man festlegen:
t = c (4.11)
Für den Beweis von (4.11) wird eine Fallunterscheidung vorgenommen.
Fall 1: t ≤ c:
Die Ungleichung (4.8) kann geschrieben werden als b ≥ w − c− w∗ + t− c. Man erkennt
dann, dass dies Bedingung gleich der Ungleichung (4.7) für t = c ist. Wenn t < c gilt,
dann ist (4.8) nicht bindend, solange (4.7) gilt. Die Regierung kann daher t erhöhen, ohne
die Bedingung (4.8) zu verletzen. Wenn (4.9) bindet, kann die Regierung b in gleichem
Ausmaß steigern, ohne die Staatseinnahmen zu verändern.
Fall 2: t > c:
Für diesen Fall ist die Bedingung (4.7) nicht bindend. Eine solche Belastung würde keinen
Sinn ergeben, da eine höhere Besteuerung als die Leiden der Illegalität die Migranten
zur illegalen Arbeit führen würde. Es gilt ∂b
∂t
= 1 somit würde eine höhere Besteuerung
nicht zu Mehreinnahmen führen. Die Ungleichung (4.8) ist restriktiver als (4.7); wenn
Gleichung (4.8) erfüllt ist, dann ist auch Gleichung (4.8) erfüllt. In diesem Fall kann die
Regierung b und t um die gleiche Höhe senken ohne einen Effekt auf die Staatseinnahmen
auszulösen, oder auf Bedingungen (4.8) und (4.9). Wenn man nun den Grenzfall der
maximalen steuerlich möglichen Belastung für den Migranten als Lösung annimmt, d.h.
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die Kosten für legale und illegale Einreise und Aufenthalt sind identisch, dann gilt t = c.
Somit ist dann auch Bedingung (4.10) erfüllt. Man kann (4.10) nun schreiben w− c ≥ w∗.
4.5 Ausgestaltung des Visums
Einen wesentlichen Einfluss auf die Modellergebnisse hat der Kapitalmarktzugang der
Migranten im Süden. Aus diesem Grund werden unterschiedliche Fälle im Bezug auf den
Kapitalmarktzugang im Folgenden genauer betrachtet. Im ersten Schritt wird eine ho-
mogene Migrantengruppe aus dem Süden betrachtet, Abschnitt 4.5.1. Dabei erhält man
als erstes Ergebnis, dass dem schon erwähnten Kapitalmarktzugang der Migranten eine
zentrale Rolle zukommt. Für eine genauere Beleuchtung dieses Aspekts wird dann im
Abschnitt 4.5.2 eine heterogene Migrantengruppe betrachtet, die sich hinsichtlich des Ka-
pitalmarktzugangs unterscheidet. In den Abschnitten (4.5.2.1) und (4.5.2.2) wird noch der
unterschiedliche Einfluss von symmetrischer und asymmetrischer Informationsverteilung
zwischen der Regierung im Norden und den Migranten im Süden betrachtet. Abschlie-
ßend werden in Abschnitt 4.6 die Ergebnisse der unterschiedlichen Abschnitte erläutert
und mögliche politische Handlungsoptionen aufgezeigt.
Die Darstellung des Grundmodells wird nun mit der homogenen Migrantengruppe fort-
gesetzt.
4.5.1 Homogene Migrantengruppe
Das Optimierungsproblem des Nordens wird anhand der Budgetrestriktion des Staats-
haushalts und unter Beachtung der Nebenbedingungen (4.8) und (4.9) dargestellt:
L = v + t− b+ λ(b− w + 2c+ w∗ − t) + µ(w − t− v˜ + b− w∗) (4.12)
Mit der Voraussetzung (4.11) lässt sich das Optimierungsproblem vereinfacht darstellen:
L = v + c− b+ λ(b− w + c+ w∗) + µ(w − c− v˜ + b− w∗) (4.13)
Die beiden Instrumente, die vom Staat beeinflusst werden können, sind die Höhe der
Visumsgebühr v und die Höhe des Ausreisebondes b. Daraus ergibt sich für die optimale
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Gebühr v als Bedingung erster Ordnung:373
∂L
∂v
= 1− µ∂v˜
∂v
= 0 (4.14)
Für die weitere Betrachtung muss im Optimum gelten:
µ · ∂v˜
∂v
= 1 (4.15)
Für den optimalen Bond b ergibt sich als Bedingung erster Ordnung:
∂L
∂b
= −1 + λ+ µ = 0 (4.16)
Also muss in der weiteren Betrachtung berücksichtigt werden:
λ+ µ = 1 (4.17)
Um die Auswirkungen des beschränkten Kapitalmarktzugangs besser zu verstehen, wird
im Folgenden eine Fallunterscheidung bzgl. des Zugangs für die Migranten vorgenommen.
Fall 1: Keine Kapitalzusatzkosten (∂v˜
∂v
= 0):
In diesem Fall fallen keine Zusatzkosten für die Kapitalbeschaffung an, d.h. der Migrant
kann die Visumsgebühr ohne zusätzliche Kosten aufbringen. Daraus ergibt sich µ = 1 und
λ = 0. Die Rückkehrbedingung ist nicht bindend.
Das bedeutet, dass die Regierung im Norden den Ausreisebond nur hoch genug wäh-
len müsste, um die Ausreise aller Migranten sicher zu stellen. Da diese am Kapitalmarkt
nicht beschränkt sind, kann der Norden eine dementsprechend hohe Gebühr verlangen,
damit der Staatshaushalt im Norden nicht durch das Visum belastet wird. Diese hohe
Gebühr können die Migranten ohne Probleme aufbringen.
Fall 2: Mit Kapitalzusatzkosten (∂v˜
∂v
> 0):
Im zweiten Fall sind die Zusatzkosten der Kapitalbeschaffung positiv. Für die Zusatzko-
stenfunktion gilt: v˜ = v(1 + g(v)). Damit ergibt sich als Bedingung erster Ordnung für
die Zusatzkostenfunktion:
∂v˜
∂v
= 1 + g(v) + v · g′(v) > 1 (4.18)
373Für die Bedingung zweiter Ordnung, die geränderte Hesse-Matrix, s. Anhang (A.15).
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Damit Bedingung (4.15) erfüllt ist, muss 0 < µ < 1 gelten. Aus der zweiten Bedingung
(4.16) ergibt sich, dass λ > 0 gelten muss. Das bedeutet, dass im Fall mit positiven Zu-
satzkosten der Kapitalbeschaffung beide Nebenbedingungen, Anreizverträglichkeits- und
Teilnahmebedingung, binden.
Damit ergibt sich aus der Anreizverträglichkeitsbedingung (4.7):
b = w − c− w∗
und aus der Teilnahmebedingung (4.9) :
v˜ = w − c− w∗ + b
Zusammen ergibt sich:
v˜ = 2(w − c− w∗)
Nach (4.3) erhält man für v˜:
v˜ = m˜+ n (4.19)
Für die Entwicklung der Gebühr in Abhängigkeit der monetären und nicht-monetären
Kosten ergeben sich folgende Zusammenhänge: ∂v˜
∂m
= ∂m˜
∂m
> 0, d.h. die Visumsgebühr ist
positiv mit den monetären Migrationskosten korreliert, und ∂v˜
∂n˜
= 1 > 0, d.h. auch der
Zusammenhang zwischen Visumsgebühr und nicht-monetären Migrationskosten ist posi-
tiv. Diese Zusammenhänge ergeben sich aus der Annahme, dass legale und illegale Reise
die gleichen Kosten verursachen. Vor diesem Hintergrund ist zu betrachten, dass sich die
Regierung die Gebühr der legalen Reise in die gleiche Richtung verändert wie die mone-
tären oder nicht-monetären Kosten der illegalen Reise.
Es ergibt sich unter Beachtung von (4.19) folgender Wert für den Bond
b =
m˜+ n
2
(4.20)
mit:
∂b
∂m
=
1
2
· ∂m˜
∂m
> 0
d.h. die Höhe des Ausreisebondes ist positiv mit den monetären Kosten der illegalen
Migration korreliert. Außerdem gilt
∂b
∂n
=
1
2
> 0
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sie hängt also ebenfalls positiv mit den nicht monetären Kosten der illegalen Migration
zusammen. Diese Zusammenhänge entstehen durch die Verbindung zu den Kosten der
legalen Reise. Steigen die monetären oder nicht-monetären Kosten der illegalen Einreise
an, dann steigen auch die Kosten für die legale Einreise. Möchte man nun mit dem Bond
b einen Migranten dazu bringen das Land wieder zu verlassen, muss man ihm die höheren
Kosten der Einreise ersetzen, daher steigt der Bond b.
Den Gleichungen (4.19) und (4.20) entsprechend ist zu erkennen, dass die Kosten der
illegalen Immigration die Kapitalzusatzkosten die Visumsgebühr v und des Bond b be-
stimmen. Beim Bond b lässt sich einfach erkennen, dass er proportional mit den nicht-
monetären und monetären Kosten der illegalen Migration anwächst. Da die monetären
Migrationskosten auch die Kapitalzusatzkosten beinhalten, ist zu beachten, dass der Bond
für hohe Kapitalzusatzkosten höher ausfallen muss. Dieser Einfluss der Kapitalzusatzko-
sten wird in den nächsten beiden Abbildungen (4.5) und (4.6) veranschaulicht.
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Abbildung 4.5: Visumgebühr ohne
Kapitalzusatzkosten, m˜ = m
6m˜,v˜
-
m,v
m˜
v˜
n
m v
m˜+ n
m˜
Abbildung 4.6: Visumgebühr mit Ka-
pitalzusatzkosten, m˜ = (1 + g)m375
Es ist in Gleichung (4.19) zu erkennen, wie die Visumsgebühr v von den exogenen Ko-
stenvariablen abhängt. Auf den Abszissen der Grafiken (4.5) und (4.6) sind die Ausgaben
der Migranten ohne Kapitalzusatzkosten in beiden Abbildungen abgetragen und auf der
Ordinate die dazugehörigen monetären Größen mit Kapitalzusatzkosten. In Abbildung
(4.5) werden die Kapitalzusatzkosten als vernachlässigbar gering angenommen. In dieser
Situation lässt sich einfach herleiten, dass m˜ = m und v˜ = v gilt. Die Geraden verlaufen
im 45◦-Winkel zur Abszisse. Für die Regierung bedeutet das, dass sie die Visumsgebühr
maximal auf v = m+ n festsetzen kann. Diese Höhe ist äquivalent zu den Immigrations-
kosten, die der Immigrant durch das Visum spart.
375Abbildung (4.5) und (4.6) sind eigene Darstellung.
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Abbildung (4.6) zeigt den Einfluss der Kapitalzusatzkosten, g(·). Wenn die Migranten
Kapitalzusatzkosten aufzubringen haben, betragen ihre monetären Kosten m˜ > m. Sie
sind dann bereit v˜ = m˜ + n für das Visum zu zahlen. Abbildung (4.6) zeigt, dass Kapi-
talzusatzkosten dazu führen, dass die tatsächliche Visumsgebühr v niedriger ausfällt als
die Kosten der illegalen Migration m + n. Je größer die Zusatzkosten durch g(·) sind,
desto näher liegen m und v auf der Ordinate beisammen. Die Einreisegebühr v ist immer
größer als die monetären Kosten der illegalen Migration m; d. h. die monetären Kosten
für die legale Einreise können höher ausfallen, als die monetären Kosten für den illegalen
Versuch, da beim illegalen Versuch noch die nicht-monetären Kosten der Migration in der
Entscheidung berücksichtigt werden müssen. Ebenso ist zu erkennen, dass die tatsächliche
Einreisegebühr v aufgrund der Kapitalzusatzkosten geringer ausfällt als die Summe der
Kosten der illegalen Migration m + n. Dieses Ergebnis kann auch analytisch hergeleitet
werden.
Unter Beachtung von v˜ = v(1 + g(v)) und m˜ = m(1 + g(m)) ist die Visumsgebühr
gegeben durch v˜ = m˜+ n oder anders geschrieben:
v = m+ n+m · g(m)− v · g(v)
Da n > 0 gilt, erhält man v > m; damit gilt m·g(m) < v ·g(v) und daraus folgt v < m+n.
Es kann festgehalten werden, dass die maximal mögliche Visumsgebühr geringer ausfallen
muss als die Kosten, die der Migrant bei illegaler Migration zu tragen hätte.
Die Nettoeinnahmen der Regierung im Norden in der ersten Periode sind r1 = v − b+ t.
Dies kann geschrieben werden als
r1 =
v˜
1 + g(v)
− b+ c
Durch Einsetzen erhält man:
r1 =
(1− g(v)) (m˜+ n)
2 (1 + g(v))
+ c
Die Nettoeinnahmen der Regierung werden beeinflusst durch die monetären und nicht-
monetären Kosten der illegalen Migration, m und n, das Leiden c der Migranten in der
Illegalität im Norden und die Visumsgebühr v. Die Kapitalzusatzkosten der Visumsgebühr
sind dafür verantwortlich, ob das Visumsprogramm in der ersten Periode zu Einnahmen
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oder Ausgaben für den Staat führt. Um die Auswirkungen der Einführung eines tempo-
rären Visums vollständig zu bewerten, muss auch die Situation in der zweiten Periode
betrachtet werden. Durch die Rückkehr der Migranten nach einer Periode können in der
zweiten Periode freigewordene Arbeitsstellen neu besetzt werden. In dieser Periode wird
ein Visum an eine andere Kohorte von Migranten im Süden angeboten, es beinhaltet je-
doch keinen Rückkehranreiz. Daher kann der Bond auf b = 0 gesetzt werden. Die Steuer
hat, wie schon gezeigt, t = c zu erfüllen; sonst würde ein Migrant nach der Einreise nicht
legal im Norden arbeiten. Die Visumsgebühr in der zweiten Periode kann aus Gleichung
(4.4) und aus der Teilnahmebedingung, w− t− v˜ ≥ w∗, hergeleitet werden. Daraus ergibt
sich als höchst mögliche Visumsgebühr in der zweiten Periode v˜ = m˜/2 + n/2. Demnach
lassen sich die Staatseinnahmen in der zweiten Periode wie folgt darstellen:
r2 =
m˜+ n
2 (1 + g(v))
+ c
Dann ergeben sich als aggregierte Einnahmen pro Migrant aus beiden Perioden
R = r1 + r2 =
(2− g(v)) (m˜+ n)
2 (1 + g(v))
+ 2c (4.21)
Es ist zu erkennen, dass abhängig von der Größe der Kapitalzusatzkostenfunktion g(v),
der Norden nicht notwendigerweise von der Ausgabe der temporären Visums profitiert.
Für positive Einnahmen ist g(v) ≤ 2 eine hinreichende Bedingung, aber der Fall g(v) > 2
kann nicht ausgeschlossen werden und somit sind negative Einnahmen, d.h. zusätzliche
Ausgaben, möglich.376 Daher ist eine Legalisierung der Immigration durch die Einführung
eines temporären Visums nicht unbedingt wohlfahrtssteigernd im Norden. Proposition 1
fasst dieses Ergebnis zusammen.
Proposition 1 Ein temporäres Migrationsvisum kann die Wohlfahrt im Norden erhöhen,
wenn die Kapitalzusatzkosten der Migranten hinreichend gering sind. Für hohe Kapital-
kosten ist eine Wohlfahrtsminderung im Norden nicht auszuschließen.
4.5.2 Heterogene Migrantengruppe bzgl. der Kapitalzusatzlast
Wie Abschnitt 4.5.1 gezeigt hat, bestimmt die Kapitalzusatzkostenfunktion g(·) die Wohl-
fahrtseigenschaften des Visumprogramms. Es ist in der Realität anzunehmen, dass sich
Migranten hinsichtlich ihrer Kapitalzusatzkostenfunktion unterscheiden. Daher wird im
376Die Wohlfahrt der Immigranten bleibt unverändert nach der Einführung des temporären Visums, dies
verdeutlicht die Teilnahmebedingung.
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nächsten Schritt der Fall betrachtet, dass die Kapitalzusatzkosten zwischen den Migran-
ten variieren. Es wird eine bezüglich des Kapitalmarktzugangs heterogene Gruppe an
Migranten betrachtet. Es sind viele unterschiedliche Merkmale der Möglichkeiten zur Ka-
pitalbeschaffung denkbar.
Es gibt Migranten, für die es kaum ein Problem darstelle, den Betrag für die illegale
Wanderung aufzubringen, da sie über das Geld verfügen ohne Bankdienstleistungen in
Anspruch zu nehmen. Bei diesen Migranten spricht man nicht von einer Beschränkung
am Kapitalmarkt. Es gibt eine Gruppe, die Zugang zum Kapitalmarkt hat und auch
Unterstützung von den Banken erhält. Eine weitere Gruppe von Migranten hat keinen
Zugang zum offiziellen Kapitalmarkt, da ihnen die Banken kein Geld leihen. Sie haben
nur Zugang zu einem inoffiziellen Sektor, wo sie sich mit hohen Zinsen einen Kredit kaufen
können. Schließlich gibt es auch eine Gruppe, die überhaupt keine Möglichkeit hat sich
Geld zu leihen. In Folgenden wird untersucht, inwieweit diese Heterogenität Konsequenzen
auf die Ausgestaltung des temporären Visums hat.
Es ist eine realistische Annahme, dass mehrere unterschiedliche Typen bezüglich des Kapi-
talmarktzugangs existieren. Für den Staat im Norden ist diese Information von zentraler
Bedeutung, da die Regierung bei Kenntnis unterschiedlicher Kapitalmarktzugänge von
Migranten verschiedene Visumsverträge anbieten könnte. Entsprechend wird die Ausge-
staltung der Visabedingungen und -instrumente komplizierter. Mit verschiedenen Verträ-
gen könnte für jeden Migranten ein Vertrag passend zu seinen Kapitalmarktmöglichkeiten
gestaltet werden, um damit die Kosten für die Migranten nicht zu erhöhen und gleichzeitig
ihre freiwillige Ausreise nach einer Periode sicher zu stellen. Daher wird die Regierung
im Norden versuchen, die Migranten zur Offenbarung ihres Types zu bringen. Im er-
sten Schritt, wird in Abschnitt 4.5.2.1 von vollständiger Information ausgegangen bzw.
es wird über eine beobachtbare Eigenschaft die Informationsasymmetrie überwunden. In
Abschnitt 4.5.2.2 wird die Situation asymmetrischer Information genauer untersucht.
4.5.2.1 Symmetrische Information
In dieser Situation mit asymmetrischer Information über den Kapitalmarktzugang der
Migranten verwendet die Regierung im Norden den Ansatz, mittels einer beobachtba-
ren Eigenschaft der Migranten die Informationsasymmetrie zu überbrücken. Sie wählt
die beobachtbare Eigenschaft Herkunft. Die Regierung im Norden hat die Möglichkeit,
unterschiedliche Visumsverträge mit unterschiedlichen vi und bi für verschiedene Grup-
pen anzubieten. Es gibt mehrere Möglichkeiten aus welchen Bezirken die potentiellen
Migranten kommen können, z.B. Stadt, ländliche Gegend oder Wüste etc. Dabei wird
KAPITEL 4. TEMPORÄRE MIGRATION 104
angenommen, dass der Zugang zum Kapitalmarkt mit steigendem Abstand von der Stadt
schwerer wird. Die Regierung versucht, über die beobachtbare Eigenschaft einen Vorteil
zu ziehen, indem sie den Personen mit gutem Kapitalmarktzugang einen Vertrag anbietet,
der ihre Rückkehr sicherstellt. Dann besteht nur noch bei einem Teil der Migrantengruppe
Unsicherheit über die Rückkehr.
Zur Vereinfachung wird im Folgenden die Betrachtung auf zwei Typen beschränken, den
Stadtbewohner und den Dorfbewohner. Es wird folgender Kapitalmarktzugang angenom-
men: Der Stadtbewohner hat einen guten Zugang zum Kapitalmarkt (es wird angenom-
men gS(·) = 0), und der Bewohner eines Dorfes hat eingeschränkten Zugang, d.h. für ihn
entstehen Zusatzkosten der Kapitalaufnahme gD(·) > 0.
Die Migranten bekommen in Norden den gleichen Lohn w, unabhängig von ihrer Herkunft
im Süden. Im Süden unterscheiden sie sich hinsichtlich ihres Lohns, die Städter erhalten
wS wohingegen die Dörfler nur wD erhalten. Für das Lohnverhältnis wird wS > wD an-
genommen. Im Süden unterscheiden sich die Löhne, da die ländliche Dorfbevölkerung nur
Ackerbau nachgehen kann, wobei es einem Stadtbürger möglich ist, einen höheren Lohn
zu erhalten, durch Arbeit in Fabriken. Die Migranten sind im Norden nicht anhand ihrer
Leistung voneinander zu unterscheiden. Beide Gruppen haben zu wenige Vorkenntnisse
oder fehlende Fremdsprachenkenntnisse um dies in der Arbeitswelt im Norden einzuset-
zen. Die Gruppe der Städter, IS, ist begrenzt und IS ist kleiner als die Anzahl der
illegalen Migranten in der Ausgangssituation I∗, d.h. es gilt: IS < I∗.377
Die Migranten müssen bei illegaler Migration verschiedene Arten von Kosten tragen.
Sie haben monetäre Migrationskosten direkt zu zahlen; diese sind für die Städter no-
tiert durch m. Für die Dörfler fallen auch monetäre Migrationskosten an. Sie haben
diesen Betrag nicht direkt zur Verfügung und müssen dafür ein Darlehen aufnehmen.
Diese Gruppe trägt Kapitalzusatzkosten. Für die monetären Migrationskosten gilt somit
m(1 + gD(m)) = m˜D.378 Ebenso haben beide Gruppen nicht-monetäre Migrationskosten
n zu tragen, die Gefahren auf dem Weg in den Norden beinhalten. Beide Gruppen lei-
den im Norden, da sie sich nicht ihrer gewohnten Umgebung aufhalten und da sie von
377Bei IS ≥ I∗ wäre es äquivalent zum Fall ohne Kapitalzusatzkosten. Dieser Fall wurde in Abschnitt
4.5.1 erläutert.
378Diese Zusatzkosten entstehen durch die großen Anstrengungen, die die dörflichen Migranten haben,
das Geld aufzubringen. Die Zusatzkosten können interpretiert werden als zeitlich längere Mühen sich
das Geld von anderen ländlichen Bewohnern zu beschaffen oder als die einzelnen Kosten an den un-
terschiedlichen Grenzen, die sie auf dem Weg in den Norden überwinden müssen und die auch zeitlich
sequentiell anfallen.
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ihren Familien und Freunden getrennt sind, was durch den Parameter c abgebildet wird.379
Aus den unterschiedlichen Lohnsituationen im Süden und den unterschiedlichen Migra-
tionskosten ergeben sich zwei verschiedene Entscheidungssituationen für Migranten vom
Typ S und D.
Wenn man die Zusammenhänge aus dem einfachen Modell zugrunde legt, dann stellt
ein Migrant aus den dörflichen Gebieten folgenden Vergleich an, ob er die Migration ver-
suchen soll oder nicht:
w − c− m(1 + gD(m)) + n
2
≥ wD (4.22)
Für einen Bewohner in der Stadt, der über Migration nachdenkt, ist folgende Gleichung
grundlegend:
w − c− m+ n
2
≥ wS (4.23)
Ist Gleichung (4.23) erfüllt, dann wird er auswandern. Aus Gleichung (4.22) ergibt sich
für den Dörfler:
2w − 2c− m˜D − n ≥ 2wD (4.24)
Für den Städter ergibt sich aus (4.23) analog:
2w − 2c−m− n ≥ 2wS (4.25)
Ziel der Regierung im Norden ist es, die illegalen Migranten durch legale, temporär blei-
bende Migranten, zu ersetzen. Die Anzahl der Migranten im Norden soll konstant bleiben.
Dadurch ändert sich die Situation der heimischen Bevölkerung nicht.
ID + IS = I
∗ (4.26)
Wenn die Regierung im Norden die Ausgabe eines Visums erwägt, um den Migranten aus
dem Süden einen offiziellen, legalen Weg zu bieten, kurzfristig im Norden zu arbeiten,
dann müssen die Nebenbedingungen (4.7), (4.8), (4.9) und (4.10) weiterhin eingehalten
werden. Die Bedeutung und Notwendigkeit der Nebenbedingungen ist schon im Grund-
modell erklärt worden.380
379Im Modell können die Kosten c entweder auf der Seite des Migranten anfallen und berücksichtigt
werden (d.h. als Kosten des Versteckens) oder auf der Seite der Arbeitgeber (d. h. als geringere margi-
nale Produktivität eines illegalen Migranten). Das Angebot an Arbeit ist vollkommen elastisch. Beide
Möglichkeiten der Berücksichtigung führen zum gleichen Ergebnis.
380S. Gleichungen (4.7) - (4.10).
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Anreizverträglichkeitsbedingung 1
Für Dörfler D ergibt sich:
bD + wD ≥ w − c⇔ bD ≥ w − c− wD (4.27)
und für die Städter S:
bS + wS ≥ w − c⇔ bS ≥ w − c− wS (4.28)
Anreizverträglichkeitsbedingung 2
Es ergibt sich für die Dörfler D:
w − tD + bD + wD ≥ 2(w − c)⇔ bD ≥ w − 2c+ tD + wD (4.29)
und für die Gruppe der Städter S:
w − tS + bS + wS ≥ 2(w − c)⇔ bS ≥ w − 2c+ tS + wS (4.30)
Aus der Anreizverträglichkeitsbedingung 1 für beide Gruppen, (4.27) und (4.28), ergibt
sich aufgrund der Annahme wD < wS, dass bS < bD gilt. D.h., der höhere Lohn für S
im Süden bringt für diese Gruppe einen größeren Anreiz wieder auszureisen. Wohingegen
der Gruppe D ein höherer Ausreisebond gezahlt werden muss um ihre Ausreise sicher zu
stellen.
Teilnahmebedingung
Für Gruppe D muss gelten:
w − tD − v˜D + bD + wD ≥ 2w − 2c− m˜D − n
Im Grenzfall, dass legaler und illegaler Weg gleich teuer sind, ist Bedingung (4.24) bin-
dend.381 Die rechte Seite lässt sich nun umschreiben und man erhält als Teilnahmebedin-
gung für D:
w − tD − v˜D + bD ≥ wD (4.31)
Ähnliches gilt für Gruppe S; auch für sie muss das legale Gesamteinkommen größer sein
als das illegale:
w − tS − vS + bS + wS ≥ 2w − 2c−m− n
381Damit ist der Einkommenszuwachs durch die Migration gleich Null.
KAPITEL 4. TEMPORÄRE MIGRATION 107
Analog gilt unter Berücksichtigung von Gleichung (4.25) für Gruppe S:
w − tS − vS + bS ≥ wS (4.32)
Wenn diese Bedingungen alle berücksichtigt werden, dann wirkt das Visum in gewünschter
Form. Der ausgebende Staat hat nun noch zu berücksichtigen, dass er die Existenzmi-
nima einhält:
w − tD ≥ wD (4.33)
w − tS ≥ wS (4.34)
Wenn man aus dem Grundmodell übernimmt, dass ein Migrant in Höhe seines Leidens
c, sich illegal in einem fremden Land aufzuhalten, besteuert wird (s. Gleichung (4.11)),
dann ergibt sich c = ti, für i = D,S. Da die Regierung im Norden die Migranten sicher
voneinander trennen kann, wird sie im nächsten Schritt versuchen, die Kosten für die
Visumsausgabe in beiden Gruppen zu minimieren (bzw. die Einnahmen zu maximieren).
Analyse der Gruppe D:
Bei Migrantengruppe D aus der dörflichen Gegend liegen wie im Grundmodell Kapital-
zusatzkosten g(·) > 0 vor.382
Für die Gruppe D ergibt sich folgender Ansatz, wenn die Regierung im Norden unter
Berücksichtigung der Nebenbedingungen (4.29) und (4.31) ihre Staatseinnahmen aus den
Visa maximieren will:
LD = vD − bD + tD + λˆ(bD − w + tD + wD) + µˆ(w − tD − v˜D + bD − wD) (4.35)
Für den Bond bD ergibt sich:
bD = w − c− wD (4.36)
und für die dazugehörige Gebühr vD:
v˜D = 2(w − c− wD)
382Die Herleitung und Bestimmung der Anreizbedingungen für diese Gruppe D folgt daher analog zum
Grundmodell aus Abschnitt 4.5.
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Bei Berücksichtigung von (4.24) ergibt sich damit, analog zum Grundmodell, eine Gebühr
für das Visum für die Gruppe D von
v˜D = m˜+ n (4.37)
und für den Ausreisebond, (4.36), demnach:
bD =
m˜+ n
2
(4.38)
Demnach beträgt der Staatshaushalt bezogen auf das Visum für die dörflichen Migranten
(Gebühr plus Steuern abzüglich Bond) in der ersten Periode:
rD =
1− g(v)
2(1 + g(v))
· (m˜+ n) + c (4.39)
Auch hier soll der komplette Modellhorizont betrachtet werden, daher kommen noch die
Einnahmen und Ausgaben des Staatshaushalts in der zweiten Periode hinzu.383 Daraus
ergeben sich dann Einnahmen für die Regierung im Norden aus der Visumsausgabe an
die Gruppe D von:
RD =
(2− g(vD))(m˜+ n)
2(1 + g(vD))
+ 2c (4.40)
Ob das Staatsbudget nun positiv oder negativ ausfällt, hängt vom Verlauf der Zusatz-
kostenfunktion g(·) ab. Wenn g(·) ≤ 2 ist, dann ist das Staatsbudget durch die Visums-
ausgaben nicht negativ belastet (RD ≥ 0). Sollten jedoch die Zusatzkosten sehr hoch
sein (g(·) > 2), dann kann die Visumsausgabe insgesamt einen negativen Einfluss auf den
Staatshaushalt haben. Wie im Grundmodell mit einer homogenen Migrantengruppe ist
auch bei der dörflichen Gruppe keine eindeutige Aussage über die Auswirkungen auf den
Staatshaushalt möglich.384
Analyse der Gruppe S:
Für die Gruppe S ergibt sich folgender Ansatz, wenn die Regierung im Norden unter
Berücksichtigung der Nebenbedingungen (4.30) und (4.32) ihre Staatseinnahmen aus dem
Visum maximieren will:
LS = vS − bS + tS + λˇ(bS − w + tS + wS) + µˇ(w − tS − vS + bS − wS) (4.41)
383Wie im Grundmodell gilt bD = 0 und v˜D = m˜2 +
n
2 in der zweiten Periode.
384Die homogene Gruppe mit Kapitalzusatzkosten aus dem Basismodell hat die gleichen Eigenschaften
wie die dörfliche Gruppe hier.
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Hier ergibt sich das optimale Verhalten aus folgenden Bedingungen:
∂LR
∂vS
= 1− µˇ = 0⇔ µˇ = 1 (4.42)
∂LS
∂bS
= −1 + λˇ+ µˇ = 0⇔ λˇ+ µˇ = 1 (4.43)
⇒ λˇ = 0 (4.44)
Damit ist die Bedingung (4.30) für das Staatsverhalten nicht bindend.385
Um das gewünschte Verhalten der Städter zu erreichen, müssen die Gebühr vS und
der Bond bS bestimmt werden. Unter Beachtung aller relevanten Bedingungen ergibt sich
als Optimum:386 vS = m + n und bS = m+n2 . Daraus ergeben sich Nettoeinnahmen pro
Periode:387
rS =
m+ n
2
+ c (4.45)
Für beide Gruppen zusammen ergeben sich Durchschnittseinnahmen pro Immigrant (Dörf-
ler und Städter) mit temporärem Visum von
R = β · 2− g(vD)
2(1 + g(vD))
(m˜+ n) + (1− β)(m+ n) + 2c (4.46)
Dabei ist β = ID
I∗ als Anteil der dörflichen Migranten an der gesamten Migrantengruppe
definiert. Wie in Abschnitt 4.5.1 sind die Staatseinnahmen nicht notwendigerweise posi-
tiv (d.h. es durch Ausgabe des Visums können zusätzliche Kosten entstehen). Dies hängt
weiterhin ab von der Kapitalzusatzkostenfunktion einer Gruppe, hier der Migranten vom
Typ D. Da keine Kapitalzusatzkosten für Gruppe S berücksichtigt werden müssen, steigen
die Durchschnittseinnahmen des Staates im Norden mit dem Ansteigen des Anteils der
Migranten vom Typ S. D.h. dass auch wenn die Einnahmen aus der Gruppe der dörflichen
Migranten negativ ausfallen, die Durchschnittseinnahmen insgesamt positiv ausfallen kön-
nen, wenn die Anzahl der städtischen Migranten innerhalb der Gesamtgruppe hinreichend
groß ist.
385Da hier perfekter Zugang zum Kapitalmarkt angenommen wird, kann der Staat die Gebührenforderung
und damit die Bondauszahlung beliebig hoch setzen.
386Nach Gleichung (4.32) muss der Bond mindestens der Lohndifferenzen des Typ S in der zweiten Periode
entsprechen, d.h. der Differenz aus Lohn im Illegalen im Norden w − c und dem Lohn im Süden w∗.
387Für die zweite Periode ergibt sich für die Gruppe S eine Gebühr von vS = m+n2 und ein Bond von
b = 0.
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Proposition 2 In einer Situation mit symmetrischer Informationsverteilung ist es für
den Norden möglich, die Politikinstrumente so zu gestalten, dass die Gruppe ohne Kapi-
talzusatzkosten freiwillig nach einer Periode ausreist. Bei sehr hohen Kapitalzusatzkosten
einer anderen Gruppe ist die Sicherstellung der Ausreise für den Norden mit hohen Kosten
für den Bond verbunden.
In diesem Abschnitt 4.5.2.1 wurden die Migranten hinsichtlich ihrer Herkunft unterschie-
den. Diese beobachtbare Eigenschaft wurde herangezogen, um auf den Kapitalmarktzu-
gang der Migranten zu schließen. Auf diesem Weg wurde es dem Norden möglich, der
Migrantengruppe aus der Stadt, die keine Kapitalzusatzkosten zu tragen hat, einen per-
fekten Visumsvertrag anzubieten. Für die Migrantengruppe aus der Stadt bedeutet dies,
dass sie eine hohe Einreisegebühr vS zu zahlen hat, jedoch einen entsprechend hohen
Ausreisebond bS erhält. Auf diesem Weg kann die freiwillige Ausreise der Gruppe sicher-
gestellt werden. Bei der Gruppe ID ist es für den Norden sehr teuer die Ausreise der
Gruppe sicher zu stellen. Dies hängt mit der Höhe der Kapitalzusatzkostenfunktion gD(·),
zusammen. Bei einer hohen Kapitalzusatzkostenfunktion gD(·) > 2 reisen die Migranten
dieser Gruppe nicht wieder aus.
4.5.2.2 Asymmetrische Information
Im vorherigen Abschnitt konnten die Migranten nach ihrer Herkunft, einer beobachtbaren
Eigenschaft, unterschieden werden. Diese war mit dem Kapitalmarktzugang der Migran-
ten perfekt korreliert. Aus dieser Eigenschaft konnte also auf den Kapitalmarktzugang ge-
schlossen werden und die Situation der asymmetrischen Information wurde überwunden.
In der Realität ist eine solch einfache Klassifikation der Migranten nach einer beobacht-
baren Eigenschaft nicht möglich. Das Ergebnis aus Abschnitt 4.5.2.1 ändert sich, wenn
man den Fall von asymmetrischer Information betrachtet. Der Norden kennt den Typ des
Migranten nicht, wohingegen der Migrant seine Gruppenzugehörigkeit kennt. Der Norden
muss versuchen, über eine Selbstoffenbarungsbedingung für die Migrantengruppen an die
für ihn zentrale Information bezüglich des Kapitalmarktzugangs zu kommen.
Es werden in diesem Abschnitt zur Vereinfachung wieder zwei Gruppen von Migranten
mit unterschiedlichem Kapitalmarktzugang betrachtet. Die beide Gruppen werden jeweils
durch ihre gruppenspezifische Zusatzkostenfunktion gi(·), i = A,R charakterisiert. Sonst
gelten weiter die gleichen Annahmen und Anreize wie im Grundmodell aus Kapitel 4.4.
Es wird also unterschieden zwischen
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Reiche (potentielle) Migranten (R) mit Kapitalkosten gR(·),
Arme (potentielle) Migranten (A) mit Kapitalkosten gA(·).
In Bezug auf alle anderen Merkmale sind beide Typen von Immigranten identisch. Es wird
angenommen, dass die Anzahl der reichen Migranten exogen gegeben und beschränkt ist,
I¯R < I
∗. D.h., dass die Anzahl der reichen Migranten kleiner ist als die Gesamtanzahl der
Migranten, die sich in der Ausgangssituation im Norden befinden. Anderenfalls wäre das
Visumsschema äquivalent zum Fall ohne Kapitalzusatzkosten, wie er im Abschnitt 4.5.1
diskutiert wurde. Beide Gruppen leiden gleichermaßen unter den Lebensbedingungen in
der Illegalität im Norden,388 ausgedrückt durch die Variable c. Dieses Leiden reduziert
ihre Produktivität im Norden.
In der Ausgangssituation ohne Visum ist die Gesamtanzahl der Immigranten bestimmt
durch die Gleichung (4.4). In der Situation mit asymmetrischen Informationen müssen
die monetären Kosten der armen Gruppe berücksichtigt werden, m˜A = m(1 + gA(m)),
anstatt m˜. Als Ergebnis erhält man die Gesamtanzahl der Immigranten I∗ = IR + IA,
die sich zusammensetzt auch reichen und armen Migranten. Somit bestimmt sich die
Anzahl der Migranten hier durch
FL(N + I) = F
∗
L∗(N
∗ − I) + c+ m˜A
2
+
n
2
Jeder reiche Immigrant erhält eine Informationsrente von m · (gA(m) − gR(m)), die sich
hier wie eine Ersparnis auswirkt. Es gilt gA > gR. Für die Kosten der Kapitalaufnahme
der beiden Typen ergibt sich:
Typ R: m˜R = (1 + gR(m)) ·m
Typ A: m˜A = (1 + gA(m)) ·m
Wie im Grundmodell entscheiden sich die Migranten für Einwanderung wenn bestimmte
Bedingungen erfüllt sind. Für einen Migranten vom Typ R, dem reichen Typen, des-
sen Gruppengröße beschränkt ist, muss bei einer positiven Entscheidung bezüglich der
Migration gelten:
2FL(I¯R + IA)− 2c−m(1 + gR(m))− n ≥ 2w∗ (4.47)
388Sie leiden unter den Bedingungen der Illegalität im Norden und den unterschiedlichen Lebensbedin-
gungen in Norden und im Süden.
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Zur Vereinfachung werden die Kapitalzusatzkosten der reichen Immigranten gleich Null
gesetzt, d.h. gR(·) = 0. Dann ergibt sich:
2FL(I¯R + IA)− 2c−m− n ≥ 2w∗ (4.48)
Ein Migrant der Gruppe IA wandert aus, wenn gilt:
2FL(I¯R + IA)− 2c−m(1 + gA(m))− n ≥ 2w∗ (4.49)
Entscheidend für die weiter Betrachtung ist der Migrantentyp A (der Arme). Migran-
tentyp R (der Reiche) ist nicht kapitalbeschränkt; er könnte jeden, für ihn lohnenden
Visumsgebühr-Betrag v aufbringen. Daher erhält Typ R eine Rente von (gA− gR)(m).389
Die Höhe ist abhängig von dem unterschiedlichen Kapitalmarktzugangsmöglichkeiten und
den Kosten m.
Der Staat kann die beiden Gruppen a priori nicht unterscheiden, und er möchte dies
durch eine Selbst-Selektions-Bedingung erreichen. Es darf für keine Migrantengruppe den
Anreiz geben, den Vertrag der anderen Gruppe anzunehmen, d.h. es muss gelten
UR(vR, bR, tR) ≥ UR(vA, bA, tA)
UA(v˜R, bR, tR) ≤ UA(v˜A, bA, tA)
Die Bedingung für die Gruppe der armen Migranten ist nicht bindend. Wenn die Regierung
im Norden einen Vorteil daraus ziehen möchte, dass die Gruppe der reichen Migranten
nicht am Kapitalmarkt beschränkt ist, dann wird sie für diese Gruppe einen höheren Bond
verlangen, vR > vA. Die Gruppe der armen Migranten ist hingegen kapitalbeschränkt,
und daher liegt dieser höhere Bond außerhalb ihrer Finanzierungsmöglichkeiten. Für die
konkrete Höhe von Visumsgebühr, Bond und Steuern ist folgende Selbstoffenbarungsbe-
dingung zu beachten:
bR − vR − tR ≥ bA − vA − tA (4.50)
Es gilt weiterhin, dass die Migranten mit der Steuer auf Arbeit maximal belastet werden.
Da sie beide im Norden gleich leiden gilt c = tR = tA. Daraus ergibt sich:
bR − vR ≥ bA − vA (4.51)
389Dies ergibt sich aus den Gleichungen (4.48) und (4.49), wenn der Migrant vom Typ R wie ein Typ A
behandelt wird, da man die Typen nicht unterscheiden kann.
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D.h. die Differenz aus Bond und Gebühr, bi − vi, muss für beide Gruppen gleich hoch
ausfallen bzw. könnte für die Reichen höher ausfallen.390 Der Staat im Norden könnte
durch einen höheren Bond bR die Differenz für die reiche Gruppe erhöhen, dies würde
aber nur zu zusätzlichen Kosten in seinem Staatshaushalt führen und ihm keine zusätzliche
Information bringen. Daher gilt als Selbstoffenbarungsbedingung
bR − vR = bA − vA (4.52)
Als weitere Bedingung für die Ausgestaltung des Visums muss die Teilnahmebedingung
(4.9) erfüllt sein:
FL − c− v˜R + bR ≥ w∗ (4.53)
FL − c− v˜A + bA ≥ w∗ (4.54)
Wegen des Verlaufs von g(·) und den Annahmen über die Gruppeneigenschaft bezüglich
des Kapitalmarktzugangs ergibt sich v˜A > vA und v˜R = vR. Daher kann man (4.51)
umformen in
bR − vR > bA − v˜A (4.55)
Des Weiteren gilt dann, dass auch Gleichung (4.54) bindet. Denn wenn (4.54) erfüllt ist,
ist unter Berücksichtigung von (4.55) ebenfalls (4.53) erfüllt. Der Migrant von Typ R
erhält eine Informationsrente.
Die zweite Bedingung ergibt sich aus der Anreizverträglichkeitsbedingung (4.7):
bR ≥ FL − c− w∗ (4.56)
bA ≥ FL − c− w∗ (4.57)
Die Anreizverträglichkeitsbedingung (4.56) bindet nicht, da diese Gruppe nicht kapital-
beschränkt ist. Somit kann ihr vR beliebig hoch steigen und damit auch ihr bR.
Da der Staat nur die Bedingungen (4.54) und (4.57) für die arme Migrantengruppe zu
berücksichtigen hat, ergibt sich das gleiche Optimierungsproblem wie im Grundmodell,
Abschnitt 4.5.1.
L = vA − bA + c+ λ′(bA − FL + c+ w∗) + µ′(FL − c− v˜A + bA − w∗) (4.58)
390Auch bei Gleichheit ist die Selbstoffenbarung in beiden Gruppen erreicht.
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Der Staat optimiert auch hier bezüglich der optimale Visumsgebühr vA und Höhe des
Ausreisebondes bA. Daraus ergibt sich für das optimale vA die Bedingung erster Ordnung:
∂L
∂vA
= 1− µ′∂v˜A
∂vA
= 0 (4.59)
⇒ µ′ · ∂v˜A
∂vA
= 1 (4.60)
Für den Bond ergibt sich:
∂L
∂BA
= −1 + λ′ + µ′ = 0 (4.61)
⇒ λ′ + µ′ = 1 (4.62)
Hier gilt nun ∂v˜A
∂vA
> 0, da die Zusatzkosten der Kapitalaufnahme positiv sind. Daher erhält
man µ′ < 1 und λ′ > 0. Beide Nebenbedingungen sind bindend, und man erhält für den
Bond bA = m˜+n2 und für die Visumsgebühr vA = m˜+ n bei t = c.
Nach Bedingung (4.52) ergibt sich die gleiche Differenz aus Gebühr vi und Bond bi für
beide Gruppen, d.h. es gilt:
vA − bA = 1− gA(v)
2(1 + gA(v))
· (m˜− n) = vR − bR (4.63)
Aus Gleichung (4.63) lässt sich erkennen, dass die Regierung im Norden keinen Vorteil für
die Visumsausgestaltung aus dem guten Kapitalmarktzugang einer Gruppe ziehen kann.
Die Differenz aus Gebühr und Bond muss für beide Gruppen gleich groß ausfallen.
Proposition 3 In der Situation mit asymmetrischer Information kann die Regierung
keinen Vorteil aus der Tatsache ziehen, dass nur ein Teil der Migranten einen schlechten
Zugang zum Kapitalmarkt hat. Daher muss die Visumspolitik auf die arme Gruppe,
die Individuen mit schlechtem Kapitalmarktzugang, zugeschnitten werden, wohingegen die
reichen Immigranten eine Informationsrente erzielen.
Vor diesem Hintergrund ergibt sich die Frage, ob der Norden sich nicht besser stellt, wenn
er die illegale Migration der Armen toleriert und einen perfekt auf die reiche Gruppe zu-
geschnittenen Visumsvertrag erstellt, der die Informationsrente der Reichen abschöpft.
Es können sich zwei unterschiedliche Zustände für die Regierung im Norden ergeben, die
von der Anzahl der Migranten vom Typ R an der Gesamtmenge abhängig sind.
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Wenn nur eine Vertragsmöglichkeit für Typ R angeboten würde, dann kämen ein Teil
der Migranten aus Gruppe A illegal in den Norden. Diese Migranten der Gruppe A reisen
nach einer Periode nicht wieder aus. Die Anzahl der maximalen Visa würde nicht ausge-
schöpft werden. Es würde der Schaden durch illegale Zuwanderung bestehen bleiben. Ist
die Gruppe IR nicht hinreichend groß, dann macht es für den Norden Sinn unterschiedli-
che Visa für die beiden Gruppen auszugeben.
Im Folgenden wird untersucht, wann von einer hinreichend großen Gruppe IR gesprochen
werden kann und die Ausgabe nur eines Visumsvertrags superior ist. Es wird γ = IA
I∗ als
Anteil der armen Migranten definiert. Der Norden hat in seinen Überlegungen die Anreize
und Restriktionen (4.7) - (4.10) zu berücksichtigen. Für die Immigrantengruppe R ist die
Anreizkompatibilitätsbedingung nicht bindend. Von dieser Migrantengruppe erhält der
Norden Nettoeinnahmen pro Kopf von vR − bR = m+n2 in Periode 1. Von den Migranten
der armen Gruppe sollte der Norden eine Visumsgebühr von v˜A = m˜ + n verlangen und
einen Ausreisebond von bA = (m˜+ n)/2 zahlen.
Demzufolge sind die Durchschnittseinnahmen pro Immigranten mit temporärem Visum:
R = γ · 2− g(vA)
2(1 + g(vA))
(m˜+ n) + (1− γ)(m+ n) + 2c (4.64)
Wie im Abschnitt 4.5.1 sind die Staatseinnahmen nicht notwendigerweise positiv (d.h. es
können zusätzliche Kosten durch Ausgabe des Visums entstehen). Dies hängt ab von den
Kapitalzusatzkosten der armen Gruppe. Wenn keine Kapitalkosten für die reiche Gruppe
berücksichtigt werden müssen, steigen die Durchschnittseinnahmen des Staates im Norden
mit einem Ansteigen des Anteils dieser Migranten (1−γ). Auch wenn die Einnahmen aus
der Gruppe der armen Migranten negativ ausfallen, können die Durchschnittseinnahmen
positiv sein, wenn die Anzahl der reichen Migranten innerhalb der Gesamtgruppe hinrei-
chend groß ist.
Die Regierung kann ihr Verhalten so anpassen, dass sie nur einen Visumsvertrag an-
bietet mit einem hohen Ausreisebond und einer hohen vorherigen Visumsgebühr, so dass
die Teilnahmebedingung der Armen nicht erfüllt ist.391 In diesem Fall sind dann die
Einnahmen des Staates geben durch:
Rˆ = (1− γ) · (m+ n) + 2c (4.65)
391Eine Alternative wäre es das illegale Bleiben der armen Migranten zu tolerieren. In diesem Fall hätte
der Staat ein Visum zu gestalten, dass die Self-Selektion-Bedingung der Armen verletzt.
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Der direkte Vergleich von (4.64) und (4.65) zeigt, dass die Einnahmen mit illegaler Immi-
gration der Armen die Einnahmen mit legaler Migration beider Gruppen übersteigen,
wenn die Gruppe der Reichen hinreichend groß ist (d.h. wenn γ hinreichend klein ist).
Proposition 4 In einer Welt mit asymmetrischer Information und Unterschieden in den
Kapitalkosten kann es für den Staat eine überlegene Strategie sein, im Norden einen Vi-
sumsvertrag zu entwickeln, der nur von den Immigranten angenommen wird, die keine
Kapitalkosten zu tragen haben, und illegale Immigration der anderen zu tolerieren. Die-
ses Ergebnis hat auch Bestand wenn die Visumseinnahmen der Immigranten mit hohen
Kapitalkosten positiv ausfallen.
4.6 Zusammenfassung und Politikimplikation
Neu ist nicht die Beschäftigung mit dem Thema illegale Migration auf europäischer Ebe-
ne, aber die Diskussion über eine legale temporäre Zuwanderungsmöglichkeit. Die Um-
setzung einer solchen Migrationsoption wurde in diesem Kapitel modelltheoretisch ana-
lysiert. Nachdem die grundlegende Literatur zur illegalen Migration vorgestellt wurde,
begann die Modellanalyse mit der Darstellung der Benchmarksituation ohne Visum, d.h.
der Zustand im Modellrahmen ohne legale Migrationsmöglichkeit. Die gleichgewichtige
Anzahl der illegalen Migranten in der Benchmarksituation wird bestimmt durch die Lohn-
unterschiede zwischen dem Norden und dem Süden und den Kosten für illegale Migration
und illegalen Aufenthalt. Anschließend wurden die Bedingungen an das Visum-Schema
erläutert und die dazugehörigen Nebenbedingungen eingeführt. Die Bedingungen sollen
zum gewünschten Verhalten der Migranten führen, dass sie nämlich freiwillig nach einer
Periode wieder auswandern, nicht in die Illegalität zum Arbeiten abtauchen und am Vi-
sumsprogramm teilnehmen. Eine weitere Nebenbedingung sichert, dass die Gesamtanzahl
der Migranten, die ins Land einreisen - erst illegal, dann mit Visum legal - unverändert
bleibt. Um die entscheidenden Eigenschaften des Modells aufzudecken, wird die Analyse
des Visums mit unterschiedlichen Migrantengruppen und Informationsverteilungen vor-
genommen. Die Betrachtung der homogenen Migrantengruppe führt zu dem Ergebnis,
dass die Wohlfahrtswirkung für den visumausgebenden Staat abhängig von den Kapital-
zusatzkosten der Migrantengruppe ist, d.h. abhängig ist vom Zugang der Personen zum
Kapitalmarkt. Bei geringen Kapitalzusatzkosten ergibt sich kein Wohlfahrtsverlust für
den Staat im Norden bzw. ein Gewinn aus dem Visumprogramm. Ein Verlust kann bei
hohen Kapitalzusatzkosten jedoch nicht ausgeschlossen werden.
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Aufgrund der zentralen Bedeutung der Kapitalzusatzkosten in diesem Zusammenhang
wurde im anschließenden Abschnitt der Fall heterogener individueller Kapitalzusatzko-
sten innerhalb der Migrantengruppe betrachtet. Bei symmetrischer Informationsvertei-
lung zwischen dem visumausgebenden Staat und den Migranten392 kann der Staat aus
dem Norden unterschiedliche Visumsverträge für die Migranten je nach ihrem Kapital-
marktzugang ausgeben. Die Rückkehr der Migranten in ihr Herkunftsland kann für die
Gruppe ohne oder mit geringen Kapitalmarktkosten erreicht werden, ohne dass der Staats-
haushalt belastet wird. Für Personen mit hohen Kapitalmarktkosten kann die freiwillige
Ausreise nicht sichergestellt werden. Damit kann auch eine Belastung des Staatshaushalts
bei Auszahlung eines hohen Ausreisebonds zur Sicherstellung der Ausreise nicht ausge-
schlossen werden.
Im Falle von asymmetrischer Informationsverteilung zwischen Regierung und Migranten
ist durch die Ausgestaltung der Visaverträge zwar Selbst-Offenbarung der Migrantentypen
zu erreichen, jedoch ist keine unterschiedliche finanzielle Belastung der unterschiedlichen
Migrantentypen durchsetzbar. Dem Migrantentyp mit dem besseren Kapitalmarktzugang
wird eine Rente zugestanden. Die Wohlfahrtswirkungen durch die Visumsausgabe für den
Norden sind abhängig von der Zusammensetzung der Gesamtgruppe der Migranten. Ist
der Migrantentyp mit geringen Kapitalzusatzkosten in hinreichend großer Anzahl vertre-
ten, dann ist die Wirkung des Visums eindeutig wohlfahrtssteigernd für den Norden. Ist
aber der Migrantentyp mit hohen Kapitalmarktkosten mit einer großen Anzahl in der
Gesamtgruppe der Migranten vertreten, dann kann eine Wohlfahrtsreduktion nicht aus-
geschlossen werden. In einer Situation, in der die Gruppe mit gutem Kapitalmarktzugang
hinreichend groß ist, kann es sogar superior sein, wenn die Regierung im Norden nur ein
Visum für diese Gruppe anbietet und die illegale Migration des anderen Typen toleriert.
Aufbauend auf diesem theoretischen Modell lässt sich festhalten, dass durch das Instru-
ment des monetären Ausreiseanreizes das Konzept der zirkulären Migration umgesetzt
werden kann. Finanziert wird der Anreiz durch eine Gebühr, die von den Migranten vor
Einreise erhoben wird, und durch Besteuerung ihres Arbeitseinkommens im Norden. Die
genauen Wohlfahrtswirkungen hängen vom Kapitalmarktzugang der Migranten in ihrem
Heimatland ab und müssen nicht in jeden Fall positiv ausfallen, d.h. dem Kapitalmarktzu-
gang der Migranten sollte bei Ausgestaltung eines Visumprogramms besondere Bedeutung
beigemessen werden.
392Diese Verteilung wird durch eine beobachtbare Eigenschaft, die eindeutig mit dem Kapitalmarktzugang
verknüpft ist, erreicht.
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Als Einschränkung an dem Modell bleibt anzumerken, dass hier nur zwei unterschiedliche
Zustände miteinander verglichen werden, der Zustand ohne Visum (die Benchmarksitua-
tion) und der Zustand mit Visum. Es werden keine Anpassungspfade betrachtet, sondern
nur die Zustände nur illegale Zuwanderung und nur Zuwanderung auf Visum. Eben-
so bleibt zu erwähnen, dass der Modellhorizont nur zwei Perioden beträgt. In diesem
Modellrahmen kann keine zirkuläre Migration betrachtet werden, sondern nur das tem-
poräre Konzept. Jedoch wiederholte temporäre Migration führt zu zirkulärer Migration,
dies könnte durch einen längeren Zeithorizont im Modell umgesetzt werden. SYNTAX (??)
Einige Erweiterungen des Modells sind denkbar, um die Wohlfahrtseffekte des Visums
noch weiter zu beleuchten. Eine mögliche Erweiterung ist eine Endogenisierung der An-
zahl der Visa I∗. Dann wäre die Anzahl unabhängig vom Niveau in der Ausgangssituation.
Wenn von der Bedingung der gleichen Anzahl an Migranten ohne und mit Visum abge-
wichen wird, ergibt sich die optimale Anzahl an Migranten aus dem Trade-off zwischen
zusätzlichen Einnahmen und den Wohlfahrtskosten der zusätzlichen Migranten. Wenn
die Anzahl der ausländischen Migranten endogenisiert wird, müssen auch Lohneffekte für
die heimische Bevölkerung im Norden betrachtet werden. Diese Wohlfahrtseffekte auf die
heimischen Arbeitskräfte müssen dann in die Wohlfahrtsüberlegungen des Staates mit
einfließen.393
Eine andere Erweiterung kann die Endogenisierung der Kosten für die illegale Migration
darstellen. Der Norden kann z.B. durch die Intensität der Grenzkontrollen Einfluss auf die
Kosten ausüben und die Anzahl der illegalen Migranten beeinflussen.394 Diese Endoge-
nisierung hat Einfluss auf die Nebenbedingungen des temporären Visums und damit auf
dessen Effekte. Des Weiteren würde eine abweichende Gestaltung der Nutzenfunktion der
Migranten die Ergebnisse ändern. Im Modell wird eine lineare Nutzenfunktion zu Grunde
gelegt. Somit kann durch monetäre Zahlungen der Regierung der Nutzen der Migranten
direkt beeinflusst werden. Mit einer solchen Nutzenfunktion werden Verteilungswirkun-
gen, die ebenfalls die Visumsausgestaltung beeinflussen, ausgeblendet.
Ebenfalls werden im Modell mit temporärem Visum keine Einflüsse, die ausgelöst werden
durch die temporäre Migration, auf die Herkunftsländer395 und keine Zeitinkonsistenz-
probleme betrachtet. Die Bedingungen an den Staat oder die Migranten ändern sich im
Laufe der Perioden nicht. In der Realität können sich aber Arbeitsmarktbedingungen aus
Sicht des Nordens oder Lebensbedingungen aus Migrantensicht verändern. Dies hat Ein-
393Für die Effekte, die die heimische Bevölkerung treffen, s. Sinn (2005) oder Wilson (2007).
394Vgl. Ethier (1986b).
395Ob Herkunftsländer von rückkehrenden Migranten profitieren oder nicht ist nicht eindeutig belegt. S.
dazu die Darstellung zu Brain Drain - Brain Gain im folgenden Abschnitt 3.2.
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fluss auf die Visumbedingungen und kann zu verändertem Verhalten der Akteure während
der Planungszeit führen. Zudem wird in der Ausgangssituation der ökonomische Schaden
durch illegale Beschäftigung nicht explizit modelliert. Legale Beschäftigung der Migran-
ten hätte dann im Norden einen zusätzlichen positiven Wohlfahrtseffekt. Dieser wird im
vorgestellten Modell nicht erfasst.
Im Bezug auf die Politik der Europäischen Union lässt sich festhalten, dass ein tem-
poräres bzw. zirkuläres Migrationskonzept umsetzbar ist. Jedoch sollte die EU versuchen,
dieses temporäre Element durch zusätzliche Anreize abzusichern. Ein wesentlicher Punkt
bei Ausgabe der Visa ist der Zugang zum Kapitalmarkt für die potentiellen Migran-
ten in ihrem Heimatland. Vielleicht lässt sich die diesbezügliche Informationsunsicherheit
durch Informationsgewinnung in den Anträgen der potentiellen Migranten senken. Dabei
bleibt festzustellen, dass die Rückkehr aller Migranten nach temporärem Aufenthalt un-
wahrscheinlich ist, da es dafür für jeden Migranten einen individuellen Vertrag benötigte.
Jedoch ist durch unterschiedliche Anreizstrukturen in Visaverträgen für unterschiedliche
Migrantentypengruppen eine Wohlfahrtssteigerung in der EU sehr wahrscheinlich.
Kapitel 5
Selektive Migration
Im letzten Kapitel wurden die Auswirkungen eines temporären Visums, d.h. ein Visum
mit zeitlich befristeten legalen Aufenthalts- und Arbeitsmöglichkeiten, untersucht. Die
illegale Zuwanderung von Personen und damit illegale Beschäftigung sind ein zentraler
Diskussionspunkt auf europäischer Ebene bezogen auf Asyl- und Migrationspolitik. Ein
weiterer zentraler Punkt, der in den letzten Jahren immer häufiger auf europäischer Ebe-
ne thematisiert wurde, ist der Fachkräftemangel in einigen Branchen in der EU. Es stellt
sich die Frage, ob die EU eine selektive Migrationspolitik zur Bekämpfung des Mangels
benötigt. Die dort geführten Diskussionen mündeten in dem Beschluss zur Einführung
der europäischen Blue Card. Im Vergleich zu Einwanderungsländern für hochqualifizierte
Personen, wie den USA, Kanada oder Australien, kann die EU nicht als ernstzunehmen-
der Konkurrent auftreten.396 Es besteht sogar vielmehr die Gefahr der Abwanderung aus
der EU von einzelnen hochqualifizierten Berufsgruppen.
Dieses Kapitel setzt sich mit dem Themenbereich der gewünschten selektiven Zuwan-
derung im Wettbewerb um hochqualifizierte Arbeitskräfte auseinander. Die Aktualität
dieses Themas wird durch die verstärkte Diskussion auf europäischer Ebene deutlich. Es
wird, aufbauend auf den Darstellungen zur Blue Card aus Abschnitt 2.7, die genaue
Ausgestaltung der Blue Card beleuchtet und untersucht, ob die Rahmenregelungen der
Blue Card die EU attraktiv für hochqualifizierte Arbeitskräfte gegenüber anderen Ein-
wanderungsländern machen kann.
396In Australien sind es 9,9 % der hochqualifizierten Beschäftigten, die aus Drittstaaten kommen, in
Kanada 7,3 % und in den USA 3,5 %. Die EU kann lediglich einen Wert von 0,9 % aufweisen. Vgl.
Europäische Kommission (2007a), S. 4. In die Mitgliedsstaaten der EU sind es vor allem geringqualifi-
zierte Menschen, die zuwandern. 85 Prozent aller internationaler Migranten mit geringer Qualifikation
wandern in die EU ein und lediglich 5 Prozent in die USA. Dagegen sind es nur 5 Prozent der hoch-
qualifizierten, welche den Weg in die EU finden und 55 Prozent wandern in die USA aus. Vgl. Frattini
(2007).
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Unter Berücksichtigung der Problematik der illegalen Immigration aus Kapitel 4 wird
deutlich, dass durch die Blue Card der Migrationsdruck an den europäischen Außen-
grenzen unverändert bleibt. Beide Ansätze, das Konzept der temporären Migration und
die Blue Card, setzen sich mit Zuwanderungsmöglichkeiten in die EU auseinander. Da-
bei wird jedoch vernachlässigt, dass eine gemeinsame Betrachtung sinnvoll wäre. Nach
einer kritischen Würdigung der Blue Card werden die beiden Ansätze deshalb in einem
gemeinsamen Modell analysiert.
Wie in Abschnitt 2.7 schon dargestellt, ist die Blue Card für den Antragsteller an Be-
dingungen geknüpft.
(i) Vorlage eines gültiges Arbeitsvertrags mit Mindesteinkommen;
(ii) Nachweis der Eignung für den Arbeitsplatz;
(iii) Vorlage eines Visums;
(iv) Nachweis eines ausreichenden Versicherungsschutzes;
(v) Darstellung von keiner Bedrohung für das Land/die EU.
Dabei stellen die Punkte (iii) - (v) offensichtlich keine Einschränkung der Attraktivität
des Konzeptes dar. Jedoch sind die Punkte (i) : Vorlage eines gültigen Arbeitsvertrags
mit Mindesteinkommen und (ii) : Nachweis der Eignung für den Arbeitsplatz näher zu
beleuchten, dies geschieht in den kommenden Absätzen.
Das Vorweisen eines vorhandenen Arbeitsvertrags (Laufzeit mindestens ein Jahr) in der
EU ist notwendige Bedingung für den erfolgreichen Antrag auf eine Blue Card.397 Da-
durch muss die Arbeitsplatzsuche noch außerhalb der EU stattfinden. Es kann sein, dass
sich hochqualifizierte Personen nicht bewerben werden, da sie keinen Arbeitsvertrag vor-
weisen können und ihnen die Suche von außerhalb der EU zu mühsam ist.398 Diese Be-
werbergruppe könnte sich alternativ in den USA um eine Green Card bewerben399 oder in
397Vgl. Collett (2008).
398Vgl. Schavan et al. (2008), S. 10.
399Für die Greencard sind zwei Kriterien ausschlaggebend: (i) die Herkunft des Bewerbers (einige Län-
der sind ausgeschlossen) und (ii) das Bildungsniveau. Es muss mindestens eine zwölfjährige Schulzeit
nachgewiesen werden (Realschule in Deutschland reicht aus) oder man muss mindestens in den letzten
5 Jahren für 2 Jahre in einem Beruf gearbeitet haben für den eine mindestens zweijährige Anlernzeit
notwendig ist. Vgl. U.S. Department of State - Bureau of Consular Affairs (2009).
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Kanada400 oder Australien401 einen Antrag auf eine Arbeitserlaubnis stellen, wenn sie dort
die existierenden Punktesysteme erfüllen. In den drei genannten Einwanderungsländern
ist das Vorliegen eines Arbeitsvertrages keine notwendige Bedingung für ein Arbeitsvisum.
Die Suche nach einem Arbeitsplatz kann vor Ort geschehen. Es lässt sich festhalten, dass
es in anderen Zuwanderungsländern zwar ein Vorteil ist, einen Arbeitsvertrag oder eine
-anfrage vorlegen zu können, aber keine notwendige Bedingung. Durch diese notwendige
Bedingung in der EU schränkt sich Europa als Zuwanderungsregion stark ein und wirkt
nur auf hochqualifizierte Bewerber attraktiv, die bereits Firmen in der EU kennen.
Weiterhin wurde diskutiert auf europäischer Ebene diskutiert, was hochqualifiziert be-
deutet. Als Kriterien werden das Ausbildungsniveau (oder die Arbeitserfahrung in füh-
render Position) und ein Minimum an Einkommen an der Arbeitsstelle in der EU her-
angezogen.402 Dieses Kriterium ist jedoch nicht einheitlich für die EU. Bildungsabschlüs-
se aus Drittstaaten werden nicht einheitlich anerkannt, d.h. ein Abschluss der in einem
EU-Staat als ausreichend für den Erwerb einer Blue Card angesehen wird, könnte in ei-
nem anderen EU-Mitgliedsstaat als nicht ausreichend angesehen werden.403 Das verlangte
Mindestgehalt in der EU beträgt mindestens das Dreifache des nationalen Mindestlohnes
(gibt es keinen Mindestlohn, so werden die Mindestrente oder das Sozialhilfeniveau her-
angezogen). Die Mitgliedstaaten sind außerdem berechtigt, ein eigens gewähltes höheres
Mindesteinkommen für die Blue Card Berechtigung festzulegen, welches ihnen die Mög-
lichkeit gibt, in bestimmten Branchen beinahe vollständig aus dem Blue Card-Verfahren
auszusteigen.404 Durch diese unterschiedlichen Regelungen innerhalb der EU wird sie als
Arbeitsregion unattraktiv, da Arbeitnehmer in jedem Land neu prüfen müssen, ob sie die
400In Kanada wird die Eignung zur Einwanderung mittels Punktesystem kontrolliert. Bestimmte Eigen-
schaften werden mit Punkten bewertet, darunter fallen z.B. Berufsausbildung, -erfahrung, Sprachkennt-
nisse (Französisch und Englisch) oder eine Stellenzusage (kein Ausschlusskriterium bei Nichtvorlage).
Vgl. Citizenship and Immigration Canada (o J).
401Hier läuft die Bewerbung auch über ein Punktesystem. Die Eigenschaften eines Bewerbers werden
in Punkte übertragen, die Eigenschaften sind z.B. Schul- und Berufsabschluss, Berufserfahrung, Al-
ter, Ersparnis, Sprachkenntnisse oder vorliegen eines Arbeitsangebotes. Die Punktebewertung kann in
verschiedenen Jahren unterschiedlich ausfallen, da sich an den aktuellen Bedürfnissen auf dem austra-
lischen Arbeitsmarkt orientiert wird. Vgl. Australian Government - Department of Immigration and
Citizenship (o J).
402Die einzelnen Mitgliedsländer legen für Branchen Gehaltsschwellen fest, ab diesen ist eine Zuwanderung
möglich. Es gilt, dass die Gehaltsschwelle mindestens dem Anderthalbfachen des durchschnittlichen
Bruttojahresgehalts in dem betreffenden Mitgliedstaat entspricht. S. Rat der Europäischen Union
(2009d), S. 25.
403Vgl. Collett (2008)
404Beispielsweise hat die deutsche Regierung im Zuwanderungsgesetz das Mindesteinkommen für Antrag-
steller aus der IT-Branche auf 85.000e Jahreseinkommen festgelegt, was in den Augen verschiedener
Wirtschaftsakteure als zu hoch angesehen wird. Vgl. Lüke (2007), S. 68 ff. Für Kritik an der EU-
Initiative siehe z.B. die Aussage von Sverker Rudeberg of Business Europe: ... setting a minimum
wage level that was far too high and would exclude some people from jobs without any reason und
weitere auf o. V. (2008).
KAPITEL 5. SELEKTIVE MIGRATION 123
Eignung für eine Beschäftigung erfüllen oder nicht. Dies hängt mit den nationalstaatlichen
Regelungen zusammen, aber für ein Konkurrenzangebot gegenüber großen Ländern wie
den USA, Kanada oder Australien wäre eine einheitliche Regelung wünschenswert, um
als einheitlicher Arbeitsmarkt zu wirken.
Aus der Blue Card ergeben sich neue Aufenthaltsbedingungen für Bewerber, die in
der EU arbeiten möchten. Mit der Blue Card erhalten Immigranten in die EU nun eine
Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis für zunächst zwei Jahre, welche auch für ihre Fami-
lie gilt. In den anderen drei genannten Zuwanderungsländern ist die Aufenthalts- und
Arbeitsgenehmigung unbefristet gültig. Nach 18 Monaten dürfen Blue Card-Inhaber in-
nerhalb der EU eine andere Arbeitsstelle annehmen und innerhalb der EU umziehen.405
Bei einem Wechsel des EU-Mitgliedslandes müssen die Blue Card-Inhaber einen neuen
Antrag auf eine Blue Card stellen. Ein wichtiger Punkt, eine europaweit gültige Blue-
Card, konnte für die Harmonisierung der europäischen Regeln nicht erreicht werden.406
Aus den aufgezeigten Gründen entscheiden sich viele hochqualifizierte Personen für die
USA, Kanada oder Australien und werden dies wahrscheinlich auch weiterhin tun, da sie
dort in ihrer Bewegungsfreiheit nicht eingeschränkt sind und eine dauerhafte Aufenthalts-
möglichkeit bekommen. Hinzu kommt, dass Sprachbarrieren wesentlich geringer ausfallen
als in vielen Teilen der EU.407 Auch die unterschiedlichen Steuersysteme innerhalb der
EU stellen einen weiteren Nachteil dar. Durch unterschiedliche Steuersysteme sind Län-
der mit unterschiedlichen Einkommens- und Verbrauchssteuern unterschiedlich attraktiv
für Arbeitskräfte. Es kommt daher zu Verzerrungen in der Wahl der Länder.408 Auch hier
ist ein Wettbewerbsnachteil für die EU zu sehen. Daher ist es auf europäischer Ebene
erstrebenswert möglichst viele Regelungen einander anzugleichen, um Wettbewerbsnach-
teile gegenüber Ländern wie den USA, Kanada oder Australien zu vermeiden.
Wenn man die Bedingungen der Blue Card mit den Punktesystemen in Kanada und
Australien vergleicht, dann führt in diesen eine hochqualifizierte Berufsausbildung und -
erfahrung auch zu einem höheren Punktewert. Stark unterscheiden sich die Systeme durch
die Notwendigkeit einen Arbeitsvertrag vorlegen zu müssen. Das europäische Konzept der
Blue Card ist mit zwei Jahren Gültigkeit stark zeitlich einschränkend.
405Ursprünglich hatte EU-Kommissar Franco Frattini vorgeschlagen, dass sich die Blue Card Inhaber
frei in der EU bewegen und arbeiten können. Diese Freizügigkeit scheiterte an den unterschiedlichen
Einreisebestimmungen in den Mitgliedsländern, die sich nicht auf einheitliche Standards einigen konn-
ten.
406Vgl. Collett (2008), Collett (2009).
407Vgl. Wilke (2009), Collett (2009).
408Vgl. Collett (2008).
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Im Folgenden soll die Idee der Blue Card: unbesetzte Arbeitsplätze durch Personen aus
Drittstaaten zu besetzen, wenn die Unternehmen keinen geeigneten Kandidaten innerhalb
Europas finden in das Modell der temporären Migration aus Kapitel 4 implementiert
werden. Im folgenden Modell werden die beiden Aspekte, die eine zentrale Rolle in der
Zuwanderungspolitik der EU spielen, kombiniert: die Möglichkeit der temporären Migra-
tion, die illegale Zuwanderungsströme verkleinern soll, und die Anwerbung von hochqua-
lifizierten Arbeitskräften, um freie Arbeitsplätze zu besetzen. Es wird ein Mechanismus
vorgestellt, der sowohl für hochqualifizierte Arbeitskräfte Anreize setzt, zu bleiben, als
auch für geringqualifizierten Arbeitskräfte Anreize setzt, in ihr Heimatland zurückzukeh-
ren. Dieser Mechanismus wird über einen Selektionsansatz modelliert. In diesem möchte
der handelnde Staat die Einkommensmöglichkeiten der Migranten durch Steuern und Ein-
malzahlungen so beeinflussen, dass sie sich wie gewünscht verhalten.
Die genaue Modellherleitung erfolgt in Abschnitt 5.2; zuvor wird in Abschnitt 5.1 die
relevante Selektionstheorie zum besseren Verständnis der Wirkungsweise erläutert.
5.1 Theorie der Selektion
Das Basismodell der zirkulären Migration soll nun um den Aspekt der aktiven Selekti-
on unter den Migranten von Seiten des Ziellandes erweitert werden. Zusätzlich zu der
bereits erläuterten Literatur zur illegalen Migration aus Abschnitt 4.1 wird bei der Mo-
dellerweiterung auf die Literatur aus der Personalökonomie zurückgegriffen. Aufbauend
auf der bahnbrechenden Arbeit von Akerlof (1970) wird eine asymmetrische Informations-
verteilung betrachtet. Akerlof (1970) betrachtete in seinem Aufsatz das Marktergebnis,
das resultiert wenn Anbieter und Nachfrager nicht über die gleichen Informationen ver-
fügen. Er zeigt auch Möglichkeiten auf, wie diese Informationsasymmetrie überwunden
werden kann. Darauf aufbauend wurden Modelle mit asymmetrischen Informationen auch
auf die Personalökonomie übertragen. Die grundlegenden Arbeiten für den Arbeitsmarkt
mit asymmetrischen Informationen stammen von Salop und Salop (1976) und Guasch
und Weiss (1981). Dabei wird untersucht, wie Informationsasymmetrien auf dem Arbeits-
markt überwunden werden können.
Im Modell von Salop und Salop (1976) wird innerhalb des Unternehmens unter den Be-
schäftigten selektiert. Das Unternehmen versucht, die Arbeitskräfte mit guten bzw. be-
nötigten Eigenschaften durch Senioritätsentlohnung zu halten, d.h. die Entlohnung steigt
mit zunehmender Betriebszugehörigkeit stark an. Dies soll verhindern, dass diese Arbeits-
kräfte kündigen und zur Konkurrenz wechseln. Diese Kündigungshürde wird bei gering-
KAPITEL 5. SELEKTIVE MIGRATION 125
qualifizierten Arbeitskräften nicht aufgebaut. Im Modell von Guasch und Weiss (1981)
führt das Unternehmen ein zusätzliches Instrument ein, um die zukünftigen Arbeitskräf-
te zu selektieren.409 Hierbei geht es darum, den Bewerbungsprozess und das potentielle
Gehalt für die Bewerbungskandidaten so zu gestalten, dass sich nur die hochqualifizierten
Arbeitskräfte bewerben und die geringqualifizierten abgeschreckt werden.
Diese Idee der Selektion der Bewerbergruppen wird in Abschnitt 5.2.2 in das Modell
aus Kapitel 4 implementiert. Dabei sollen geringqualifizierte Migranten von einem dauer-
haften Verbleiben im Norden abgehalten werden; dies soll nur für hochqualifizierte Kräfte
attraktiv sein. Das Basismodell wird um den Selektionsansatz von Guasch und Weiss
(1981) erweitert, der im Folgenden erörtert wird. Außerdem wird angenommen, dass die
Migrantengruppe bzgl. ihrer Produktivität im Unternehmen im Norden, heterogen sind.
Guasch und Weiss (1981) schaffen über die Modellierung eines Eignungstests gegen Ge-
bühr eine Lohnstruktur, die sich nur für die hochqualifizierten Arbeitskräfte lohnt. Im
Migrationsmodell soll über Besteuerung, in Abschnitt 5.2.2.1, und anschließend zusätz-
lich über einen Ausreiseanreiz, s. Abschnitt 5.2.2.2 eine Situation geschaffen werden, in
der es nur für die hochqualifizierten Arbeitskräfte lohnend ist im Norden zu bleiben. In
einer Erweiterung in Abschnitt 5.2.2.3 wird noch ein Sozialsystem im Norden eingeführt,
um zu überprüfen ob die Anreizstruktur für Migranten dadurch verändert wird.
Die Erweiterung um den Selektionsansatz hält sich in der Ausgestaltung nahe am An-
satz von Guasch und Weiss (1981). Daher wird nun im Folgenden der Selektionsansatz
von Guasch und Weiss (1981) vorgestellt.
Guasch und Weiss (1981): Self Selection in the Labor Market
José Luis Guasch und Andrew Muray Weiss zeigen in ihrem Aufsatz Self Selection in the
Labor Market von 1981, dass ein steigendes Lohnprofil, das zu einer Selektion bei den
Arbeitskräften über eine unbeobachtbare Eigenschaft führt, unter bestimmten Vorausset-
zungen alternativen Entlohnungssystemen überlegen ist.
Guasch und Weiss (1981) betrachten ein Unternehmen auf der Suche nach der optimalen
Anwerbestrategie für Arbeitskräfte. In diesem Zusammenhang denkt das Unternehmen
über die Durchführung von einem Eignungstest nach. Das Unternehmen sieht sich ei-
ner heterogenen Gruppe von Arbeitskräften gegenüber. Es existieren zwei Typen von
Arbeitern, Typ 1 und Typ 2. Für die Typen wird folgender Zusammenhang bzgl. der
Produktivität angenommen, Q1 > Q2. Für den Alternativlohn gilt w1 > w2 und für die
409Ähnlich Arbeiten stammen von Guasch und Weiss (1981) oder Nalebuff und Scharfstein (1987).
KAPITEL 5. SELEKTIVE MIGRATION 126
Wahrscheinlichkeit, den Einstellungstest zu bestehen, gilt: p1 > p2.410 Die Akteure ver-
halten sich risikoneutral.411
Das Unternehmen bietet den Bewerbern einen einheitlichen Lohn w an und entscheidet
über die Durchführung des Einstellungstests. Dieser verursacht bei Durchführung Kosten
von A für das Unternehmen. Für diesen Test kann es eine Gebühr c von den Bewerbern
verlangen. Es existieren für das Unternehmen vier mögliche Strategien S(·), um neue
Mitarbeiter einzustellen.
S(1): Das Unternehmen bietet den Lohnsatz w ≥ w1 für die Arbeit und verlangt für einen
vorgeschalteten Test die Gebühr c. So sollen sich nur Arbeiter von Typ 1 bewerben.
S(2): Das Unternehmen zahlt einen Lohn w ≥ w1 und verlangt keine Testgebühr. Es
bewerben sich beide Typen, und es werden auch beide getestet.
S(3): Das Unternehmen bietet den Lohnsatz w2 < w < w1 an und führt keinen Test
durch. Somit bewerben sich nur Arbeiter von Typ 2.
S(4): Das Unternehmen bietet den Lohn w ≥ w1 an und stellt aus dem Pool der Bewerber
nach dem Zufallsprinzip ein. Es wird kein Test durchgeführt.
Im Modell gilt folgende Notation der Variablen:
g(·) : konkave, stetig differenzierbare Produktionsfunktion
A : Kosten des Tests pro Bewerber
L : Anzahl der Bewerber, die pro Firma getestet werden
c : Testgebühr
pi : Wahrscheinlichkeit für Typ i den Test zu bestehen
Qi : Produktivität von Typ i
wi : Marktlohnsatz (Alternativlohn) für Typ i
w∗ : Lohnsatz, den die Firma nach bestandenem Test anbietet
α : Anteil von Typ 1 an der gesamten Bewerbergruppe
In der folgenden Abbildung (5.1) wird die Wirkungsweise des Selektionsmechanismus in
der Anwerbungsphase, Strategie S(1), für beide Typen dargestellt. Die Abbildung ver-
deutlicht den Zusammenhang des Nutzen der beiden Bewerbertypen mit Lohn w und
410Es wird angenommen, dass die Arbeitskräfte entweder hier beim Unternehmen angestellt werden oder
bei einem anderen Unternehmen arbeiten, es existiert keine Arbeitslosigkeit.
411In ihrem Paper zeigen Guasch und Weiss (1981) auch die Auswirkungen von risikoaversem Verhalten.
Mit steigender Aversion nimmt die Überlegenheit der Selbstselektionsstrategie ab. Vgl. Guasch und
Weiss (1981), S. 279 ff. Im Rahmen der vorliegenden Arbeit wird nur das Modell mit risikoneutralem
Verhalten vorgestellt.
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Testgebühr c. U(1) ist die Nutzenfunktion von Bewerbertyp 1 und U(2) die von Typ 2.412
Die Geraden U(1) und U(2) bilden den gleichen Nutzen ab, den auch ein Alternativlohn
w∗ auf dem Arbeitsmarkt bringt. Es ist zu beachten, dass Kombinationen von w und c,
die oberhalb der Graden liegen, einen höheren Nutzen bringen und Kombinationen, die
unter der Geraden liegen, einen geringeren. Die Steigung der Nutzenfunktionen entspricht
dem Kehrwert der Wahrscheinlichkeit den Test zu bestehen (− 1
pi
), d.h. je größer pi für
einen Bewerber ist, desto flacher verläuft die Nutzengerade dieses Bewerbertypen. Die
gewünschte Selektion - es bewerben sich nur Kandidaten von Typ 1 - ergibt sich für jede
Kombination auf U(1) und rechts von (c∗, w∗).413 Da das Unternehmen seinen Gewinn
maximiert, liegt das Optimum genau im Schnittpunkt von U(1) und U(2), da es mit den
geringsten Ausgaben verbunden ist.414
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Abbildung 5.1: Selektion im Modell von Guasch und Weiss (1981)415
Die Autoren leiten im nächsten Schritt die minimalen Kosten für eine Arbeitseinheit
je Entlohnungssystem S(·) her. Dies ergibt sich aus der Gewinnfunktion des Unterneh-
mens.416
412Aufgrund der Risikoneutralität wird ein linearer Zusammenhang angenommen. Die Nutzenfunktion
der Individuen lautet U(i) = piw − c für i = 1, 2. Daraus ergibt sich der Verlauf der Graden, nämlich
U(i)
pi
− cpi = w.
413Da der Punkt auf U(1) dann unterhalb U(2) liegt und er somit unattraktiv als der Marktlohn für
Arbeiter vom Typ 2 ist.
414Vgl. Guasch und Weiss (1981), S. 278.
415Vgl. Guasch und Weiss (1981), S. 277.
416Für S(1) ist die Gewinnfunktion: GS(1) = g(p1Q1L) − w∗p1L + c∗L − AL. Im Gewinnoptimum des
Unternehmens gilt: w∗ = c
∗
p1
+w1 (dies ergibt sich aus der Abbildung (5.1)), daraus ergibt sich GS(1) =
g(Lp1Q1) − w1p1L − AL. Nach der Optimierung über L ergeben sich als Grenzprodukt der Arbeit
∂g
∂L = w1p1 − A. Daraus ergeben sich die Kosten für jede Arbeitseffizienzeinheit E∗ = A+w1p1p1Q1 . Das
sind die Ausgaben pro Bewerber von Typ 1, A + p1w1 geteilt durch die zu erwartende Leistung der
Bewerber von Typ 1, die den Test bestehen, p1Q1. Es werden nur Arbeiter vom Typ 1 berücksichtigt,
da davon ausgegangen wird, dass sich Typ 2 nicht bewirbt, Selektion also funktioniert.
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In der Strategie S(1) ergeben sich die Kosten pro Arbeitseffizienzeinheit:
E∗ =
A+ w1p1
p1Q1
In der Strategie S(2) erhält man:
Eˆ =
A+ w1(αp1 + (1− α)p2)
αp1Q1 + (1− α)p2Q2
In der Strategie S(3):
E˜ =
w2
Q2
Bei der Strategie S(4) beträgt die Minimalkostenkombination:
Eˇ =
w1
αQ1(1− α)Q2
Um die Überlegenheit einer Anwerbestrategie herzuleiten, werden die Kosten der Strategi-
en miteinander verglichen. Diese Verhältnisse sind dann abhängig vom Produktivitätsun-
terschied der Typen und damit von der Differenz ihrer Alternativlöhne, den Wahrschein-
lichkeiten, den Einstellungstest zu bestehen, und dem Anteil von Typ 1 an der gesamten
Bewerbergruppe. Die Autoren leiten dann die Bedingungen für die Variablen her, bei
denen der Selektionsmechanismus mit Einstellungstest und Gebühr von c allen anderen
Einstellungsstrategien überlegen ist.417
Diese Art von Selektionsmechanismus wird im Folgenden in das Migrationsmodell mit
zirkulärer Migration eingefügt. Es wird untersucht, unter welchen Bedingungen ein Selek-
tionsansatz mit steigendem Lohnprofil zur gewünschten Trennung der Gruppen führt.
5.2 Modell der temporären Migration mit Selektion
In diesem Abschnitt wird das temporäre Migrationsmodell um zwei heterogene Migranten-
gruppen erweitert, die sich bzgl. ihrer Produktivität als Arbeitskräfte unterscheiden, und
um den Selektionsansatz von Guasch und Weiss (1981) ergänzt. Im Modell werden zwei
Länder betrachtet, der Norden und der Süden. Der Norden steht illegaler Immigration
aus dem Süden gegenüber und versucht diese Zuwanderung durch eine legale Möglichkeit,
ein Visum, zu steuern. Die Regierung im Norden möchte keine permanente Zuwanderung,
sondern nur temporäre. Dies soll durch das Konzept der zirkulären Migration erreicht
417Vgl. Guasch und Weiss (1981), S. 279.
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werden. In Ausnahmefällen soll es für Migranten die Möglichkeit zum Bleiben geben. Der
Zeithorizont im Modell beträgt zwei Perioden, und es existiert keine Diskontierung.418
Es existieren zwei Typen von Migranten im Modell, die Hochqualifizierten, HS, und
die Geringqualifizierten, LS. Der Norden versucht die hochqualifizierten Immigranten im
Land zu halten.419 Der Norden baut in das Visum die Möglichkeit ein, nach der ersten
Arbeitsperiode ausgesuchte Migranten eine längere Aufenthalts- und Arbeitsgenehmigung
zu gewähren, da die Arbeitgeber während der Arbeitsperiode die Fähigkeiten der Migran-
ten beobachten können. Die Arbeitgeber wählen dann die gewünschten Migranten aus
ihren Arbeitskräften aus und bieten ihnen einen neuen Vertrag für die folgende Periode
an.
Der Norden kennt die Qualifikation der Migranten nicht, wenn diese das Land betreten.
Den Migranten ist es durch das Visum erlaubt für eine bestimmte Zeit, der sog. Probe-
zeit, im Norden zu arbeiten. Während dieser Periode verdienen beide Migrantentypen die
Entlohnung w1. Während der Probezeit ist es den Arbeitgebern möglich, die Fähigkeiten
und Qualifikationen der Arbeiter zu beobachten. Darauf aufbauend können sie entschei-
den, ob sie die Migranten weiter beschäftigen möchten oder nicht. Durch die Beobachtung
der Arbeitskräfte während der Probezeit erhält der Arbeitgeber wertvolle Informationen
über ihre Eigenschaften. Wenn ein Migrant zu den Hochqualifizierten gehört, dann ist die
Wahrscheinlichkeit auf eine Fortsetzung der Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis sehr hoch.
Nach der Probezeit erhalten die weiter im Norden Beschäftigten einen höheren Lohn,
w2. Wenn ein Migrant zur Gruppe der Geringqualifizierten gehört, dann ist die Wahr-
scheinlichkeit für eine weitere Beschäftigung sehr gering.
Nach der Probezeit bietet der Norden einen Ausreisebond b für alle Migranten an, um
sie für die Rückkehr in ihr Heimatland zu motivieren. Dieses Visumskonzept ist so aufge-
baut, dass die geringqualifizierten Migranten das Angebot des Rückkehrbonds annehmen
und aus dem Norden ausreisen. Dann funktioniert das Konzept der temporären Migrati-
on für diesen Migrantentyp.420 Die hochqualifizierten Migranten sollen das Angebot des
Rückkehrbonds b ablehnen und länger im Norden bleiben.
Um die Auswirkungen der Visumsausgabe auf die Wohlfahrt abbilden zu können und
auch die Bedingungen für das Visum richtig aufzustellen, wird im ersten Abschnitt 5.2.1
418Für einen längeren Modellhorizont s. Anhang(A.10) die Richtung der Ergebnisse und die Aussagen des
Modells ändern sich nicht.
419Die Gründe für die gewünschte Zuwanderung sind weiter oben erläutert.
420Reisen Migranten im Zeitablauf (nicht modelliert) wiederholt unter Nutzung des Visums temporär ein,
dann ergibt sich zirkuläre Migration.
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kurz die Benchmarksituation ohne Visum dargestellt. Dann wird der Selektionsansatz von
Guasch und Weiss (1981) in das Modell integriert. Dies geschieht erst in der Basisversion
in Abschnitt 5.2.2.1 mit Hilfe von unterschiedlichen Steuern in Periode 1 und Periode
2 und wird dann in Abschnitt 5.2.2.2, nach einer Würdigung der ersten Ergebnisse, um
den monetären Ausreiseanreiz erweitert. Es wird festgestellt, dass diese Kombination aus
Selektion und Ausreiseanreiz zum gewünschten Ziel führt: die hochqualifizierten Arbeits-
kräfte bleiben und die geringqualifizierten kehren in ihre Heimatländer zurück, führt. In
einer Erweiterung des Modells, in Abschnitt 5.2.2.3, wird ein Sozialsystem für Arbeitslose
eingeführt. Die Gestaltung des Sozialsystems erfolgt durch die Modellierung einer Loh-
nersatzleistung, wE, für arbeitslose Personen im Norden. Dies umfasst auch Migranten,
die während der Probezeit im Norden gearbeitet und ihre Anstellung verloren haben.
Der Abschnitt endet mit einer Zusammenfassung der Ergebnisse und einigen Handlungs-
empfehlungen für die europäische Politik in Kapitel 5.3.
5.2.1 Situation ohne Visum
Die Ausgangssituation im Modell gestaltet sich sehr ähnlich zur Ausgangssituation im
Grundmodell der temporären Migration in Abschnitt 4.3. Für Arbeiter aus dem Süden
ist es attraktiv, im Norden zu arbeiten, da dort die Entlohnung höher ist. In der Aus-
gangssituation ist keine legale Immigration möglich.
Im Norden existiert für illegale Arbeitskräfte ein Markt der illegalen Beschäftigung. Auf
diesem bieten Migranten ihre Arbeitskraft illegal an. Der Lohn will, der auf dem Markt
der illegalen Beschäftigung gezahlt wird, ist gerade so hoch wie die Kosten der illegalen
Migration k und das Leiden unter dem illegalen Aufenthalt im Norden, c. Die Unterneh-
men zahlen gerade den Lohn, der ausreicht, dass die Migranten ins Land kommen. Daraus
ergibt sich für einen Migranten folgende Entscheidungssituation; wandere aus, wenn die
folgende Ungleichung erfüllt ist:
2(will(I)− c)− k ≥ 2w∗
wr(I) = will(I) ≥ w∗ + c+ k
2
(5.1)
wobei gilt wr : Reservationslohn der Migranten;
w∗ : Lohn im Süden;
c : Kosten des illegalen Aufenthalts im Norden(z. B. Leiden
durch das Leben in Verstecken);
k : Kosten, die durch die illegale Migration entstehen (z.B.
Geld für den Schmuggler, Risiko zu sterben)
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Die Entscheidung der Migranten, vom Süden in den Norden zu wandern, wird genau dann
positiv ausfallen, wenn mindestens der Lohn will aus (5.1) gezahlt wird. Auf dem Markt
für illegale Beschäftigte existiert somit ein Lohn, der über dem Lohn im Süden liegt:
will = w∗ + c+ k
2
> w∗.
Die Regierung des Nordens möchte die illegale Migration und die dadurch hervorgeru-
fene illegale Beschäftigung bekämpfen. Es wird über die Ausgabe eines Arbeitsvisums
nachgedacht. Durch das Visum sollen die Migranten eine zeitlich begrenzte Aufenthalts-
möglichkeit im Norden erhalten. Ebenso soll durch das Visum den Arbeitgebern im Norden
die Möglichkeit gegeben werden, legale Arbeitskräfte einzustellen. Es wird eine Ausnahme
im temporären Aufenthalt ermöglicht, für Arbeitskräfte, die das Unternehmen weiterbe-
schäftigen möchte. Dies soll zur Bekämpfung der illegalen Beschäftigung beitragen.421
5.2.2 Situation mit Visum
Es wurde schon in der Einleitung zu diesem Modell erwähnt, dass die Herleitung des Vi-
sums schrittweise untersucht wird. In Abschnitt 5.2.2.1 geht es um die Übertragung des
Selektionsansatzes auf das Migrationsmodell und die Herleitung der Ergebnisse, die sich
daraus ergeben. Im nächsten Schritt, Abschnitt 5.2.2.2, wird der monetäre Anreiz zur
Sicherstellung des temporären Aufenthalts, vgl. Kapitel 4, eingeführt. Als letzter Schritt
wird in Abschnitt 5.2.2.3 in das Modell ein Sozialsystem, in Gestalt einer Lohnersatzlei-
stung, implementiert. Dies geschieht, da existierende Sozialsysteme in den europäischen
Staaten häufig als Pull-Faktor in der Diskussion um Zuwanderung gesehen werden.422
5.2.2.1 Ausgabe eines Visums
Die Regierung im Norden analysiert nun ihre Situation die sich bei Ausgabe eines Arbeits-
visums einstellen würde. Sie weiß, dass zwei unterschiedliche Migrantentypen existieren,
Hochqualifizierte, HS, und Geringqualifizierte, LS. Der Unterschied der Gruppen schlägt
sich in ihrer Produktivität qi nieder. Es gilt: q1 > q2; d.h. Typ 1 mit q1 gehört zur hochqua-
lifizierten Gruppe, Typ 2 mit q2 zur geringqualifizierten Gruppe. Die Variable qi wird in
Arbeitseffizienzeinheiten E angegeben. Die Unternehmen im Norden möchten dauerhaft
ihre freien Stellen mit HS besetzen.
421Für den Zusammenhang Illegale Einreise = Illegale Arbeit s. Abbildung (A.1) aus Anhang (A.2).
422Auf der anderen Seite werden Immigranten auch als Arbeiter in das Sozialsystem einzahlen. Ob Immi-
granten für das Sozialsystem eine Belastung oder eine Bereicherung darstellen, wird für Deutschland
von Bird et al. (1999) bzw. Sinn et al. (2001) untersucht. Für Schweden wird dieser Zusammenhang
von Gustafsson und Österberg (2001) betrachtet und für Niederlande von Roodenburg et al. (2003).
Auf theoretischer Ebene setzen sich Razin und Sadka (1999) damit auseinander. Sie entwickeln ein
Overlapping-Generations-Modell für ihre Untersuchung. Darauf aufbauend existieren theoretische Er-
weiterungen z. B. von Krieger (2004).
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Vor Migration und Beschäftigung liegt zwischen den Arbeitgebern und den Migranten
asymmetrische Information hinsichtlich der Fähigkeit qi der Migranten vor. Den Migran-
ten wird zuerst ein Arbeitsvertrag für eine Probezeit von einer Periode angeboten. Wäh-
rend dieser können die Unternehmen die Qualifikationen der Migranten beobachten. Die
HS bekommen im Anschluss an die Probezeit einen Arbeitsvertrag und ein Visum für
Periode 2. Die LS erhalten keinen Anstellungsvertrag und haben keine Möglichkeit ihren
Aufenthalt legal zu verlängern. Wie bereits erwähnt besteht für die Unternehmen Unsi-
cherheit bezüglich der Fähigkeiten der Migranten, daher ist es möglich, dass ein LS als
HS eingestuft wird. Dies tritt mit einer Wahrscheinlichkeit von p ein. Es besteht keine
Unsicherheit über das Erkennen der HS, sie werden von den Unternehmen mit Sicherheit
richtig eingeschätzt.423 Desweiteren besteht bei den Unternehmen Unsicherheit bzgl. der
Zusammensetzung der Migrantengruppe α. Die Variable α = HS
HS+LS
< 1 gibt den Anteil
der HS in der Gesamtgruppe der Migranten M = HS + LS an. Die Zusammensetzung
ist für das repräsentative Unternehmen unsicher, da nur eine kleine Stichprobe der Ge-
samtgruppe M in ihrem Unternehmen arbeitet und damit die unternehmensspezifische
Zusammensetzung von α abweichen kann.
In Anlehnung an das Selektionsmodell von Guasch und Weiss (1981) möchte der Staat das
Lohnprofil gestalten. Er versucht die Löhne für die Probezeit und den Anschlussvertrag
so zu gestalten, dass sich die HS nach der Probezeit fürs Bleiben entscheiden, während
die LS wieder ausreisen. Der Staat versucht dies mithilfe der Steuern t1 und t2 auf die
Löhne in den Perioden 1 und 2 zu erreichen,424 so dass die Situation der asymmetrischen
Information überwunden werden kann. Die Unternehmen befinden sich untereinander in
einer Situation vollständigen Konkurrenz und entlohnen ihre legalen Arbeitskräfte mit
dem Grenzprodukt ihrer Arbeit - während der Probezeit mit w1 und in Periode 2 mit
w2.
Die Migranten sind Einkommensmaximierer. Ihre möglichen Verdienstmöglichkeiten stel-
len sich wie folgt dar: Während der Probezeit können beide Gruppen (HS und LS) als
Alternativlohn im Süden w∗ verdienen. Der Alternativlohn für die LS in der zweiten Pe-
riode beträgt weiterhin w∗, wohingegen die alternativen Verdienstmöglichkeiten der HS
auf w∗(1 + x) ansteigen, es gilt x > 0. Das ergibt sich aus der Annahme, dass nur die HS
in der Lage sind zu lernen, d.h. Humankapital zu akkumulieren. Die LS lernen nicht, ihr
Humankapital bleibt über die Zeit konstant.
423Für die Fall Unsicherheit bei beiden Gruppen bzgl. ihrer Folgeanstellung s. Anhang (A.11).
424Zu einem späteren Zeitpunkt kommt erst das Instrument Ausreisebond b hinzu.
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Die folgende Übersicht fasst die relevanten Größen des Modells zusammen und verdeut-
licht, welcher Akteur über welche Größe und unter welchen Nebenbedingungen entschei-
det:
Akteure Migranten aus dem Süden, Regierung und Unternehmen im Norden
p, x, w∗ für alle Akteure bekannt
w1, w2 setzen die Unternehmen nach dem Grenzprodukt der Arbeit
t1, t2, (b) werden von der Regierung so gewählt, dass die gewünschten Verhaltens-
weisen bei den Migranten erzielt werden
Abbildung 5.2: Relevanten Größen im Selektionsmodell425
Aus diesen Variablen ergeben sich für die beiden Migrantentypen folgende Verdienstmög-
lichkeiten:
HS LS
Arbeit im S in 1 w∗ w∗
Arbeit im N in 1 w1 − t1 w1 − t1
Arbeit im N in 2 w2 − t2 will
bzw. wenn das UN sich irrt w2 − t2
Rückkehr in S nach 1 w∗(1 + x) w∗
Tabelle 5.1: Verdienstmöglichkeiten mit einfachem Visum
Durch die Möglichkeit, mit einem Visum legal in den Norden einzureisen, ist es denkbar,
dass sich der Lohn auf dem Markt der illegalen Beschäftigung ändert. Für die Arbeits-
kräfte, die legal einreisen, fallen nun die Kosten k für die illegale Reise weg. Dadurch
sinkt der Reservationslohn dieser Migranten, die auf Basis des neu ausgegebenen Visums
eingereist sind, auf will = w∗ + c. Zur Vereinfachung werden im Weiteren die Größen c
und k für alle Arbeitskräfte auf diesem Markt als vernachlässigbar gering angenommen,
so dass gilt will = w∗.426
Lemma 1 Nach Einführung des Visums sinkt der Reservationslohn auf dem Markt für
illegale Beschäftigung für die Migranten, die legal eingereist sind.
Der Staat weiß, dass die Unternehmen in beiden Perioden ihren Gewinn maximieren. Vor
diesem Hintergrund bestimmt die Regierung des Nordens die optimale Höhe der Zuwan-
derung M∗. Der Staat lässt die Migration legal zu und möchte die Ziele keine illegalen
425Eigene Darstellung.
426Unter Berücksichtigung dieser Variablen würde gelten: will = w∗ + c+ k2 = w
∗ + κ, dies ändert nichts
an den Ergebnissen des Modells, s. (A.12). Die Variable κ steht für die Kosten, die der Migrant zu
tragen hat. Die Unternehmen, die illegale Arbeitskräfte beschäftigen, beuten diese maximal aus und
zahlen den minimal notwendigen Lohn.
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Beschäftigten mehr, temporärer Aufenthalt der LS und Bleiben der HS erreichen.
Um diese Ziele zu verwirklichen, müssen folgende Bedingungen für die Ausgestaltung des
Visums erfüllt sein:
(i) Existenzminimum : w1 − t1 ≥ w∗
(ii) Nebenbedingung für HS : w2 − t2 ≥ w∗(1 + x)
(iii) Nebenbedingung für LS : p(w2 − t2) + (1− p)w∗ ≤ w∗
Die Regierung im Norden möchte mit (i) das Existenzminimum der Arbeitskräfte im
Norden in der ersten Periode wahren bzw. ihnen den Anreiz nehmen, in dieser Periode
illegal zu arbeiten und das Visum nur zur Einreise zu nutzen. Mit Gleichung (ii) stellt
sie sicher, dass die HS in der zweiten Periode im Norden bleiben, da das Einkommen,
das sie im Norden erhalten, über dem im Süden nach Humankapitalakkumulation liegt.
Mit (iii) möchte die Regierung die freiwillige Ausreise der LS vor Periode 2 erreichen.
Der Lohn, den diese Gruppe im Norden erwartet, d.h. der Lohn als HS, gewichtet mit
der Wahrscheinlichkeit von den Unternehmen für einen HS gehalten zu werden, addiert
mit dem Lohn im illegalen Arbeitssektor, gewichtet mit der Wahrscheinlichkeit von den
Unternehmen als LS eingestuft zu werden, fällt geringer aus als ihre Verdienstmöglichkeit
in Süden. Für die LS ergibt sich so durch die Unsicherheit der Unternehmen kein Anreiz
zum Verbleiben im Norden.
Aus diesen drei Bedingungen ergeben sich die Bedingungen für die beiden Staatsinstru-
mente t1 und t2. Für die Besteuerung427 in Periode 1 ergibt sich t1 = w1 − w∗. Aus
den Bedingungen (ii) und (iii) für das Selektionsgleichgewicht ergibt sich, dass keine
Trennung der Gruppen möglich ist. Für LS ist es eine dominante Strategie das Visum
anzunehmen und in der zweiten Periode illegal zu arbeiten. Dies lässt sich in folgendem
Entscheidungsbaum, Abbildung (5.3), erkennen:
Der Entscheidungsbaum (5.3) zeigt alle Entscheidungs- und Einkommensmöglichkeiten
für einen LS. Zu Beginn einer Migrationsgeschichte steht die Entscheidung darüber, im
Süden zu bleiben oder in den Norden zu migrieren. Wenn er sich für die Migration ent-
scheidet, stehen der legale Weg durch das Visum zur Auswahl oder der illegale Weg.
Wenn er legal in den Norden gekommen ist, dann muss er sich zwischen legalen oder il-
legalen Arbeitsmöglichkeiten entscheiden, und als letzte Entscheidung steht die zwischen
Rückkehr und Bleiben nach Periode 1 aus. Das Ziel der Regierung im Norden ist die
Rückkehr der LS nach der ersten Periode. Sie würden dann im Süden w∗ in Periode 2
verdienen. Bleiben sie jedoch im Norden, dann verdienen sie mit einer Wahrscheinlichkeit
427Es wird angenommen, dass die Besteuerung durch die Regierung im Norden maximal möglich ausfällt.
428Eigene Darstellung.
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Abbildung 5.3: Entscheidungen des Migranten vom Typ 2428
von p den Lohn, der größer als w∗ ist, w2 − t2 oder mit einer Wahrscheinlichkeit 1 − p
auf dem Markt der illegalen Beschäftigung den Lohn, der w∗ entspricht, will = w∗. Diese
Konstellation bedeutet, dass die LS sich durch Verbleiben im Norden nicht schlechter
stellen als bei Rückkehr in den Süden, sondern mit Wahrscheinlichkeit p sogar besser.
Daher ist Bleiben in dem Fall eine dominante Verhaltensstrategie für diese Gruppe. In
dieser Konstellation ergibt sich als Ergebnis, dass die HS nach der ersten Arbeitsperiode
einen Anschlussvertrag bekommen und die LS auf dem Markt der illegalen Beschäftigung
abtauchen.
Durch Einführung eines Arbeitsvisums bei dem die Einkommen in Periode 1 und Pe-
riode 2 besteuert werde kann die freiwilligen Rückkehr der LS nicht erreicht werden. Es
existiert für die gesamte Gruppe ein Anreiz, in Periode 2 im Norden zu bleiben. Entweder
haben sich die Unternehmen in den Eigenschaften der LS getäuscht (und beschäftigen sie
legal weiter) oder sie bleiben als illegale Beschäftigte.
Da es alleine durch Besteuerung nicht zur gewünschten Selektion der Gruppen kommt,
wird im Folgenden untersucht, ob dies durch einen Ausreiseanreiz nach der Probezeit
erreicht werden kann. Wie schon in Kapitel 4 gezeigt wurde, kann es durch einen Aus-
reisebond b zu einem verbesserten Ausreiseverhalten unter den Migranten kommen. Im
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nächsten Abschnitt 5.2.2.2 wird untersucht, ob die gewünschte Selektion unter den Mi-
granten mit der gewünschten Ausreise der LS kombinierbar ist.
5.2.2.2 Visum mit Ausreiseanreiz
In das Modell wird ein Ausreisebond b implementiert, der bei fristgerechter Ausreise
ausgezahlt wird. Durch ihn soll ein zusätzlicher Ausreiseanreiz gesetzt werden. Dieser
Bond b erhöht die Attraktivität der Ausreise für beide Gruppen. Zusammen mit den
ausgezahlten Löhnen in Periode 1 (w1 − t1) und Periode 2 (w2 − t2) darf der Bond nur
für die LS attraktiv sein, die HS sollen ihn nicht annehmen. Die potentiellen Migranten
verdienen vor der Migration im Süden den Lohn w∗, beide. Während der ersten Periode
verdienen HS und LS ebenfalls den gleichen Lohn, w1− t1. In der anschließenden Periode
(nach der Probezeit) sollen die HS im Norden w2−t2 und die LS im Süden w∗ verdienen
und erhalten den Ausreisebond b. Die HS können bei Rückkehr in den Süden dort w∗(1+
x) verdienen. Die Einkommenssituation der Migrantengruppen lässt sich nun wie folgt
zusammenfassen:
HS LS
Arbeit im S in 1 w∗ w∗
Arbeit im N in 1 w1 − t1 w1 − t1
Arbeit im N in 2 w2 − t2 will
Rückkehr in S nach 1 w∗(1 + x) + b w∗ + b
Tabelle 5.2: Verdienstmöglichkeiten bei Visum mit Ausreiseanreiz
Folgende Größen können von Staat im Norden festgelegt werden, um das gewünschte Ziel,
die Selektion der Migranten nach ihren Fähigkeiten, zu erreichen: t1, t2 und b. Durch das
zusätzliche Instrument b verändern sich die Bedingungen für das Visum wie folgt:
(i) Existenzminimum w1 − t1 ≥ w∗
(ii) Nebenbedingung für HS w2 − t2 ≥ w∗(1 + x) + b
(iii) Nebenbedingung für LS p(w2 − t2) + (1− p)w∗ ≤ w∗ + b
Gleichung (i) sichert das Existenzminimum im Norden in Periode 1 bzw. verhindert das
illegale Arbeiten von Migranten. Auf der linken Seite von Gleichung (ii) steht das Ein-
kommen, das ein Immigrant erlangen kann, wenn er im Norden bleibt. Auf der rechten
Seite steht das Einkommen bei Rückkehr ins Heimatland. Damit die Hochqualifizierten
HS im Norden bleiben muss die Lohndifferenz w2− t2−w∗(1+x) größer ausfallen als der
einmalige Bond b. Dies stellt die Obergrenze für den Bond b dar. Auf der linken Seite von
Gleichung (iii) steht der Erwartungslohn, wenn ein Immigrant im Norden bleibt, und auf
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der rechten Seite das sichere Einkommen bei Ausreise. Damit ein LS freiwillig ausreist,
muss der erwartete Lohnzuwachs, der abhängt von der Gegenwahrscheinlichkeit der Auf-
deckung seiner Fähigkeit, kleiner ausfallen als der Bond b. Dies ist die Untergrenze für b.
Es ist zu erkennen, dass der Bond b im folgenden Intervall liegen muss, damit ein Se-
parationsgleichgewicht (die Selektion der HS von den LS) eintritt:
p · (w2 − t2)− p · w∗ ≤ b ≤ w2 − t2 − w∗ · (1 + x) (5.2)
Für das Verhältnis der Variablen x und p ergibt sich folgende notwendige Bedingung:
1 +
x
1− p ≤
w2 − t2
w∗
Sie stellt sicher, dass es ein b gibt, das die Gleichung (5.2) löst. Der mögliche Bereich für
Lösungen der Variablen b und w2− t2 lässt sich aus Abbildung (5.4) ablesen. Der Bereich
liegt zwischen den beiden eingezeichneten Graden und rechts von (bsep, (w2− t2)sep). Nach
dem Kostenminimierungsansatz des Staates ergibt sich als optimale Kombination für Bond
und Lohn der Schnittpunkt der beiden Geraden, (bsep, (w2 − t2)sep).
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Abbildung 5.4: Selektion durch b und w2 − t2429
429Eigene Darstellung, in Anlehnung an Guasch und Weiss (1981), S. 277.
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Aus den Bedingungen (i) - (iii) ergeben sich folgende Lösungen für die Staatsinstrumen-
te:430
b =
pxw∗
1− p (5.3)
t1 = w1 − w∗ = αθM θ−1 − w∗ (5.4)
t2 = w2 − w∗(1 + x
1− p) = α
θ−1M θ−1 − w∗(1 + x
1− p) (5.5)
Gegebene Größen für den Norden sind: w∗, der Lohn im Süden; x, der Lohnaufschlag für
die HS bei Rückkehr in den Süden durch Humankapitalakkumulation im Norden und p,
die Wahrscheinlichkeit dass sich die Unternehmen in den Fähigkeiten der Migranten irren.
Das Visum wird in der ersten Periode für eine Migrantengruppe M ausgegeben. Ihre
Größe M∗ wird von der Regierung im Norden bestimmt. Dabei berücksichtigt der Staat
den Gewinnmaximierungsansatz der Unternehmen. Die Produktionsfunktion der Unter-
nehmen lautet:
yi =
1
θ
Eθi (5.6)
wobei E die geleisteten Arbeitseffizienzeinheiten aller Migranten in der Periode i = 1, 2
darstellt.431 Sie wissen, dass die HS in der Lage sind, mehr zur Produktion des Unter-
nehmens beizutragen, da ihre Produktivität q1 größer Null ist. Zur Vereinfachung wird
angenommen, dass die HS pro Periode genau eine Arbeitseffizienzeinheit leisten, q1 = 1.
Die LS können dies nicht, ihre Produktivität im Norden ist gleich Null.432 Insgesamt ist
die ganze Gruppe M in der ersten Periode legal beschäftigt. Die Variable θ ist die Pro-
duktionselastizität, mit 0 < θ < 1.
Die Unternehmen legen die Löhne in den beiden Perioden w1 und w2 über ihr Gewinn-
optimum fest. Der Gewinn setzt sich in diesem Modell zusammen aus der Produktion Yi,
verkauft zum Preis von ρ = 1, abzüglich der Kosten Ki, pro Periode i = 1, 2.
Für die erste Periode bedeutet das:
G1 = ρ · Y1 −K1 = 1
θ
(αM)θ − w1 ·M (5.7)
430Es liegt die Annahme zugrunde, dass der Staat die maximal möglichen Steuern wählt und den minimal
möglichen Bond, um sein Budget zu maximieren. Die Herleitung der Variablen w1 und w2 folgt auf
den kommenden Seiten.
431Ei ist die Summe aller geleisteten Arbeitseffizienzeinheiten derHS und LS in einer Periode, für i = 1, 2.
432Es kann auch Produktivität der LS angenommen werden, wenn gilt Produktivität HS > Produktivität
LS, dann ändert sich nichts an den Ergebnissen, s. Anhang (A.13).
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Daraus ergibt sich die Grenzproduktivität in der ersten Periode, die dem Lohn w1 ent-
spricht:
w1 = α
θM θ−1 (5.8)
Für die zweite Periode, in der nur noch HS = αM beschäftigt sind, gilt:
G2 = ρ · Y2 −K2 = 1
θ
(αM)θ − w2 · αM (5.9)
Daraus ergibt sich für w2:
w2 = α
θ−1M θ−1 (5.10)
Es gilt w1 < w2.
Relevant zur Beurteilung des Visumsprogramms ist für die Regierung im Norden ihr
Staatshaushalt S. In Bezug auf das Visumprogramm setzt sich dieser aus den Steuerein-
nahmen in der ersten (t1M) und zweiten Periode (t2αM) abzüglich der Ausgaben für den
Bond ((1 − α)Mb) am Ende der Periode 1 zusammen. Der Planungshorizont erstreckt
sich über zwei Perioden. In der ersten Periode, der Probezeit, arbeiten beide Typen im
Norden, d.h. die gesamte Gruppe M . In der zweiten Periode sind die LS wieder ausge-
reist und arbeiten im Süden. An (1−α)M Migranten wird somit der Bond b gezahlt. Die
HS arbeiten im Anschluss ihrer Probezeit im Norden, d.h. es befinden sich noch αM
Migranten im Norden.
S = T1 + T2 −B = t1M + t2αM − b(1− α)M (5.11)
Unter Verwendung der Gleichungen (5.3), (5.4) und (5.5) ergibt sich folgender Staats-
haushalt S:
S = (αθM θ−1 − w∗)M + (αθ−1M θ−1 − w∗(1 + x
1− p))αM −
pxw∗
1− p(1− α)M (5.12)
S = 2αθM θ − w∗M(1 + α(1 + x)− px
1− p) (5.13)
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In seine Planung bezieht der Staat auch die Planung der Unternehmen, also deren Ge-
winnbedingungen, mit ein. Daher setzt sich die Gesamtwohlfahrt des Landes wie folgt
zusammen W = G+ S.433 Deshalb gilt:
W =
1
θ
(αM)θ − αθM θ−1M + 1
θ
(αM)θ − αθ−1M θ−1αM
+ w∗M(1 + α(1 + x)− px
1− p) (5.14)
Daraus ergibt sich die Bedingung erster Ordnung für die Wohlfahrtsoptimierung:434
∂W
∂M
= (αM)θ−1α + (αM)θ−1α − w∗(1 − α(1 + x) − px
1− p) = 0 (5.15)
Das optimale M∗ ergibt sich aus:
M θ−1 =
w∗
2αθ
(1 + α(1 + x) +
px
1− p) (5.16)
→M∗ = ( w
∗
2αθ
(1 + α(1 + x) +
px
1− p))
1
θ−1 (5.17)
Dies bedeutet, dass es für den Norden optimal ist, ein Visum auszugeben und eine Mi-
grantenanzahl M∗ > 0 ins Land zu lassen.435
Proposition 5 Die Ausgabe eines Visums mit Selektionsanreizen für die zwei Migranten-
gruppen ist wohlfahrtssteigernd. Es wird die Selektion der Gruppen voneinander erreicht.
Der Staat zieht zur Optimierung die Wohlfahrt des Landes heran, diese setzt sich zusam-
men aus den Staatseinnahmen und -ausgaben für das Visumsprogramm und den Gewinnen
der Unternehmen durch die zusätzlichen Arbeitskräfte, die Migranten. Als Ergebnis er-
hält der Staat eine positive Menge M∗ an Migranten, denen er ein Visum zur Probezeit
gewährt. Bei der Anzahl M∗ erreicht die Regierung im Norden durch die Instrumente
t1, t2 und b ein Lohnprofil, das zur Selektion der Gruppen führt und zum gewünschten
Verhalten der Migranten im Sinne des Nordens.
433Der Staat kommt zum gleichen Ergebnis, wenn sein Ziel ist, durch die Ausgabe der Visa keinen Verlust
im Staatshaushalt zu erleiden, d.h., die Einnahmen durch die Steuern müssen die Ausgaben für den
Bond denken. S = 0 ⇒ S = 2αθMθ − w∗M − w∗αM(1 + x)− pxw∗1−p M = 0. Daraus ergibt sich (5.17).
Das bedeutet, dass der wohlfahrtsoptimale Ansatz des Staates budgetneutral ist.
434Die Bedingung zweiter Ordnung lautet: ∂
2W
∂M2 = 2(θ − 1)(αM)θ−2 < 0, damit liegt ein Maximum vor.
435Da p nach Annahme kleiner 1 ist, ergibt sich, dass alle Bestandteile der Wurzel positiv sind und damit
auch die Gesamtmenge M∗.
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Für die optimale Größe M∗ ergeben sich folgende Zusammenhänge:436
∂M∗
∂w∗
< 0,
∂M∗
∂α
≷ 0, ∂M
∗
∂x
< 0,
∂M∗
∂p
< 0,
∂M∗
∂θ
> 0.
Diese Zusammenhänge lassen sich wie folgt erklären:
Ein Anstieg in w∗ erhöht den Wert der alternativen Verdienstmöglichkeit der gesamten
Migrantengruppe in Periode 1 und der Gruppe der HS in Periode 2. Die Unternehmen
müssen in beiden Perioden mindestens die alternative Verdienstmöglichkeit zahlen, damit
die Migranten im Unternehmen arbeiten. Somit steigen die Löhne in Periode 1 und 2.
Dies erhöht die Kosten der Unternehmen in beiden Perioden und führt damit zu einer
geringeren optimalen Migrantenmenge.
Ein steigendes α bedeutet für die Unternehmen, dass sie in beiden Perioden mehr Mi-
granten mit (hoher) Produktivität bekommen. Die geleistete Produktivität in Periode 1
und Periode 2 steigt an. Für die Kosten der Unternehmen bedeutet es, dass der Lohn in
Periode 1 mit steigendem α steigt (s. Erläuterungen zu ∂w1
∂α
) und der Lohn in Periode 2
sinkt (s. Erklärung zu ∂w2
∂α
). Insgesamt bleibt der Effekt einer Änderung von α auf M∗
jedoch unklar.
Die optimale Anzahl an Migranten M∗ ist negativ von x, dem Lohnzuwachs, den die
HS im Süden in der zweiten Arbeitsperiode aufgrund ihrer Humankapitalakkumulation
erfahren würden, abhängig. Dadurch steigt die alternative Verdienstmöglichkeit der HS
und damit der Lohn, der im Norden in der Periode 2 mindestens gezahlt werden muss.
Mit steigendem x müssen die Unternehmen in der zweiten Periode den Migranten einen
höheren Lohn zahlen, damit diese im Norden bleiben. Daher sinkt die gewünschte Anzahl
M in der zweiten Periode und dadurch auch die optimale Menge M∗ aus Periode 1, da
die Mengen über α fix miteinander verbunden sind.
Die Argumentation für den Zusammenhang von M∗ und p läuft parallel zum Zusam-
menhang von M∗ und x, da die Irrtumswahrscheinlichkeit p die Kosten der Unternehmen
in Periode 2 erhöht. Diese höheren Kosten senken die optimale Migrantenmenge in Peri-
ode 2, αM .
Ein Anstieg der Produktivität θ, z.B. durch technischen Fortschritt, wirkt sich kosten-
436Für die ausführlichen Ableitungen s. A.14.
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senkend für die Unternehmen aus, daher steigt die optimale Menge M∗.
Aufbauend auf (5.17) lassen sich die anderen abhängigen Variablen herleiten:437
w1 =
1
2
w∗(1 + α(1 + x) +
px
1− p) (5.18)
w2 =
1
2α
w∗(1 + α(1 + x) +
px
1− p) (5.19)
t1 =
1
2
w∗(α(1 + x) +
px
1− p − 1) (5.20)
t2 =
1
2
w∗(
1
α
+ x+
px
α(1− p) − 1−
2x
1− p) (5.21)
=
w∗
2α
((1− α)(1 + px
1− p)−
αx
1− p)
Wie schon bestimmt, gilt für den Ausreisebond und den ausgezahlten Lohn an die Mi-
granten in 1 und 2:
b =
pxw∗
1− p (5.22)
w1 − t1 = w∗ (5.23)
w2 − t2 = w∗(1 + x
1− p) (5.24)
Damit wird den Migranten in der ersten Periode der Lohn, der ihrer alternativen Ver-
dienstmöglichkeit entspricht, gezahlt. Dies ist der Lohn im Süden, w∗. In der zweiten
Periode erhalten die HS einen höheren Lohn als ihnen ihre Outsideoption w∗(1 + x)
einbringen würde. Für die LS genügt der Ausreiseanreiz b = pxw
∗
1−p zusätzlich zu den Ver-
dienstmöglichkeiten im Süden in der zweiten Periode aus, um die Ausreise sicherzustellen.
Proposition 6 Durch das zusätzliche Instrument Ausreisebond wird ein Selektions-
gleichgewicht zu Beginn der zweiten Periode erreicht. Die HS bleiben nach der Probezeit
im Norden angestellt, und die LS nehmen den Ausreisebond b an und verlassen das Land.
437w1 und w2 sind größer Null, da alle ihre Bestandteile positiv sind. Bei t1 wird die Annahme verwendet
der zufolge gilt px1−p > 1, daher ist diese Größe auch positiv. Bei der Berechnung zu t2 kommt man auf
den Zusammenhang α(1 + x) < 1+ px1−p . Die rechte Seite ist größer 2, der Anteil α ist kleiner 1, damit
müsste x, der Zuwachs des Lohns durch Humankapitalakkumulation der HS, sehr groß ausfallen, damit
der angenommene Zusammenhang, kleiner nicht erfüllt ist. Daraus ergibt sich, dass die Steuer t2 > 0
positiv ist.
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Die komparative Statik für die obigen Größen w1, w2, t1, t2 und b fällt folgendermaßen
aus:438
∂w1
∂w∗ > 0,
∂w1
∂α
> 0,
∂w1
∂x
> 0,
∂w1
∂p
> 0
Ein Anstieg von w∗ impliziert, dass sich die alternative Verdienstmöglichkeit der Migran-
ten erhöht. Möchte ein Unternehmer die Migranten in seinem Unternehmen beschäftigen,
dann muss auch w1 steigen.
Die Entlohnung in Periode 1, w1, hängt unmittelbar vom Anteil α der HS an der Ge-
samtgruppe M ab. Die Produktivität der HS bestimmt den Lohn in beiden Perioden.
Die Entlohnung in Periode 1 entspricht dem Grenzprodukt eines durchschnittlichen Ar-
beiters. Wenn nun der Anteil der HS an der Gesamtanzahl der Migranten steigt, steigt
damit das Grenzprodukt des durchschnittlichen Arbeiters in der Periode 1 und damit die
Entlohnung w1.
Der Zusammenhang von w1 mit x ergibt sich über den negativen Einfluss von x auf
M∗. Da die optimale Migrationsmenge M∗ aufgrund eines steigenden x sinkt, folgt, dass
auch die Durchschnittsproduktivität in der ersten Periode steigt.439 Entsprechend zahlen
die Unternehmen einen höheren Lohn w1.
Für den Zusammenhang der Variablen w1 mit p gilt analog die Begründung vom Zusam-
menhang der Variablen w1 mit x. Durch ein Ansteigen von p sinkt die optimale Menge
M∗. Dies führt zu einem Anstieg des Durchschnittsprodukts in der ersten Periode und
damit zu einem Anstieg des Lohns w1.
Die Zusammenhänge der exogenen Variablen mit dem Lohn in der zweiten Periode, w2,
stellen sich wie folgt dar:
∂w2
∂w∗
> 0,
∂w2
∂α
< 0,
∂w2
∂x
> 0,
∂w2
∂p
> 0
438Für die genauen Ableitungen s. Anhang (A.14).
439Das Verhältnis der HS zu den LS bleibt konstant, da aber die Grenzproduktivität der HS mit gerin-
gerer Menge von ihnen steigt, steigt das Durchschnittsprodukt in der ersten Periode.
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Der Anstieg von w∗ bedeutet, dass sich die alternative Verdienstmöglichkeit der HS in der
zweiten Periode erhöht. Für ein Halten der HS im Unternehmen muss das Unternehmen
in Periode 2 auch den Lohn w2 erhöhen.
Die Entlohnung hängt unmittelbar vom Anteil der HS an der Gesamtanzahl der Mi-
granten M ab. Durch einen höheren Anteil der HS an der Grundgesamtheit sind auch
in Periode 2 mehr HS beschäftigt. Damit sinkt ihre Grenzproduktivität und dadurch der
Lohn w2.
Die optimale Migrationsmenge M∗ sinkt aufgrund eines steigenden x. Demnach ergibt
sich, dass in der zweiten Periode weniger HS im Unternehmen beschäftigt sind. Damit
steigt ihr Grenzprodukt und somit der Lohn w2.
Für die Beziehung zwischen w2 und p gilt die gleiche Begründung wie für den Zusam-
menhang zwischen w2 und x. Durch ein Ansteigen von p sinkt die optimale Menge M∗.
Dadurch ist die Grenzproduktivität der HS in Periode 2 höher, und dies führt zu einem
höheren Lohn w2.
Zur Vereinfachung wird zuerst der tatsächlich ausgezahlte Lohn an die Migranten in den
Perioden betrachtet. In der ersten Periode erhalten sie nach Gleichung (5.23): w1−t1 = w∗.
Für die Migranten bedeutet es, dass sie in der ersten Periode genau ihre Outsideoption
ausgezahlt bekommen. Damit sind sie indifferent zwischen der Arbeit im Süden und im
Norden. Ausschlaggebend für das Verhalten der Migranten sind somit der Bond b und der
Lohn in Periode 2, w2. Aufgrund des fixen Zusammenhangs zwischen w1 und t1, muss sich
der Staat entsprechend Gleichung (5.23) verhalten. D.h. die Steuer in Periode 1 muss sich
analog zu den Anpassungen des Lohns auf Änderungen der exogenen Größen verhalten.
Dementsprechend gilt:
∂t1
∂w∗ > 0,
∂t1
∂α
> 0,
∂t1
∂x
> 0,
∂t1
∂p
> 0
In der zweiten Periode bekommen die Migranten nach Gleichung (5.24): w2 − t2 =
w∗(1 + x
1−p). Damit wird auch deutlich, dass sich die Steuer in Periode 2, t2, analog
zum Lohn in dieser Periode, w2, entwickeln wird; d.h. es gilt:
∂t2
∂w∗ > 0,
∂t2
∂α
< 0,
∂t2
∂x
> 0,
∂t2
∂p
> 0
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Für den Bond b ergeben sich folgende Zusammenhänge mit den Bestimmungsfaktoren:
∂b
∂p
=
xw∗
(1− p)2 > 0,
∂b
∂x
=
pw∗
1− p > 0 und
∂b
∂w∗
=
px
1− p > 0
Der Bond b entwickelt sich c. p. immer in die gleiche Richtung wie jede ihn beeinflussende
Größe. Der Bond b steigt an, wenn die Wahrscheinlichkeit p, dass die Unternehmen sich in
den Fähigkeiten eines LS irren, steigt. Für die LS bedeutet eine solche Entwicklung von
p, das ihr erwartete Einkommen beim Bleiben im Norden ansteigt. Möchte der Norden
nun die Ausreise der LS sicherstellen, dann muss er einen höheren Ausreisebond zahlen.
Ein Anstieg von x, dem Lohnzuwachs der HS durch Humankapitalakkumulation im Sü-
den, erzeugt ebenfalls einen Anstieg des Ausreisebonds b. Denn durch einen Anstieg von
x ergibt sich ein Rückgang von M∗. Dies führt zu einem Anstieg der Löhne in beiden
Perioden. Durch einen Anstieg von w2 steigt wie bei p das erwartete Einkommen der LS,
wenn sie im Norden bleiben. Damit muss auch hier der Ausreiseanreiz b steigen.
Ein Anstieg von w∗ erzeugt ebenfalls einen Anstieg des Ausreisebonds b, da ein stei-
gendes w∗ zu einer höheren Entlohnung der HS in Periode 2 führt. Damit erhöht sich
auch das erwartete Einkommen der LS und der Ausreiseanreiz b muss steigen.
5.2.2.3 Existenz eines Sozialsystems
In vielen Staaten, die einem illegalen Migrationsdruck ausgesetzt sind, existiert ein Sozial-
system. Personen, die einmal in dem Land gearbeitet haben, erhalten Zahlungen, sollten
sie arbeitslos werden. Dieser zusätzliche Anreiz, im Norden zu bleiben, soll im folgenden
Abschnitt durch die Modellerweiterung einer Lohnersatzleistung wE berücksichtigt wer-
den. Es wird untersucht, welchen Einfluss diese Größe auf die Ergebnisse hat.
Die Lohnersatzleitung wE können im Modell Personen erhalten, die (mindestens) eine
Periode legal im Norden gearbeitet haben. Finden Personen also in der zweiten Periode
keine Beschäftigung in einem Unternehmen, dann können sie vom Staat im Norden wE
ausgezahlt bekommen. Die Lohnersatzleistung wird definiert durch: wE = w∗(1+y), wobei
y > 0 gilt. Für Migranten bedeutet es, dass sie, wenn sie eine Periode im Norden gearbei-
tet haben, Anspruch auf wE haben. Diese Lohnersatzleistung liegt über dem Arbeitslohn
w∗ im Süden.
Dies wirkt für die LS als Pull-Faktor für den Norden, d.h. es verringert ihren Anreiz
auszureisen. Vorher war ihr erwarteter Lohn w∗(1 − p) + (w2 − t2)p für Periode 2, nun
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steigen die Einkommensmöglichkeiten im Norden auf w∗(1 + y)(1− p) + p(w2m − t2m).440
Die Bedingungen für das Visumskonzept unter Beachtung von wE = w∗(1 + y) sieht
wie folgt aus:
(i) Existenzminimum w1m − t1m ≥ w∗
(ii) Nebenbedingung für HS w2m − t2m ≥ w∗(1 + x) + bm
(iii) Nebenbedingung für LS p(w2m − t2m) + (1− p)w∗(1 + y) ≤ bm + w∗
Die Arbeitseinkommensmöglichkeiten der Migrantentypen sind identisch zum Abschnitt
5.2.2.1. Hinzu kommt die Größe Lohnersatzleistung wE.441 Damit stellen sich die Einkom-
mensmöglichkeiten wie folgt dar:
HS LS
Arbeit im S in 1 w∗ w∗
Arbeit im N in 1 w1m − t1m w1m − t1m
Arbeit im N in 2 w2m − t2m wE oder will
Rückkehr in S nach 1 w∗(1 + x) + bm w∗ + bm
Tabelle 5.3: Verdienstmöglichkeiten bei Visum mit Ausreiseanreiz und Sozialsystem
Die Inanspruchnahme der Lohnersatzleistung in Periode 2 ist für die LS eine dominante
Strategie gegenüber der Alternative illegal zu arbeiten. Nur im Fall, dass die Unternehmen
sich täuschen in den Fähigkeiten der Migranten, werden sie kein wE vom Staat erhalten
wollen. Für die Bedingungen an die Visumsvariablen ergeben sich kleine Änderungen. Die
HS sollen bleiben, d.h., es muss gelten w2m − t2m ≥ bm + w∗(1 + x). Daraus ergibt als
Obergrenze für den Bond:
w2m − t2m − w∗(1 + x) ≥ bm (5.25)
Ebenfalls sollen die HS in der zweiten Periode arbeiten und nicht die Lohnersatzleistung
beziehen: w2m − t2m ≥ wE = w∗(1 + y). Diese Bedingung ist per Annahme erfüllt.
Die LS sollen nach einer Periode ausreisen, daher müssen sie sich mit der fristgerechten
Ausreise besser stellen als mit der Situation des Bleibens, d.h., es muss gelten p(w2m −
440Der Index m steht für den Fall mit Sozialsystem.
441Diese Regelung gilt für Einheimische und Migranten.
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t2m) + (1− p)w∗(1 + y) ≤ bm + w∗. Als Untergrenze für den Bond ergibt sich:
p(w2m − t2m) + (1− p)w∗(1 + y)− w∗ ≤ bm (5.26)
Aus (5.25) und (5.26) ergibt sich der Geltungsbereich für den Bond (in dem ist ein Selek-
tionsgleichgewicht gegeben):
p(w2m − t2m) + (1− p)w∗(1 + y)− w∗ ≤ bm ≤ w2m − t2m − w∗(1 + x)
Aus den neuen Bedingungen ergibt sich nun für den Bond
bm ≥ w∗( px
1− p + y) (5.27)
Im Vergleich zum Bond aus dem Grundmodell, Gleichung (5.3), fällt bm um w∗y größer
aus. Die Besteuerung in der ersten Periode bleibt unverändert bei t1 = t1m = w1 − w∗,
die Einführung eines Sozialsystems für die zweite Aufenthaltsperiode hat keinen Einfluss
auf die Besteuerung in der ersten Aufenthaltsperiode. In der zweiten Periode ändert sie
sich auf:
t2m = w2m − w∗(1 + y + x
1− p) (5.28)
Aufbauend auf diese Größen bestimmt der Staat seinen Staatshaushalt Sm, die Einnahmen-
Ausgaben-Situation, die sich durch diese drei Instrumenten ergibt.
Sm =t1mM + t2mαM − bm(1− α)M (5.29)
=(αθM θ−1 − w∗)M + ((αθ−1M θ−1)− w∗(1 + y + x
1− p))αM
+ (w∗(
p
1− px+ y))(1− α)M (5.30)
⇒ Sm =2αθM θ − w∗M(α(1 + x) + 1 + y + px
1− p)
Bei der Bestimmung der optimalen Visumsanzahl M∗m berücksichtigt der Staat nicht nur
seinen Staatshaushalt Sm sondern ebenfalls die Gewinne der Unternehmen in beiden Pe-
rioden. Daraus ergibt sich folgender Optimierungsansatz:
Wm = G1m +G2m + Sm (5.31)
Wm =
1
θ
(αM)θ −Mw1 + 1
θ
(αM)θ + 2αθM θ − w∗M(α(1 + x) + 1 + y + px
1− p)
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Als Bedingung erster Ordnung für M∗m erhält man:
∂Wm
∂M
= 2αθM θ−1 − w∗(1 + y + α(1 + x) + px
1− p) (5.32)
Die optimale Menge M∗m, die sich daraus ergibt, lautet:
M∗m =
(
w∗
2αθ
(1 + y + α(1 + x) +
px
1− p)
) 1
θ−1
(5.33)
Die GrößeM∗m fällt kleiner aus als die GrößeM
∗ im Ursprungsmodell, Gleichung (5.17).442
Unter Berücksichtigung von M∗m können nun die Variablen w1m, w2m, t1m und t2m herge-
leitet werden. Es ergeben sich folgende Größen:
w1m =
w∗
2
(1 + y + α(1 + x) +
px
1− p) (5.34)
w2m =
w∗
2α
(1 + y + α(1 + x) +
px
1− p) (5.35)
t1m =
w∗
2
(y + α(1 + x) +
px
1− p − 1) (5.36)
t2m =
w∗
2α
((1− α)(1 + px
1− p) + y(1− 2α)−
αx
1− p) (5.37)
Die Variablen fallen unter Berücksichtigung eines Sozialsystems in Form einer Lohner-
satzleistung alle größer aus als in der Situation ohne wE, siehe dazu Gleichungen (5.18)
- (5.21). Aber auch unter Berücksichtigung eines Sozialsystems führt das Modell zu der
Beobachtung, dass es für den visumausgebenden Staat optimal ist eine positive Menge
an Visa zu gewähren. Durch die passende Wahl seiner Visumsinstrumente t1, t2 und b
erreicht er, dass die HS im Land bleiben und weiter bei den Unternehmen arbeiten, wo-
hingegen die LS das Land verlassen. Durch die Besteuerung der Einkommen und den
monetären Ausreisebond tritt die gewünschte Situation der Selektion beider Gruppen für
den visumausgebenden Staat ein.
Proposition 7 Bei Existenz eines Sozialsystems zur Absicherung von Arbeitslosigkeit
stellt der Ausreisebond einen hinreichend großen Anreiz für die LS dar, auszureisen.
Bei Berücksichtigung einer Lohnersatzleistung bei Arbeitslosigkeit nach Erwerbstätigkeit
sind die Visumsinstrumente anzupassen. Die Lohnersatzleistung ändert jedoch grundsätz-
442Im Vergleich von Mθ−1m und M
θ−1 erkennt man den Unterschied deutlicher, dort beträgt er yw
∗
2αθ
.
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lich nicht das Modellergebnis, denn die geringqualifizierten Migranten reisen nach einer
Periode wieder aus.
5.3 Zusammenfassung und Politikimplikation
In diesem Kapitel wurden zwei zentrale Themenbereiche der europäischen Asyl- und Mi-
grationspolitik miteinander kombiniert. Im ersten Themenkomplex ging es um die uner-
wünschte illegale Zuwanderung und die damit verbundene illegale Beschäftigung, denen
sich die EU gegenübersieht. Im zweiten Themenkomplex ging es um die gewünschte und
benötigte Zuwanderung in die EU in Anbetracht des Arbeitskräftemangels in einzelnen
Branchen und des drohenden Zusammenbruch der sozialen Sicherungssysteme.443
Beide Themenkomplexe werden auf europäischer Ebene getrennt voneinander betrachtet.
Im letzten Kapitel 5 wurden diese beiden Komplexe miteinander kombiniert. Es wurde ein
Modell aufgestellt, in dem sowohl temporäre als auch permanente Migration existieren.
Die Migration von hochqualifizierten Arbeitskräften sollte permanent ausfallen444 und die
Zuwanderung der geringqualifizierten Migranten nur temporär. Die Selektion der beiden
Gruppen erfolgte durch die Regierung im Norden durch ein geeignetes Steuersystem.
Im Modell wird durch die Einführung eines Visums ein legaler Weg zur Migration ge-
schaffen. In der Variante, in der die Selektion der Gruppen nur durch Einkommensteuern
erreicht wird, wird die freiwillige Rückkehr der geringqualifizierten Migranten nicht er-
reicht. Die durch die sogenannten Overstayers entstehende illegale Beschäftigung in der
Folgeperiode kann durch dieses Visum nicht verhindert werden.
Erweitert man jedoch das Visum und den Selektionsansatz des Nordens um den Ausrei-
seanreiz, wie er schon in Kapitel 4 vorgestellt wurde, dann erreicht der visumausgebende
Staat nach einer Periode das gewünschte Separationsgleichgewicht. Die hochqualifizierten
Arbeitskräfte bleiben über die Probezeit hinaus im Norden, und die geringqualifizier-
ten reisen nach einer Periode aus und haben keinen Anreiz mehr im Norden zu bleiben
und in die Illegalität zu wechseln. Für den Norden, der in diesem Zusammenhang seinen
Staatshaushalt als Wohlfahrtsmaß heranzieht, ist es optimal eine positive Menge an Visa
auszugeben.
443Aufgrund der demographischen Entwicklung werden mittel- bis langfristig diese beiden Probleme in
der EU entstehen und damit diesen entgegengearbeitet werden kann, benötigt die EU Zuwanderung.
444Zum Ausgleich von Arbeitskräftemangel und zur Stabilisierung der gesellschaftlichen Sicherungssyste-
me.
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Im letzten Schritt wird das Modell noch um ein Arbeitslosengeld erweitert. Das Arbeitslo-
sengeld in den Industrieländern ist ein häufig genannter Pull-Faktor. Jedoch ergeben sich
keine zusätzlichen Bleibeanreize im Modell. Die Ergebnisse aus dem vorherigen Abschnitt
bleiben auch bei Existenz eines Arbeitslosengeldes gültig. Der Norden erreicht durch Aus-
gabe eines solchen Visums das gewünschte Selektionsgleichgewicht, und es bleibt für ihn
weiterhin lohnend, das Visum auszugeben.
Es bleibt anzumerken, dass auch in diesem Modell eine komparativ statische Betrachtung
erfolgt. Wie schon im ersten Modell werden die beiden Zustände ohne legale Migrations-
möglichkeit und mit Visum miteinander verglichen, ohne dass der Übergang vom einen
zum anderen Zustand betrachtet wird. Ebenso gelten auch hier die Einschränkungen des
ersten Modells hinsichtlich der Ausblendung möglicher Veränderungen am Arbeitsmarkt
und des nicht explizit modellierten ökonomischen Schadens durch illegale Beschäftigung.
Am Anfang dieses Kapitels wurde das Konzept der europäischen Blue Card, welches
bereits in Abschnitt 2.7 vorgestellt worden ist, diskutiert. Dieses Instrument europäischer
Migrationspolitik soll die gewünschte selektive Migration hochqualifizierter Arbeitskräfte
vorantreiben. Die hohen Anforderungen an die Bewerber, die eine solche Blue Card be-
antragen, und die Tatsache, dass es keine europaweit gültige Regelung geben wird, stellen
den Erfolg dieses Instruments jedoch in Frage. Im Vergleich zu ähnlichen Programmen in
den USA, Kanada und Australien sind die Hürden deutlich anspruchsvoller und werden
zudem je nach EU-Mitgliedstaat variieren. Im globalen Wettbewerb um hochqualifizierte
Arbeitskräfte erscheint die Blue Card dadurch vergleichsweise unattraktiv.
Einen möglichen Ausweg zeigt der in diesem Kapitel entwickelte Ansatz auf, bei dem
der Selektionsansatz von Guasch und Weiss (1981) in das Modell der temporären Mi-
gration aus Kapitel 4 implementiert wurde. Auf diese Weise kann sowohl eine dauerhafte
Zuwanderung von hochqualifizierten Arbeitskräften als auch eine temporäre legale Zuwan-
derung für solche Arbeitskräfte, die sonst nur illegal einwandern könnten, erreicht werden.
Wie im ersten Modell setzt der Staat im Norden eine Kombination aus Bond und Steu-
er ein, um den Einwanderern einen Ausreiseanreiz zu geben. Im zweiten Modell dienen
differenzierte Steuersätze nun dazu, die tatsächliche Produktivität der Arbeitskräfte zu
bestimmen und damit den gewünschten Selektionseffekt zu erreichen. Die unvollständigen
Informationen über die Fähigkeiten der Migranten können durch diesen Ansatz abgebaut
werden. Anstatt beide Probleme, die illegale Immigration und den gleichzeitigen Man-
gel an hochqualifizierten Arbeitskräften, unabhängig voneinander zu bearbeiten, zeigt die
vorliegende Analyse, dass vielmehr ein gemeinsamer Ansatz zielführend ist.
Kapitel 6
Zusammenfassung und Ausblick
Wer ohne gültiges Visum die Grenze der Europäischen Union erreicht, wird nicht Will-
kommen geheißen. Wer sie trotzdem überquert, hält sich illegal in der EU auf. Arbeiten
können illegal eingereiste Personen ebenfalls nur illegal, wodurch sie in den Zuwanderungs-
ländern ökonomischen Schaden verursachen. Schon der Versuch der illegalen Einreise in
die EU scheitert häufig oder endet sogar tödlich. Nachrichten über gestrandete oder ge-
sunkene Boote mit Flüchtlingen verdeutlichen das Ausmaß der illegalen Migration im
Süden Europas. Ausgehend von dieser Situation werden in dieser Arbeit Lösungsansätze
zur Überwindung der illegalen Einreise und Beschäftigung in der EU aufgezeigt. Ziel ist
es, eine legale Einreisemöglichkeit zu etablieren und gleichzeitig Anreize zur freiwilligen
Ausreise zu setzen.
Die Situation der illegalen Migranten in Europas Süden und die Verlagerung ihrer Mi-
grationsrouten in Richtung Norden wurden zu Beginn der Arbeit beleuchtet. Als zentrale
Ursache für die Verlagerung der Migrationsrouten wurde die bisher verfolgte europäische
Abschreckungsstrategie der Migranten durch erhöhte und technisch verbesserte Kontrol-
len der EU-Außengrenzen herausgearbeitet. Dieses Vorgehen kennzeichnet die bisherige
Politik auf supranationaler europäischer Ebene zur Bekämpfung von illegaler Migration.
Darüber hinaus war ein Konsens über mögliche legale Zuwanderungsmöglichkeiten bis
kurz nach der Jahrtausendwende nicht durchsetzbar. Diese Strategie führte zur Verla-
gerung der Problematik vom westlichen Mittelmeerraum in Richtung Osten, aber gelöst
wurde das illegale Zuwanderungsproblem dadurch nicht.
Die unterschiedlichen Erfahrungen mit Migration in verschiedenen europäischen Regio-
nen sind Ursache für eine uneinheitliche Einstellung der europäischen Mitgliedsländer
gegenüber Zuwanderung. Die unterschiedlichen Interessen führen zu einem schwierigen
Einigungsprozess im Bezug auf legale Zuwanderungsmöglichkeiten. Im Laufe der letzten
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Jahre reifte auf europäischer Ebene jedoch die Erkenntnis, dass nur durch Abschreckung
die Situation an der Südgrenze nicht verbessert werden kann. Es wurden neue Ansätze
zur legalen Zuwanderung vorangebracht, das Konzept der temporären Migration und se-
lektive Zuwanderung von hochqualifizierten Arbeitskräften. Das Konzept der temporären
Migration ist zentraler Bestandteil des europäischen Pakts für Einwanderung und Asyl.
Diese Entwicklung ist als Meilenstein der europäischen Zuwanderungspolitik zu werten,
da dieser Pakt das erste gemeinsame legale Zuwanderungskonzept der EU darstellt. Dies
ist der erste gemeinsame Schritt weg von einer reinen Abschottungsstrategie hin zu ge-
steuerter legaler Migration. Im Stockholmer Programm soll bis 2014 an der konkreten
Umsetzung des Konzepts gearbeitet werden.
Auf der Idee der temporären Migration baut das erste ökonomische Modell der vorlie-
genden Arbeit auf. In diesem Modell wird die Ausreise durch einen monetären Anreiz
unterstützt, damit es zu keiner permanenten Migration kommt. Der Anreiz wird durch
eine Prämie für fristgerechte Ausreise gesetzt. Für die legale Migration wird ein zeitlich
befristetes Visum ausgegeben. Die Modellanalyse ergibt, dass dem Kapitalmarktzugang
der Migranten eine zentrale Bedeutung zukommt. Informationen über diese Migrantenei-
genschaft sind für den visumausgebenden Staat hilfreich, da davon auszugehen ist, dass
der Kapitalmarktzugang nicht bei allen Migranten identisch ist, sondern variiert. Ist die
Anzahl der Migranten mit schlechtem Kapitalmarktzugang in der Mehrheit, dann sollte
das Visumprogramm sich an dieser Gruppe orientieren, um ihre fristgerechte Ausreise
sicherzustellen. In diesem Fall bekommen die Migranten mit gutem Kapitalmarktzugang
eine Rente. Wenn die Gruppe der Migranten mit gutem Kapitalmarktzugang hinreichend
groß ist, dann kann es superior sein, dass das Visum nach dieser Gruppe ausgerichtet wird.
In diesem Fall wird die eben erwähnte Rente von dieser Gruppe vollständig abgeschöpft
und die illegale Migration des kleinen Teils mit schlechtem Kapitalmarktzugang toleriert.
Für die europäische Migrationspolitik bedeuten die Ergebnisse, dass eine Umsetzung und
Ausgestaltung eines temporären Visums möglich ist, wenn die Ausreise mit monetären
Mitteln zusätzlich gefördert wird. Dafür sollte die EU vor Ausgabe der Visa versuchen
die Informationsasymmetrie bezüglich des Kapitalmarktzugangs der Migranten zu über-
winden und sich dazu so viele Informationen wie möglich über die Zusammensetzung
der Migrantengruppe hinsichtlich dieser Eigenschaft zu verschaffen. Auch auf Seiten der
Migranten besteht ein Anreiz etwas an ihrer Situation zu ändern und eine legale Arbeits-
möglichkeit zu erhalten, um den Risiken der illegalen Migration zu entgehen.
Durch diese neue legale Migrationsmöglichkeit verliert die illegale Migration an Attrak-
tivität. Dadurch ist mit einer Abschwächung des Migrationsdrucks an europäischen Au-
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ßengrenzen zu rechnen. Legale Migration führt auf der einen Seite zur Verbesserung der
Situation der Migranten, da sie nicht mehr illegal einreisen und arbeiten müssen und die
Möglichkeit der Rückkehr erhalten. Auf der anderen Seite kann die EU ihr Ziel, möglichst
detaillierte Informationen über Aufenthaltsort und -dauer von Migranten zu erhalten, er-
reichen.
Gleichzeitig, jedoch unabhängig voneinander, wird auf europäischer Ebene einerseits über
die Kontrolle der illegalen Migration diskutiert und versucht das Konzept der temporä-
ren Migration zu implementieren, während andererseits die gewünschte Zuwanderung von
hochqualifizierten Arbeitskräften verfolgt wird. Um gegenüber anderen Industriestaaten
wettbewerbsfähig zu bleiben, muss die EU gezielt hochqualifizierte Arbeitskräfte anwer-
ben. Durch die demografische Entwicklung in den meisten EU-Ländern ist bereits in meh-
reren Branchen ein Arbeitskräftemangel zu verzeichnen. Es ist jedoch kein kurzfristiges
Lösungskonzept vorhanden. Andere große Industriestaaten, wie USA, Kanada oder Au-
stralien, verzeichnen spürbare Zuwanderungsströme von ausgebildeten Arbeitskräften mit
den benötigten Qualifikationen. Im Wettbewerb mit diesen Ländern belegt die EU hin-
sichtlich der Zuwanderungszahlen von hochqualifizierten Arbeitskräften den letzten Platz.
Die EU ist für diese Kräfte unattraktiv. Daher wird auf EU-Ebene derzeit ein Konzept für
die benötigte hochqualifizierte Zuwanderung entwickelt und umgesetzt: Ab Sommer 2011
wird es die Möglichkeit geben, eine Blue Card zu beantragen, um als hochqualifizierte
Arbeitskraft in der EU arbeiten zu können. Die hohen Anforderungen an die Bewerber
und die uneinheitliche Ausgestaltung des Blue Card-Konzepts lässt jedoch im Vergleich
zu den in anderen Regionen existierenden Ansätzen an den Erfolgsaussichten zweifeln.
Daher wurde ein etwas vereinfachtes Konzept ähnlich zu den bereits existierenden at-
traktiveren Programmen modelltheoretisch abgebildet. Dazu wurde ein Selektionsansatz
in das Modell der temporären Migration implementiert, um die hochqualifizierten Arbeits-
kräfte zu halten, wohingegen die geringqualifizierten Arbeitskräfte nach einer Probezeit
wieder ausreisen. Für die modelltheoretische Betrachtung wurde das Grundprinzip des
entwickelten Modells der temporären Migration mit seinem zusätzlichen Ausreiseanreiz
um einen Selektionsansatz aus der Personalökonomie erweitert. Der Selektionsmechanis-
mus wird erzeugt durch Besteuerung der legalen Arbeitseinkommen und durch den mo-
netären Ausreiseanreiz. Die Grundgesamtheit der Migranten unterschiedet sich in diesem
Fall hinsichtlich ihrer Arbeitsproduktivität. Das Ziel des Selektionsansatzes ist es, dass
die qualifizierten Arbeitskräfte im Land bleiben und die geringqualifizierten freiwillig aus-
reisen.
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Bei der Kombination beider Politikziele der EU, Vermeidung von illegaler Migration durch
temporäre Visa und forcierte Zuwanderung von hochqualifizierten Arbeitskräften, kommt
die Modellanalyse zu dem Schluss, dass eine gemeinsame Betrachtung erfolgsversprechend
in Bezug auf beide Ziele ist. Die Informationsasymmetrie hinsichtlich der Produktivität
der Migranten zu Beginn der ersten Modellperiode kann durch die Beobachtungen wäh-
rend der Probezeit und der zusätzlichen Anreizstruktur des Selektionsansatzes über-
wunden werden, denn die Migranten offenbaren ihre wahre Produktivität.
Für die EU bedeutet dies, dass es durch die Möglichkeit der temporären Migration für
alle Migrationswilligen kombiniert mit der Anreizstruktur, die sich aus dem Zusammen-
spiel der gewinnmaximierenden Unternehmen mit den staatlichen Instrumenten ergibt,
die Selektion von Arbeitskräften mit benötigten Eigenschaften erreicht. Damit ist es den
Unternehmen möglich, Arbeitskräfte mit benötigten Fähigkeiten im Unternehmen zu hal-
ten. Für die restlichen Migranten ist durch den monetären Ausreiseanreiz ein temporärer
legaler Aufenthalt gewährleistet.
Die in dieser Arbeit entwickelten Ansätze verfolgen weder das Ziel der unkontrollierten Mi-
gration in die EU, noch eine Abschottung ohne Migration. Vielmehr werden ausgehend von
der gegebenen illegalen Migrationssituation in der EU Lösungskonzepte untersucht, die die
Risiken und Kosten sowohl der Migranten als auch der Einwanderungsländer reduzieren.
Durch legale temporäre Migration lassen sich auf der einen Seite Flüchtlingskatastrophen
verhindern und andererseits lässt sich illegale Beschäftigung in den Einwanderungslän-
dern vermindern. Durch die Kombination mit einem Selektionsansatz lässt sich zusätzlich
das Problem des Fachkräftemangels in der EU reduzieren. Auch wenn sich die Modellbe-
dingungen nicht direkt auf die europäische Migrationspolitik übertragen lassen, schließt
diese Arbeit mit der klaren Handlungsempfehlung an die europäischen Entscheidungsträ-
ger, eine gemeinsame Strategie aus temporärer und selektiver Migration zu verfolgen.
Kapitel A
Anhang
A.1 Pressemitteilungen über Flüchlingsbewegungen am
Mittelmeer
Pressemitteilungen chronologisch aus dem deutschsprachigen Raum:
2005 Das Geschäft mit den Bootsflüchtlingen
http://www.tagesschau.de/ausland/meldung158016.html
2006 Flüchtlinge verhungern auf offener See
http://www.focus.de/politik/ausland/italien_aid_112739.html
2007 Mittelmeer-Staaten lassen Flüchtlinge im Wasser treiben
http://www.dw-world.de/dw/article/0,2144,2561337,00.html
Neues Flüchtlingsdrama, Erneut 250 Flüchtlinge auf Lampedusa gelandet
http://www.rp-online.de/public/kompakt/panorama/461324/Erneut-250-
Fluechtlinge-auf-Lampedusa-gelandet.html
Für einen Überblick über Meldungen von Lampedusa (2006 - 2009)
s. http://www.rp-online.de/orte/Lampedusa
Italien: Tote Flüchtlinge im Mittelmeer entdeckt
http://www.rp-online.de/public/kompakt/panorama/468869/Tote-
Fluechtlinge-im-Mittelmeer-entdeckt.html
2008 Hunderte afrikanische Flüchtling im Mittelmeer entdeckt
http://www.spiegel.de/politik/ausland/0,1518,574024,00.html
Dutzende Menschen sterben vor der Küste Maltas
http://www.spiegel.de/panorama/0,1518,574999,00.html
Drama vor Lampedusa
http://www.focus.de/politik/ausland/italien-drama-vor-lampedusa_aid_
334737.html
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Am Ende des Artikels werden konkrete Zahlen für 2007/08 in Italien genannt:
− 17.000 Flüchtlinge kamen von Januar bis August 2008 übers Meer nach Lampedusa.
− 649 Tote registrierte der italienische Flüchtlingsrat 2008 offiziell. Wie viele Boote unbe-
merkt sanken, ist unbekannt.
− 35.000 Asylanten und Flüchtlinge mit Bleiberecht leben laut Innenministerium aktuell
in Italien.
− 578.879 Asylanten und Flüchtlinge hielten sich laut UN-Flüchtlingshilfswerk Ende 2007
in Deutschland auf.
− 36 % Die Zahl der Asylsuchenden in Italien stieg um mehr als ein Drittel von 10.350 in
2006 auf über 14.000 in 2007.
− 8 % beträgt der Ausländeranteil in Italien. Er hat sich von 2002 bis 2007 beinahe ver-
doppelt.
2009 Mehr als 200 Flüchtlinge ertrinken
http://www.focus.de/panorama/welt/mittelmeer-mehr-als-200-fluechtlinge-
ertrinken_aid_385904.html
Katastrophe im Mittelmeer - Wieviele Menschen sollen noch sterben?
http://www.borderline-europe.de/news/news.php?news_id=64
Malteser überließen Sterbende der See
http://www.stern.de/panorama/fluechtlingsdrama-malteser-ueberliessen-
sterbende-der-see-1504677.html
100+ Flüchtlinge im Mittelmeer ertrunken
http://de.indymedia.org/2009/09/261652.shtml
Migranten-Lager in Calais - Bagger gegen Flüchtlinge
http://www.sueddeutsche.de/politik/151/488546/text/
Pressemitteilungen chronologisch aus dem englischsprachigen Raum:
2006 32 African refugees drown off Mauritania coast
http://www.whereincity.com/news/5/1294
http://www.indiaenews.com/pdf/2871.pdf
East African refugees thrown to the sharks: UN
http://www.biyokulule.com/Smuggling\%20Season.htm
2007 Migrant deaths at sea
http://www.europaworld.org/week313/migrants6707.htm
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Nearly Three Dozen More Refugees Drown In Trying To Reach Yemen
http://www.europaworld.org/week302/nearlythree15407.htm
Smugglers 'drown' scores in Yemen
http://news.bbc.co.uk/2/hi/africa/6496777.stm
How many victims among African refugees? FRONTEX: between War-
saw and the Canary Islands
http://torun.indymedia.org/4832
2008 Sixty African Refugees Found Dead On Yemen Beach
http://www.javno.com/en-world/sixty-african-refugees-found-dead-on-
yemen-beach_199413
2009 Hundreds feared drowned off Libya
http://news.bbc.co.uk/2/hi/7973322.stm
Up to 30 in Somali refugees drown near Yemen
http://www.monstersandcritics.com/news/africa/news/article_1469449.
php/Up_to_30_in_Somali_refugees_drown_near_Yemen
More than 230 migrants drown off Libyan coast
http://www.wsws.org/articles/2009/apr2009/refu-a07.shtml
taly: Xenophobic immigration policy leads to hundreds of deaths in the
Mediterranean
http://wsws.org/articles/2009/aug2009/ital-a27.shtml
Pressemitteilungen chronologisch aus dem französischsprachigen Raum:
2005 Boats people et noyades de demandeurs d'asile africains signalés au large
des côtes du Yémen
http://www.unhcr.fr/cgi-bin/texis/vtx/news/opendoc.htm?tbl=NEWS&id=
431d6dca16
2006 Affronter les requins et la mer démontée du golfe d'Aden
http://www.unhcr.fr/cgi-bin/texis/vtx/asylum?page=aden
2007 Des émigrants africains noyés en tentant de gagner le Yémen
http://www.skynet.be/actu-sports/actu/detail_des-emigrants-africains-
noyes-tentant-gagner-yemen?id=24210&show_comments=1
65 victimes de l'immigration clandestine en février
http://fortresseurope.blogspot.com/2006/01/fvrier-2007.html
2008 Golfe d'Aden: au moins 20 migrants morts noyés après avoir été jetés à
l'eau
http://www.jeuneafrique.com/Article/DEPAFP20081202T104604Z/-ONU-
Somalie-refugie-Yemen-Golfed-Aden-aumoins20migrantsmortsnoyesapresavo
iretejetesal-eau.html
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22 immigrants morts noyés au large du Yémen
http://www.avmaroc.com/actualite/immigrants-morts-a126706.html
Fortress Europe
http://fortresseurope.blogspot.com/2006/01/juin-2008.html
Naufrage au Yémen : 60 Africains retrouvés morts sur une plage
http://www.linternationalmagazine.com/article5838.html
2009 Malte, l'île où échouent les clandestins d'Afrique
http://www.pambazuka.org/fr/category/refugees/54950
réfugiés
http://www.unhcr.fr/cgi-bin/texis/vtx/publ/opendoc.pdf?tbl=PUBL&id=
478c79042
Pressemitteilungen chronologisch aus dem spanischsprachigen Raum:
2005 Fallecen ahogados más de 100 refugiados somalíes
http://www.afrol.com/es/articulos/15844
2007 Mueren ahogados 64 inmigrantes africanos frente a las costas yemeníes
http://www.abc.es/hemeroteca/historico-22-11-2007/abc/Internacional/
mueren-ahogados-64-inmigrantes-africanos-frente-a-las-costas-
yemenies_1641403804938.html$#$
2008 Hallan muertos 60 refugiados africanos en una playa de Yemen
http://www.eleconomista.es/noticias/noticias/839522/11/08/Hallan-
muertos-60-refugiados-africanos-en-una-playa-de-Yemen.html
Médicos sin Fronteras halla 60 cadáveres de refugiados en la costa de
Yemen
http://www.soitu.es/soitu/2008/11/03/info/1225732379_203330.html
2009 Se ahogan 35 africanos en tragedia de contrabando humano en Golfo de
Aden, confirma ACNUR
http://spanish.peopledaily.com.cn/31618/6644412.html
300 inmigrantes de África se habrían ahogado: Libia
http://www.radiolaprimerisima.com/noticias/inmigrantes/50332
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A.2 Einfluss illegaler Migranten auf ökonomische Grö-
ßen im Zielland
Seite 5
Kurzdossier Nr.9
Die politische Linie einer Intensivierung der Migrationskon-
trolle zieht sich seitdem durch alle einschlägigen Dokumente. 
In einer 2006 vorgelegten „Mitteilung über politische Prioritä-
ten bei der Bekämpfung der illegalen Einwanderung“ wird so-
gar die Einrichtung so genannter e-borders angeregt, bei der 
mittels elektronischer, biometrisch gestützter Systeme eine 
automatisierte Registrierung der Ein- und Ausreisen erfolgen 
soll. Nach diesem Vorschlag soll der in einigen Mitgliedslän-
dern bereits eingeführte automatisierte Datenaustausch zwi-
schen Behörden auf die Europäische Union übertragen und 
verallgemeinert werden. Einige Vorschläge wurden zwischen-
zeitlich bereits umgesetzt: So hat die europäische Grenzpolizei 
FRONTEX ihre Arbeit im Jahr 2005 aufgenommen. Insgesamt 
lässt sich sagen, dass allein Maßnahmen zur Ausweitung und 
Verschärfung von Kontrollen als verbindliche Regelungen vor-
geschlagen wurden und diese in der 
Umsetzung leichter Eingang finden 
als Vorschläge, die auf eine Liberali-
sierung ausgerichtet sind.30 
Aus eigenen Haushaltsmitteln hat 
die EU für das Rahmenprogramm 
„Solidarität und Steuerung der Mi-
grationsströme“ insgesamt 4 Mrd. 
Euro für den Zeitraum 2007 bis 2013 
bereitgestellt. Die Prioritätensetzung 
spiegelt sich auch in den Finanzzu-
weisungen wider: der Fonds zum 
Schutz der Außengrenzen (1.820 
Mio. EUR), der Rückkehrfonds (676 
Mio. EUR), der Flüchtlingsfonds (699 
Mio. EUR) und der Integrationsfonds 
(825 Mio. EUR).
Für die mit dem Ausbau verbun-
dene Vereinheitlichung des Kontroll-
regimes werden auf europäischer und 
nationalstaatlicher Ebene Investitio-
nen und Ausgaben in einem erhebli-
chen Umfang aufgewendet. Ob diese 
Mittel effektiv und wirtschaftlich ein-
gesetzt werden, ist keineswegs gesi-
chert, wie am Beispiel des Richtlinien-
vorschlags zu Arbeitgebersanktionen 
gezeigt werden soll, der im Mai des 
Jahres 2007 vorgelegt wurde. 
Ein aktueller Vorschlag zur Verschärfung 
von Arbeitgebersanktionen
Im Mai 2007 hat die Europäische Kommission einen Richt-
linienvorschlag31 vorgelegt, der eine europaweite Regelung 
zur Bestrafung von Arbeitgebern beinhaltet, die irreguläre Mi-
granten aus Drittstaaten nicht angemeldet beschäftigen. Der 
Vorschlag wurde dem Rat und dem Parlament vorgelegt und 
wird nun in einem gewohnt langwierigen Verfahren geprüft und 
beraten. Ziel des Richtlinienvorschlags ist es, Beschäftigungs-
möglichkeiten für irreguläre Migranten einzuschränken und da-
durch irreguläre Einwanderung einzudämmen. 
Dass der Richtlinienvorschlag illegale Beschäftigung und 
deren Bekämpfung in den Vordergrund stellt, ist dadurch zu 
erklären, dass reale und vermutete Verdienstmöglichkeiten 
als wichtiger Anreiz für eine illegale Einreise identifiziert wor-
den sind. Aber auch irreguläre Zuwanderer, die hauptsächlich 
aus anderen Motiven kommen, müssen in der Regel ihren Le-
bensunterhalt durch eigene Arbeit sichern. Der Bekämpfung 
illegaler Beschäftigung wird daher ein zentraler Stellenwert in 
der Eindämmung irregulärer Migration zugeschrieben. Wenn 
inländische Arbeitgeber aus Angst vor Kontrollen und Strafen 
keine Zuwanderer ohne Arbeitserlaubnis einstellen, dann sinkt 
wegen der fehlenden Verdienstmöglichkeiten auch die Zahl 
der irregulären Migranten. Dieser Logik folgend, betrachtet die 
Kommission Sanktionen gegen Arbeitgeber als ein zentrales In-
strument der Migrationskontrolle im Landesinneren. 
Die wichtigsten Vorschriften des Richtlinienvorschlags las-
sen sich in drei recht unterschiedlichen Maßnahmenkomplexen 
zusammenfassen:
Erweiterte und harmonisierte Arbeitgeberpflichten: Arbeit-
geber – Privathaushalte und Unternehmen – sollen verpflichtet 
werden, den Aufenthaltsstatus von Zuwanderern zu überprü-
fen. Als Nachweis sollen sie Kopien der Aufenthaltsdokumente 
bereithalten können. Unternehmen sollen zur Meldung an Kon-
trollbehörden verpflichtet werden. Wer diesen Pflichten nicht 
nachkommt, soll zu Geldbußen, Nachzahlungen von Löhnen 
und Abgaben sowie zur Zahlung von Rückführungskosten 
herangezogen werden. Schwerwiegende Arbeitgeberverstöße 
sollen strafrechtlich verfolgt werden.
Erweiterte Kontrollen: Die Mitgliedstaaten sollen dafür sorgen, 
dass jedes Jahr rund 10% aller im Land etablierten Unternehmen 
Quelle: Europäische Kommission (2007)
Abbildung 1: Einflussfaktoren bei der illegalen Beschäftigung von 
Angehörigen von Drittstaaten.
Abbildung A.1: Einflussfaktoren bei der illegalen Beschäftigung von illegalen Migranten446
446Vgl. Cyrus und Vogel (2008), S. 5.
KAPITEL A. ANHANG 160
A.3 Schätzungen der Bestände an illegaler Bevölkerung
in der EU
Aggregierte Schätzungen 2008
Schätzung der
IFR-Bevölkerung
Minimum Maximum
EU 27 1.949.296 3.811.386
als % der Bevölkerung 497.481.657 0,39% 0,77%
als % der ausl. Bevölkerung 28.931.683 7% 13%
EU 25 1.939.561 3.796.783
als % der Bevölkerung 468.312.792 0,41% 0,81%
als % der ausl. Bevölkerung 28.880.114 7% 13%
EU 15 1.819.765 3.255.888
als % der Bevölkerung 394.160.807 0,46% 0,83%
als % der ausl. Bevölkerung 27.434.422 7% 12%
Tabelle A.1: Schätzungen der Bestände an illegaler Bevölkerung in der EU447
Grundlage der aggregierten Schätzungen (Basis für (A.1))
Schätzung der
IFR-Bevölkerung
Minimum Maximum
Deutschland 195.845 457.015
als % der Bevölkerung 82.221.808 0,24% 0,56%
als % der ausl. Bevölkerung 7.255.949 3% 6%
Frankreich 178.000 400.000
als % der Bevölkerung 63.753.140 0,28% 0,63%
als % der ausl. Bevölkerung 3.650.100 5% 11%
Vereinigtes 417.000 863.000
Königreich als % der Bevölkerung 61.185.981 0,68% 1,41%
als % der ausl. Bevölkerung 3.659.900 11% 24%
Italien 279.200 460.680
als % der Bevölkerung 59.618.114 0,47% 0,77%
als % der ausl. Bevölkerung 2.938.922 10% 16%
Spanien 280.000 353.927
als % der Bevölkerung 45.283.259 0,62% 0,78%
als % der ausl. Bevölkerung 4.606.474 6% 8%
447Vgl. Vogel und Kovacheva (2009), Anhang 1. Dort entnommen Aggregated estimates 2008 und Basis
of the aggregated estimates. IFR ≡ Irregular Foreign Residents.
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Grundlage der aggregierten Schätzungen(Basis für (A.1))
Polen 50.000 300.000
als % der Bevölkerung 38.115.641 0,13% 0,79%
als % der ausl. Bevölkerung 54.883 91% 547%
Rumänien 7.185 10.778
als % der Bevölkerung 21.528.627 0,03% 0,05%
als % der ausl. Bevölkerung 26.069 28% 41%
Niederlande 62.320 130.999
als % der Bevölkerung 16.404.282 0,38% 0,80%
als % der ausl. Bevölkerung 681.932 9% 19%
Griechenland 172.000 209.000
als % der Bevölkerung 11.214.992 1,53% 1,86%
als % der ausl. Bevölkerung 887.600 19% 24%
Portugal 80.000 100.000
als % der Bevölkerung 10.617.575 0,75% 0,94%
als % der ausl. Bevölkerung 434.887 18% 23%
Belgien 88.000 132.000
als % der Bevölkerung 10.666.866 0,82% 1,24%
als % der ausl. Bevölkerung 932.161 9% 14%
Tschechische 17.000 100.000
Republik als % der Bevölkerung 10.381.130 0,16% 0,96%
als % der ausl. Bevölkerung 296.236 6% 34%
Ungarn 10.000 50.000
als % der Bevölkerung 10.045.000 0,10% 0,50%
als % der ausl. Bevölkerung 167.873 6% 30%
Schweden 8.000 12.000
als % der Bevölkerung 9.182.927 0,09% 0,13%
als % der ausl. Bevölkerung 491.996 1,6% 2,4%
Österreich 18.439 54.064
als % der Bevölkerung 8.331.930 0,22% 0,65%
als % der ausl. Bevölkerung 826.013 2% 7%
Bulgarien 2.550 3.825
als % der Bevölkerung 7.640.238 0,03% 0,05%
als % der ausl. Bevölkerung 25.500 10% 15%
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Grundlage der aggregierten Schätzungen(Basis für (A.1))
Dänemark 1.000 5.000
als % der Bevölkerung 5.475.791 0,02% 0,09%
als % der ausl. Bevölkerung 296.236 0,3% 1,7%
Slowakische 15.000 20.000
Republik als % der Bevölkerung 5.400.998 0,28% 0,37%
als % der ausl. Bevölkerung 32.130 47% 62%
Finnland 8.000 12.000
als % der Bevölkerung 5.300.484 0,15% 0,23%
als % der ausl. Bevölkerung 121.739 7% 10%
Irland 30.123 62.340
als % der Bevölkerung 4.419.859 0,68% 1,41%
als % der ausl. Bevölkerung 452.300 7% 14%
Litauen 3.351 16.756
als % der Bevölkerung 3.366.357 0,10% 0,50%
als % der ausl. Bevölkerung 39.687 8% 42%
Lettland 2.261 11.304
als % der Bevölkerung 2.270.894 0,10% 0,50%
als % der ausl. Bevölkerung 432.951 1% 3%
Slowenien 2.017 10.084
als % der Bevölkerung 2.025.866 0,10% 0,50%
als % der ausl. Bevölkerung 53.555 4% 19%
Estland 5.000 10.000
als % der Bevölkerung 1.340.935 0,37% 0,75%
als % der ausl. Bevölkerung 236.400 2% 4%
Zypern 10.000 15.000
als % der Bevölkerung 794.580 1,26% 1,89%
als % der ausl. Bevölkerung 118.100 8% 13%
Luxemburg 1.838 3.863
als % der Bevölkerung 483.799 0,38% 0,80%
als % der ausl. Bevölkerung 198.213 1% 2%
Malta 5.167 7.751
als % der Bevölkerung 410.584 1,26% 1,89%
als % der ausl. Bevölkerung 13.877 37% 56%
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A.4 Die Rolle der Remittances
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Abbildung A.2: Prozentualer Anteil der Remittances am BIP448
448Eigene Darstellung, Datenquelle: World Bank, http://siteresources.worldbank.org/
INTPROSPECTS/Resources/334934-1110315015165/RemittancesData_Nov09(Public).xls.
KAPITEL A. ANHANG 164
A.5 Aktuelle Aufenthaltsdauer der ausländischen Be-
völkerung in Deutschland
Staats- Insgesamt Davon Aufenthaltsdauer von . . . bis unter . . . Jahren
angehörigkeit in 1000
in % unter 1 1 bis 10 10 bis 20 20 bis 30 30 und mehr
Türkei 1688,4 13,8 243,5 549,1 351,7 530,3
100,0 0,8 14,4 32,5 20,8 31,4
Italien 523,2 7,2 60,8 112,5 110,1 232,6
100,0 1,4 11,6 21,5 21,0 44,5
Griechenland 287,2 3,0 34,7 78,0 47,3 124,2
100,0 1,0 12,1 27,2 16,5 43,2
Spanien 105,5 4,0 19,2 14,3 10,7 57,3
100,0 3,8 18,2 13,6 10,1 54,3
Insgesamt 2604,3 28,0 358,2 753,9 519,8 944,4
100,0 1,1 13,8 28,9 20,0 36,2
Tabelle A.2: Aufenthaltsdauer der ausländischen Bevölkerung Ende 2008449
Es ist zu erkennen, dass gut ein Drittel der ehemaligen Gastarbeiter schon länger als 30
Jahre in Deutschland ist. Für Jugoslawien existieren keine vergleichbaren Daten bis 2008.
449Eigene Berechnungen. Daten entnommen aus Bundesamt für Flüchtlinge und Migration (2009), S. 12.
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A.6 Entwicklung der ausländischen Bevölkerung in Deutsch-
land
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Abbildung A.3: Ausländische Bevölkerung in Deutschland von 1951 bis 2009450
Anhand der Abbildung (A.3) ist zu erkennen, dass es nach dem Anwerbestopp 1973 zu
keinem signifikanten Rückgang der ausländischen Bevölkerung in Deutschland kam. Nach
dem Ende des Kalten Krieges zu Beginn der Neunziger Jahre kam es zu einem weiteren
Ansteigen der ausländischen Bevölkerung durch Zuwanderung aus Osteuropa.
450Eigene Darstellung. Daten: Statistisches Bundesamt (2010), S. 23.
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A.7 Zeitstrahl der asylrelevanten Ereignisse für der EU
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Dez. 1948
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"ad hoc"
Jul. 1951
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Flüchtlings-
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Schengen II
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2011)
2004 - 2009 Programm von Den Haag
Sep. 1997)
Dublin I
(in Kraft ab
Jun. 1990
Nov 1993)
1992
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Beschlüsse
Dez 1991
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Maastricht
(in Kraft ab
Feb. 2001
Vertrag von
Nizza
(in Kraft ab
Nov. 1997
Vertrag von
Amsterdam
(in Kraft ab
Dez. 2007
Vertrag von
Lissabon
(noch nicht in
Feb. 2003) Kraft getreten)
Sep. 1997
Dublin I
tritt in Kraft
Nov. 2002
Dublin II
(in Kraft ab
2004
Mai 1999)
Mär. 2003)
1999 - 2004 Programm von Tampere
Okt. 2008
Europäischer
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Einwanderung
und Asyl
Mai 2009
Beschluss zur
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Abbildung A.4: Zeitstrahl der asylrelevanten Ereignisse in der EU451
A.8 Entwicklung der Höhe von Remittances, Entwick-
lungshilfe, FDI und private Finanzinvestitionen
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Abbildung A.5: Entwicklung unterschiedlicher Unterstützungszahlungen an Entwicklungs-
länder von 2000 - 2008453
451Eigene Darstellung.
453Eigene Darstellung. Datenquellen: Offizielle Entwicklungshilfe: OECD stats.oecd.org/index.aspx,
FDI: UNCTAD (http://stats.unctad.org/FDI/TableViewer/tableView.aspx?ReportId=3084);
Finanzinvestitionen: IMF http://www.imf.org/external/pubs/ft/weo/2009/02/weodata/
weorept.aspx; Remittances: The World Bank (http://siteresources.worldbank.org/
INTPROSPECTS/Resources/334934-1110315015165/RemittancesData_Nov09(Public).xls).
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A.9 Alternative Ansätze zur Erklärung von Migration
Theorie Charakteristika Autoren
Anthropologie der Mi-
gration
Behavioristisch Kubat und Hoffmann-
Nowotny (1981); Massey,
Arango, Hugo, Kouaou-
ci, Pellegrino, und Taylor
(1998)
Migrationssystemtheorie Strukturalistisch, beha-
vioristisch
Mabogunje, 1970; Kritz
et al. (1992)
Sozialkapital und Migra-
tion
Mikroökonomisch, struk-
turalistisch und behavio-
ristisch
Portes und Sennsenbren-
ner (1993); Espinosa und
Massey, 1997
Migrationsnetzwerke Strukturalistisch und be-
havioristisch
Gurak und Caces (1992);
Espinosa und Massey
1997
Akkumulation von Mi-
grationserfahrung, Klu-
tur der Migration
Strukturalistisch und be-
havioristisch
Massey und Zenteno
(2001); Massey, Aran-
go, Hugo, Kouaouci,
Pellegrino, und Taylor
(1998)
Transnationale Migrati-
on
Deskriptiv - analytisch Schiller et al. (1997)
Theorien interner Ar-
beitsmärkte und Migra-
tionskanäle
Strukturalistisch und be-
havioristisch
Salt (1990); Findlay
(1990)
Place Unitility Theoriy Behavioristisch und de-
terministisch
Wolpert (1966); Sim-
mons (1986); Lu (1999)
Theorien internationaler
Migrationspolitik
Srukturalistisch und be-
havioristisch
Hollifield (1992), Holli-
field (2000); Cornelius
et al. (1994)
Tabelle A.3: Alternative Migrationstheorien454
454Entnommen aus Düvell (2006), S. 93.
KAPITEL A. ANHANG 168
A.10 Ausdehnung des Planungshorizontes
Im folgenden Abschnitt wird untersucht, ob die Ergebnisse des Grundmodells auch Be-
stand haben, wenn der Planungshorizont von 2 Perioden ausgedehnt wird. Eine Aus-
dehnung bedeutet, dass die Probezeit und die Arbeitsperiode nicht mehr im gleichen
Verhältnis zueinander stehen, sondern die Arbeitszeit länger ausfällt. Die Effekte einer
längeren Arbeitserlaubnis im Norden werden untersucht.
Im ersten Schritt wird der Planungshorizont auf drei Perioden ausgedehnt und dann auf
endliche n Perioden.
Planungshorizont: 3 Perioden
In diesem Abschnitt ist die erste Periode die Probezeit für LS und HS. In den Perioden
zwei und drei bekommen die HS einen Anschlussvertrag, d. h. eine unbefristete Anstel-
lung. Ziel ist es, dass die LS nach der ersten Periode ausreisen und in den Perioden zwei
und drei im Heimatland arbeiten.
Daraus ergeben sich folgende abgeänderte Bedingungen:
Existenzminimum w1 − t1 ≥ w∗ (A.1)
NB für HS 2(w2 − t2) ≥ 2w∗(1 + x) + b (A.2)
NB für LS p2(w2 − t2) + (1− p)2w∗ ≤ 2w∗ + b (A.3)
Es ergeben sich folgende Funktionen für die Steuern und den Bond b:
t1 = w1 − w∗
t2 = w2 − w∗(1 + x
1− p)
b = 2
pxw∗
1− p
Unter Berücksichtigung dieser Zusammenhänge bestimmt der Staat seinen Staatshaushalt:
S = T1 + T2 + T3 −B = t1M + 2t2αM − b(1− α)M
S = 3αθM θ − w∗M(2α(1 + x) + 2 px
1− p + 1)
Für die Optimierung betrachtet der Norden die Gesamtwohlfahrt, diese setzt sich zusam-
men aus Gewinn der Unternehmen und dem Staatshaushalt, daher ist die Funktion, die
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zu optimieren ist:
W = Y1 −K1 + Y2 −K2 + Y3 −K3 + S
W =
1
θ
(αM)θ − w1M + 1
θ
(αM)θ − w2αM + 1
θ
(αM)θ − w2αM
+ 3αθM θ − w∗M(2α(1 + x) + 2 px
1− p + 1) (A.4)
Die Bedingung erster Ordnung lautet:
∂W
∂M
= 3(αM)θ−1α− w∗(1 + 2α(1 + x) + 2 px
1− p) =
! 0
Daraus ergibt sich eine optimale Migrantenmenge von
M θ−1 =
w∗
3αθ
(1 + 2α(1 + x) + 2
px
1− p) (A.5)
bzw. M =
(
w∗
3αθ
(1 + 2α(1 + x) + 2
px
1− p)
) 1
θ−1
(A.6)
2 Perioden 3 Perioden
M =
(
w∗
2αθ
(1 + α(1 + x) + px
1−p)
) 1
θ−1
M =
(
w∗
3αθ
(1 + 2α(1 + x) + 2 px
1−p)
) 1
θ−1
b = pxw
∗
1−p b = 2
pxw∗
1−p
w1 =
1
2
w∗(1 + α(1 + x) + px
1−p) w1 =
1
3
w∗(1 + 2α(1 + x) + 2 px
1−p)
w2 =
1
2α
w∗(1 + α(1 + x) + px
1−p) w2 =
w∗
3α
(1 + 2α(1 + x) + 2 px
1−p)
t1 =
1
2
w∗(α(1 + x) + px
1−p − 1) t1 = 13w∗(2α(1 + x) + 2 px1−p − 2)
t2 =
w∗
2α
((1− α)(1 + px
1−p)− αx1−p) t2 = w
∗
3α
((1− α)(1 + 2px
1−p)− αx1−p
Planungshorizont: n Perioden
Bei einem Planungshorizont von n Perioden verändern sich die Bedingungen an das Visum
nur gering:
Existenzminimum w1 − t1 ≥ w∗ (A.7)
NB für HS (n− 1)(w2 − t2) ≥ (n− 1)w∗(1 + x) + b (A.8)
NB für LS p(n− 1)(w2 − t2) + (1− p)(n− 1)w∗ ≤ (n− 1)w∗ + b (A.9)
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Dies ergibt für die Steuern und den Bond folgende neue Bedingungen:
t1 = w1 − w∗
t2 = w2 − w∗(1 + x
1− p)
b = (n− 1)pw
∗x
1− p
Damit setzt sich der Staatshaushalt wie folgt zusammen:
S = T1 + (n− 1)T2 −B (A.10)
= t1M + (n− 1)t2αM − (1− α)Mb (A.11)
= nαθM θ − w∗M(1 + (n− 1)α(1 + x) + (n− 1) px
1− p) (A.12)
Die zu maximierende Wohlfahrt lautet:
W = Y1 −K1 + (n− 1)Y2 −K2 + S (A.13)
=
1
θ
(αM)θ − w1M + (n− 1)1
θ
(αM)θ − (n− 1)w2αM + nαθM θ (A.14)
= −w∗M(1 + (n− 1)α(1 + x) + (n− 1) px
1− p)
= n
1
θ
(αM)θ − w∗M(1 + (n− 1)α(1 + x) + (n− 1) px
1− p) (A.15)
Daraus ergibt sich die Bedingung erster Ordnung:
∂W
∂M
= n(αM)θ−1α− w∗(1 + (n− 1)α(1 + x) + (n− 1) px
1− p) =
! 0 (A.16)
Daraus ergibt sich eine optimale Menge M von:
M θ−1 =
w∗
nαθ
(1 + (n− 1)α(1 + x) + (n− 1) px
1− p) (A.17)
bzw. M =
(
w∗
nαθ
(1 + (n− 1)α(1 + x) + (n− 1) px
1− p)
) 1
θ−1
(A.18)
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2 Perioden n Perioden
M =
(
w∗
2αθ
(1 + α(1 + x) + px
1−p)
) 1
θ−1
M =
(
w∗
nαθ
(1 + (n− 1)α(1 + x) + (n− 1) px
1−p)
) 1
θ−1
b = pxw
∗
1−p b = (n− 1)pw
∗x
1−p
w1 =
1
2
w∗(1 + α(1 + x) + px
1−p) w1 =
1
n
w∗(1 + (n− 1)α(1 + x) + (n− 1) px
1−p)
w2 =
1
2α
w∗(1 + α(1 + x) + px
1−p) w2 =
w∗
αn
(1 + (n− 1)α(1 + x) + (n− 1) px
1−p
t1 =
1
2
w∗(α(1 + x) + px
1−p − 1) t1 = 1nw∗((n− 1)(α(1 + x) + px1−p − 1))
t2 =
w∗
2α
((1− α)(1 + px
1−p)− αx1−p) t2 = w
∗
αn
((1− α)(1 + (n+ 1) px
1−p)− αx1−p)
A.11 Unsicherheit über Folgeanstellung in beiden Grup-
pen
Im folgenden Abschnitt wird untersucht, was passiert, wenn keine der beiden Gruppen
sicher weiterbeschäftigt wird. Für die LS ist p die Irrtumswahrscheinlichkeit, dass sie
fälschlicherweise für einen HS gehalten werden nun aber auch für die HS die Wahr-
scheinlichkeit, dass sie fälschlicherweise für einen LS gehalten werden und nicht weiter-
beschäftigt werden.
Dadurch ändern sich die Bedingungen an das Visum in folgende Gleichungen:
Existenzminimum w1 − t1 ≥ w∗ (A.19)
NB für HS (1− p)(w2 − t2) + pw∗ ≥ w∗(1 + x) + b (A.20)
NB für LS p(w2 − t2) + (1− p)w∗ ≤ w∗ + b (A.21)
Dann ergeben sich für die Steuern und den Bond folgende Zusammenhänge:
t1 = w1 − w∗ = αθM θ−1 (A.22)
t2 = w2 − w∗(1 + x
1− 2p) = α
θ−1M θ−1 − w∗(1 + x
1− 2p) (A.23)
b =
pxw∗
1− 2p (A.24)
Der Staat maximiert dann die folgende Wohlfahrtsfunktion:
W = Y1 −K1 + Y2 −K2 + S (A.25)
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W =
1
θ
(αM)θ − w1M + 1
θ
(αM)θ − w2αM
+ w1M + w2αM − w∗M(1 + α)− αw
∗x(1− p)
1− 2p M −
pxw∗
1− 2pM (A.26)
Daraus ergibt sich die Bedingung erster Ordnung:
∂W
∂M
= 2(αM)θ−1α− w∗(1 + α)− αw
∗x(1− p)
1− 2p −
pw∗x
1− 2pM =
! 0 (A.27)
und die optimale Menge für M :
M θ−1 =
w∗
2αθ
(1 + α +
αx(1− p)
1− 2p +
px
1− 2p) (A.28)
bzw. M =
(
w∗
2αθ
(1 + α +
αx(1− p)
1− 2p +
px
1− 2p)
) 1
θ−1
(A.29)
Die endogenen Variablen ergeben sich aus der optimalen Menge wie folgt:
w1 =
w∗
2
(1 + α +
αx(1− p)
1− 2p +
px
1− 2p) (A.30)
w2 =
w∗
2α
(1 + α +
αx(1− p)
1− 2p +
px
1− 2p) (A.31)
t1 =
w∗
2
(α +
αx(1− p)
1− 2p +
px
1− 2p − 1) (A.32)
t2 =
w∗
2
(
1
α
− 1 + p
1− 2p +
px
α(1− 2p) − 1) (A.33)
(A.34)
HS sicher weiterbeschäftigt HS unsicher über Weiterbeschäftigung
M =
(
w∗
2αθ
(1 + α(1 + x) + px
1−p)
) 1
θ−1
M =
(
w∗
2αθ
(1 + α + αx(1−p)
1−2p +
px
1−2p)
) 1
θ−1
b = ( px
1−p)w
∗ b = pxw
∗
1−2p
w1 =
1
2
w∗(1 + α(1 + x) + px
1−p) w1 =
w∗
2
(1 + α + αx(1−p)
1−2p +
px
1−2p)
w2 =
1
2α
w∗(1 + α(1 + x) + px
1−p) w2 =
w∗
2α
(1 + α + αx(1−p)
1−2p +
px
1−2p)
t1 =
w∗
2
(α + αx(1−p)
1−2p +
px
1−2p − 1) t1 = w
∗
2
(α + αx(1−p)
1−2p +
px
1−2p − 1)
t2 =
1
2
w∗( 1
α
+ x+ px
α(1−p) − 1− 2x1−p) t2 = w
∗
2
( 1
α
− 1+p
1−2p +
px
α(1−2p) − 1)
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A.12 Lohn bei illegaler Beschäftigung will = w∗ + κ
Im folgenden Abschnitt gilt die Annahme, dass der Lohn auf dem Markt der illegalen
Beschäftigung will = w+ κ ist. Durch die Einführung des Visums ist es möglich, dass der
Lohn um den Kostenbestandteil k, der für Kosten der illegalen Reise steht, für die legal
eingereisten Migranten sinkt. Der Lohn auf dem Markt der illegalen Beschäftigung bleibt
aber über den Niveau im Süden, will > w∗.
Für die gewünschte Ausgestaltung des Visums müssen folgende Bedingungen erfüllt sein:
(i) Existenzminimum: w1 − t1 ≥ w∗ + κ
(ii) NB für HS: w2 − t2 ≥ w∗(1 + x) + b
(iii) NB für LS: p(w2 − t2) + (1− p)(w∗ + κ) ≤ b+ w∗
Es wird angenommen, dass die Bedingung w2− t2 ≥ w∗+κ nicht bindet, dass es sich also
auf jeden Fall im Norden für die HS lohnt im legalen Bereich zu arbeiten.
Daraus ergeben sich für den Bond und die Steuern folgende Bedingungen:
b = κ+
pw∗x
1− p (A.35)
genau um κ erhöht gegenüber dem Fall ohne Arbeitsalternative in Periode 2.
t2 = w2 − w∗(1 + x+ px
1− p)− κ (A.36)
t1 = w1 − w∗ − κ (A.37)
Das Verhalten der Unternehmen bleibt unverändert zum vorherigen Fall, da in der ersten
Periode sich nichts an den Bedingungen ändert, d.h. der Lohn in Periode 1 lautet w1 =
αθM θ−1 und in Periode 2 entspricht der Lohn w2 = αθ−1M θ−1.
Daraus ergibt sich für die Steuern:
t1 = α
θM θ−1 − w∗ − κ
t2 = α
θ−1M θ−1 − w∗(1 + x+ px
1− p)− κ
Im ersten Schritt betrachtet der Staat seinen Haushalt, S = Einnahmen - Ausgaben:
S = t1M + t2αM − b(1− α)M (A.38)
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S = αθM θ − w∗M − κM + αθM θ − w∗αM(1 + x+ px
1− p)− καM
− (κ+ pw
∗x
1− p)(1− α)M (A.39)
S = 2αθM θ − w∗M − 2κM − w∗αM(1 + x)− pw
∗x
1− pM (A.40)
Wenn der Staat nun die gesamte Wohlfahrt maximieren möchte, dann ist seine Zielfunk-
tion: W = G+ S.
W =
1
θ
(αM)θ −Mw1 + 1
θ
(αM)θ − αMw2
+ 2αθM θ − w∗M − 2κM − w∗αM(1 + x)− pw
∗x
1− pM (A.41)
⇔ W = 2
θ
(αM)θ − w∗M − 2κM − w∗αM(1 + x)− pw
∗x
1− pM (A.42)
Daraus ergibt sich als Bedingung erster Ordnung:455
∂W
∂M
= 2αθM θ−1 − w∗ − 2κ− w∗α(1 + x)− pw
∗x
1− p =
! 0 (A.43)
Daraus ergibt sich folgende Bedingung für die optimale Zahl an Migranten M :
M θ−1 =
κ
αθ
+
w∗
2αθ
(1 + α(1 + x) +
px
1− p) (A.44)
M∗ =
(
2κ
αθ
+
w∗
2αθ
(1 + α(1 + x) +
px
1− p)
) 1
θ−1
(A.45)
Hier fällt die Zahl der Migranten positiv aus. Die anderen Größen ergeben sich aus M∗,
d.h.
w1 = κ+
w∗
2
(1 + α(1 + x) +
px
1− p) (A.46)
w2 =
κ
α
+
w∗
2α
(1 + α(1 + x) +
px
1− p) (A.47)
t1 =
w∗
2
(α(1 + x) +
px
1− p − 1) (A.48)
t2 =
(1− α)κ)
α
+
w∗
2α
((1− α)(1 + px
1− p)−
αx
1− p) (A.49)
Die folgende Tabelle gibt den Vergleich der Ergebnisse will = w∗ und will = w∗+κ wieder:
455Die Bedingung zweiter Ordnung lautet: ∂
2W
∂M2 = 2(θ − 1)αθ−1Mθ−2 < 0, damit ein Maximum.
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will = w∗ will = w∗ + κ
M =
(
w∗
2αθ
(1 + α(1 + x) + px
1−p)
) 1
θ−1
M =
(
κ
αθ
+ w
∗
2αθ
(1 + α(1 + x) + px
1−p)
) 1
θ−1
b = pxw
∗
1−p b = κ+
pxw∗
1−p
w1 =
1
2
w∗(1 + α(1 + x) + px
1−p) w1 = κ+
w∗
2
(1 + α(1 + x) + px
1−p)
w2 =
1
2α
w∗(1 + α(1 + x) + px
1−p) w2 =
k
α
+ w
∗
2α
(1 + α(1 + x) + px
1−p)
t1 =
1
2
w∗(α(1 + x) + px
1−p − 1) t1 = 12w∗(α(1 + x) + px1−p − 1)
t2 =
w∗
2α
((1− α)(1 + px
1−p)− αx1−p) t2 = (1−α)kα + w
∗
2α
((1− α)(1 + px
1−p)− αx1−p)
A.13 LS produktiv, aber geringer als die HS.
Im Folgenden wird angenommen, dass die LS auch etwas zur Produktion beitragen. Die
LS schaffen pro Periode 1 Arbeitseffizienzeinheiten (AEE), die HS schaffen  Arbeitsef-
fizienzeinheiten, es gilt  > 1.456 Die Unternehmen entlohnen die Arbeiter nach dem
Grenzprodukt ihrer Arbeit. Aus den Gewinnen Gi für i = 1, 2 ergeben sich folgende Löh-
ne:
w1 = (α + 1− α)θM θ−1 und w2 = θαθ−1M θ−1.
Der Staat möchte die asymmetrische Information überwinden. Er möchte die Gruppen
dazu bringen, ihren Typ zu offenbaren. Dafür müssen folgende Bedingungen erfüllt sein:
t1 = (α + 1− α)θM θ−1 − w∗, t2 = θαθ−1M θ−1 − w∗(1 + x1−p) und b = pxw
∗
1−p
Demnach ergibt sich ein Staatshaushalt von:
S = ((α− 1 + α)θM θ−1 − w∗)M + (θαθ−1M θ−1 − w∗(1 + x
1− p))αM −
pxw∗
1− p(1− α)M
(A.50)
S = (α + 1− α)θM θ + (αM)θ − w∗M − (1 + x)αw∗M − pxw
∗
1− pM (A.51)
Die Gesamtwohlfahrt, W = G+ S, sieht dann folgendermaßen aus:
W =
1
θ
((α + 1− α)M)θ − (α + 1− α)θM θ + 1
θ
(αM)θ − (αM)θ
+ (α + 1− α)θM θ + (αM)θ − w∗M − (1 + x)αw∗M − pxw
∗
1− pM (A.52)
456 steht für die relative Produktivität der HS:  = Produktivität in AEE der HS
Produktivität in AEE der LS .
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Daraus ergibt sich die Bedingung erster Ordnung:457
∂W
∂M
= ((α+1−α)M)θ−1(α+1−α)+(αM)θ−1α−w∗−(1+x)αw∗− pxw
∗
1− p = 0 (A.53)
Daraus folgt für die optimale Menge M :
M θ−1 = w∗
(1 + (1 + x)α + px
1−p)
(α + 1− α)θ + (α)θ (A.54)
bzw.
M = (w∗
(1 + (1 + x)α + px
1−p)
(α + 1− α)θ + (α)θ )
1
θ−1 (A.55)
Daraus ergeben sich die anderen relevanten Größen wie folgt:
w1 =
(α + 1− α)θw∗
(α + 1− α)θ + (α)θ (1 + α(1 + x) +
px
1− p) (A.56)
t1 =
(α + 1− α)θw∗
(α + 1− α)θ + (α)θ (1 + α(1 + x) +
px
1− p)− w
∗ (A.57)
w2 =
θαθ−1M θ−1w∗
(α + 1− α)θ + (α)θ (1 + α(1 + x) +
px
1− p) (A.58)
t2 =
θαθ−1M θ−1w∗
(α + 1− α)θ + (α)θ (1 + α(1 + x) +
px
1− p)− w
∗(1 +
px
1− p) (A.59)
Vergleich der Ergebnisse LS unproduktiv und LS produktiv:
LS unproduktiv LS produktiv
M =
(
w∗
2αθ
(1 + α(1 + x) + px
1−p)
) 1
θ−1
M = ( w
∗
(α+1−α)θ+(α)θ (1 + (1 + x)α +
px
1−p))
1
θ−1
b = pxw
∗
1−p b =
pxw∗
1−p
w1 =
1
2
w∗(1 + α(1 + x) + px
1−p) w1 =
(α+1−α)θw∗
(α+1−α)θ+(α)θ (1 + α(1 + x) +
px
1−p)
w2 =
1
2α
w∗(1 + α(1 + x) + px
1−p) w2 =
θαθ−1Mθ−1w∗
(α+1−α)θ+(α)θ (1 + α(1 + x) +
px
1−p)
t1 =
1
2
w∗(α(1 + x) + px
1−p − 1) t1 = (α+1−α)
θw∗
(α+1−α)θ+(α)θ (1 + α(1 + x) +
px
1−p)− w∗
t2 =
1
2
w∗( 1
α
+ x+ px
α(1−p) − 1− 2x1−p) t2 = 
θαθ−1Mθ−1w∗
(α+1−α)θ+(α)θ (1 + α(1 + x) +
px
1−p)− w∗(1 + px1−p)
457Die Bedingung zweiter Ordnung lautet: ∂
2W
∂M2 = (θ − 1)((α + 1 − α)M)θ−2(α + 1 − α)2 + (θ −
1)(αM)θ−2(α)2 < 0. Damit liegt bei diesem Optimum ein Maximum vor.
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A.14 Komparative Statik der Variablen M ∗, w1, w2, t1
und t2
Komparative Statik von M∗:
M∗ = (
w∗
2αθ
(1 + α(1 + x) +
px
1− p))
1
θ−1
∂M
∂w∗
=
1
θ − 1(
w∗
2αθ
(1 + α(1 + x) +
px
1− p))
1
θ−1−1 1
2αθ
(1 + α(1 + x) +
px
1− p) < 0
∂M
∂α
=
1
θ − 1(
w∗
2αθ
(1 + α(1 + x) +
px
1− p))
1
θ−1−1·
(
(1 + x)α− (1 + α(1 + x) + px
1−p)θ
2αθ+1
) ≷ 0
∂M
∂x
=
1
θ − 1(
w∗
2αθ
(1 + α(1 + x) +
px
1− p))
1
θ−1−1(
w∗
2αθ−1
+
w∗p
2αθ(1− p)) < 0
∂M
∂p
=
1
θ − 1(
w∗
2αθ
(1 + α(1 + x) +
px
1− p))
1
θ−1−1 w
∗x
2αθ(1− p)2 < 0
∂M
∂θ
=
1
θ − 1(
w∗
2αθ
(1 + α(1 + x) +
px
1− p))
1
θ−1−1(− ln 2α) w
∗
2αθ
(1 + α(1 + x) +
px
1− p) > 0
Komparative Statik von w1:
w1 =
1
2
w∗(1 + α(1 + x) +
px
1− p)
∂w1
∂w∗
=
1
2
(1 + α(1 + x) +
px
1− p) > 0
∂w1
∂α
=
1
2
w∗(1 + x) > 0
∂w1
∂x
=
1
2
w∗α +
w∗p
2(1− p) > 0
∂w1
∂p
=
w∗x
2(1− p)2 > 0
Komparative Statik von w2:
w2 =
1
2α
w∗(1 + α(1 + x) +
px
1− p)
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∂w2
∂w∗
=
1
2α
(1 + α(1 + x) +
px
1− p) > 0
∂w2
∂α
= − w
∗
2α2
− w
∗px
2α2(1− p) < 0
∂w2
∂x
=
w∗
2
+
w∗p
2α(1− p) > 0
∂w2
∂p
=
w∗x
2α(1− p)2 > 0
Komparative Statik von t1:
t1 =
1
2
w∗(α(1 + x) +
px
1− p − 1)
∂t1
∂w∗
=
1
2
(α(1 + x) +
px
1− p − 1) > 0
∂t1
∂α
=
1
2
w∗(1 + x) > 0
∂t1
∂x
=
1
2
w∗α +
w∗x
2(1− p) > 0
∂t1
∂p
=
w∗x
2(1− p)2 > 0
Komparative Statik von t2:
t2 =
1
2
w∗(
1
α
+ x+
px
α(1− p) − 1−
2x
1− p)
∂t2
∂w∗
=
1
2
(
1
α
+ x+
px
α(1− p) − 1−
2x
1− p) > 0
∂t2
∂α
= − w
∗
2α2
− pxw
∗
2α2(1− p) < 0
∂t2
∂x
=
−pw∗ − w∗
2(1− p +
pw∗
2α(1− p) > 0
∂t2
∂p
=
(1− 2α)xw∗
2(1− p)2α > 0
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A.15 Bedingung zweiter Ordnung: geränderte Hesse-
Matrix
Die geränderte Hesse-Matrix für die Optimierung des Lagrange-Ansatzes aus Gleichung
(4.13) mit zwei Variablen und zwei Nebenbedingungen sieht wie folgt aus. Dabei ist die
Zielfunktion Z = v + t− b, die erste Nebenbedingung f 1 = b−w+ c+w∗ und die zweite
Nebenbedingung f 2 = w − c− v˜ + b− w∗.
0 0 f 1v f
1
b
0 0 f 2v f
2
b
f 1v f
2
v Zvv Zvb
f 1b f
2
b Zbv Zbb

(H¯) =

0 0 0 1
0 0 −∂v˜
∂v
1
0 −∂v˜
∂v
0 0
1 1 0 0

Nach dem Entwicklungsatz von Laplace (nach der ersten Zeile) ergibt sich:
det(H¯) = 0 · det
 0 −
∂v˜
∂v
1
−∂v˜
∂v
0 0
1 0 0
− 0 · det
 0 −
∂v˜
∂v
1
0 0 0
1 0 0

+ 0 · det
 0 0 10 −∂v˜∂v 0
1 1 0
− 1 · det
 0 0 −
∂v˜
∂v
0 −∂v˜
∂v
0
1 1 0
 (A.60)
⇔
det(H¯) = (−1) · (0 + 0 + 0− (∂v˜
∂v
)2 − 0− 0) = (∂v˜
∂v
)2 > 0
Damit ist bewiesen, dass ein Maximum vorliegt, d.h. die Einnahmen maximiert werden.
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